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des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Abge­
ordneten Dr. K r a n zlmayr und Genossen 
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Genossen (899/A. B. zu 880jJ) 
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der Abgeordneten L a n c  und Genossen (900j 
A. B. zu 877/J) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten W i e l a n d n e r  und Genossen 
(901/A. B. zu 895jJ) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Cze t t e l  
und Genossen (902/A. B .  zu 873/J) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten Dr. van T o n g e l  und Genos­
sen (903/A. B. zu 894/J) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten Pöl z und Genossen (904/ 
A. B. zu 897/J) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten Ko n i r  und Genossen 
(905/A. B. zu 879/J) 
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des Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten auf die Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Pi t t e rroan n  und Genossen (911/A. B. 
zu 959/J) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vo r s i t z e n d e: Präsident Dr. Maleta, Zwei­
ter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident : Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Das amtliche P r o t o k o l l der 115. Sitzung 
des Nationalrates vom 13. November 1968 
ist in der Kanzlei aufgelegen, unbeanständet 
geblieben und gilt daher als genehmigt. 

Fragestunde 

Präsident : Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 4 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident : 1. Anfrage: Abgeordneter Töd­
Iing (Ö V P) an den Herrn Bundesminister für 
Landesverteidigung, betreffend Kaderpersonal­
mangel. 

1951jM 

Konnte durch die in diesem Jahr eingeleiteten 
Rationalisierungsmaßnahmen im Bundesheer , 
insbesondere durch die Reduzierung von Ein­
heiten, der Kaderpersonalmangel behoben wer­
den? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader: Herr Abgeordneter! Durch die in 
der letzten Zeit eingeleiteten Rationalisierungs-

maßnahmen im Bundesheer wird in personeller 
Hinsicht nicht nur eine Kaderverdichtung 
bei der Truppe angestrebt, sondern ebenso die 
Freimachung von Kadern für die neuauf­
gestellten Einheiten, nicht zuletzt auch für die 
Landwehr. 

Die beabsichtigten Maßnahmen sind in 
vielen FäHen bereits abgeschlossen, so insbe­
sondere innerhalb der Truppenkörper - also 
der Bataillone -, wo das Kaderpersonal still­
gelegter Kompanien größtenteils in die anderen 
Kompanien überstellt wurde. Aber auch im 
Bereich von Großgarnisonen konnten im Zuge 
von Versetzungen Truppenkörper mit niedri­
gem Kaderpersonalstand aufgestockt werden. 

Zusammenfassend, Herr Abgeordneter, ist 
zu sagen, daß sich dadurch die Kaderlage 
wesentlich gebessert hat, das Problem aber 
lange noch nicht gelöst ist. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödling : Herr Bundesminister!· 
Ich möchte fragen: Sind mit dem zusätzlich 
vorhandenen Kaderpersonal auch neue Ein­
heiten versorgt worden 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Herr Abge­
ordneter! Ich habe schon darauf hingewiesen. 
Wir haben in diesem Zusammenhang eine 
Heeresaufldärungsabteilung aufgestellt. Wir 
haben den Kader V'or allem bei unserem Flug­
melderegiment verstärkt, wir haben einzelne 
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Bundesminister Dr. Prader 

Fla-Batterien neu aufgestellt. Wir haben 
darüber hinaus auch Luftschutzpionierzüge 
und einige andere kleinere Einheiten bei den 
Gruppenkommanden 11 und III neu 'aufgestellt. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Dr. van 
Tongel (F PÖ ) an den Herrn Verteidigungs­
minister, betreffend Kosten der Schrift "aktiv 
und bereit". 

1917/M 

Da von Ihnen neuerlich eine Nummer der 
Schrift "aktiv und bereit" herausgegeben 
wurde, frage ich, wie hoch die Gesamtkosten 
(Druck und Versand) dieser Aussendung waren. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Die Druckkosten der Nr. 2 betragen 
15.476,24 S, die Versandkosten 10.025, 14 S. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: An welchen 
Personenkreis wurde diese Schrift versendet 1 

Bundesminister Dr. Prader: Diese Schrift 
ist vor allem für die Reservesoldaten bestimmt, 
insbesondere für jene, die in dem betreffenden 
Jahr zu einer Inspektion und Instruktion 
einberufen werden. Darüber hinaus wird 
diese Druckschrift auch den Herren Abge­
ordneten zuge8tel1t. (Abg. Dr. Pit termann: 
Die sind immer "a ktiv und bereit" !) 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: Finden Sie, 
Herr Minister, daß der Inhalt dieser Schrift 
diese Ausgabe rechtfertigt, da hauptsächlich 
Binsenwahrheiten und alltägliche Meldungen 
in dieser Schrift enthalten sind � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Das kommt darauf an, von welcher 
Seite man das betrachtet. Ich habe nicht den 
Eindruck gewonnen, daß das, was in dieser 
Zeitschrift niedergelegt ist, nämJich als Be­
gründung für die Notwendigkeit der Landes­
verteidigung, überall bereits als Binsenwahrheit 
gilt. Ich bin aber der Auffassung, Herr Abge­
ordneter, daß wir hier Modulationen vornehmen 
sollten und auch werden, um diese Druckschrift 

, f\twas beweglicher zu gestalten. 

Präsident: Die 3. Anfrage wird schrift­
lich beantwortet, da der Abgeordnete nicht 
anwesend ist. 

4. Anfrage: Abgeordneter Steiner 
(Ö V P) an den Herrn Verteidigungsminister, 
betreffend Deckung des Munitionsbedarfs durch 
österreichische Firmen. 

1953/M 

In welchem Umfang deckt das Bundes­
ministerium für Landesverteidigung den Muni­
tionsbedarf durch österreichische Firmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Die Beschaffung 
der beim Bundesheer benötigten Munition 
erfolgt zum Teil im Inland, zum Teil im 
Ausland. Gegenwärtig werden in Österreich 
insbesondere die gesamte Handfeuerwaffen­
und MG-Munition, die gesamte Leucht-, Si­
gnal- und Markierungsmunition, die 8 cm­
Spreng- und Übungsgranaten für Granat­
werfer, Panzerminen, Handgranaten und so 
weiter erzeugt; ferner erfolgt die Umarbeitung, 
so zum Beispiel die Neubezünderung von 
Artilleriemunition ebenfalls im Inland. Vor­
aussichtlich wird nach erfolgreichen Versuchen 
auch 10,5- und 1 5  cm-ArtiHeriemunition zu 
einem Großteil in Österreich hergestellt werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steiner: Herr Bundesminister! 
Welcher Grund ist dafür maßgebend, daß die 
österreichische Industrie zum Beispiel die 
Versorgung mit schwereren Waffen, also Gra­
naten, nicht selbst vornimmt 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Das, Herr 
Abgeordneter, ist eine sehr schwierige Ange-, 
legenheit, vor ullem wa,s den Zünder und was 
die Pulverherstellung anbelangt. Hier haben 
wir in Österreich noch nicht geeignete Ein­
richtungen, um das Problem bewältigen zu 
können. (Abg. Z e il l inger: Da8 Pulver haben 
Sie nicht erfunden !) 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Pansi 
( S PÖ) an den Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, betreffend Renta­
bilitätsberechnungen für Meliorationen und 
Bodenentwässerungen. 

1925/M 

Wurden für die Meliorationen lllld Boden­
entwässerungen, für die aus dem Grünen 
Plan und damit aus öffentlichen Mitteln in 
den Jahren 1961 bis 1968 rund 140 Millionen 
Schilling aufgewendet wurden, Rentabilitäts­
berechnungen angestellt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Herr Abge­
ordneter! Rentabilitätsberechnungen sind vor 
der Durchführung zahlreicher Meliora tionen 
ange8tellt worden. Außerdem besitzen heute 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 171

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 16. Sitzung - 26. November 1968 9245 

Bundesminister Dipl.·Ing. Dr. Schleinzer 

die mit dem land wirtschaftlichen Wasserbau 
befaßten Dienststellen der Länder eine jahr­
zehntelange Erfahrung. Für Meliorationen 

. kleineren Umfanges werden daher gesonderte 
Berechnungen nur in besonders gelagerten 
Fällen verlangt. Auf der anderen Seite werden 
bei Meliorationen größeren Umfanges neben 
dem technischen Bericht regelmäßig auch 
Berechnungen und ein Aufschluß über die 
Rentabilität des V Ol'habens, das durchgeführt 
werden so11, verlangt. überdies wird bei 
solchen größeren Projekten regelmäßig eine 
bauökonomische Überprüfung angeordnet, an 
der Vertreter des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft teilnehmen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pansi: Herr Minister ! Die 
Meliorationen sind eine sehr kostspielige An­
gelegenheit. Sie erfordern sehr, sehr erhebliche 
Mittel. Halten Sie es für richtig, daß in 
Zeiten der starken Überproduktion in der 
Landwirtschaft, die nur mit erheblichen öffent­
lichen Mitteln abgesetzt werden kann, wieder­
um erhebliche Mittel dafür eingesetzt werden , 
daß die Überproduktion noch vergrößert wird 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Für landwirtschaftliche Meliorationen besteht 
an und für sich ein sehr großer Bedarf. Das 
geht allein aus der Tatsache hervor, daß wir 
für das Jahr. 1967 31 ,6 Millionen Schi1ling an 
Bundesbeiträgen zur Verfügung stellten und 
die Länder insgesamt 58 MiIlionen für diese 
Zwecke bereitstellten. Das zeigt das starke 
Interesse der Länder an diesen Maßnahmen. 

Zweitens möchte ich feststellen, daß es 
sich bei diesen Maßnahmen keineswegs darum 
handelt, regelmäßig Flächen, die bisher nicht 
in Kultur standen, erst kulturfähig zu machen. 
Es handelt sich hier in erster Linie um kleinere 
Vorhaben, die darauf abzielen, an sich lebens­
fähige Betriebe in ihrer Existenz zu festigen. 
Es handelt sich um Vorhaben, die sich im 
Zusammenhang mit Kommassierungen als un­
abwendbar erweisen, und es handelt sich 
auch um Entwässerungsmaßnahmen, die ledig­
lich das Ziel haben, an und für sich in Pro­
duktion stehende Flächen für die Maschinen­
bearbeitung besser zu gestalten. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pansi :  Herr Minister r Es 
ist durchaus verständlich , daß die einzelnen 
Betriebe Interesse an den Trockenlegungen 
haben. Andererseits hören wir von der Land­
wirtschaft immer wieder die Klage, da ß für 
viele landwirtschaftliche Betriebe keine Besitz­
nachfolge gefunden werden kann und die land­
wirtschaftlichen Böden nicht genutzt werden. 

Wäre es im Interesse der Allgemeinheit nicht 
wesentlich günstiger, dafür Sorge zu tragen. 
daß diese ohnehin vorhandenen landwirt­
schaftlichen Nutzflächen genutzt werden, nicht 
daß man mit so großen Kosten neuerlich 
Flächen nutzbar macht, um, wie gesagt, die 
überproduktion weiter zu vergrößern 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : 
Nach dem Wasserbautenförderungsgesetz ist 
vorgesehen, daß solche Vorhaben mit Bundes­
beiträgen von 30 bis 40 Prozent gefördert 
werden können. Wir haben im Durchschnitt 
des Jahres 1967 insgesamt an Bundesbeiträgen 
aus dem Grünen Plan 14,2 Prozent auf­
gewendet. Allein schon aus diesem verhältnis­
mäßig niedrigeren Durchschnittssatz ist zu 
erkennen, daß wir auf die Wirtschaftlichkeit. 
solcher Maßnahmen besonderen Wert legen. 

Präsident : 6. Anfrage : Abgeordneter Stau­
dinger ((j V P) an den Herrn Landwirtschafts­
minister, betreffend Haltbarmilch und Haltbar­
kaffeesahne. 

1924/M 
Werden Sie, Herr Minister, veranlassen. 

daß Haltbarmilch und HaltbarkafIeesahne im 
Hinblick auf ihren Charakter als Markenartikel 
von der Versorgungsgebietsregelung ausgenom­
men werden, sodaß für den Verbraucher die 
Möglichkeit besteht, solche Artikel bei a.llen 
Einzelhandelsgeschäften, unbeschadet ihres 
Standortes, nach Wunsch einzukaufen? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Herr Abgeordneter ! Zur Durchführung der 
Versorgungsgebietsregelung ist nach dem 
Marktordnungsgesetz der Milchwirtschafts­
fonds berufen. Dementsprechend hat sich 
auch die Verwaltungskommission mit der 
Frage befaßt, ob Haltbarmilch und Haltbar­
kaffeesahne aus der Versorgungsgebietsregelung 
ausgenommen werden sollen . Die Verwaltungs­
kommission des Milchwirtschaftsfonds ist in 
ihrer Ritzung vom Juni dieses Jahres auf 
Grund einer Empfehlung des Fachausschusses 
zu einem ablehnenden Ergebnis gekommen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Staudinger : Herr Minister ! 
Der Begriff der nationalen Marke etwa und 
schon gar der Begriff einer internationalen 
Marke, der Begriff des modernen Marketings, 
das ist sicherlich alles mit einer Versorgungs­
gebietsregelung nicht vereinbar, denke ich 
mir, abgesehen davon, daß die Marke beworben 
werden muß und natürJich die Werbeanstren­
gungen in den größten Teilen des Bundes­
gebietes verlorengehen. Werden Sie, Herr 
Minister, nicht einen Einfluß darauf ausüben, 
daß die kompetenten Stellen diese Regelung 
zurücknehmen 1 
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Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Vom Beschluß des zuständigen Gremiums habe 
ich Sie jetzt informiert. Ich glaube an sich 
nicht, daß dieser Beschluß den Intentionen, 
die Sie hier geäußert haben, entgegensteht, 
das deshalb nicht, weil nach dem Markt­
ordnungsgesetz Betriebe, denen ein Versor­
gungsgebiet zugeordnet ist, auch verpflichtet 
sind, notwendige Molkereiprodukte aus anderen 
Versorgungsgebieten zuzukaufen, wenn dies 
zur ordnungsgemäßen Versorgung der Be­
völkerung notwendig ist. Ich werde dieser 
Sache weiterhin meine Aufmerksamkeit zu­
wenden und auch erforderlichenfalls not­
wendige Veranlassungen treffen, wenn dieser 
Versorgungspflicht nicht volJ entsprochen wer­
den sol1te. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium. für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident : Anfrage 7 wurde zurückgezogen. 
8. Anfra.ge: Abgeordneter MeißI (FPÖ) 

an den Herrn Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie, betreffend Berufs­
ausbildungsgesetz. 

1914JM 

Wurde der Ministerialentwurf für ein Berufs­
aus bildungsgesetz den Jugendorganisationen 
aller drei im Parlament vertretenen Parteien 
zugesandt? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Hande1, Gewerbe und 
Industrie Mitterer : Herr Abgeordneter! Einer 
Entschließung des Nationalrates Rechnung 
tragend, werden auf Grund eines Rund­
schreibens des Bundeskanzleramtes - Ver­
fassungsdienst aus dem Jahre 1961 vom 
21. November 1961,  ZJ. 94.108-2a/61, die 
Gesetzentwürfe, die dem Begutachtungsver­
fahren zugeleitet werden, in entsprechender 
Anzahl dem Präsidium des Nationalrates 
übermittelt, damit unter anderem auch die 
parlamentarischen Klubs der drei im Parlament 
vertretenen Parteien mit den Ministerial­
entwürfen beteilt werden können. Diese Vor­
gangsweise wurde vom Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie auch 
anläßlich der Aussendung des Entwurfes des 
Berufsausbildungsgesetzes im Jahre 1967 ein­
gehalten. Es hatten sohin die drei im Parlament 
vertretenen Parteien die Möglichkeit, ihre 
Jugendorganisa tionen sowie andere an dem 
Gesetzentwurf interessierte Parteiorganisa -
tionen mit dem Entwurf zu befassen. Eine 
direkte Zusendung von Ministerialentwürfen 
an einzelne Parteiorganisationen, ohne da.ß 

diese ein besonderes Interesse für einen be­
stimmten Entwurf gezeigt haben, ist im 
Hinblick auf die dargelegte Vorgangsweise 
nicht üblich. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl : Herr Bundesminister! 
Der Grund meiner Anfrage lag darin, daß 
Sie anläß1ich eines JugendparJaments öffentlich 
erklärt haben, daß dieser Ministerialentwurf 
allen Jugendorganisationen zugeleitet wurde. 
Darf ich Sie um eine Antwort bitten. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer : Ich habe damals 
gesagt, daß dieser Ministerialentwurf allen 
Jugendorganisationen zur Verfügung steht, 
wenn sie ihn wollen, und daß jene Organi-I sationen, die daran interessiert sind, ihn üher 
ihre Parteien ohne weiteres bekommen können. 
Hätte sich die Organisation bemüht, so stellen 
wir den Entwurf selbstverständlich zur Ver­
fügung. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter MeiSI : Herr Bundesminister I 
Die Presseaussendung lautete anders; es stand 
nur darinnen : Er wurde allen Jugendorgani­
sationen zugeleitet. Hier liegt vielleicht dia 
Differenz unserer Meinungen. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer : Mag sein, daß 
die Presseaussendung nicht genau dem ent­
sprochen hat, was ich damals gesagt habe, 
aber er ist, wie gesagt, allen Parteien zur 
Verfügung gestanden. 

Präsident:  9. Anfrage: Abgeordneter Dkfm. 
Androsch (SPÖ) an den Herrn Handels­
minister, betreffend Verhandlungen mit der 
EWG. 

1964JM 

Welche Erfolge haben Sie seit dem Beginn 
Ihrer Ministerschaft in bezug auf den in der 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
Dr. Klaus VOm April 1966 definitiv versproche­
nen erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen 
mit der EWG erzielt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer : In der Regierungs-
er klärung des Herrn Bundeskanzlers vom 
April 1966 wird keineswegs der Abschluß der 
Verhandlungen mit der EWG versprochen. In 
der Regierungserklärung heißt es vielmehr, 
daß "die Regelung unserer wirtschafllichen 
Beziehungen zum Gemeinsamen Markt die 
vordringliche Aufgabe auf außenpolitischem 
Gebiet bleibt" (Abg. Dr. P i t term a nn : 0 
nein, es heißt: ehestens einen Bericht unter­
breiten! Lesen Sie richtig vor !) und )J Verhand­
lungen zum ehestmöglichen Zeitpunkt fort-
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Bundesminister Mitterer 

geführt werden sollen, um einen raschen Ab- erfolgt sind. (Abg. Deutsckmann: Die war· 
schluß des Vertrages zu bewirken. Die Bundes- ten auf den Andro8ch! - Weitere Zwischenrufe.) 
regierung wird weiterhin alle Anstrengungen 
unternehmen, um zu diesem Ziele zu gelangen" . 

Aus diesem Wortlaut der Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers , den ich hier genau 
zitiert habe, kann sohin keineswegs abgeleitet 
werden, daß ein erfolgreicher Abschluß der 
Verhandlungen versprochen wurde. 

Dessenungeachtet hat die Regierung alles 
nur Mögliche unternommen und wird es auch 
in Zukunft so tun, wenigstens Erleichterungen 
für den österreichischen Export auf Teil­
gebieten zu erreichen, wenn schon auf Grund 
der gegebenen Situation das angestrebte Ab­
kommen sui generis im Augenblick nicht er­
reicht werden kann. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Androsch :  Herr Mini­
ster ! Ich entnehme der Regierungserkläl"ung 
des· Herrn Bundeskanzlers - unter der Über­
schrift "Rangordnung der näch.�ten Aufgaben" 
- folgenden Satz: "Sie erachtet es "- näm­
lich die Bundesregierung - "als ihre besonde. 
re Aufgabe,... ehestens zu unterbreiten: 1 .  
das nach Abschluß der zügig fort. 
zuführenden Verhandlungen mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft er­
zielte Verhandlungsergebnis" . Ist während 
Ihrer Ministerschaft inzwischen zügig weiter­
verhandelt worden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer : Jawohl ! Wir ha­
ben ständig die Verhandlungen weitergeführt, 
sowohl durch unsere Botschaft bei der EWG 
in Brüssel als auch durch Direktkontakte. Es 
ist leider aus Gründen, dje Sie alle selbst genau 
kennen, nämlich aus Gründen der inneren 
EWG-Schwierigkeiten, kein Resultat erzielt 
worden. (Abg. Dr. Pi t termann:  Aber ver­
sprochen worden!) 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Androsch :  Herr Mini­
ster ! Wie können Sie sagen, daß weiterver­
handelt wurde, wenn der eine Verhandlungs­
partner , nämlich die EWG-Kommission, dazu 
überhaupt kein Mandat gehabt hat? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer : Sie hat kein Man­
dat gehabt, mit uns über den Abschluß zu 
verhandeln, wir haben aber trotzdem die Ver­
handlungen mit den einzelnen Ländern und 
auch mit dem Büro der EWG immer wieder 
geführt und versucht, Vorschläge zu unter­
breiten. Darauf ist es wahrscheinlich auch 
zurückzuführen, daß von der EWG immer 
wieder auch Stellungnahmen und Antworten 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident : 10. Anfrage : Abgeordneter Gug­
genberger (0 V P) an die Frau Bundesminister 
für SOZIale Verwaltung, betreffend Arbeits­
kräfte des Lavanttaler Kohlenbergwerkes. 

1922jM 

Was hat das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung unternommen, um die durch die 
Stillegung des Lavanttaler Kohlenbergwerkes 
freigewordenen Arbeitskräfte in anderen Beru­
fen unterzubringen ? 
Präsident : Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor : Herr Abgeordneter Guggenberger! Bie­
her wurden insgesamt 190 Bergarbeiter in 
Kursen umgeschult, und von diesen ist der 
überwiegende Teil bereits in Betriebe vermit­
telt worden. Auch jene, die noch Kurse 
besuchen , werden die Mögliohkeit haben, ver· 
mittelt zu werden. Darüber hinaus war es 
möglich , 439 Bergar heiter im W ohnbereioh 
zu vermitteln . Des weiteren konnten 283 Berg. 
arbeiter über eigene Initiative Arbeitsplätze 
finden. 

Im Einzugsgebiet von Wolfsberg werden 
rund 1000 neue Arbeitsplätze geschaffen wer· 
den; 300 voraussichtlich noch bis Ende dieses 
Jahres, die übrigen im Verlauf des nächsten 
Jahres. Überdies wird auch für rund 200 Frauen 
Arbeitsmöglichkeit geschaffen werden . Die 
Umschulungsmaßnahmen, die durchgeführt 
wurden, haben einen Betrag von rund 800.000 S 
erfordert , der vom Bundesministerium für 
soziale Verwaltung aufgebracht wurde. 4 Mil­
lionen Schilling wurden für StiJIegungsprämien 
aufgebracht. 

Präsident : 1 1 .  Anfrage : Frau Abgeordnete 
Gertrude Wondrack (SPÖ) an die Frau Sozial­
minister, betreffend Witwenpension. 

1944jM 

Warum haben Sie im Ministerrat noch 
immer nicht den Antrag gestellt, dem N ationsl­
rat eine Regierungsvorlage betreffend Erhöhung 
der Witwenpension von 50 auf 60 Prozent 
vorzulegen, obwohl dies mehrfach versprochen 
und in Aussicht gestellt wurde ? 

Präsident : Frau Minister . 

Bundesminister Grete Rehor : Frau Ab­
geordnete W ondrack ! Ich möchte neuer· 
lieh sagen, wie schon vorher und zuletzt 
auch im Budgetausschuß, Kapitel Soziale 
Verwaltung, daß ioh bei all den vergangenen 
Budgetberatungen, 1966, 1967, 1968, und für . 
1969 diesen Wunsch vorgetragen und die For-
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Bundesminister Grete Rehor 

derung erhoben habe, Mittel für die Erhöhung 
der Witwenpensionen einzuräumen. Leider 
haben wir bisher im Hinblick auf die ange­
spannte Finanzdecke des Bundes beziehungs­
weise des Bundeshaushaltes keine Mittel zur 
Erfüllung dieses Wunsches erreichen können. 
Ich kann neuerlich nur sagen: Solange ich 
die Möglichkeit habe, diese Forderung vorzu­
tragen, werde ich mich dafür einsetzen, bis 
wir sie verwirklichen können. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordnete Gertrude Wondrack : Frau Bun­
desminister! Sie haben einmal im Laufe dieser 
Beratungen auch angekündigt, daß man daran 
denkt, diese Forderung eventuell schrittweise 
zu erfüllen. Meine Frage lautet nun: .Wieweit 
sind die Vorarbeiten im Ministerium gediehen, 
um eine solche schrittweise Erhöhung der Wit­
wenpension vorzubereiten � 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Frau Abge­
ordnete Wondrack! Wir haben solche Vor­
schläge erstellt, wir haben uns einen Über­
blick darüber verschafft, welche Mittel für 
eine schrittweise Erhöhung von 50 auf 60 Pro­
zent erforderlich sind. Wir haben auch jeweils 
bei den Beratungen mit dem Finanzministe­
rium darauf verwiesen, daß eine soJche schritt­
weise Vorgangsweise in Betracht gezogen wer­
den soll. Die Mittel dafür sind leider nicht vor­
handen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Gertrude Wondrack : Frau Bun­
desminister! Da immer wieder die Frage der 
Mittel angeschnitten wird, muß ich die Frage 
steBen: Wieweit haben Sie versucht, sich gegen 
den Griff des Finanzministers in die Taschen 
der Sozialversicherungsinstitute zu wehren � 
Denn die 3 Mi1liarden Schilling, die den Sozial­
versicherungsinstituten im Zuge der Maßnah­
men der ÖVP-Regierung entzogen wurden, 
hätten ausgereicht, um diese längst fäHige 
Forderung, von der alle Beteiligten wissen, was 
sie bedeutet, und Sie behaupten, daß Sie 
sich dafür einsetzen, zu erfüllen. Meine Frage: 
Was ist da geschehen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Frau Abge­
ordnete Wondrack! Die Mittel, die durch 
das sogenannte Sondergesetz 1969 und 1970 
nicht zum Tragen kommen, hätten wir nicht 
für eine etappenweise oder vol1e Erhöhung 
der Witwenpension von 50 auf 60 Prozent 
verwenden können, weil ja diese Mitte] gemäß 
dem Gesetz zweckgebunden sind und zur 
Reservenbildung dienen. Wir hätten sie für 
diese Maßnahme nicht verwenden können, 
Frau Abgeordnete W ondrack ! Hier müssen 

wir zusätzliche Mittel bekommen, und zwar 
sowohl von den PensionsversicherungsanstaJ­
ten als auch vom Bund. 

Präsident : 12. Anfrage: Frau Abgeordnete 
LoJa SoJar (ÖV P) an die Frau Sozialminister, 
betreffend Schwesternmangel. 

1934/M 

Was wird das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung zur Behebung des Schwestern­
mangels tun? 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Frau Abge­
ordnete Solar! Wir haben in zweijährigen 
Beratungen versucht, eine Novelle zum 
Gesetz über den Krankenpftegefachdienst 
zu gestalten, die vor allem folgendes 
beinhaltet: die Möglichkeit, mehr junge Mäd­
chen für diesen Beruf zu interessieren; wir 
haben den Ausbau der Vorschule in dieser 
Novelle vorgesehen, der diese hiedurch attrak­
tiver gestaltet. Darüber hinaus wird dem 
Sanitätshilfsdienst die Möglichkeit gegeben, 
einen Übertritt in die Krankenpftegeschule zu 
erreichen, und hiedurch eine Aufstiegsmöglich­
keit eröffnet. Darüber hinaus wird den Di­
plomschwestern die Möglichkeit eingeräumt, 
eine Weiter-, Fort- und Spezialbildung ZU 
erreichen. Damit können sie in den geho­
benen Dienst Eingang finden; ihr Sozia.J­
prestige wird damit gehoben. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordnete LoJa Solar : Frau Minister! 
Ich möchte fragen, ob Sie sich von diesen 
Änderungen auch eine Vermehrung der Zahl 
der Beschäftigten im Krankenpflegefachdienst 
erhoffen. 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Wir erwa,rten 
eine Verstärkung der Nachfrage nach diesem 
Beruf, eine größere Zahl an Mädchen für die 
Vorschulen und Krankenschwesternschulen 
und eine entsprechende Teilnahme an der 
Fortbildung. Wir werden durch die Berufs­
berater die Mädchen über den attraktiven 
Beruf der Krankenschwester informieren. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete LoJa Solar : Frau Minister! 
Ich möchte noch fragen, ob im Ministerium 
für soziale Verwaltung auch die Überlegung 
Platz gegriffen hat, daß man die Massenmedien 
für die Propaganda für den Krankenpflege­
dienst einsetzen will. 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Frau Abgeord­
nete! Auch da.s haben wir bereits überlegt. 
Wir werden die Massenmedien, soweit sie uns 
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Bundesminister Grete Rehor 

zur Verfügung stehen, selbstverständlich zur 
Information in Anspruch nehmen. Der Bedarf 
an Krankenschwestern ist in a,J)en Kranken­
häusern Österreichs gegeben. 

Präsident : 13. Anfrage: Abgeordneter Mayr 
(OY P) an die Frau Sozialminister, betreffend 
regionale Strukturprobleme durch Stillegung 
der Glas- und Metallhütte Schneegattern. 

1936/M 

Inwieweit konnten durch Maßnahmen des 
Sozialministeriums die durch die Stillegtmg 
der Glas- und Metallhütte Schneegattern aus­
gelösten regionalpolitischen Strukturprobleme 
gelöst werden ? 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abge­
ordneter Mayr! Als wir in Kenntnis gesetzt 
wurden, daß die Glashütte Schneegattern 
gesperrt wird, haben wir eine sogenannte flie­
gende Arbeitsvermittlung in diesen Betrieb 
entsendet. Es ist gelungen, den Großteil 
der freigewordenen Arbeitskräfte dieses Be­
triebes in deren Wohnbereich oder in der 
Umgebung zu vermitteln. Ein Teil hat auch 
selbst eine Arbeitsmöglichkeit gefunden. 

Inzwischen hat sich eine glückliche Wendung 
in Schneegattern ergeben. Es ist ein neuer 
Betriebsinhaber aufgetreten, der diesen Betrieb 
übernahm. Die überwiegende Zahl der Arbei­
ter, die ehemals in Schneegattern beschäftigt 
waren, haben wieder Eingang in den Betrieb 
gefunden. 

Präsident : Danke, Frau Minister. 

Bundeskanzleramt 

Präsident : 14. Anfrage: Abgeordneter Pay 
(S pO) an den Herrn Bundeskanzler, betreffend 
Benachteiligung von Gemeinden. 

1919/M 

Mit welcher Begründung werden Gemeinden, 
deren Bürger sich in einer demokratischen 
Wahl für Kandidaten der Sozialistischen Partei 
entscheiden, von der Bundesregierung benach­
teiligt ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Herr Abgeordne-
ter! Aus Ihrer Anfrage geht nicht hervor, 
daß Sie eine Auskunft über einen konkreten 
Gegenstand der Vollziehung wünschen. Ich 
bin daher nicht in der Lage, Ihnen eine kon­
krete Auskunft nach der Geschäftsordnung zu 
geben. Ich möchte jedoch grundsätzlich fest­
stellen, daß die Bundesregierung in keiner 
ihrer Handlungen irgendwelche parteipolitische 
Nachteile beabsichtigt oder gar verwirklicht. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay : Herr Bundeskanzler! 
Ich danke Ihnen für diese Antwort. Der 
Herr ÖVP-Abgeordnete Neumann hat in 
Voitsberg anläßlich des Gemeinderatswahl­
kampfes ein Flugblatt herausgegeben und 
persönlich unterzeichnet. Nachdem er auf 
seine Tätigkeit anläßlich der Gemeinderats­
wahlen Bezug nimmt, schreibt der Abge­
ordnete Neumann unter anderem hier wört­
lich: 

"Die Stadt Voitsberg hat große Wünsche 
an die RegierungsstelJen von Land und Bund, 
die von Männern und Frauen der Österreichi­
schen Volkspartei geführt werden. 

Ich erinnere hier an die höhere Schule .. . 
an das Arbeitsamtsgebäude, an den Eigen­
tumswohnungsbau, diverse Kanalisierungen, 
Regulierungen und Straßenbauten. 

Bei a11 diesen Anliegen kann es dieser 
Stadt nicht dienlich sein, wenn sie sich gegen­
über Bund und Land mit einer .. . sozialisti­
schen Mehrheit auszeichnet. 

Ein großer sozialistischer Wahlsieg, 
wie er von den Sozialisten laut Flugschriften 
angestrebt wird, würde mir meinen weiteren 
Einsatz für die Anliegen dieser Stadt außer­
ordentlich erschweren." 

Herr Bundeskanzler! Kann ich daher Ihre 
vorhergehende Antwort so verstehen, daß 
sich die Bundesregierung keineswegs 80 ver­
hält, wie Abgeordneter Neumann und das 
Flugblatt der Österreichischen Volkspartei 
die Bevölkerung unrichtig informiert haben � 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich kann aus dem, was 
Sie jetzt vorgelesen haben, nicht entnehmen, 
daß sich der Herr Abgeordnete Neumann auf 
die Bundesregierung, auf ihre Absichten und 
Maßnahmen bezogen hat, sondern er hat sich 
darauf bezogen, daß er eine Meinung vertritt. 

Ich kann Ihnen aber im Gegenteil sagen, 
daß ich mich persönlich sogar daran erinnere, 
daß die Bundesregierung nicht gegen die 
Stadt Voitsberg, sondern für die Stadt Voits­
berg eine ganze Reihe von Maßnahmen unter­
stützt hat; zum Beispiel die Frage der Er­
richtung einer höheren Schule. (Beifall bei 
der OY P.) 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay : Herr Bundeskanzler! 
Aus diesem Flugblatt geht ausdrücklich hervor, 
daß der Abgeordnete Neumann direkt und 
indirekt ausgedrückt hat: Wenn die Bevölke­
rung der Stadt Voitsberg zuviel sozialistisch 
wählt, dann kann sie nicht mit einer U nter­
stützung durch die Bundesregierung rechnen. 
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Pay 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben jetzt bei­
nahe das gleiche ausgeführt. (Zwischenrufe 
bei der Ov P. - Ruf bei der SpO: Beruhigt 
euch doch! - Abg. Neuma n n: Ihr habt 
von totalem Sozialismus gesprochen ! - Rufe 
und Gegenrufe bei Ov P und SpO.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Am 
Wort ist der Abgeordnete Pay. Bitte! 

Abgeordneter Pay (fortsetzend): Herr Bun­
deskanzler! Ich darf noch erwähnen, daß das 
nicbt ein Einzelfal1 ist. Auch in der münd­
lichen Propaganda des Herrn Abgeordneten 
Neumann kommen diese Passagen immer 
wieder vor. Schon im Jahre 1965 hat er als 
Landtagsabgeordneter die gleiche Methode 
gehabt. (Abg. Guggenberger: Was wir Ab­
geordneten sagen, geht euch einen Dreck an!) 
Herr Bundeskanzler! Darf ich nun nochmals 
fragen . . .  (Allgemeine lebhafte Unruhe. - Der 
Präs iden t  gibt das Glockenzeichen.) Herr 
Bundeskanzler! Decken Sie die Ha.ndlungs­
weise Ihres Abgeordneten? Sind Sie auch 
dafür, daß er die Bevölkerung in dieser er­
presserischen Form· beeinflussen kann? (R1tf 
bei df..r OVP: In welcher Form ?) Erpresserischen 
Form! (Rufe bei der 0 V P: Was heißt erpre,'1-
serisch ? - Lebhafte Rufe und Gegenr'ufe bei 
Abgeordneten der Ö V P und S PÖ.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kl aus: In der öster­
reichischen Bundesverfassung . . . (Anhaltende 
Unruhe.) 

Präsident (da8 Glockenzeichen rrebend): Am 
Wort ist der Herr Bundeskanzler! 

Bundeskanzler Dr. Klaus (fmtsetzend): In 
Österreich gilt die Ausübung des freien Man­
dates. Die Bundesregierung hat auf einen Ab­
geordneten keinerlei Einfluß auszuüben . Ich 
kann mich daher nur auf die Haltung und die 
Absicht der Bundesregierung beziehen. Wie 
ich Ihnen schon dargelegt habe, hat die Bun­
desregierung nicht die Absicht und hat auch 
dafür keinen Beweis an den Tag gelegt, daß 
sie sich irgendwelche parteipolitische Benach­
teiligungen bei ihren Handlungen zum Ziele 
setzt oder gar bereits verwirkJicht hat. (Bei­
lall bei der ÖV P.) 

Präsident: 15. Anfrage: Abgeordneter Dok­
tor KranzJmayr ((j V P) an den Herrn Bundes­
kanzler, betreffend VereinheitHchung der 
Dienstprüfungen. (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Jetzt sind wir bei der Anfrage 1 5! 
1932/M. 

Was wird das Bundeskanzleramt tun, um 
auf dem Sektor der Dienstprüfungen und der 
dazugehörigen Prüfungsvorschriften für die 
öffentlich Bediensteten eine Vereinheitlichung 
herbeizuführen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: In einem Entwurf 
eines Bundesgesetzes über die Neuregelung 
der Dienstzweige, der Anstellungserfordernisse 
und der Amtstitel der Beamten der Allge­
meinen Verwaltung werden auch Bestim­
mungen über die Abhaltung von Dienstprü­
fungen enthalten sein, die etwas von der bis­
herigen Regelung abweichen. Dieser Gesetz­
entwurf befindet sich gegenwärtig im Begut­
achtungsstadium. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr: Herr Bun­
deskanzler! Ist in diesem Zusammenhang 
nicht an die Errichtung einer Verwaltungs­
akademie gedacht worden, wo dann alle diese 
Bestimmungen· für alle Beamten gemeinsam 
erfaßt werden könnten 1 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: In diesem Zu­
sammenhang, Herr Abgeordneter, ist nicht 
daran gedacht worden, wohl aber ist unab­
hängig davon in der letzt,en Zeit wiederholt 
darüber beraten worden, in Österreich, ähnlich 
wie es erfolgreich in anderen Staaten bereits 
geschieht, eine Verwaltungsakademie für die 
Heranbildung von Spitzenfunktionären, von 
Spitzenamtsträgern in der Verwaltung zu er­
richten. Darüber sind aber, wie gesagt, erst 
erste Beratungen im Gange. 

Präsident: 16 .  Anfrage: Abgeordneter Czettel 
(SPÖ) an den Herrn Bundeskanzler, betreffend 
Politik gegenüber den Ereignissen in der 
ÖSSR .. 

1966/M. 

Aus welchen Gründen beabsichtigt die Bun­
desregierung in ihrer Politik gegenüber den 
Ereignissen in der CSSR von der bisherigen 
Linie, die auf einem Konsens aller drei im 
Nationalra.t vertretenen Parteien basierte, ab­
zugehen ? 

Präsident: Bitte, Herr BundLskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Herr Abge-
ordneter! Die Bundesregierung verfoJgt gegen­
über den Ereignissen in der Tschechoslowakei 
seit dem 21. August die gleiche Linie, indem 
sie es stets als ihre oberste Verpflichtung be­
trachtete, alles zu tun, was die Integrität und 
die Unversehrt,heit des österreichischen Staats­
gebietes und damit auch die Sicherheit und 
Freiheit ihrer Staatsbürger gewährleistet. Sie 
hat unmittelbar nach dem 21. August, und 
zwar solange außerordent1iche Maßnahmen 
notwendig waren, den Kontakt mit a]]en im 
Parlament vertretenen politischen Parteien 
hergestellt und beabsichtigt nicht, von dieser 
Praxis abzugehen. 

Präsident: Zusatz frage . 
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Abgeordneter Czettel : Herr Bundeskanzler! 
Es ist zwar soeben vom Herrn Kollegen 
Guggenberger gesagt worden, was die ÖVP 
schreibe; gehe die SPÖ einen Dreck an. (Abg. 
Gugge nbe rger: Was die Abgeordneten 8pre­
chen ! - Ruf bei der S PÖ : Ein "feiner" Mann !) 
Dennoch möchte ich ein Flugblatt der ÖVP 
zitieren, das am 18. Oktober herausgekommen 
ist und welches ich Ihnen dann gerne im Ori­
ginal überreiche, in dem von einem Abge­
ordneten geschrieben wird: "Die Methodik 
der sozialistischen Parteiführung entspricht 
jener, welche die Russen seit dem 20. August, 
uns aUen vom Fernsehen und Radio bestens 
bekannt, v orzeigen. " 

Da ich selbst einer der Herren war, die un­
mittelbar am 21 .  August auch bei Ihnen waren, 
Herr Kanzler, um das Vorgehen in dieser 
Situation zu besprechen, frage ich Sie konkret : 
Haben Sie auf Grund des Verhaltens der sozia­
listischen Opposition in dieser kritischen Zeit 
den Eindruck gewonnen, daß wir Sozialisten 
die Methodik - um mich mit demselben 
Terminus auszudrücken - der Russen gut­
heißen? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Wir hatten nach 
dem 2 1 .  August einige Besprechungen mit den 
Vertretern der parla.mentarischen Opposition, 
und ich kann Ihnen sagen, daß wir uns damaJ s 
grundsätzlich auf ein gemeinsames Vorgehen 
geeilligt haben und daß wir auch gemeinsame 
Grundsätze unseres Verhaltens in diesem Falle 
festgelegt hatten. Die Bundesregierung ist 
von diesen Grundsätzen nicht abgewichen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Czettel : Ich glaube, diese 
Erklärung ist wichtig, Herr Bundeskanzler, 
deshalb will ich Sie fragen : Was hat Sie dann 
konkret veranlaßt, am lß .  November in Krems 
beim Landesparteitag der ÖVP im Zusammen­
hang mit den Vorgängen in der Tschecho­
slowakei zu sagen: "Wenn wir in unsere Nach­
barschaften blicken, dann wissen wir, daß 
solche Epochen" - gemeint sind die von 
Dr. Kreisky, wie Sie zitiert haben, erträumten 
sozialIstischen Epochen - "zu lange da uern 
können. "  

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Mich hat zu dieser 
Feststellung die Tatsache veranlaßt, daß die 
Österreichische Volkspartei alles daransetzt, 
daß wir in Österreich nicht eine sozialistisch e 
Alleillregierung und damit nicht ein soziali­
stisches Österreich bekommen. (Beifall bei 
der Ö V  P. - Abg. Libal :  Sagen Sie kommu­
ni8tisch !) 

Präsident : 17.  Anfrage : Abgeordneter Dok­
tor Tull (SPÖ) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Spionagetätigkeit. 

1965jM 

Hat der Herr Bundesminister für Inneres 
den Ministerrat über den Umfang und die 
Auswirkungen der Spionagetätigkeit seines 
Pressereferenten, des ÖVP-Journalisten Alois 
Euler, ausführlich informiert ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Der Herr Bun­
desminister für Inneres hat dem Ministerrat 
in seiner Sitzung am 19. November 1968 
bekanntgegeben, daß Alois Euler auf Grund 
eines richterlichen Befehls am Tag zuvor, am 
18. November, verhaftet wurde. Bei dieser 
Gelegenheit hat der Herr Bundesminister für 
Inneres auch die näheren Umstände, die mit 
dieser Verhaftung im Zusammenhang stehen, 
dem Ministerrat bekanntgegeben. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Tull: Herr Bundeskanz­
ler! Sie haben in einem Schreiben an den 
Herrn Kollegen Thalhammer den ÖVP-Jour­
nalisten Alois Euler als einen Experten für 
die Öffentlichkeitsarbeit bezeichnet. In der 
Zwischenzeit hat sich herausgestellt, daß 
Alois Euler Experte auf einem anderen Gebiet 
ist (Abg. Staudinger : Wie der Berater des 
Herrn Brandt ! - Abg. Dr. Pit termann:  
We8sen, Herr Staudinger ?), nämlich auf dem 
der Spionage. 

Was hat Sie, Herr Bundeskanzler - darf 
ich nun fragen -, veranlaßt, Alois Euler als 
einen Experten für die Öffentlichkeitsarbeit 
zu bezeichnen � 

Präsident : Herr Bundeskanzler. (Abg. Dok­
tor Pitte rma nn:  Wiederholen Sie hier Ihre 
Verleumdung, Herr Staudinger ! - Abg. Stau­
dinger:  Ich beziehe mich auf Pre8senachrich­
ten ! - Abg. Dr. Pit termann: Sie beziehen 
sich auf den Herrn Kie8inger ! Das hat sich 
auch in Schwanenstadt herumgesprochen ! -
Der Präsident  gibt da8 Glockenzeichen.) Am 
Wort ist der Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Die Bestellung 
des Herrn Euler erfolgte durch den Herrn 
Bundesminister für Inneres zur Erfüllung 
bestimmter Öffentlichkeitsarbeiten im Mini­
sterium für Inneres. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Tull: Herr Bundeskanz­
ler! Sie haben in der Beantwortung der dring­
lichen Anfrage vom 7.  März 1968 über die 
Pressereferent enbesprechung am 9. und 
10. Februar wörtlich erklärt: "An dieser 
Klausurtagung, die ich als eine Dienstbespre-
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Dr. Tull 

chung bezeichnen muß und auch immer be­
zeichnen werde - denn das war sie -, haben 
drei Gruppen von Personen teilgenommen . . .  " 
Dann führten Sie unter anderem auch die 
Gruppe der Experten für die Öffentlichkeits­
arbeit an, zu denen eigentlich auch Euler 
gehörte. 

Welche Gründe, Herr Bundeskanzler, waren 
maßgebend, daß der damalige Pressereferent 
der ÖVP-Jugend und jetzt der Spionage 
verdächtigte Redakteur Alois Euler zu der 
von Ihnen selbst als Klausurtagung und 
Dienstbesprechung bezeichneten Konferenz in 
der Stiftskaserne am 9. und 10. Februar 1968 
eingeladen wurde ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Bei der erwähn­
ten Dienstbesprechung war Herr Euler über­
haupt nicht anwesend. Er war damals noc� 
gar nicht bestellt. (Heiterkeit und Beifall be� 
der Ö VP.) 

Präsident : Danke, Herr Bundeskanzler. 
(Abg. L i b a l :  Er war anwesend ! Das ist eine 
Unwahrheit ! Sie haben nicht die Wahrheit 
gesagt ! - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei 
der SPÖ. - Abg. Weikhart : Der Pisa läuft 
schon rot an ! Das kriegen Sie noch ! - Der 
Präsident  gibt das Glockenzeichen.) 

Bitte sich etwas zu beruhigen ! Wir sind 
bei der 1 8. Anfrage : Abgeordneter Dr. van 
Tongel ' "  (Abg. L iba l :  Eine Lügnerpartei ! -
Anhaltende Zwischenrufe. - Abg. Liba l :  
Lügner! - Der Präsident  gibt das Glocken­
zeichen.) Ich bitte, sich mit solchen Ausdrük­
ken zurückzuhalten ! (Abg. L i b a l :  Der Bun­
deskanzler sagt die Unwahrheit! - Rufe und 
Gegenrufe bei SPÖ und ÖV P.) Ich bitte, 
sich etwas zurückzuhalten auf allen Seiten. 
(Abg. L i b a l :  Sie haben die Unwahrheit gesagt, 
Herr Bundeskanzler ! - Abg. Weikhar t :  
E� ist kein Verlaß auf den Bundeskanzler!) 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident : Wir sind bei der 18.  Anfrage : 
Abgeordneter Dr. van Tongel (FP�) an �en 
Herrn Innenminister, betreffend SlCherhmts­
vorkehrungen. 

1906/M 

Nachdem bekanntgeworden ist, daß mehr 
als 300 Protokolle über Einvernahmen von 
Asylwerbern, die sich an die Bundespoliz�i­
direktion Wien gewendet hatten, unter MIt­
wirkung eines Polizei!ay<?nsinspe�tors . an 
einen ausländischen GeheundIenst weItergeleItet 
wurden, frage ich Sie, Herr Bun�

.
esminister, 

ob Sie eine entsprechende Verscharfung der 
Sicherheitsvorkehrungen angeordnet haben. 

Präsident :  Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Soronics : Herr 
Abgeordneter ! Der Polizeirevierinspektor Nor� 
bert Kurz versah seit mehr als zehn Jahren beI 
der Polizeidirektion Wien, Abteilung 1, sei­
nen Dienst als Dolmetscher. Es war ihm 
immer ein Kriminalbeamter beigegeben. 

Auf Grund des Personalmangels und auf 
Grund des großen Anfalls an Asylwerbern 
wurde von der Zuweisung eines Kriminal­
beamten Abstand genommen, sodaß es in 
dieser Zeit bedauerlicherweise möglich war, 
daß Polizeiinspektor Kurz dem im Detektiv­
büro Ableitinger tätigen Mann beziehungsweise 
dem Privatdetektivbüro Ableitinger diese 
Unterlagen zur Verfügung stellen konnte. 

Wir haben sofort nach Bekanntwerden die­
ses Tatbestandes Vorsorge getroffen, daß Ein­
vernahmen von Asylwerbern in Hinkunft nur 
in Anwesenheit von Dolmetschern und Krimi­
nalbeamten stattfinden dürfen und daß die 
Bestimmungen, die gerade über diese Einver­
nahmen schon früher erlassen wurden, strikte 
und genau eingehalten werden. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Welche Straf­
anzeige wurde gegen Kurz erstattet � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Wegen Miß­
brauchs der Amtsgewalt. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Liegen gegen 
Kurz Verdachtsmomente wegen Spionage vor 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Bisher konnte 
dieser Tatbestand nicht festgestellt werden. 
Auch in der Verhandlung - er ist ja bekannt­
lich auf 20 Monate verurteilt worden - '  ist 
dieser Tatbestand nicht zutage getreten. 

Präsident: 19.  Anfrage : Abgeordneter Früh­
bauer (SPÖ) an den Herrn Innenminister, be­
treffend Bestellung eines Pressereferenten. 

1961/M 

Welche besonderen Qualifikationen des ÖVP­
Redakteurs Alois Euler haben Sie veranlaßt, 
diesen zu Ihrem persönlichen Pressereferenten 
zu bestellen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Herr Abgeord­
neter ! Redakteur Euler war durch vieJe 
Jahre aktiver JournaJist bei großen Tages­
zeitungen, darunter auch bei unabhän�igen 
,Zeitungen. Er war dort als LokalberIcht­
erstatter tätig, wodurch er einen bestimmten 
Umgang mit Journalisten gehabt hat. Es 
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Bundesminister Soronics 

war notwendig, in das Bundesministerium 
für Inneres einen Mann zu berufen, der diesen 
Kontakt zu den Journalisten hel steHt. 

Daß dies nicht eine Neuerung während 
meiner Amtszeit war, beweist die Tatsache, 
daß auch während der Zeit des Ministers 
Czettel drei solche Redakteure tätig waren, 
nämlich Dr. Helmut Pfitzner, Redakteur 
Franz Xaver Philipp und Kar! Pospischil. 
(Abg. Dr. Tult :  Aber keine Spione I) Diese 
drei Pressereferenten waren damals im Bundes­
ministerium für Inneres tätig. 

Wenn ich dazu gefragt werde, muß ich 
dazu auch die Antwort geben, .daß der be­
stel1te Pressereferent wohl ein guter Be­
amter ist, aber für ein Pressereferat nicht 
die Voraussetzungen mitbringt, um den Auf­
gaben gerecht zu werden. 

Präsident : Eine Z usa tzfrage. 

Abgeordneter Frühbauer: Herr Minister! 
Nach Ihrem Amtsantritt am 23. Jänner 1 968 
haben Sie schon nach zehn Tagen eine neue 
Geschäftsordnung erlassen und damit die 
Agenden von einem beamteten Pressereferenten 
einem persönlichen Pressereferenten, den Sie 
eingestellt haben, namens Euler übertragen. 
Nach den Auskünften des Henn Bundes­
kanzlers soll es sich um einen Experten für 
ÖffentJichkeitsarbeit gehandelt haben. 

Ich möchte an Sie die Frage richten :  
Warum haben Sie es s o  eilig gehabt, die Ge­
schäftsordnung zu ändern und einen Ex­
perten für Öffentlichkeitsarbeit zu ernennen, 
von dem sich zwischenzeitJi(,h herausgestel1t 
hat, daß er ein anderer Experte geworden 
ist � Aber im besonderen: Warum haben 
Sie diese Arbeit einem Mann übertragen, 
der hauptberufJich noch bei der ÖVP als 
Journalist beschäftigt war � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Herr Abgeord­
neter! Zunächst möchte ich feststeHen, daß 
diese Andeutung, daß er in einer anderen 
Richtung tätig oder Spezialist war, bisher 
nicht bewiesen ist. (Abg. D, . Kreisky : Das 
habt ihr beim M üllner auch gesagt ! Das hat 
der Herr W ithalm beim M üllner auch gesagt !) 

Zweitens möchte ich Ihnen mitteilen, daß 
Sie falsch informiert sind. Der Redakteur 
EuJer ist mit Werkvertra.g erst mit 1 .  März -
zum Unterschied von den anderen drei Herren, 
die ich vorhin genannt habe, mit Zustim­
mung des Finanzministeriums - besteHt 
worden. 

Und ich bitte, den Pressereferenten Mini­
sterialrat Dr. Aschenbrenner zu fragen, ob 
eine Geschäftsordnungsänderung durchgeführt 
wurde. Im Gegenteil! Ministerialrat Doktor 

Aschenbrenner ist nach wie vor Presse­
referent des Bundesministeriums für Inneres. 
Die beiden haben versucht, sich das Auf­
gabengebiet zu teilen. Wenn Sie andere In­
formationen haben, so muß ich hier erklären, 
daß von mir bis zum heutigen Tage keine 
Änderung der Geschäftsordnung durchgeführt 
worden ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Frühbauer : Bei Ihrer Aus­
kunftserteilung, Herr Bundesminister, muß 
man, glaube ich, etwas vorsichtig sein. Sie 
haben vorhin den Herrn Bundeskanzler ver­
anlaßt, dem Hohen Haus eine falsche In­
formation zu geben. (Ruf bei der Ov P:  
Ordnungsruf!) Ich zitiere aus einem Schrei­
ben vom 17.  Mai 1968, Zl. 15 .389-PrM/68 
Republik Österreich, wo an den Herrn Ab­
geordneten Thalhammer durch den Herrn 
Bundeskanzler mitgeteilt wird, wer a.n den am 9. 
und I n. Feber stattgefundenen Besprechungen 
mit den Experten, als Amtsbesprechung be­
zeichnet, teilgenommen hat. Es sind dies, 
so heißt es: Chefredakteur Bochskanl, Re­
dakteur Gartner, Dr. Bousek, Chefredakteur 
Klar und Redakteur Euler. (Heftige Zwischen­
rufe bei der SPÖ. - Abg. Weikhart : Die 
Auskunft des Herrn Bundeskanzlers ! - Ruf 
bei der SPÖ : Gemeinheit ! - Abg. Proba t :  
Der Kanzler ist schon verschwunden !  - Ru! 
bei der SPÖ : Der Bundeskanzler sagt dem 
Parlament die Unwahr heit und verläßt das 
Haus ! - Abg. We i khar t :  Der Bunde8-
kanzler 8agt im Parlament die Unwahrheit !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Hohes 
Haus! Ich bitte, jetzt einmal den Präsi­
denten zum Wort kommen zu lassen. Ich 
würde nach alJen Seiten hin ersuchen, mir 
zu helfen, daß ich nicht am Beginn der näch­
sten Sitzung Proporzordnungsrufe austeilen 
muß .  (Ruf bei der SPÖ: Er 80ll die Wahr­
heit sagen !) Bitte, ich weiß das zu entscheiden! 
(Ruf bei der SPÖ : Der Bundeskanzler 8pricht 
im Parlament die Unwahrheit !) Bitte, sich 
von beleidigenden Äußerungen zurückzuhalten. 

Am Wort ist der Herr Minister! 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Sie haben gesagt, bei meinen Ant­
worten muß man vorsichtig sein. Ich ötelJe 
fest - und das ist jederzeit nachweisbar -, 
daß Redakteur Euler mit 1 .  März laut Werk­
vertrag im Bundesministerium für Inneres 
aufgenommen wurde. Das habe ich auch 
dem Herrn Bundeskanzler gesagt. Mehr kann 
ich nicht dazu sagen. (Ruf bei der SPÖ: 
Er hat etwas anderts ge6agt ! - Abg. Dr. Pit ter­
mann:  Wo ist der Bundeskanzhr ? - Abg. 
Weikhar t :  Den haben Sie jetzt hängen Uu:;sen, 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 171

www.parlament.gv.at



9254: Nationalrat XI. GP. - 1 1 6. Sitzung - 26. November 1968 

Bundesminister Soronies 

den Bundeskanzler ! - Abg. Dr. Tull :  Ich 
habe gefragt, ob er teilgenommen /tat, und er 
hat gesagt : Nein I) 

Präsident: Hohes Haus! Es gibt ja auch 
noch Unt,erschiede zwischen Mißverständnissen 
und der Unwahrheit. 

20. Anfrage : Abgeordneter Dr. Fiedler 
(Ö VP) an den Herrn Innenminister, betreffend 
Wahlkarten für Urlauber. 

1945JM 

Werden Sie. Herr Minister, Maßnahmen 
treffen, um in Zukunft den im Gesetz eng 
umschriebenen Kreis der sogenannten Wahl­
kartenwähler zu erweitern, um Urlaubern, die 
sich am Wahltag nicht an ihrem Wohnort auf­
halten, die Stimmabgabe im Urlaubsort zu 
ermöglichen 't 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Abg. Pay:  
Ein angelsächsischer Minister hat schon ab­
treten müssen, weil er das Parlament belogen 
hat I) 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Ich habe nicht die Unwahrheit gesagt ! 
( Andauernde Zwischenrufe bei der S PÖ. -
Der Präsident  gibt das Glockenzeichen. -
Ruf bei der SPÖ : Der Bundeskanzler ! - Abg. 
Gertrude W ondrac k :  Der Regierungschef !) 

Präsident: Ich bitte, sich zurückzuhalten 
Ilnd einen Unterschied zu machen zwischen 
Unwahrheit und Lüge. Es kann auch Miß­
verständnisse geben ; das ist dann aufzuklären. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ. - Abg. Weikha1  t :  
Das ist kein Mißverständnis I) 

Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Im § 44 der Na­
tionalrats-Wahlordnung 1 962 sind die Gründe, 
bei deren Vorliegen ein Anspruch auf Ausstel­
lung einer Wahl karte besteht, aufgezählt. 
Administrative Maßnahmen zur Erweiterung 
des Kreises der Wahlkartenwähler wurden bis­
her nur bei den Bundespräsidentenwa hlen 
getroffen, und zwar durch Besch luß der Haupt­
wahlbehörde. Da eine Auslegung w ie bei der 
Bundespräsidentenwahl bei der Nationalrats­
Wahlordnung nicht möglich ist, müßte eine 
Novellierung des betreffenden Nationalrats­
Wahlordnungsgesetzes au'! dem Jahre 1962 
erfolgen. Bei der letzten Nationalratswahl 
sind ungefähr 300.000 Nichtwähler gewesen, 
davon haben 50.000 bis 70.000 den jüngeren 
Jahrgängen a.ngehört. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes­
minister! Beabsichtigen Sie, von Ihrem Ressort 
her eine gesetzliche Regelung zu initiieren, 
damit man es hier doch den Wählern ermöglicht, 
leichter ihrer Wahlpflicht zu genügen � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Vom Bundes­
ministerium für Inneres wird auf diesem Gebiet 
keine Initiative ergriffen, weil ich glaube, 
daß diese Frage genauso \Vie die Herabsetzung 
des Wahlalters im Parlament durch die parla­
mentarischen Klubs initiativ geregelt werden 
sollte. 

Präsident: 2 1 .  Anfrage: Abgeordneter Melter 
(F PÖ) an den Herrn Innenministel', betreffend 
Zivilschutz. 

1907/M 

Welche Maßnahmen ergeben sich aus Ihrer 
Erklärung anläßlich der am 10. Ok.�ober 1968 
abgehaltenen Großkundgebung des Osterreichi­
schen Zivilschutzverbandes, daß es notwendiger 
denn je erscheine, der Zivilschutzarbeit Vorrang 
zu gewähren ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Mit meiner von Ihnen zitierten Erklär­
rung vom 10. 10. 1968 sollte zum Ausdruck 
gebracht werden, daß gewisse Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Zivilschutzes im Interesse der 
Sicherheit der Bevölkerung ohne Verzug in 
Angriff genommen beziehungsweise durch­
geführt werden müssen. 

Das Bundesministerium für Inneres hat vor 
allem hinsichtlich des Warn- und Alarmdienstes, 
der baulichen Schutzmaßnahmen, des Selbst­
sr.hutzes und deI EinsatzJenkung nicht nur die 
Initiative ergriffen, sondern in Zusammenarbeit 
mit den beteiligten Behörden des Bundes und 
der Länder und mit den bestehenden HUfs­
organisa tionen bereits wertvolle V orar beiten 
hiefür geleistet. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesminister ! 
Sie haben in dieser Großkundgebung ausdrück­
lich erklärt, daß es notwendiger denn je 
sei, diese Maßnahmen voranzutreiben. 

Wie vereinbaren Sie damit die Tatsache, 
daß im Voranschlag 1 969, Teilheft Inneres, 
223 Millionen Schil1ing weniger für Zivilschutz­
arbeit und Zivilschutzmaßnahmen vorgesehen 
sind als im Vorja hd 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Sie haben vollkommen recht, aber es 
gibt auf dem Sektor des Zivilschutzes Maß­
nahmen, die auch auf dem Gebiete der Länder 
geregelt werden können, und wir haben hier 
erfreulicherweise nicht nur in Vorarlberg, 
sondern, wie jetzt feststeht, auch in der Steier­
mark schöne Fortschritte erzielen können. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Melter : Herr Bundesminister ! 
Es ist schon eindeutig festgestellt worden, 
daß neben den Ländern und Gemeinden von 
der Zivilbevölkerung, die seitens der maß­
geblichen Regierungsmitglieder immer wieder 
besonders angesprochen werden, Maßnahmen 
gesetzt werden, daß jedoch die Bundesregie­
rung selbst kein gutes Beispiel gibt. Wie er­
klären Sie sich diesen Umstand 1 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Herr Abgeord­
neter ! Sie wissen, daß wir auch auf dem Gebiete 
des sogenannten Selbstschutzes Vorsorge tref­
fen, daß Bemühungen im Gange sind ; und 
es werden sicherlich, wenn es möglich ist, 
dieses Gesetz im Parlament entsprechend 
zu behandeln, auch die notwendigen Geldmittel 
für diesen Zweck zur Verfügung gestellt werden 
müssen. 

Präsident : 22. Anfrage : Abgeordneter Dok­
tor Tull (8 p(j) an den Herrn Innenminister , 
betreffend Ausschreibung des Postens eines 
Generaldirektors für die öffentliche Sicherheit . 

1931JM 

Werden Sie die freiwerdende Position eines 
Generaldirektors für die öffentliche Sicherheit 
öffentlich ausschreiben ? 

Präsident : Herr Mimster . 

Bundesminister Soronics : Herr Abgeord­
neter ! Ich habe bereits im Finanz- und Budget­
ausschuß darauf hingewiesen, daß nicht die 
Absicht besteht, diese SteHe auszuschreiben. 
Es ist bekannt, daß diese Stelle frei wird, und 
jeder hat die Möglichkeit, sich darum zu 
bewerben, wenn er gla.ubt , daß er die Voraus­
setzungen erfüllt,. Der Kreis ist ja bekanntlich 
sehr, sehr klein. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Tull : Ich glaube, Herr 
Minister, außer Streit steHen zu können, daß 
es sich bei diesem Posten um den wichtigsten 
Ihres Ministeriums handelt. Ich nehme an, 
nicht fehlzugehen, wenn ich glaube, daß Sie 
sich bestimmt bereits Gedanken gemacht 
haben, welche Beamten für eine Besetzung in 
Frage kämen. Ich darf Sie daher fragen : 
Welche Beamten haben Rie in die engere Wahl 
als Nachfolger für diesen Posten in Aussicht 
genommen? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Soronics : Herr Abgeord­
neter ! Ich kann Ihnen versichern, da ß ich 
mir sicherlich Gedanken darüber gemacht 
habe ; ich bin aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht in der Lage, diese Namen bekanntzu­
geben. Vielleicht wird Sie sogar in den näch-

sten Tagen schon eine Entscheidung davon 
in Kenntnis setzen, daß eine Lösung gefunden 
wird, die Sie vieJIeicht nicht einmal erwarten. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident : 23. Anfrage :  Abgeordneter Regens­
burger (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Unterricht, betreffend Fakultät fiir Bau­
ingenieurwesen und Architektur der Universität 
Innsbruck. 

1948JM 

Wann ist mit der Aufnahme des Studien­
betriebes der Fakultät für Bauingenieurwesen . 
und Architektur der Universität Innsbruck zu 
rechnen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl.· 
Percevic : Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! 
Das Unterrichtsministerium hat al1e Vorsorge 
getroffen, daß der Studienbetrieb an der Fakul­
tät für Ingenieurwesen und Architektur an der 
Universität Inmibruck im Wintersemester 1969/ 
70 mit dem ersten Semester beginnen kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Regensburger : Herr Bundes­
minister ! Sind Sie in der Lage, dem Hohen 
Hause mitzuteilen, ob auf dem personellen 
Sektor bereits Vorsorge getroffen wurde, das 
heißt, ob Sie bereits Berufungen vornehmen 
konnten und auch schon bezüglich der Assisten­
tensteIlen Vorsorge getroffen wurde, um den 
Personalstand auszufüllen � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft·Percevic : Nach dem 
Gesetz, das die Neuerrichtung der Fakultät 
an der Universität Innsbruck regelt, ist vor­
gesehen, daß die ersten acht Professoren von 
einem Kollegium vorzuschlagen sind, das sich 
zusammensetzt aus Professoren der Universität 
Innsbruck, der Technischen Hochschulen Wien 
und Graz sowie hinsichtlich der Architektur 
auch der Akademie der darstellenden Kunst 
in Wien. Dementsprechend gelangten an das 
Unterrichtsmini&terium bisher sechs Dreier­
vorschläge, die alle zum Ziel geführt haben. 
Die Berufungsverhandlungen sind abgeschlos­
sen. Die bereits vom Herrn Bundespräsidenten 
ernannten Professoren werden zum 1 .  Februar 
ihren Dienst aufnehmen und sind also in der 
Lage, die Vorbereitungsarbeiten zu treffen, 
damit im Herbst 1969 der Studienbetrieb 
entsprechend beginnen kann. Die Erstaus­
stattung mit Assistenten ist zunächst noch 
nicht in vo]] befriedigender Weise, aber doch 
ebenso vorgesehen. 
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Präsident : 24. Anfrage : Abgeordnete Dr. Stel­
la Klein-Löw (SPÖ) an den Herrn Unter­
richtsminister, betreffend Verschickung der 
Budgetrede des Finanzministers. 

1976/M 

Ist es richtig, daß die heurige Budgetrede 
des Finanzministers in je Dutzenden Exem­
plaren an höhere Schulen geschickt wurde ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifß-Percevic : Sehr ge­
ehrte Frau Abgeordnete ! Die Anzahl der 
verschickten Exemplare ist mir nicht bekannt, 
weil sie vom Finanzministerium direkt a usge­
sandt wurden. Diese Aussendung erfolgte 
mit BIlligung des Bundesministeriums für 
Unterricht. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw : Inzwi­
schen habe ich einen Erlaß gesehen, dem zu 
entnehmen ist, daß diese Exemplare für die 
Besucher der 8. Klassen bestimmt sind. Darf 
ich Sie fragen, Herr Minister, ob Sie mit der 
Ausschickung dieser Exemplare an die Schulen 
den Zweck verfolgt haben, den Unterricht in 
Zeitgeschichte und Staatsbürgerkunde durch 
diese Broschüre zu ergänzen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Die An­
nahme ist richtig. Zusätzlich bezieht, sie sich 
auf den Gegenstand Wirtscha.ftskunde. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Stella K1ein-Löw : Da wir, 
wenn wir Wirtschaftskunde, Zeitgeschichte und 
Sta8tsbürgerkunde unterrichten, den Schülern 
das Bild Österreichs vollständig bringen sollen 
und müssen, frage ich Sie, sehr verehrter Herr 
Bundesminister, ob Sie bereit sind, den Minder­
heitsbericht der Opposition in ebenso vielen 
Exemplaren an die Schulen zu schicken. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : VOlläufig 
liegt mir ein Minderheitsbericht in dieser 
Anzahl zur Verschickung nicht vor. Ich habe 
selbstverständlich keine Bedenken, da ß er 
mit der Weisung übersandt wird, ihn gemein­
sam mit der Budgetrede des Herrn Finanz­
ministers mit den Schülern zu besprechen. 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. We ihs : Er liegt schon 
vor I) Mir liegt kein Exemplar vor. (Abg. 
Dr. P i tte rmann :  Dem Manne kann geholfen 
werrlen I) 

Präsident : 25. Anfrage : Abgeordneter Zeil­
linger (F PÖ) an den Herrn Unterrichts­
minister, betreffend Lehrerdienstpragma.tik. 

1912/M 

Werden Sie einen Ministerialentwurf für 
eine Novelle zur Lehrerdienstpragmatik aus­
arbeiten lassen, welche die Bestimmung vor­
sieht, daß Lehrer, die nach §§ 128 und 132 Straf­
gesetz (Schändung, Verführung zur Unzucht) 
rechtskräftig verurteilt wurden, auch nach 
Tilgung der Strafe nicht mehr im Lehrberuf 
eingesetzt werden dürfen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter ! Abgesehen davon, 
daß ich nicht zuständig bin, eine solche Dienst­
pragmatik auszuarbeiten, sondern das Bundes­
kanzleramt, bin ich durchaus bereit, bei Bera­
tung eines Entwurfes auf dieses Anliegen 
besonders Bedacht zu nehmen. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger : Ich war mir, Herr 
Minister, bei der Fragestellung der Kompe­
tenzschwierigkeit durchaus bewußt. Ich habe 
mich auch bei Verfassungsjuristen rückver­
sichert und weiß, daß Ihl'e Zuständigkeit nur 
bedingt gegeben ist. Ich weiß, daß primär 
das Bundeskanzleramt zuständig ist. Ihre 
Antwort darf ich aber mit Befriedigung zur 
Kenntnis nehmen und Sie fragen : Werden 
Sie bis zu einer endgültigen gesetzlichen Rege­
lung Vorsorge dafür treffen, daß in der Praxis 
alle derartigen von mir aufgezeigten Fälle 
dadurch bereinigt werden, daß man derartige 
Lehrpersonen aus d�m Dienstbetrieb der 
Schule zurückzieht und allenfalls in die Ver­
waltung übernimmt � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifß-Percevic : Ich habe 
bereits in zwei Fällen meines Ressortbereiches 
- allerdings Lehrer betreffend, die nicht der 
Dienstpragmatik unterworfen waren - 80 
gehandelt, sodaß in meinem Hause Klarheit 
darüber besteht, welchen Standpunkt ich in 
dieser Frage einnehme. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger : Herr Bundesmini­
ster ! Sind Sie bereit, nachdem mir bekannt 
geworden ist, daß sich Gemeinden, Bürger­
meister vergebens an Schulbehörden mit der 
Bitte wandten, eine solche Lehrperson aus 
dem Unterrichtsbetrieb zurückzuziehen, die 
Schulbehörden dahin gehend zu informieren, 
daß sie solche Ansuchen nicht monatelang 
unerledigt liegen lassen, sodaß eine Gemeinde 
sogar urgieren mußte, sondern im Interesse 
der Schule und der Kinder ehestens eine Ent­
scheidung darüber treffen 1 

Präsident : Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Piffl·Percevic : Herr 
Abgeordneter ! Da Sie von Bürgermeistern 
sprechen, muß ich annehmen, daß es sich um 
Lehrer handelt, die der Diensthoheit des 
Landes unterstehen. Ich bin aber durchaus 
bereit, auf Grund Ihrer heutigen Anfrage eine 
Information über diese Intention an die Lan­
desschull'äte gelangen zu lassen. An sich ent­
zieht sich die Einflußnahme auf Landeslehrer 
meiner Kompetenz. 

Präsident :  Danke, Herr Minister. 
Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­

laufen. Somit ist die Fragestunde b e endet . 
Wie ich schon in der 1 12. Sitzung vom 

23. Oktober mitgeteilt habe, habe ich der 
Frau Abgeordneten Herta Winkler einen 
Krankenurlaub für die Dauer von einem 

Bundesgesetz, mit dem das Kriegsopfer­
versorgungsgesetz 1957 neuerlich abgeändert 
und ergänzt wird (1027 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über steuerliche Maßnahmen 
zur Verbesserung der Wirtschafbsstruktur 
(Strukturverbesserungsgesetz ) ( 1029 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Umwandlung von Handelsgesell­
schaften geändert wird (1035 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz , mit dem das Gehaltsüber­
leitungsgesetz neu.erlich abgeändert wird (1036 
der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Berggesetz abge­
ändert und ergänzt wird (Berggesetznovelle 
1968) ( 1037 der Beilagen) ; 

Monat erteilt. Die Frau Abgeordnete hat nun- B .... mdesgesetz über die Bildung des Wirt­
mehr um Verlängerung dieses Krankenurlaubs schaftskörpers "Österreichische Bundesbah­
ersucht. Wird gegen die Verlängerung dieses nen" (Bundesbahngesetz) ( 1038 der Beilagen) ; 
Urlaubes ein Einspruch erhoben ? - Dies Bundesgesetz , mit dem das Umsatzsteuer­
ist nicht der Fall. Der Krankenurlaub wird gesetz 1959 neuerlich abgeändert wird ( 1039 
somit bis 8. Dezember 1 968 verlängert. der Beilagen) ; 

Seit der letzten Haussitzung sind 18  
Anfragebeantwortu ngen eingelangt, die 
den Anfragestellern übermittelt wurden. Die�e 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Den in der letzten Sitzung eingebrachten 
Antrag 76/A der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, Spielbüchler, MeißI und Genossen, 
betreffend die Änderung des Katastrophen­
fondsger:;etzes, BGBL Nr. 207/1966, weise  ich 
dem Finanz- und Budgetausschuß zu . 

Ich ersuche den Schrif:fiihrer, Abgeordneten 
Dr. Fiedler, um die Vede3ung der eingelangten 
Regierungsvorlagen. (Abg. Dr. Pi tte rma nn:  
Wird länger dauern !) 

SchJ'iftführer Dr. Fiedler :  Von der Bun­
desregierung sind folgende Regierung svor­
lag  e n eingelangt : 

Zusatzübel'einkommen zum Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Perso­
nen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Fe­
bruar 1961 über die Haftung der Eisenbahn 
für Tötung und Verletzung von Reisenden 
(991 der Beilagen) ; 

Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und dem Fürstentum Liechtenstein im 
Bereiche der Sozialen Sicherheit (992 der Bei­
lagen) ; 

Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Bundesrepublik Deutschland 
über Fürsorge und Jugendwohlfahrtspflege 
( 1024 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz,  mit dem das Heeresversor­
gungsgesetz neuerlich abgeändert und ergänzt 
wird (7. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz ) 
( 1026 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz , mit dem das Bundesgesetz 
über die Wehrdiensterillnerungsmedaille abge­
ändert wird (1050 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz , mit dem das Bundesgesetz 
über das Bundesheerdienstzeichen abgeändert 
wird ( 1051 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Berichtigung von 
abgeschlossenen Eintragungen in den Per­
sonenstandsbüchern (1052 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem das Wehrgesetz 
neuerlich abgeändert wird (Wehrgesetz-No­
velle 1968) ( 1053 der Beilagen). 

Präsident : Die vom Schriftführer soeben zur 
Verle3lmg gebrachten Vorlagen werde ich 
gemäß § 41 Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in 
der nächsten Sitzung zur Zuweisung bringen. 

Die in der letzten Sitzung als eingebracht 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise  
ich z u  wie folgt : 

1023 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz betreffend die Regelung des 
Krankenpflegefachdienstes, der medizini3ch­
technischen Dienste und der Sanitätshilfs­
dienste neuerlich abgeändert und ergänzt wird, 
und 

1028 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz betreffend Abänderung und · 
Ergänzung des Kleinrentnergesetzes neuerlich 
abgeändert wird, 
dem Ausschuß für soziale Verwaltung ; 

1025 der Beilagen : Bundesgesetz ; betreffend 
Veräußerung und Belastung von unbeweg­
lichem Bundesvermögen, und 

649 
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Präsident 

1034 der Beilagen : Bundesgesetz betreffend 
Schenkung von Bundesvermögen an die Bun­
desländer und die Stadt Wien aus Anlaß der 
50. Wiederkehr des Tages des Erstehens der 
Republik Österreich 
dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Den B e r i c ht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die Konferenz 
der Vereinten Nationen über die Erforschung 
und friedliche Nutzung des Weltraumes (Wien, 
14. bis 27. August 1 968) w e is e  ich dem Außen­

politischen Ausschuß z u, und 

den Bericht des Bundesministers für Finan­
zen über Veräußerung von unbeweglichem 
Bundesvermögen im 3. und 4. Vierteljahr 1967 
dem Finanz- und Budgetausschuß . 

Gemäß § 38 Abs. 5 Geschäftsordnungsgesetz 
beantrage ich, auf die heutige T a g e s o r d n u n g  
folgende Verhandlungsgegenstände zu setzen : 

Bericht des Unterrichtsausschusses über die 
Regierungsvodage (999 der Beilagen) : Vertrag 
zwischen dem Heiligen Stuhl und der Repu­
blik Österreich betreffend die Errichtung einer 
Diözese Feldkirch (1045 der Beilagen), und 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (990 und Zu 990 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1969 ( 1040 der Beilagen) : Generalbericht 
sowie Spezialdebatte über die Gruppe I :  Ober­
ste Organe, und Gruppe II: Bundeskanzler­
amt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die mei­
nem Vorschlag zustimmen, sich von den Sit­
zen zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich zum Wort 
gemeldet. Gemäß § 31  im Zusammenhalt mit 
§ 59 Abs. 3 Geschäftsordnungsgesetz erteile 
ich es ihm vor Eingang in die Tagesordnung. 
Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Hohes Haus ! In 
der heutigen Fragestunde war es nach der 
zweiten Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Tull nicht mehr möglich, etwas aufzuklären. 
Es sei mir gestattet, folgende Erklärung abzu­
geben : 

Redakteur Euler war im Zeitpunkt der am 
9. und lO. Februar stattgefundenen Dienst­
besprechung als Pressereferent des Bundes­
ministeriums für Inneres noch nicht bestellt ; 
er hat daher nicht in dieser amtlichen Eigen­
schaft an der Besprechung teilgenommen. 
Daß er allenfalls als Angestellter der Bundes­
parteileitung der Österreichischen Volkspartei 
an dieser Besprechu.ng teilgenommen hat, war 
bei der Anfrage des Abgeordneten Tull weder 
dem Herrn Innenminister , mit dem ich mich 
- wie Sie gesehen haben - kurz verständigt 

habe, noch mir erinnerlich. Ich bitte um Ver­
ständnis dafür. (Widerspruch bei der SPÖ.) 

Ob meine schriftliche Mitteilung an den 
Herrn Abgeordneten Thalhammer vom 
18. Mai - was die Teilnahme des Redakteurs 
Euler anlangte - richtig war oder auf einem 
Irrtum beruhte, wird noch überprüft. Ich 
habe eine telephonische Überprüfung vorneh­
men lassen, die lautet - obwohl ich mich 
nicht dafür verbürge, ich muß das noch ernst­
lich und grundsätzlich prüfen - :  An einer 
Besprechung, die am 9. Februar in der Lan­
desverteidigungsakademie stattfand, hat Re­
dakteur Euler nicht teilgenommen ; er war 
auch nicht eingeladen. Das wird noch über­
prüft werden, und ich werde dem Hohen Hause 
diesbezüglich eine klare Mitteilu.ng geben. 

Ich darf aber noch auf etwas hinweisen. 
Eine Anfrage eines sozialistischen Abgeordne­
ten, warum das Bundesministerium für Inne­
res bei jener Besprechung nicht vertreten war. 
mußte negativ beantwortet werden. Ich 
glaube, dies weist darauf hin, daß Redakteur 
Euler keinesfalls als Vertreter des Bundes­
ministeriums für Inneres an dieser Dienst­
besprechung teilgenommen hat. ( Zwischen­
rufe bei der S PÖ.) 

Präsiden t (das Glockenzeichen gebend) : Es 
wird eine Debatte zu dieser Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers gewünscht. Nach bis­
heriger Übung, die auch in der Präsidialkonfe­
renz jeweils festgelegt wurde, lasse ich darüber 
abstimmen, ob eine Debatte abgeführt werden 
soll. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die damit einverstanden sind, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Ich stelle fest, daß es 
die Minderheit ist. (Abg. Dr. Pi t termannt 
Herr Präsident ! Das ist das Ende der Übung ! 
Von jetzt an gilt die Geschäftsordnung ! : ­
Abg. Ozette l, zur O VP, die, dagegen gestimmt 
hat : Habt ihr das notwendig ? - Abg. Doktor 
P i t termann:  Es wird heute geredet werden, 
Herr Präsident ! Verlassen Sie sich darauf 1 '­
Abg. Ozet te l : "Osterreich in guter Hand I" -
Abg. Ze il l inger.'  KonkuTserklärung der Regie­
rung ! Schämen Sie sich !) 

Meine Damen und Herren ! ( Anhaltende 
Zwischenrufe bei der SPÖ. - Abg. Dr. Tull .� 
So weit ist die Regierungspartei gekommen 1 -
Abg. Zei l l inger :  Was habt ihr noch alles zu 
verbergen ? Schämt euch doch !) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich bitte, sich jetzt etwas zu beruhigen ! 
Ich habe keiner1ei Debatte unterbinden wol­
len, sondern bin nach der bisherigen übung 
vorgegangen. Ich werde das Problem in der 
nächsten Präsidialsitzung selbstverständlich 
zur Diskussion stellen. 
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1. Punkt : Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (999 der Bei­
lagen) : Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl 
und der Republik Österreich betreffend die 
Errichtung einer Diözese Feldkirch (1045 der 

Beilagen) 

zwischen dem Heiligen Stuhl und der Re­
publik Österreich betreffend die Errichtung 
einer Diözese Feldkirch die verfassungsmäßige 
Genehmigung erteilen. 

Ich darf, vom Ausschuß beauftragt, bitten, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen und der Vorlage zuzustimmen. Präsident : Wir gehen in die Tagesordnung 

ein und gelangen zum 1 .  Punkt der Tages-
ordnung : Errichtung einer Diözese Feld- Präsident : Der Herr Berichterstatter bean-

kirch. tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 

Berichter"ltatter ist der Abgeordnete 
DipL-Ing. Fink. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Fink : Hohes 
Haus ! Herr Präsident ! Am 7 .  September 
1965 ersuchte die V Olarlberger Landesre­
gierung die Bundesregierung neuerlich um 
Unterstützung des Wunsches auf baldige 
Errichtung einer Diözese Feldkirch . 

Na.chdem auch die Österreichische Bischofs­
konferenz an1äßlich ihrer Sitzung am 2. April 
1968 mit diesem Ersuchen an die österreichi­
sche Bundesregierung herangetreten war, wurde 
der Heilige Stuhl in Übereinstimmung mit 
diesen Wünsohen um die Einleitung von Ver­
tra.gsverhandlungen zum Zwecke der Errich­
tung einer Diözese Feldkirch gebeten. 

Die Errichtung der Diözese Feldkiroh ent­
spricht den tatsächliohen Notwendigkeiten 
und auch den Forderungen, die das H. Vati­
kanum für die Errichtung von Diözesen, 
namentlich was deren überschaubarkeit be­
trifft, aufgestel1t hat. 

Die Verhandlungen zwischen dem Heiligen 
Stuhl und der österreichischen Bundesre­
gierung führten zum vorliegenden Vertrag, 
der am 7. Oktober 1968 in Wien unterzeichnet 
worden ist,. 

Da der Vertrag gesetzesändernder bezie­
hungsweise gesetzesvertretender Natur iest, 
bedarf er gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bundes­
Verfassungsgesetz der Genehmigung des Na­
tionalrates. 

Der Unterrichtsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 22. No­
vember 1968 in Verhandlung gezogen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Genehmigung des Vertra.ges zu empfehlen. 

Der Ausschuß hat im Zuge seiner Ver­
handlungen die Erlassung eines besonderen 
Bundesgesetzes gemäß Artikel 50 Abs. 2 
der Bundesverfassung zur Erfüllung dieses 
Vertrages für entbehrlich gehalten. 

Zum Wort gemeldet waren die Abgeord. 
neten Heinz, Stohs und der in Vertretung 
des Bundesministers für UnteIricht erschienene 
Herr Bundeskanzler Dr. Klaus. 

Der Unterrichtsausschuß stellt somit den 
Antrag, der Nationalrat wolle dem Vertrag 

durchzuführen. - Ein Einwand hiegegen 
wird nicht erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein . Zum 
Wort gemeldet ist der Abgeordnete Heinz . 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Heinz (SPÖ) :  Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Der vorliegende Vertrag zwi­
schen dem Heiligen Stuhl und der Republik 
Österreich betreffend die Errichtung einer 
Diözese Feldkireh, hat eine lange Entwick­
lungsgeschiohte hinter sich. Seit den ersten 
Verhalldlungen zwischen Österreich und der 
Kurie sind 150 Jahre vergangen. In diesem 
langen Zeitraum sind immer wieder Ver­
suche zur Errichtung einer eigenen Diözese 
unternommen worden, die sowohl am Wider­
stand staatlicher Stellen als auch an dem 
kirchlicher Stellen immer wieder gescheitert 
sind. EIst im Jahre 1960 wurde von der 
Österreichischen Bischofskonferenz grünes 
Licht für die Verhandlungen gegeben. In 
diese 150 Jahre fällt der Beginn und Auf­
stieg der österreichischen Arbeiterbewegung 
und der Sozialistischen Partei. Und in diesen 
Jahren waren die Beziehungen zwischen uns 
und der katholischen Kirche sehr wechseJ· 
voll. Nicht zuletzt das Erlebnis und die 
Folgen des Zweiten Weltkrieges haben auf 
beiden Seiten neue Einsichten Platz greifen 
lassen, und wir können heute eine große 
Erneuerungsbewegung in der katholischen 
Kirche feststellen. An die SteHe der früheren 
Gegnerschaft ist heute gegenseitiges Ver­
stehen getreten. So war es nicht verwunder­
lich, daß sowohl von meinen Vorgängern 
als auch von mir selbst - zuletzt hier im 
Hohen Haus im Zusammenhang mit der Er­
richtung eines Islamischen Zentrums in Wien -
die Errichtung einer eigenen Diözese für Vor­
arlberg verlangt und gefordert wurde. 

Von Seite der katholischen Kirche sind 
in den letzten 20 Jahren große Anstren­
gungen im Lande selbst unternommen wor­
den, um die Errichtung einer Diözese Feld­
kirch vorzubereiten. Bei diesen Bemühungen 
ist die Kirche vom Land Vorarlberg nach 
besten Kräften unterstützt worden, und zwar 
sowohl bei der Errichtung des Bischöflichen 
Verwaltungsgebäudes in Feldkirch , des Kna­
benkonviktes "Marianum" in Bregenz, bei 
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Heinz 

der Bereitstellung des Bischofssitzes in Feld- stück unseres kleinen Landes zugeteilt wurde, 
kirch als �uch für eine ganze Reihe weiterer wobei Augsburg schlußendlich nur noch Tann­
kirchlicher Baumaßnahmen in Vorarlberg. berg und das Kleine Walsertal verblieb. Dies 
Es sind für diese Vorhaben Millionenbeträge war der Anfang. 
aufgebracht und aufgewendet worden. Ich überspringe. 

PersönHch freut es mich, seinerzeit als Im späten Mittelalter, als die Habsburger 
Baureferent der Stadt Feldkirch an der Er- ihre Ländereien konsolidierten, erschien es 
richtung des Bischöflichen Verwaltungsge- ihnen unpraktisch, daß Teile der Gebiete, 
bäudes mitgewirkt zu haben und nun heute wenngleich sie im Heiligen Römischen Reich 
am Zustandekommen des Vertrages über die lagen, in drei verschiedenen nicht habs­
Diözese Feldkirch mitwirken zu können. burgischen Besitzungen ihre kirchliche Zu-

Wir waren als Sozialisten auch gerne be- ge hörigkeit hatten. Joseph H. trachtete, ein 
reit, die zeitlichen Voraussetzungen zu scha ffen, einheitliches kirchliches Jurisdiktionsgebiet zu 
es der Kirche noch heuer zu ermöglichen, schaffen, und man hörte erstmalig von einer 
die offiziellen Feierlichkeiten im Zusammen- Verlegung des Bischofssitzes Chur nach Feld­
hang mit der Errichtung der neuen Diözese kirch und der Einsetzung eines eigenen Bis­
abzuwickeln. Damit erhielt auch das heuer turns Bregenz. Dies scheiterte am Wider­
stattgefundene 750-Jahr-Jubiläum der Stadt stand der Bischöfe des Heiligen Römischen 
Feldkirch einen würdigen Abschluß. Dieses Reiches, die damals noch unmittelbare Fürsten 
Geschenk des Bundes aus Anlaß des 50-Jahr- waren. 
Jubiläums der RepubJik Österreich und der Kaiser Franz I. plante 1804 eine Zuteilung 
Selbständigkeit des Landes Vorarlberg wird Vorarlbergs zum Bistum Brixen mit General­
von den Vorarlberger Katholiken mit freudiger vikariat in Bregenz. Als Tirol und Vorarl­
Genugtuung aufgenommen. berg 1806 zu Bayern kamen, bemühte man 

Die sozialistische Fraktion wird dem vor- sich dort wieder, ein geschlossenes Terri­
liegenden Vertrag gerne die Zustimmung torium zu bilden : ganz Vorarlberg schlug 
geben. (Beifall bd der SPÖ.j man zu Augsburg. 1814 kam Vorarlberg 

an Österreich zurück, und Chur erhielt wieder 
Präsident : Zum Wort gemeldet hat sich seinen Teil. Es wurde ständig verhandelt ; 

DipJ .-Ing. HämmerJe. Ich erteile es ihm. ich möchte Sie damit nicht länger aufhalten. 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Hämmerle (ÖVP) :  Am 2. Mai 1818 erließ Papst Pius VII. 

Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen die Bulle "Ex imposito " ,  welche die Errichtung 
und Herren ! Es ist ein schönes Festgeschenk eines eigenen Bistums in Feldkirch an-
anläßlich des 50-Jahr-Jubiläums der Republik ordnete. Dann war das also damals schon 
Österreich und zugleich zur 50-Jahr-Feier der so weit wie heute - möchte der Laie glauben ! 
Selbständigkeit Vorarlbergs als Bundesland, Es wurde zwar 1820 ein Generalvikar ernannt 
wenn durch die heutige Gesetzwerdung des und zum Bischof geweiht und mit einigen 
bereits am 7 .  Oktober 1 968 zu Wien unter- Vollmachten ausgestattet. Nachdem aber 
zeichneten Vertrags zwischen dem Heiligen nichts weiter geschah, wurde endlich im Jahre 
Stuhl und der Republik Österreich in Vor- 1887 der Vorarlberger Landtag wieder mit 
arlberg eine Diözese Feldkirch errichtet werden der Errichtung eines eigenen Bistums befaßt. 
kann. Es bedeutet dies die Krönung der Der Bischof von Brixen verwahrte sich da­
Souveränität dieses Bundeslandes. gegen, daß das Provisorium der Bulle "Ex 

Ich muß Sie bitten, mir zu erlauben, als imposito" nicht richtig angewendet und da.s 
Vertreter des westlichsten Bundeslandes zu Generalvikariat nur eine "Postexpedition" 
dieser für Vorarlberg säkularen Entschei- genannt werde, ließ aber gleichzeitig durch­
dung einige Worte zu sagen. Erschrecken blicken, daß Vorarlberg nicht die Voraus­
Sie bitte nicht, wenn ich mit den Römern setzungen für ein Bistum habe. 
beginne, ich werde schnell mit einigen ge- Der Erste Weltkrieg brachte mit der Ab­
setzten Marksteinen in die Odyssee der Vor- tretung Südtirols bezüglich Brixen neue Kom­
arlberger Bistumsfrage wieder in der Gegen- plikationen. Für den Fall, daß Sie darüber 
wart gelandet sein. Näheres wissen wollen, daß Sie sich dafür 

Vorarlberg gehörte in der Römerzeit, in interessieren, sage ich Ihnen : Es existiert 
der das Christentum Eingang fand, zur Pro- darüber ein Buch von über 400 Seiten. Es 
vinz Raetia secunda, mit der Haupt- und ist ein Buch über die Bistumsfrage Vor­
Bischofsstadt Augsburg. Raetia prima, der arlbergs von Karlinger und Holböck. Ich 
südliche, damals noch rätoromanische Teil kann Ihnen nur empfehlen, das zu lesen. 
Vorarlbergs hatte als Hauptstadt und Bischofs- Oder ich nenne das Buch des Erzdiakons der 
sitz Chur. Um 600 wurde das Bistum Kon- Kathedralbasilika zu Trient, das Buch von 
stanz gegründet, welchem ein drittes Teil- Monsignore Kögl : "La sovranita dei vescovi 
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Dipl..Ing. Hämmerte 

di Trento e di Bressanone" , mit eingehenden 
Ausführungen kirchenrechtlichen Inhalts über 
die Bistumsfrage Vorarlbergs. 

Im Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl 
und der Republik Österreich vom 7 . Juli 
1964 wird die apostolische Administratur 
Innsbruck-Feldkirch zur Diözese erhoben, Vor­
arlberg hat in Feldkirch ein eigenes General­
vikariat. Immer wieder und ein letztes Mal 
ersucht die Vorarlberger Landesregierung am 
7. September 1965 neuerlich um Unterstützung 
in dieser Frage, die dann endlich nach der 
Österreichischen Bischofskonferenz am 7. April 
1968 von dort an die Bundesregierung heran­
getragen wurde und mit dem heute vor­
liegenden Vertrag schließlich eine positive 
Elledigung fand. 

Die Errichtung der Diözese Feldkirch ent­
spricht auch den ausdrücklichen Forderungen 
des H. Vaticanums, daß die Diözesen über­
schaubar sein sollen. Vorarlberg allein hat 
heute 260.000 Einwohner, davon 235.000 
Katholiken ; 1818 waren es noch 32.000. 

Zum Abschluß habe ich noch einen Dank 
und eine Bitte : Der Dank ist gerichtet an 
alle, die sich in früherer Zeit mit dieser Frage 
beschäftigt haben, besonders aber an jene 
Stellen und Persönlichkeiten von Kirche und 
Staat, die durch den Abschluß dieses Ver­
tragswerkes die Angelegenheit zu einem guten 
Ende gebracht haben. Sie haben damit 
der gesamten Bevölkerung Vorarlbergs und 
insbesondele dem Klerus dieses Landes einen 
lange gehegten Wunsch erfüllt. 

Abgeordneter Stohs hat bereits im Aus­
schuß unseren Tiroler Nachbarn gedankt, 
daß sie die Abtretung mit Würde getragen 
haben. (Heiterkeit bei der ÖV P.) 

Meine Bitte geht an die Abgeordneten dieses 
Hohen Hauses, diesem Vertrag, der gesetzes­
vertretenden Charakter hat und früher eines 
Placetum regium bedurfte, durch ihre Zu­
stimmung die Genehmigung zu erteilen. (Bei­
fall bei der O v  P.) 

Bevölkerung des Landes Vorarlberg als auch 
dem Lande selbst und dem Klerus des Landes 
zugute kommt. 

Es war ein langer Weg von der Bulle "Ex 
imposito" bis zu diesem Vertrag. Viele Hinder­
nisse mußten überwunden werden, nicht nur 
im staatlichen, sondern auch im kirchlichen 
Bereich. Nun ist es endlich soweit, da der 
Bund trotz seiner Finanznöte etwas groß­
zügiger ist als Franz 1. ,  der wahrscheinlich 
gerade wegen der finanziellen Aufwendungen 
seinerzeit der Errichtung einer selbständigen 
Diözese des Landes Vorarlberg nicht zuge­
stimmt hat. 

Der V orarlberger Landtag und die Vor­
arlbel'ger Landesregierung haben wiederholt 
in einstimmigen Entschließungen und Be­
schlüssen ihrem Wunsche Ausdruck verliehen, 
daß im kirchlichen Verwaltungsbereich gleiche 
Grenzen gezogen werden wie im Bereiche der 
öffentlichen Verwaltung. Es sollte eine Über­
einstimmung im politischen und kirchlichen 
Bereich herbeigeführt werden, die nun dank 
des Vertrages, der zur Debatte steht, endlich 
Wirklichkeit wird. 

Das Land Vorarlberg hat für die Erreichung 
dieses Zieles schon lange sehr erhebliche Opfer 
gebracht. Nicht nur die jährlichen Auf­
wendungen im Budget für Kirchenneubauten, 
sondern besonders die Aufwendungen für den 
Bischofssitz sind hier von besonderer Be­
deutung. Es darf festgestellt werden, daß 
das Land Vorarlberg noch im heurigen Jahr 
den vollen vorgesehenen Beitrag für den 
Bischofssitz flüssigmachen wird. Es liegt 
derzeit im Vorarlberger Landtag ein Antrag 
der Landesregierung vom 5. November 1968 
vor, der vorsieht, daß das bisher für das Ver­
waltungsgebäude gewährte Darlehen von 2 Mil­
lionen Schilling in einen Zuschuß umge­
wandelt wird und daß weitere 1 ,5 Millionen 
Schilling flüssiggemacht werden. Es besteht 
kein Zweifel, daß der Vorarlberger Landtag 
dieser Vorlage auch einhellig die Zustimmung 
erteilen wird, um damit im weeenUichen die 
finanziellen Voraussetzungen zu schaffen, die 
gegeben sein müssen, damit noch im heurigen 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Ab- Jahr die Feier der Diözesanerhebung in Feld-
geordnete Melter. Ich erteile es ihm. kirch durchgeführt werden kann. Wir freuen 

Abgeordneter Melter (FPÖ) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren ! Gerne 
ergreife ich die Gelegenheit, ausnahmsweise 
in Übereinstimmung mit den Sprechern der 
anderen zwei Fraktionen die Erklärung ab­
zugeben, daß wir Freiheitlichen diesem Ver­
trag zustimmen werden. 

uns, daß das innerhalb von drei Wochen der 
Fall sein wird und daß nicht die SechRmonate­
frist, die im Vertrag vorgesehen ist, aus­
geschöpft werden muß. Es ist schön, daß 
dieEe Feier der Erhebung zu einer eigenen 
Diözese mit der 50-J ahr-Feier des selbstän­
digen Landes Vorarlberg und der demo­
kratischen Republik Österreich zusammen-

Wir begrüßen es, daß nach einer Auseinan- fallt. 
dersetzung von mehr als 150jähriger Dauer Wir Freiheitlichen geben diesem Vertrag 
endlich eine Einigung zustande gekommen gerne unsere Zustimmung. (Beifall bei der 
ist, und zwar eine Einigung, die sowohl der FPO.) 
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Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. -
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung. 
Bei der A bstimmung wird dem Vertrag 

e inst immig die Genehmigung erteilt. 

2. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (990 der 
Beilagen und Zu 990 der Beilagen) : Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1969 (1040 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zum 
2 .  Punkt der Tagesordnung : Bundesfinanz­
gesetz für das Jahr 1969. 

Ich darf zu den BudgetverhandJungen fol ­
gendes bemerken : 

Gemäß § 46 Abs. 2 Geschäftsordnungs­
gesetz habe ich festzustellen, welche Teile 
der Vorlage bei der Spezial debatte für sich 
oder vereint zur Beratung und Beschluß­
fassung kommen. 

Die Beratung in der Spezialdebatte wird 
nach Beratungsgruppen durchgeführt . Eine 
Aufstellung über die im Einvernehmen mit 
den Parteien vorgenommene Gruppeneintei­
lung ist allen Abgeordneten des Hauses zu­
gegangen. Wird dagegen ein Einwand er­
hoben � - Das ist nicht der Fall. 

Die Parteien sind weiter übereingekommen, 
von einer GeneraJdebatte Abstand zu nehmen. 
Dafür wird aber den Abgeordneten die Mög­
Hchkeit gegeben, anläßlich der gemeinsamen 
Verhandlung über die Gruppen I und II ge­
gebenenfalls zu Fragen Stellung zu nehmen, 
die a·nsonsten Gegenstand einer Generaldebatte 
wären. Die Debatte über die Gruppen I und Il 
soll unter einem abgeführt werden. Dies ent­
spricht der bisherigen übung . .  Wird gegen 
diese Vorschläge ein Einwand erhoben � -
Das ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die einzelnen Be­
ratungsgruppen und die dazu eingebrachten 
Entschließungsanträge erfolgt, sobald die De­
batte über eine Beratungsgruppe abgeschlos­
sen ist. 

Ich bitte nunmehr den Herrn Genera]­
berichterstatter, Abgeordneten TödJing, seinen 
Bericht zu erstatten. 

Generalberichterstatter Tödling : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Mir obliegt 
die Aufgabe, die Budgetberatungen im Ple­
num einzuleiten. Ich möchte dies mit einer 
kurzen Rückschau auf die Beratungen im 
Finanz- und Budgetausschuß beginnen. . 

Die Ausschußbilanz gibt folgendes Bild : 
Die Ausschußberatungen im Finanz- und 

Budgetausschuß haben am 4. November be­
gonnen und wurden am 21 .  November abge­
schlossen. Die Verhandlungen haben 74 Stun­
den und 38 Minuten in Anspruch genommen. 
Das Wort ergriffen 319 Redner sowie die 
13 Spezial berichterstatter. 39mal kamen Re­
gierungsmitglieder zu Wort sowie viermal die 
Herren Präsidenten. Von den Regierungs­
mitgliedern sprach am längsten der Herr 
Unterrichtsminister, und zwar 4 Stunden und 
8 Minuten. Ich glaube, daß dies festgehalten 
werden soll. 

Wie üblich, gelangte ein Unterausschu ß zur 
Einsetzung in der Zusammensetzung 5 : 4 : 1 ,  
welcher die eingebrachten 1 7  Anträge zu 
beraten hatte. 13 Anträge wurden abgelehnt, 
3 in modifizierter Form einstimmig ange­
nommen und 1 nur mit den Stimmen der 
Regierungspartei. 

Abschließend zur Ausschußbilanz möchte 
ich noch die durchaus objektiv e Feststellung 
treffen, daß die Debatten sachlich und, wie 
mir erscheint, ma.nchma] sogar mit freund­
schaftlichem Unterton geführt wurden. 

Meine Damen und Herren ! Ich darf Sie 
bitten, einen Druckfehler zu beachten, und 
zwar in 1040 der Beilagen, der sich auf Seite 4 
des Generalberichtes eingeschlichen hat. In­
folge der Eile, mit welcher der Generalbericht 
und der umfangreiche Minderheitsbericht von 
der Staatsdruckerei hergestellt werden mußte, 
unterblieb in der rechten Spalte auf Seite 4 
in der siebenten Zeile nach dem Zwischen­
strich die Einsetzung der Zahl 1 7  an Stelle 
des dort befindlichen , ,00". Es soll also richtig 
heißen : , , 17  Anträge", und ich bitte das Hohe 
Haus und die Abgeordneten, das nachzutragen. 

Und nun zum ' V oranschJag für das Jahr 
1969. 

Im Finanzgesetz für das kommende Jahr 
wurde auf ein Erkenntnis des Verfassungs­
gerichtshofes vom 8. Dezember 1967 bezüglich 
des Haushaltsrechtes des Bundes Bedacht 
genommen. 

Neu im vorliegenden Gesetzentwurf ist das 
Organisationsschema und die Aufstellung eines 
Kontenplanes. Diese Umgliederung ist bedingt 
durch den in Aussicht genommenen Einsatz 
von Datenverarbeitungsmaschinen. Viele 
Wortmeldungen im Finanz- und Budget­
ausschuß hatten ihre Ursache darin, daß die 
Abgeordneten einzelne Positionen nicht an 
den gewohnten Stellen zu finden vermochten. 

Hohes Haus ! Gestatten Sie mir als General­
berichterstatter eine kurze grundsätzliche Be­
trachtung zum Budget 1969. 

Die sich um die Jahreswende 1966/67 ab­
zeichnende Verlangsamung des Wirtschafts­
wachstums bei nahezu allen westlichen Indu-
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striestaaten griff gegen Ende des Jahres 
1 966 auch auf Österreich über. Dank ver­
s chiedener expansiver Maßnahmen, wie ins­
besondere durch wesentlich höhere Inves ti­
tionsausgaben im Budget 1967, wurde diese 
Abschwächung des Wachstums in Österreich 
weit weniger spürbar als in anderen Ländern. 
So weisen wir für 1 967 immerhin eine reale 
Wachstumsrate des Bruttonationalprodukts 
von 2,5 Prozent auf und liegen damit beacht­
lich über dem EFTA-Durchschnitt von nur 
1 , 8  Prozent, aber auch über dem Durchschnitt 
der OECD. 

Wenngleich sich zu Beginn 1 968 gewisse 
Ansatzpunkte für eine Wiederbelebung in 
der internationalen Konjunktur abzeichneten, 
schien es geboten, mit einer expa nsiven Budget­

politik die Konjunkturstützung fortzusetzen. 
Mit der Freigabe des halben Eventualbudgets 
Anfang März dieses Jahres im Ausmaß von 
1 ,2 Milliarden Schilling erfolgte eine geballte 
Auftragsvergabe seitens der öffentlichen Hand, 
und es wurde damit ein wesentlicher Beitrag 
zu einem neuerlichen Konjunkturaufschwung 
geleistet . So ist nach den letzten Wirtschafts­
daten mit einer realen Zuwachsrate des 
Sozialproduktes von 3,5 Prozent im heurigen 
Jahr zu rechnen. 

Obwohl uns noch manche Daten für eine 
aussagefähigere Prognose für das Jahr 1 969 
fehlen, kann auf Grund der gegenwärtigen 
Entwicklungstendenzen mit einer Verstärkung 
des Wachstums gerechnet werden. Die 
Schätzungen über die reale Zuwachsrate des 
Sozialproduktes für das kommende Jahr liegen 
derzeit bei gut 5 Prozent. Auf die voraus­
sichtliche Entwicklung mu ßte auch bei Er­
stellung des Budgets für das Jahr 1 969 Be­
dacht genommen werden, wobei es gleich­
zeitig galt , die seinerzeit in der Budgetvor­
schau für das nächste ,Jahr aufscheinende 
Finanzierungfollü cke von rund 16 Milliarden 
auf ein wirtschaftlich vertretbares Ausmaß 

Die Gesamtausgaben des Bundesvoranschla­
ges 1969 sind um 7 Milliarden Schilling oder 
um 8,1 Prozent höher präliminiert als heuer. 
Das Wachstum der Gesamtausgaben entspricht 
der für 1 969 erwarteten Zuwachsrate des 
nominellen Sozialproduktes . 

Die gesamten Einnahmen des Voranschlages 
weisen einen Zuwachs von 7,2 Milliarden Schil­
ling auf, das entspricht einem Wachstum von 
9,3 Prozent gegenüber 1968. 

Hohes Haus ! Und nun noch ein wichtiger 
Hinweis : Der Abgang der gesamten Gebarung 
liegt mit etwas weniger als 8 Milliarden 
Schilling um 200 Millionen Schilling niedriger 
als im laufenden Jahr. Der Nettoabgang 
wird unter Berücksichtigung der Neuverschul­
dung minus Tilgungen 1969 erheblich geringer 
sein als heuer, und zwar um 2,2 Milliarden 
Schilling. 

Hohes Haus ! Nicht uninteressant ist eine 
kleine Rückschau auf die zahlenmäßige Ent­
wicklung der Budgets seit 1946. Die folgenden 
Zahlen verstehen sich selbstverständlich unter 
Hinzurechnung der außerordentlichen Vor­
anschläge. 

Die Budgets des Bundes betrugen : 1946 
3,73, 1956 31 ,09, 1960 46,2, 1965 67,4 Milliar­
den Schilling, und für 1 969 sind 93,5 Milliarden 
Schilling veranschlagt. 

Ich glaube , daß "Sich der Aufstieg unseres 
Landes in diesen Zahlen widerspiegelt. 

Nicht unerwähnt möchte ich lassen, daß wir 
in Tagen, in denen Währu.ngen erschüttert 
werden, im Ausschuß in Ruhe unseren Voran­
schlag durchheraten haben und mit dem heuti­
gen Tag die Verhandlungen im Plenum, wie 
ich glaube, ohne Zittern um unseren Schilling 
einleiten können. 

Hohes Haus ! Abschließend beantrage ich, 
in die Spezialdebatte über den Bundesvoran­
schlag 1969 einzugehen . 

zu senken. Dies ist auch mit dem vorliegenden Präsident : Ich danke dem Herrn General-
Budgetentwurf gelungen . berichterstatter für seinen Bericht . 

All',! Ergebnis weist der Haushaltsentwurf Wie schon erwähnt soll von einer General-
folgende Schlußziffern auf: I debatte Abstand geno�men werden. Ich bitte 

in der ordentlichen Gebarung : an Ausgaben daher jene Damen und Herren, die dem Antrag 
90.508 Millionen Schilling, an Einnahmen des Genemlherichterstatters au.f Eingehen in 
85.463 Millionen Scb illing, somit einen Ab- die Spezialdebatte ihre Zustimmung geben, 
gang von 5045 Millionen, sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 

in der außerordentlichen Gebarung : Aus- angenommen . 
gaben von 2973 Millionen und Einnahmen 
von 40 Millionen , somit einen Abgang von 
2933 Millionen. 

Es ergibt sich ein Gesamtgebarungsabgang 
von 7978 Millionen. 

Der Gesamtausgabenrahmen liegt daher bei 
93.481 Millionen, der Gesamteinnahmenrahmen 
bei 85.503 Millionen. 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe I 

Kapitel 01 : Präsidentschaftskanzlei 
Kapitel 02 : Bundesgesetzgebung 
Kapitel 03 : Verfassungsgerichtshot 
Kapitel 04 : Verwaltungsgerichtshof 
Kapitel 06 : Rechnungshof 
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Beratungsgruppe 11 
Kapitel 10 : Bundeskanzleramt mit 

Dienststellen 
Kapitel 70 : Staatsdruckerei 

Präsident :  Wir gehen nunmehr in die Spezial­
debatte über die Beratungsgruppen I und II 
ein, die unter einem abgeführt wird. 

Die Beratungsgruppe I umfaßt : Kapitel 01 : 
Präsidentschaftskanzlei, Kapitel 02 : Bundes­
gesetzgebung, Kapitel 03 : Verfassungsgerichts­
hof, Kapitel 04 : Verwaltungsgerichtshof, Ka­
pitel 06 : Rechnungshof. 

Die Beratungsgruppe II umfaßt : Kapitel 10 : 
Bundeskanzleramt mit Dienststellen, Kapi­
tel 70 : Staatsdr-uckerei. 

Spezialberichterstatter zu beiden Beratungs­
gruppen ist der Abgeordnete Dr. Geischläger. 
Ich bitte um die beiden Berichte. 

Spezialberichterstatter Dr. Geischläger : Ho­
hes Haus ! Meine Damen und Herren ! Ich habe 
zunächst den Spezialbericht über die Beratungs­
gruppe I zu bringen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe I zusammengefaßten 
Kapitel des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1969 in seiner Sitzung vom 4. November 1968 
in Verhandlung gezogen. 

Für das k�mmende Jahr sind bei diesen 
finanzgesetzlichen Ansätzen insgesamt Aus­
gaben von 172,75 Millionen Schilling vorge­
sehen. Hievon entfallen 55,46 Millionen Schil­
ling auf persönliche und 1 1 1 , 18!l Millionen 
Schilling auf sa.chliche laufende Ausgaben. 
Die Vermögensgebarung ist mit 6,101 Millionen 
Schilling dotiert. Gegenüber 1968 zeigt sich 
somit eine Gesamterhöhung von 19,358 Mil­
lionen Schilling. An Einnahmen werden insge­
samt 2,938 Millionen Schilling erwartet. Das 
bedeutet gegenüber dem laufenden Jahr eine 
Erhöhung um 135.000 S. 

Bei Kapitel 0 1 ,  Präsidentschaftskanzlei, 
sind zusammen 12,877 Millionen Schilling, 
das sind um 714.000 S mehr als für 1968, 
veranschlagt. An Einnahmen wird mit 57 .000 S 
gerechnet. Die höheren Sachaufwendungen 
sind in der Hauptsache durch größere Auf­
wendungen für offizielle Staatsbesuche bedingt. 

Bei Kapitel 02, Bundesgesetzgebung, sind 
zusammen 1 10,789 Millionen Schilling, das 
sind u m  13,462 Millionen Schilling mehr als 
für 1968, präliminiert. Auf den Nationalrat 
entfallen hievon 98,309 Millionen Schilling 
und auf den Bundesrat 12,48 Millionen Schil­
ling. Die Einnahmen sind mit 2 , 106 Millionen 
Schilling um 63.000 S höher als für 1968 ange­
setzt. Der gegenüber dem Vorjahr vermehrte 
Sachaufwand ist im wesentlichen durch die 
Intensivierung der parlamentarischen Tätigkeit 

sowie die Erhöhung der Entschädigungen der 
Mitglieder des Nationalrates und des Bundes­
rates im Zusammenhang mit den Bezugserhö­
hungen für die öffentlich Bediensteten bedingt. 
So sind zum Beispiel allein die schriftlichen 
Anfragen von 226 im Jahre 1967 in den ersten 
zehn Monaten des Jahres 1968 auf 486 ange­
stiegen. 

Bei Kapitel 03, Verfassungsgerichtshof, sind 
zusammen 4,225 Millionen Schilling, das sind 
um 547.000 S mehr als für 1968, vorgesehen. 
An Einnahmen wird mit 41 .000 S gerechnet. 
Der höhere Sachaufwand ist im wesentlichen 
durch den steigenden Aktenanfall und die 
dadurch bedingte längere Dauer der Verhand­
lungsperioden verursacht. 

1967 sind 587 neue Rechtsfälle angefallen, 
gegenüber 467 im Jahre 1966. Auf Grund der 
Europäischen Menschenrechtskonvention und 
der Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1962 
über die Gemeinden wird mit erhöhter Schwie­
rigkeit zahlreicher vom Ver-fassungsgerichtshof 
zu entscheidender Rechtsstreitigkeiten ge­
rechnet. 

Unter den 1967 endgültig entschiedenen 
Fällen befinden sich 10 Klagen nach 
Artikel 137 Bundes-Verfassungsgesetz, 3 Kom­
petenzentscheidungen nach Artikel 138 Bun­
des-Verftl.ssungsgesetz , 32 Verordnungsprü­
fungsverfahren nach Artikel 139 Bundes­
Verfassungsgesetz, 19 Gesetzesprüfungsver­
fahren nach Artikel 140 Bundes-Verfassungs­
gesetz, 3 Wahlprüfungen nach Artikel 141 Bun­
des-Verfassungsgesetz und 273 Beschwerde­
fälle nach Artikel 144 Bundes-Verfassungs­
gesetz. 

Bei Kapitel 04, Verwaltungsgerichtshof, 
sind zusammen 17,606 Millionen Schilling, 
das sind 1 ,787 Millionen Schilling mehr als für 
1968, veranschlagt. An Einnahmen wird mit 
511 .000 S, das sind 37.000 S mehr als für 1968, 
gerechnet. Der höhere Sachaufwand ist im 
wesentlichen durch die Generalsanierung des 
Gerichtsgebäudes (Mietung und Instandhaltung 
von Ersatzräumlichkeiten) bedingt. 

Von 1921 im Jahre 1967 eingebrachten Be­
schwerdefällen konnten vom Verwaltungs­
gerichtshof 1893 erledigt werden. Das Evi­
denzbüro konnte während dieser Zeit weitere 
6345 Erkenntnisse und Beschlüsse des Gerichts­
hofes auswerten. Nach dem Stand vom Oktober 
1968 umfaßt die Evidenzkartei insgesamt über 
49.000 Rechtssätze und 55.000 Schlagwörter, 
die sich aus einer Auswertung von rund 
26.000 Erkenntnissen und Beschlüssen des 
Verwaltungsgerichtshofes ergeben haben. 

Bei Kapitel 06, Rechnungshof, sind zusam­
men 27 ,253 Millionen Schilling, das sind um 
2,848 Millionen Schilling mehr als für 1968, 
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präliminiert. Die Einnahmen sind mit 223.000 8 
um 3 1 .000 8 höher als im laufenden Jahr 
angesetzt. Der Unterschied im 8achaufwand 
gegenüber den Vorjahren ergibt sich im wesent­
lichen aus dem verschieden hohen Aufwand 
für Werkleistungshonorare. 

Bei allen angeführten Kapiteln zeigen sich 
Erhöhungen im PersonalauJwand, die auf 
Gehaltsregelungen im öffentlichen Dienst zu­
rückzuführen sind. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des 8pezialberichterstatters anschloß, ergriffen 
acht Abgeordnete das Wort.. 

Die aufgeworfenen Fragen wurden eingehend 
durch den Präsidenten des Nationalrates 
Dr. Maleta und den Präsidenten des Rech­
nungshofes Dr. Kandutsch beantwortet. 

Im übrigen verweise ich auf den gedruckten 
Bericht. 

Bei der Abstimmung am 2 1 .  November 1968 
wurden die finanzgesetzlilJhen Ansätze der 
gegenständlichen Beratungsgruppe in der Fas­
sung der Regierungsvorlage mit 8timmenmehr­
heit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t r a g, der Nationalrat wolle beschließen : 

Dem Kapitel 01 : Präsidel1tschaftskanzlei, 
dem Kapitel 02 : Bundesgesetzgebung, 
dem Kapitel 03 : Verfassungsgerichtshof, 
dem Kapitel 04 : Verwaltungsgerichtshof, 

und 
dem Kapitel 06 : Rechnungshof 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1969 
(990 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Im übrigen stelle ich weiters den Antrag, 
in die 8pezialdebatte einzugehen. 

Ich setze fort mit dem 8pezialbericht über 
die Beratungsgruppe H. 

Hohes Haus ! Es gehören die Kapitel 10 : 
Bundeskanzleramt mit Dienststellen, und Ka­
pitel 70 : 8taatsdruckerei, hieher. Der Finanz­
und Budget.ausschuß hat die in der Beratungs­
gruppe II zusammengefaßten Kapitel 10, 
Bundeskanzleramt mit Dienststellen, und 70, 
8taatsdruckerei, des Bundesvoransc hlages für 
das Jahr 1969 am 4. November 1 968 der Vor­
beratung unterzogen. 

Im BUlldesvoranschlag für Kapitel 10 "Bun­
deskanzleramt mit Dienststellen" sind für das 
Budget jahr 1969 an Ausgaben insgesamt 
273, 176.000 8 vorgesehen. Die persönlichen 
Ausgaben werden 1 2 1 ,750.000 8 betragen, 
der Restbetrag von 151 ,426.000 8 entfällt auf 
die sachlichen Ausgaben. 

Daraus ergibt sich, daß der Personalaufwand 
gegenüber dem Vorjahre um rund 10 Millionen 
8chilling, das sind 9 Prozent, erhöht worden 

ist. Die Anzahl der der Veranschlagung zu­
grunde gelegten Bediensteten hat sich um 
46 Bedienstete oder um 2,6 Prozent verringert. 
Der Mehrbedarf ergibt sich daher ausschließ­
lich aus den Bezugserhöhungen. 

Der 8achaufwand ist gegenüber dem Vorjahre 
um 22,703.000 8 erhöht worden. 

Hohes Haus ! Ich berichte nUll über das 
Bundeskanzleramt. 

Unter Paragraph 1000 sind dio Ausgaben 
der 8ektionen des Bunde.3kanzleramtes mit 
Ausnahme der 8ektiun für wirtschaftliche 
Koordination ausgewiesen. Diese Ausgaben 
sind mit· t1tnem Betrag von 133,292.000 8 
im Voranschlag aufgenommen und gegenüber 
dem Vorjahre um 23,294.000 8 erhöht worden. 

Von der Erhöhung entfallen 4,600.000 8 
auf den mit 36,640.000 8 berechneten Personal­
aufwand. 

Die sachlichen Ausgaben der erwähnten 
8ektionen werden 96,652.000 8 betragen. 

Auf den Verwaltungsaufwand entfallen 
6,406.000 8, auf Anlagen 926.000 8, auf Bezugs­
vorschüsse für die Bediensteten des gesamten 
Ressortbereiches 900.000 8 und auf die Förde­
rungsausgaben 1 ,040.000 8.  Diese Voranschlags­
beträge bedeuten Minderausgaben gegenüber 
1 968 von 6 , 1 93.000 8, die sich insbesondere 
aus einer bedeutenden Einschränkung der 
Kredi te für 80ndermaßnahmen der Bundes­
regierung ergeben. 

Als "Gesetzliche Verpflichtungen" im Rah­
men der "Aufwandskredite" ist ein Betrag 
von 39,7 1 5.000 8 vorgesehen, der um 
1 1 ,335.000 8 über dem des Vorjahres liegt. 
Es sind 1 ,630.000 8 für die Auswirkung der 
Bezugserhöhungen bei den Entschädigungen 
für die Regierungsmitglieder und die Ruhe­
und Versorgungsbezüge gemäß BGBl. NI'. 161 
1962 und Nr. 297/1 964 berücksichtigt. Die 
Verpflichtungen aus dem AmtsRitzabkommen 
mit der IAEO betragen 10,560 .000 8.  Die Aus­
gaben für den provisorischen Amtssitz der 
UNIDO aus den Krediten des Kapitels 10  
werden 13 ,125.000 8 betragen, zu welchen aber 
die Gemeinde Wien mit etwa 2,410.000 8 bei­
tI ägt. Die Erhöhung der beiden letztgenannten 
Kr edite um insgesamt 9,705.000 8 ist im er­
höhten Raumbedarf dieser internationalen 
Orgallisa tionen begründet. 

Unter den "Sonstigen Aufwandskrediten" 
sind 47,665.000 8 veranschlagt, darunter für 
Allmietung von Wohnungen für Bundes­
bedienstete erstmalig 242.000 8, welchen gleich­
hohe Einnahmen gegenüberstehen, weiters 
gegenüber dem Vorjahre unverändert die 
Entschädigung für Leistungen der Austria 
Wochenschau Ges. m. b. H. und die Abonne­
mentgebühr an die Austria Presse Agentur. 
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Verringert sind die Kredite für Repräsentations­
ausgaben um 200.000 S auf 2,500.000 S und 
die des Bundespressedienstes um 1 ,790.000 S 
auf 1 3,565.000 S ;  hingegen ist die Entschädi­
gung für den Nachrichtendienst des Kurz­
wellenfunks in Vollziehung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 1 95/ 1966 um 1 7,000.000 S auf 
27,000.000 S erhöht worden. 

Unter Paragraph 1001 sind die Ausgaben 
der Sektion für wirtschaftliche Koordination 
veranschlagt. Dieser Sektion ist die Öster­
reichische Delegation bei der OECD in Paris 
angeschlos�en. Zur Durchführung der der 
Sektion für wirtschaft liehe Koordination ob­
liegenden Aufgaben sollen im Jahre 1 969 ins­
gesamt 24,360.000 S, also um 433.000 S weniger 
als im Vorjahr, zur Verfügung gestellt werden. 
(Präsident Dipl.-Ing. Wal dbru nn e r  über­
nimmt den Vor.sitz.) 

Der Persona"laufwand ist trotz der Bezugs­
erhöhungen mit 12 ,970.000 S um 300.000 S 
niedriger als 1968 veranschlagt worden, weil 
die Zahl der Bediensteten um 20, das ist um 
1 5  Prozent , reduziert worden ist. 

Die Kosten des Druckes und Vertriebes des 
Bundesgesetzblattes und der "Amtlichen 
Sammlung wiederverlautbarter Österreichischer 
Rechtsvorschriften" sind unter Ansatz 1 0028 
veranschlagt ; sie werden für das kommende 
Jahr arf 3, 880.000 S geschätzt. Die tatsäch­
lichen Kosten werden vom Umfang und der 
erforderlichen Auflagezahl des Bundesgesetz ­
blattes bestimmt. 

Hohes Haus ! Es kommen nun die nachgeord­
neten Dienststellen und hier vor allem Staats­
archiv und Archivamt. Es ist dies Titel 101  
mit insgesamt 1 1 ,569.000 S.  Der Personalauf­
wand wird 1 0,070.000 S betragen und ist im 
Zusammenhang mit den Bezugserhöhungell 
trotz Verminderung des veranschlagten Stau­
des um zwei Bedienstete um 850.000 S erhöht 
worden . Ebenfalls erhöht worden ist der Ver­
waltungsaufwand, und zwar um 1 99.000 S auf 
1 ,370.000 S. Der überwiegende Teil des Er­
höhungsbetrages resultiert aus der finanziellen 
Vorsorge für die Herstellung von Fotokopien 
von Archivbest änden für fremde Rechnung ; 
in diepem Zusammenhang sind Mehreinnahmen 
von 1 50.000 S bei Einnahmenansatz 2/ 10104 
zu erwarten. Als Zuschüsse des Archivamtes 
zur Erhaltung privater Archive, die von all­
gemeinem Interesse sind, sollen unter den 
Förderungsausgaben 1 5.000 S zur Verfügung 
stehen. Zur Durchführung von Sicherungs­
maßnahmen bei im privaten Eigentum ste­
henden Archivalien im Rahmen der dem Archiv­
amt obliegenden behördlichen Tätigkeit sind 
24.000 S bei den "Sonstigen Aufwandskrediten" 
veranschlagt. 

Das Statistische Zentralamt ist unter Ti­
tel 102 ausgewiesen. Die veranschlagten Aus­
gaben betragen insgesamt 100,075.000 S, 
somit um 9,105.000 S mehr als im Vorjahr. 
Obwohl der veranschlagte Stand um 28 Be­
dienstete, das sind 2,6 Prozent, niedriger als 
im Vorjahr ist, ist der Personal aufwand gegen­
über 1968 infolge der Bezugserhöhungen um 
4,918.000 S vermehrt worden. Er beläuft sich 
auf 62,070.000 S. Der Verwaltungsaufwand 
des Statistischen Zentralamtes beträgt 
29,7 15.000 S. Der Mehrbedarf von 6,481 .000 S 
ergibt sich ausschließlich aus der Anmietung 
einer neuen elektronischen Datenverarbeitungs­
anlage. Die Anlagenkredite sind zwecks An­
schaffung von Einrichtungen, insbesondere 
einer Klimaanlage für die vorerwähnte Daten­
verarbeitungsanlage, um 106.000 S auf 
1 , 190. 000 S erhöht worden. 

Hohes Haus ! Es kommt nun der Bericht 
über die Österreichische Staatsdruckerei. Im 
Bundesvoranschlag für Kapitel 70 "Staats­
druckerei" sind für das Budget jahr 1 969 
Betriebsausgaben im Gesamtbetrag von 
1 99,899.000 S und Betriebseinnahmen in der 
Höhe von 207,850.000 S vorgesehen, sodaß 
mit einem kassamäßigen Betriebsüberschuß 
von 7 ,95 1 .000 S gerechnet werden kann. 

Der erhöhte Personalaufwand deckt sowohl 
den Aktivitäts- als auch den dazugehörigen 
Pensionsaufwand. Der Personalstand (auch 
Pensionsparteien) hat sich verringert. 

Der Sachaufwand hat sich verringert, da der 
Kaufpreis für das Gebäude Rennweg 44 mit 
5 Millionen Schilling bereits zur Gänze beglichen 
worden ist . Die Aufwandskredite sind bei den 
gesetzlichen Verpflichtungen mit 17,5 Millionen 
Schilling um 4,4 Millionen Schilling niedriger, 
da im Jahre 1968 Steuernachzahlungen infolge 
des unerwartet hohen bilanzmäßigen Gewh1.lles 
des Jahres 1 966 zu leisten waren. Der Mehr­
aufwand von 2,623.00d S, das sind 4,3 Prozent, 
bei den sonstigen Aufwandskrediten ergibt sich 
aus dem erhöhi:en Bedarf an Werkstoffen für 
die zu erwartende Produktionssteigerung. 

Die Betriebseinnahmen konnten gegenüber 
dem Vorjahr um 10, 1 7 1 .000 S, das sind 
5, 1 Prozent, erhöht werden. Diese Mehrein­
nahmen werden vor allem beim finanzgesetz­
lichen Ansatz 2/70304 "Erzeugung und Ver­
schleiß" erwartet, weil mit einer gewissen 
Erhöhung der Preise für die Druckerzeugnisse 
gerechnet werden kann. 

An der ausführlichen Debatte des Finanz ­
und Budgetausschusses über die Beratungs­
gruppe II beteiligten sich außer dem Bericht­
erstatter elf Abgeordnete. Bundeskanzler Dok­
tor Klaus und Staatssekretär Dr. Gruber 
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nahmen zu den in der Debatte aufgeworfenen 
Fragen Stellung. Im übrigen verweise ich 
auf den gedruckten Bericht. 

Bei der Abstimmung am 21 .  November 1968 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
gegenständlichen Beratungsgruppe in der Fas­
sung der Regierungsvorlage vom Finanz- und 
Budgetausschuß mit Stimmenmehrheit an­
genommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den Antrag, der Nationalrat wolle 
beschließen : 

Dem Kapitel 10 : Bundeskanzleramt mit 
Dienststellen, und dem Kapitel 70 : Staats­
druckerei, des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1969 wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. Ich schließe den Antrag 
an, in die Spezialdebatte einzugehen. 

Präsident Dipl'. .Ing. Waldbrunner : Ich 
danke. 

Wir gehen nun in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Lanc. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Lane (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Es wäre auf Grund der bisheri­
gen Ereignisse des heutigen Vormittags sehr 
verlockend, auch auf diese Aspekte der Regie­
rungspolitik einzugehen. Ich möchte es mir 
aber zumindest vorerst versagen und mich 
dem eigentlichen Thema des heutigen Tages, 
nämlich dem Bundesvoranschlag 1969, zuwen­
den, der der vierte Voranschlag ist, den das 
Einparteienkabinett Klaus dem Nationalrat 
vorlegt . Gleichzeitig ist er der dritte, für den 
die ÖVP mit Fug und Recht aHein verantwort­
lich gemacht werden kann und muß. 

Deshalb darf man dieses Budget nicht iso­
liert betrachten. Es ist ein Teil der von der 
ÖVP seit dem Frühjahr 1966 betriebenen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, man könnte 
auch sagen, der unterlassenen Wirtschafts· 
und Finanzpolitik. 

Rufen wir uns noch einmal in Erinnerung, 
mit welchen Vorstellungen und Versprechun­
gen das Einparteienkabinett Klaus zu arbeiten 
begonnen hat. Versprochen wurde ein erhöh­
tes Wirtschaftswachstum als Voraussetzung 
für einen höheren Lebensstandard, für bessere 
Sozialleistungen und so weiter. Im Frühjahr 
1966 wurden dann angeblich diesen Erforder· 
nissen Rechnung tragende Entwürfe dem 
Hause vorgelegt. Aber einer echten Diskussion 
über diejenigen Gesetze, die angeblich das 
Wirtschaftswachstum anregen sonten, wich 
man aus. Was man noch vor dem Sommer 
1966 unter der irreführenden Bezeichnung 
"Wirtschaftswachstumsgesetze" mit der ÖVP-

Mehrheit in diesem Hause durchdrückte, hat 
sich mittlerweile als reiner Einnahmenverzicht 
entpuppt, um nicht eine härtere Qualifikation 
zu gebrauchen. 

Als unter dem Eindruck einer rückläufigen 
Konjunktur in Ländern, die wesentliche Han· 
deIspartner Österreichs sind, im Frühjahr 1967 
der Abgeordnete Dr. Kreisky vor Rezessions­
erscheinungen warnte - und daß sie damals 
offenkundig waren, konnte man heute aus dem 
Bericht des Herrn Generalberichterstatters, 
der der ÖVP angehört, entnehmen -, hat 
ihn der Regierungschef und Bundeskanzler 
Dr. Klaus der Schwarzmalerei bezichtigt. 
Schon wenige Monate später mußte jedoch 
Herr GeneraJsekretär Dr. Withalm das bestäti­
gen - ich glaube, es war im September des 
gleichen Jahres -, was sein Bundespartei­
obmann kurz zuvor geleugnet hatte - ent­
weder wider besseres Wissen oder ohne Wissen. 
Seit dieser Zeit ist die ÖVP-Regierung prak­
tisch mit nichts anderem mehr beschäftigt, 
als jene Budgetlöcher zu stopfen, die sie zum 
Teil selber verschuldet, deren Entstehen sie 
zum anderen Teil mangels rechtzeitigen Er­
kennens nicht verhindert hat. 

Die politische Konsequenz ist jedoch nur 
zum Schein - und das ist überhaupt typisch 
für die gesamte ÖVP-Politik - gezogen wor­
den. Ankündigungen des Bundeskanzlers über 
eine Regierungsumbildung wurden vom ÖVP­
Klubobmann und Generalsekretär und her­
nach vom Kanzler selbst dementiert - ich 
erinnere an diese große Pressekonferenz am 
Ende des vorigen Jahres -, und wenig später 
entschloß man sich dann doch, eine Regie­
rungsumbildung vorzunehmen. Hoferbe Dok­
tor Withalm wurde Vizekanzler, und die ent­
scheidendsten Ressorts, vor allem das Finanz­
ministerium, wurden personell neu besetzt. 
In allen Hofübergabegesprächen versuchte 
der Bundeskanzler mit süßsaurer Miene, den 
verständigen Altbauern zu spielen, derselbe 
Bundeskanzler, der uns nunmehr, kaum zehn 
Monate später, in einer graubraun getönten 
Jugendfrische von Plakaten ansieht, die bereits 
in der Bevölkerung zu Vermutungen Anlaß 
gegeben haben, die ÖVP sei vor allem deshalb 
für eine Herabsetzung des Wahlalters gewesen, 
damit auch der Plakatkanzler wählbar wird. 

Bitter enttäuscht wurden alle, die sich etwa 
von der letzten Kabinettsumbildung eine 
echte Wende in der Budgetpolitik der ÖVP 
erhofft hatten. In Wahrheit besteht die ein­
zige Änderung, die der neue Finanzminister 
gegenüber dem alten eingeführt hat, darin, 
daß er - und das sei ihm zugestanden - die 
Blößen der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
der Regierung etwas weniger ungeschickt zu 
verdecken sucht als sein Vorgänger. 
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Diese Regierung ist so weit, daß sie 8·llen 

Ernstes das größte Budgetdefizit in der 
Geschichte der Zweiten Republik - nämlich 
das 8 Milliarden-Defizit des vorliegenden Bun­
desvoranschlages � als Erfolg feiern lassen 
will, ohne daß davon, was ja immerhin eine 
vernünftige Möglichkeit wäre, auch nur in 
Ansätzen Impulse für eine Umstrukturierung 
der österreich ischen Wirtschaft und eine An­
kurbelung der Konjunktur ausgehen würden. 
Dabei wäre dieses Defizit noch größer gewesen, 
wenn man nicht - ganz abgesehen von den 
neuen empfindlichen Steuererhöhungen von 
insgesamt 3,4 Milliarden Schilling - in die 
Kassen von Sozialversicherungsträgern und 
Fonds, die soziale Ausgaben finanzieren sollen, 
gegriffen hätte. 

Die im Frühjahr als Gegenleistung für die 
neuerliche Belastung der Steuerzahler ver­
sprochene Einsparung im Gesamtausmaß von 
3,2 Milliarden Schil1ing hat sich in den wenigen 
Monaten bis zum Budgetherbst zum summari­
schen Zusammenstreichen von Ermessenskre­
diten der einzelnen Ressorts verwandelt. Eine 
zielgerichtete U mstrukturierung des Budgets 
wurde nicht einmal in Ansätzen versucht. 
Damit hat sich das Kabinett Klaus-Withalm 
auch die m'oralische Legitimation für die den 
Österreichern im Frühjahr auferlegten zusätz­
lichen Abgabenopfer entzogen. 

Dürftig waren auch die Resultate, die eine 
Riege von Budget-RaumpHegern der ÖVP­
Fraktion des Nationalrates, das sogenannte 
Stau.bsauger-Komitee, erzielt hat. (Abg. 
Pro b s t :  Es ist ein Opfer der eigenen Betäti­
gung geworden I) Das allerdings war vora us­
zusehen, denn ebensowenig wie man Schutt­
haufen mit Staubsaugern beseitigt, kann man 
Probleme der Struktur des Bundesbudgets 
durch ein Staubsauger-Komitee lösen. 

Woran krankt eigentlich die Struktur unse­
res S taa tsha ushaltes � ( A bg. Ha r tl  : Welt­
spartag : 1.332,000.000 Schilling I) Allerhand ! 
Was hat das bitte mit der Struktur des Staats­
haushaltes zu tun, Herr Abgeordneter Hartl � 
(Abg. Dipl.- Ing. Dr. O. W e i h s :  Das versteht 
det' Hartl wieder nicht I) Würden Sie bitte den 
Konnex herstellen � (Abg. H art l : Weil Sie 
gerade Atem geschöpft haben, habe ich es eben 
gesagt !) 

Woran krankt also eigentlich die Struktur 
unSeres Staatshaushaltes � Im wesentlichen 
stimmen Finanzministerium und Beirat für 
Wirtschafts- und Sozialfragen darin überein, 
daß die für 1969 erzielte Reduktion des ur­
sprünglichen, mit Paukenschlag angekündig­
ten Defizits auf 8 Milliarden Schilling nur vor­
übergehend ist . Längstens 197 1 erreicht das 
Defizit, geht man von der jetzigen Basis für 
Ausgaben und Einnahmen aus, wieder eine 

nicht mehr finanzierbare Höhe. Die Erklä­
rung der ÖVP, in diesem Hause schon mehrmals 
vorgebracht, ist aber deswegen ebenso einfach 
wie falsch : Schuld ist die starke Ausweitung 
ins besondere der gesetzlich festgelegten Staats­
ausgaben. 

Es ist unbestritten, daß im Zusammenhang 
mit der Ausweitung der Bundeszuschüsse zur 
Pensionsversicherung der Sozialaufwand von 
1969 bis 1971 voraussichtlich jährlich um 
etwa 10 Prozent steigen muß , daß infolge der 
Geha]tsautomatik und neuer Aufgaben al1ein 
im Unterrichtswesen der Personal aufwand um 
beinahe 9 Prozent jährlich zunehmen wird. 
Aber wer spricht beispielsweise davon, daß 
die landwirtschaftlichen Preisausgleiche allein 
von 1968 auf 1969 um 1 1  Prozent höhere 
Budgetmittel erfordern � Die Ausgabenseite 
des Budgets bedarf sicherlich einer gründlichen 
überprüfung. Was zu holen ist hier jedoch 
nur im Wege von Marktanpa ssungen der Land­
wirtschaft sowie durch eine echte Verwaltungs­
reform anstelle großteils linearer Kürzungen 
von Dienstposten. Selbst in diesen Ausgaben­
bereichen können jedoch nur längerfristig 
echt budgetwirksame Erfolge erwartet wer­
den. Dazu bedürfte es a11erdings einer Bundes­
regierung, die wi l J  und k a n n .  

Bleibt somit für eine mittelfristig erfolgreiche 
Budgetpolitik die in der Politik angeblich So 
unpopuläre Einnahmenseite, vor der sich 
angeblich die Politiker drücken. Wenn in 
Österreich die Staatsausgaben 1969 bis 1 971 
um den Faktor 1 bis 1,3 pro Prozent Wirt­
schaftswachstum steigen, ist das im Vergleich 
zu anderen Staaten mit ähnlicher Wirtschafts­
und GeseJlschaftsstruktur und ähnlicher Ent­
wick]ungshöhe durchaus nichts Ungewöhn­
liches. Bedenklich wird es erst dann, wenn 
der Faktor für den Zuwachs der Staatsein­
nahmen pro Wachstumsprozent nur 0,9 Pro­
zent beträgt, also die Einnahmen langsamer 
wachsen als die Wirtschaft. Da stimmt was 
nicht in unserer Steuerstruktur. Jedes Pro­
zent Lohnsteigerung bringt um 1 ,7 Prozent 
höhere Lohnsteuereingänge. Bei den theore­
tisch ebenso progressiven Gewinnsteuern 
bringt 1 Prozent Mehrgewinn nur 0,5 Prozent 
höhere Steuerleistungen. (Abg. Machunze  : 
Das ist aber nur Theorie !) 

Da ist was faul, aber nicht im Staate Däne­
mark, sondern an der österreichischen Steuer­
struktur . Der ange blich leistungshemmende 
Effekt bei Abbau von Steuerprivilegien und 
Anhebung der Progression für wirkliche Spit­
zenverdiener scheint mir überbewertet zu wer­
den. Andererseits wäre aber dies die psycho­
logische Voraussetzung dafür, daß auch der 
Durchschnittsverdiener Verständnis dafür auf-
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bringt, wenn bei relativ geringer Anhebung 
seines Verdienstes seine Steuerleistung über­
proportional anwächst. 

Grundvoraussetzung jedweder überlegung 
hinsichtlich einer Reform der Einnahmen­
struktur des Bundes muß jedoch sein, da.ß die 
Regierung echt spart und nicht zusammen­
streicht, daß die Regierung vor allem aber 
ziel bewußt B·n die Lösung der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Aufgaben unserer Repu­
blIk herangeht. Daß sie erkennt, daß kurz­
fristig die Budgetsituation nur im Wege eines 
verstärkten Wirtschaftswachstums gebessert 
werden kann. Vor allem, daß man im Budget 
für dieses Wachstum etwas tun muß. 

Neuerdings hört man von Mitgliedern des 
Hofübergabekabinetts Klaus immer häufiger, 
Mittel zur Wirtschaftsförderung gäbe es, aber 
zuwenig Interessenten dafür. Wirtschafts­
förderung aber betreibt nicht nur der Bund, 
sondern betreiben a.uch die Länder und Ge­
meinden. Dazu ein praktisches Beispiel aus 
der Bundeshauptstadt : 

Die Gemeinde Wien investierte für Auf­
schließungsarbeiten im Industriegelände Lie­
sing bis 1966 knappe 90 Millionen Schilling. 
Dort haben sich insgesamt elf Betriebe mit 
3000 Beschäftigten angesiedelt und für weitere 
450 Millionen SchilJing Betriebsanlagen gebaut. 
Der Umsatz dieser elf Firmen stieg von 169 Mil­
lionen Schilling im Jahre 1961 auf 758 Millio­
nen Schilling im Jahre 1966. Die Abgabenlei­
stung an die Gemeinde erhöhte sich im selben 
Zeitraum von 12 auf 40 MIllionen Schilling jähr­
lich , und damit haben sich die Vorleistungen 
der öffentl ichen Hand amortisiert. Es geht 
also, wenn man willens und fähig ist. 

Damit möchte ich mich aber gleich mit dem 
Verhältnis des ÖVP-Kabinetts Klaus zur Bun­
deshauptstadt Wien beschäftigen. Nach rund 
einjähriger Amtszeit besuchte der Herr Bun­
deskanzler Bürgermeister und Stadtsenat im 
Wiener Rathaus. Dabei wurde dem Bundes­
kanzler ein Katalog der dringendsten Anliegen 
der Stadt Wien an den Bund überreicht, 
darunter Hochwassers<,hutz, U-Bahn, Sehnen­
bahn, Donau-Oder-Kanal , um nur einiges zu 
nennen. Eineinviertel Jahre später hat der 
Bundeskanzler geantwortet. Seither sind wei­
tere vier Monate vergangen. ( A bg. Ha r t 1 : 
Er kann doch nicht alle Monate schreiben !) Und 
was ist geschehen � Dar vom Kanzler im Juli 
dieses Jahrf's in Aussicht gestellte 50prozentige 
Bundesbeitrag für den Hochwasserschutzdamm 
am rechten Donauufer ist trotz prompter An­
tragsteIJung Wiens ausständig. Im Budget 
1969 ist lediglich die Möglichkeit offengelas­
sen, aus Katastrophenfondsmitteln einen ge­
ringfügigen Betrag für "vorbeugende Maß­
nahmen" des Wiener Hochwasserschutzes zu 

bekommen. Die gesamte Budgetpost für ganz 
Österreich beträgt 1 4  Millionen Schilling - im 
Vorjahr 12 Millionen -, man kann si<;h a]so 
vorstellen, wieviel da, optimal gerechnet, für 
Wien übrigbleibt. Ein Kommentar dazu ist 
überflüssig. 

Nachdem Wiener sozialistische Abgeordnete 
beim Herrn Bundeskanzler, beim Herrn Finanz­
minister und beim Herrn Verkehrsminister 
bezüglich der Fertigstellung der Schnellbahn 
Floridsdorf -Meidling mehrmals interpelJiert 
hatten, hat der Bund endlich nach eineinhalb 
Jahren die schon lange offerierte Vorfinanzie­
rung der Stadt Wien angenommen : ein zinsen­
freies Darlehen der Stadt Wien von 87,5 Mil­
lionen Schilling. Mittlerweile hat sich dieser 
Betrag durch die Verhandlungen über die Sta­
tion Rennweg neuerlich erhöht. 

Es ist Geschmacksache, wenn das der Herr 
Bundeskanzler in seine Liste erfüllter Wiener 
Wünsche aufnimmt, die er dem Herrn Bürger­
meister der Bundeshauptstadt Wien übermit­
telt hat. 

Den Vogel aber schießt in diesem Zusam­
menhang ein Wiener ÖVP-Postwurfblättchen 
ab. Dort heißt es zum Thema Schnel1bahn : 
Jetzt baut dm' Bund auch die Schnellbahn­
stationen Matzleinsdorfer Platz, BrünnerStraße 
und Rennweg mit Kosten von rund 100 MIl­
lionen Schilling. (Abg. Machunz e :  Das 
stimmt doch I) Für die Wiener antworte ich 
in diesem Fal1 : A Kunst - um unser Geld ! ,  
denn die Wiener haben für eine ÖBB-Anlage, die 
im ganzen übrigen Ö&terreich vom Bund finan­
ziert wird, bisher bereits mehr a.Is 150 Millio­
nen Schilling Zinsendienst zahlen und ahleisten 
müssen. 

Und w ie liest sich das U-Bahn-Problem 
in diesem ÖVP-Propagandablättchen ? Es 
heißt dort : Der Bund wird einen entsprechenden 
Beitrag zum Bau der Wiener U-Bahn leisten. 
Die genaue Höhe des Betrages ist Verhand­
lungen des Wiener Finanzreferenten mit dem 
Finanzminister vorbehalten. - Wirklich eine 
epochale Feststellung ! (Abg. Ha1 tl : Wann 
habt ihr dem Finanzmini8ter den Vorschlag 
übermittdt ? ) München bekommt eine S-Bahn 
als Untergrundbahn mitten durch die Stadt 
umsonst vom Bund. Für seine U-Bahn 
zahlt es nur 30 Prozent der Baukosten, seine 
OJympiabewerbung wurde vom Land Bayern 
und von der gesamten deutschen Bundes­
republik großzügig unterstützt. Wien und 
damit Österreich wurde aber um die Chance 
der Olympiade gebracht, obwohl die Stadt 
Wien zuletzt nur mehr 60 Millionen Schilling 
Bundesbeitrag pro Jahr sieben Jahre hin­
durch, also insgesamt 420 Millionen SchiJling, 
vom Bund verlangt hat. Seine S-Bahn ist, 
abgesehen davon, daß sie von der Stadt Wien 
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vorfinanziert werden mußte, nach eineinhal b 
Jahrzehnten noch nicht fertiggebaut woden. 
Und jetzt höre ich von U-Bahn-Finanzierungs­
angeboten des Bundes, die ich lieber nicht ge­
hört haben möchte. Ich hoffe noch immer, 
daß im letzten Moment ein Sinneswandel der 
Bundesregierung eintritt. 

SchließJich noch ein offizielles Kanzlerwort 
an Wien, geschrieben am 15.  Juli 1 968 : Hin­
sichtlich des Donau-Oder-Kanals wird der 
Bund bei den weiteren Verhandlungen auf 
den Wunsch der Stadt Wien nach einem Ver­
bindungskanal zwischen der Donau bei Wien 
und der March Bedacht nehmen. - Am 
9. Oktober 1 968 legt die von ihm geführte 
ÖVP-Bundesregierung dem Nationalrat ein 
sogenanntes Gesamtverkehrskonzept vor, eine 
Sammlung von frommen Wünschen mit einigen 
Kommentaren und schönen Bildern, graphisch 
gut aufgemacht. Laut Karte auf Seite 56 
dieses Gesamtverkehrskonzeptes aber - meine 
Damen und Herren, so sieht das Verständnis 
für Wiener Pro bleme in dieser Bundesre­
gierung aus - wird der zukünftige Donau­
Oder-Eibe-Kanal bei Preßburg und nicht bei 
der österreichischen Bundeshauptstadt Wien 
in die Donau münden. Wenn Sie glauben, 
das ist nur ein Versehen des Graphikers, 
haben Sie sich getäuscht ; die Textbeigabe 
korrespondiert durchaus mit der graphischen 
Darstellung. (Abg. Machunz 6 :  Und wer 
baut die vierte Donaubrücke ?) Wie soll aber 
das die Bundesregierung, die ihren Sitz in 
der Bundeshauptstadt Wien hat, auch wissen! 
Mit salbungsvollen Worten, Herr Bundes­
kanzler, ist Wien und Österreich nicht ge­
hoJfan, denn es gibt nichts Gutes, außer man 
tut es, wie schon Erich Kästner sagt. 

Nun, meine Damen und Herren, zu einigen 
anderen Problemen, die zwischen Bund und 
Wien noch offen sind. Da sind einmal die 
Grundtauschangelegenheiten, die für die Ent­
wicklung einer Großstadt wie Wien eine ganz 
entscheidende RoUe spielen. Wie sieht es 
damit aus � Die Gemeinde Wien hat den zu­
ständigen Bundesdienststellen ihren Wunsch­
katalog schon mehrmals, vielfach Jahre hin­
durch übermittelt: Flugplatz Aspern, Raa s­
dorf, Schafflerhof, Wilhelmskaserne in der V or­
gartenstraße, Albrechtskaserne und die ge­
rade für die wirtschaftHche Entwicklung 
Wiens - und zumindest dafür soUte doch die 
Bundesregierung, so behauptet sie immer 
wieder, Verständnis haben - dringend not­
wendigen Gründe nördlich der sogenannten 
Trauzlgründe in Floridsdorf. Dieser Grund 
ist vom Bundesministerium für Inneres bis 
heute nicht zu bekommen gewesen. Man 
stellt sich auf den Standpunkt, daß dieses 
zirka 150.000 m2 große, wertvollste und leicht 

aufschließbare und anschließbare Industrie­
areal weiterhin als Pohzeihundestation Ver­
wendung finden müßte. Als ob es dafür nicht 
andere Möglichkeiten gäbe! Oder ist wirk­
Jich das Tra ining von Polizeihunden für die 
Entwicklung Österreichs von größerer Be­
deutung als die AusweitungsmögJichkeiten 
der Industrie gerade in jenem Raum, gerade 
in Ostösterreich, wo wir ohnehin auf Grund 
von Standortnachteilen gegenüber den west­
lichen Märkten einiges zu leiden und viel zu 
kämpfen ha.ben, um uns wirtschaftHch be­
haupten zu können. 

Da wird - unter anderem auch schon in 
dem vielzitierten ÖVP- Postwurfblättchen -
behauptet, es habe erst ein ÖVP-Verkehrs­
minister kommen müssen, damit man zu 
tragbaren und für die Wiener günstigen Ver­
einbarungen bezüglich der Führung von 
Schnellbahnzügen außerhalb der sogenannten 
innerstädtischen Verkehrsstrecke Floridsdorf­
Meidling habe kommen können. 

Es wird auch über die Tarifgemeinschaft 
gesprochen. Aber es wird nur gesprochen. Wie 
auf allen Gebieten dieser Regierung wird 
seit nunmehr zweidreiviertel Jahren ge­
sprochen, aber mit dem JIandeJn geht es, 
wenn überha.upt, nur sehr langsam. 

In diesem Falle daIf ich nur noch neuerHch 
darauf hinweisen, da ß es ja nicht irgendein 
"böser Roter " in Wien ist, der mit dem 
ÖVP-Verkehrsminister verhandelt, sondern die 
von der ÖVP gestellte Stadträtin Schaumayer, 
die hier die Gespräche führt. Aber es war 
bisher noch immer nicht möglich, daß zu 
der Tarifgemeinschaft zwischen Wiener Ver­
kehrsbetrieben und Bundesbahnen, die bis­
her bereits unter einem sozialistischen Ver­
kehrsminister verhandelt wurde, zu diesem 
Gemeinschaftstarif auch die Außenstrecke a.uf 
der Ostbahntra.sse bis zur Stadtgrenze und 
vor allem die Verlängerung der Schnellbahn­
strecke auf der Südbahn von Meidling bis 
Liesing beziehungsweise ebenfalls bis zur 
Stadtgrenze, die nahezu identisch mit diesem 
Endpunkt ist, dazukommt. 

Nun, meine Damen und Herren, sollte 
man vielleicht auch noch dazusagen, daß es 
sich hier nicht um etwas handelt, bei dem die 
Bundeshauptstadt unverdientermaßen und 
etwa gar unter Bevorzugung gegenüber ande­
ren Bundesländern oder anderen Gemeinden 
etwas Unbilliges verlangt . Was verlangt wird, 
wird sogar zu einem erheblichen Teil - ich 
will ja gar nicht darüber rechten, zu welchem 
Teil - von der Stadt Wien bezahlt. Diese 
Tarifgemeinschaft wird uns nicht umsonst 
geboten. Soweit ich mich erinnern kann, 
hat der Aufwand der Wiener Verkehrsbetriebe 
für diesen Gemeinschaftstarif auf der Strecke 
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Floridsdorf-Meidling in den letzten Jahren 
bereits mehr als ein Dutzend Millionen Schil­
ling pro Jahr ausgemacht. 

Es fahren also - nicht nur, wenn man 
jetzt an die Räder denkt, sondern wenn man 
die Dinge rein vom finanziellen Standpunkt, 
aber auch von der optimalen Auslastung der 
geschaffenen Streckeneinrichtung her be­
trachtet - die Österreichischen Bundesbahnen 
und damit der Bund nicht schlecht. 

Meine Damen und Herren ! Auf die Forde­
rungen der Gemeinde Wien nach Errichtung 
eines Landesstudios ist eine ziemlich knappe 
und mehr als ausweichende Antwort des 
Herrn Bundeskanzlers gekommen, der sich 
ja in Rundfunkfragen einmal zuständig, einmal 
nicht zuständig, im wesentlichen aber nicht 
zuständig erklärt. Dieses Landesstudio wurde 
vor Jahren von Wien gefordert, von allen 
Wienern gefordert, nicht nur von den Wienern 
einer Parteirichtung. 

Ich habe nichts gegen das Farbfernsehen, 
durchaus nicht, aber es gibt in Österreich 
Leute, die noch nicht einmal das erste Pro­
gramm im Fernsehen empfangen können, 
vom zweiten gar nicht zu reden. Man hat 
dann natürlich kein Geld, weder für die Ver­
besserung der Programme oder auch nur für 
das Ins-Haus-Liefern der Programme an alle 
Österreicher, noch viel weniger natürlich für 
ein Landesstudio in Wien, denn hier kumu­
lieren nicht die ehrgeizigen Pläne verschiedener 
Manager des Österreichischen Rundfunks. 

Und wie schaut es mit der Förderung der 
Kultur in Wien aus ? Man verweigert dem 
Theater an der Wien - angeblich mit dem 
Hinweis, es entspräche nicht den Voraus­
setzungen für die Förderung von städtischen 
Bühnen - den entsprechenden Bundesförde­
rungsbeitrag (Zwischenruf des Abg. Dr. Gru­
ber), obwohl dieses Theater an der Wien 
doch ohne Zweifel - genauso wie die anderen 
Theater - ein Ensemble, ein ständiges 
Orchester, ein Ballett hat und noch einiges 
andere aufweist, was die Kriterien für eine 
Zuwendung von Förderungsmitteln darstellt . 

Meine Damen und Herren ! Ich habe hier 
nur eine kleine Blütenlese von den Dingen 
gebra.cht, die trotz großer Kanzlerworte in 
der Öffentlichkeit, aber, wie ich zugebe, trotz 
noch viel größerer-um nicht einen anderen Aus­
druck zu gebrauchen - Worte in den Publi­
kationen der Wiener ÖVP nach wie vor offen 
sind. (Abg. H art l: Gar nichts ist offen I) 
Ich bin der letzte, der ansteht zu sagen, daß 
aich einige Dinge im Gesprächsstadium, im 
Fluß befinden und daß es in einigen - leider 
nicht in den entscheidenden - Problemen 
auch zu echten Annäherungen, manchmal zu 
Lösungen von offenen Problemen zwischen 

Bund und Wien gekommen ist . Nur ist uns 
- und das wird man den Wienern nicht ver­
übeln dürfen - dieser Fluß zu langsam. 
Er fließt uns zu träge, und ich möchte daher 
(Abg. Har t l: Allgemeines Krankenhaus, Hoch-
8chulbauten I) , ich gla.ube namens aller Wiener, 
an die Bundesregierung appellieren, doch 
endlich an die entscheidenden Probleme, von 
denen ich gerade nur die allerentscheidendsten 
herausgegriffen habe, gemeinsam mit der 
Stadt Wien guten Willens - aber nicht nur 
mit gutem Willen, auch mit der entsprechenden 
Budgetvorsorge - heranzugehen. 

Meine Damen und Herren ! All das, was ich 
eingangs über die Entwicklung des Bundes­
budgets und vor allem über die Budgetstruktur 
gesagt habe, bedarf vielleicht gerade nach 
meinen Ausführungen über spezielle Probleme 
zwischen Wien und dem Bund noch einer Er­
gänzung, um aufzuzeigen, daß die Probleme, 
die sich zwischen Wien und Bund stellen, 
nicht allein Probleme dieser bei den Körper­
schaften sind, sondern zum Teil auch Pro­
bleme darstellen, die alle österreichischen 
Länder und Gemeinden betreffen. 

Meine Damen und Herren ! Von den gemein­
schaftlichen Bundesabgaben erhielt der Bund 
im Jahre 1 966 12 . 175 Millionen Schilling, 
die Länder und Gemeinden inklusive Wiens 
14,014 Milliarden Schilling. Von dem zuJetzt 
genannten Betrag entfallen 3832 Mil1ionen 
auf Wien als Bundesland und Gemeinde und 
10. 182 Millionen Schilling auf die Länder 
und Gemeinden ohne Wien, hievon 6142 Mil­
lionen Schilling auf die Länder ohne Wien 
und der Rest auf die Gemeinden ohne Wien. 

Wenn der Bund Maßnahmen betreffend 
gemeinschaftliche Bundesabgaben ergreift, 
dann hat dies insbesondere Auswirkungen 
auf die Länder und Gemeinden beziehungs­
weise auch Auswirkungen auf deren Investi­
tionen. 

Die Gemeinden inklusive Wien hatten zu­
sammen ErtragsanteiJe in der Höhe von 
7872 Millionen Schilling, ihre Investitionen 
haben 7050 Millionen Schilling gekostet. 
Daraus ersieht man, daß der größte Teil des 
Steuerertrages aus den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben für Investitionen in den Län­
dern und Gemeinden gebraucht wird, während 
der übrige Aufwand - Sach-, Personal­
aufwand etc. - aus den gemeindeeigenen 
Steuern und Abgaben bestritten werden muß. 
Daher führt jede Veränderung in der Auf. 
teilung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben, 
die den Anteil der Gemeinden kürzt, zu 
einem Rückgang in der Investitionstätigkeit 
der Gemeinden. 

Meine Damen und Herren ! Beim Bund 
werden in der derzeitigen Situation die Ab-
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gänge immer größer. Es ist daher zu be­
fürchten, daß er den Weg fortsetzt, nämlich 
daß jede Steuererhöhung eine derartige Struk­
tur bekommt, daß dadurch der Bundesanteil 
an den gemeinsohaftlichen Bundesabgaben 
aufgestockt, gleichzeitig aber der Landes­
und Gemeindeanteil herabgesetzt wird, wie 
das insbesondere in der letzten Zeit ganz 
deutlich zum Ausdruck gekommen ist. Ich 
kann das auf Grund eines Papiers beweisen, 
das nicht von der Opposition produziert 
wurde, nämlich auf Grund des Berichtes des 
Bundesministeriums für Finanzen, wo es dies­
bezüglich bei einer Dreivierteljahresübersicht 
über die Steuereingänge in diesem Jahr 
heißt : 

"Die gegenüber dem gleichen Vorjahres­
monat höheren überweisungen sind vor allem 
darauf zurückzuführen, daß die Überweisung 
des Beitrages an die Länder für die Wohnbau­
förderung auf Grund neuer gesetzlicher Be­
stimmungen bereits im ersten Monat des 
Vierteljahres durchgeführt wird, während sie 
im Vorjahr erst in einem späteren Zeitpunkt 
erfolgte. "  - Das heißt, in dieser Dreiviertel­
jahresrechnung ist sogar schon die frühere 
Wohnbauförderungsrate an die Länder drin­
nen. Dann heißt es weiter : 

stoppelung auch in Hinkunft dauernd nur 
auf Kosten der Länder und Gemeinden vor­
nehmen zu können, so hat man sich aus 
zweierlei Gründen getäuscht. Ich möchte hier 
ganz absichtlich den politischen Grund an­
zuführen mir ersparen. Man hat sich vor allem 
deswegen getäuscht, weil gerade die Vornahme 
der Investitionen in Ländern und Gemeinden 
den letzten Halt und die letzte MögJichkeit . 
für strukturpolitische Entwicklungsrnaß­
nahmen in Österreich darstellt, nachdem ja 
der Bund aus den von mir bereits angeführten 
Gründen seit zweieinhalb Jahren zwar .nach 
außen hin davon spricht, aber nach innen hin 
- man hat fast den Eindruck - seit zweiein­
halb Jahren gerade auf diesem Gebiet schläft. 
( Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
sten Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Glaser das Wort. 

Abgeordneter Glaser (ÖVP) : Herr Präsident ! 
Meine Frauen und Herren Abgeordneten ! 
Die jährlich wiederkehrende Diskussion über 
das Bundesfinanzgesetz gibt wie keine andere 
Vorlage die Möglichkeit, die gesamte politische 
und wirtschaftliche Lage unseres Staates zu 
beraten und zu durchleuchten. 

über zwei währungspolitische Ereignisse 
"Nach dem zehnjährigen Durchschnitt ( 1958 von besonderer Bedeutung der letzten Zeit 

bis 1 967) beträgt der perzentuelle Anteil des möchte ich hier am Beginn meiner Ausführun­
Aufkommens der öffentlichen Abgaben in den gen einige Bemerkungen mach.en : 
MonatenJänner bis Oktober 80 Prozent vom J ah-
resbruttoaufkommen beziehungsweise 79,26 1.  Während nach England nun Frankreich 
Prozent vom Jahresnettoaufkommen des Bun- mit seiner Währung in Schwierigkeiten geraten 
des. Diese Prozentsätze, auf die Abgabenansätze ist, während die meisten europäischen Länder 
des Bundesvoranschlages 1 968 bezogen, ergeben überlegen, welche Maßnahmen sie bald zur 
für die Monate Jänner bis Oktober ein Bruttosoll Stützung des Pfund Sterling, bald des fran­
von 53.975 Millionen Schilling und ein Netto- zösiwhen Franc ergreifen können oder sollen, 
soll von 34.480 Millionen Schilling. Die Auf- steht der österreichische Schilling fester und 
kommen der öffentlichen Abgaben in den härter denn je. (Beifall bei der O v  P.) Fleiß 
Monaten Jänner bis Oktober 1 968 von brutto und Spn.rsamkeit der Bevölkerung, verant-
53.566 Millionen Schilling (Jänner bis Oktober wortungB0e\V'Ußte und kluge Politik der ÖVP-
1 967 : 50 . 1 32 Millionen Schilling . . . )"  be- Regiel'ung tragen ihre Früchte. 
deuten also einen Zuwachs von 6,8 Prozent. 2. Die Ergebnisse des Weltspartages und 
Also in dreiviertel Jahren beträgt der Brutto- der vorangegangenen Jugend-Sparwoche - es 
zuwachs der Bundeseinnahmen 6,8 Prozent gibt rund eine Million Jugendsparer - haben 
nach überweisung an die übrigeu Gebiets- neue Rekordhöhen erreicht und damit das 
körperschaften. Wenn man jetzt den ver- Vertrauen der Österreicher in unsere Währungs­
bleibenden Nettoeingang des Bundes zum und Wirtschaftspolitik unter Beweis gestellt. 
Vergleich heranzieht, dann ist dieser von 1 967 Der Weltspartag, meine Damen und Herren, 
auf 1 968 von 3 1 .518 Millionen Schilling auf war eine Volksabstimmung für den Schilling, 
fast 34,5 Milliarden Schilling, also um war eine klare Absage an jene, die sich in 
9,4 Prozent, gestiegen. Das heißt : Man kann düsteren Prophezeiungen erschöpfen l�nd Öster­
mit Fug und Recht sagen, daß die Bundes- reich höchstens krankzujammern in der Lage 
einnahmen nahezu doppelt so stark gestiegen sind. (Beifall bei der Ö V  P.) 
sind wie diejenigen Einnahmenteile, die aus Und noch einige sehr offene Worte gleich 
d�?- gemeinschaftJi?hen Bu�desabgaben den am Beginn : Wenn 7 Millionen Österreicher 
Landern und Gememden zuflIeßen. rund 92 % Milliarden Schilling auf Sparbüchern 

Wenn man glaubt, die Budgetsanierung liegen haben, dann sagen diese Ziffern, daß 
oder - wie es heuer der Fa)] ist - die Budget- I es uns allen heute besser geht als je zuvor. 
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Sozialistische Flugschriften und Zeitungen 
- ich möchte nicht so herablassend wie der 
Vorredner, der Herr Abgeordnete Laue, von 
Blättchen und so weiter sprechen ; ich sage : 
sozialistische Flugschriften und Zeitungen -, 
zum Beispiel "Freies Volk" oder "Österreich­
Spiegel" - ich habe sie alle hier mit -, 
aber auch so manche sozialistische Sonntags­
redner kündigten immer wieder an : Ö VP­
Mehrheit bedeutet Gefährdung des inneren 
Friedens, bedeutet Massenarbeitslosigkeit. Ja, 
hier steht dann noch im besonderen : ÖVP­
Mehrheit bedeutet keine Pensionsdynamik ! 
(Abg. Mayr: Lauter Lügen !) Oder hier steht : 
Noch einmal Klaus hält der Schilling nicht 
aus. In einer anderen sozialistischen Angst­
macher-Schrift heißt es kurz : ÖVP ist gleich­
bedeutend mit Chaos. (Zwischenrufe der Abg. 
Dkfm. A ndrosc h  und Ing. Häuser.) 

Meine Damen und Herren ! Wie sieht die 
Wirklichkeit aus ? Wie ist die Wahrheit ? 
Eine Politik für alle Österreicher sichert die 
Arbeitsplätze. Die Aufrechterhaltung der Voll­
beschäft igung als wesentlichstes und wichtig­
stes Ziel der Österreichischen Volkspartei 
konnte erreicht werden. Fast alle europäischen 
Länder weisen dagegen einen geringeren Be­
schäftigten-Prozentsatz und einen höheren 
Arbeitslosenanteil als Österreich auf. 

Von einer Gefährdung des inneren Friedens 
durch eine ÖVP-Mehrheit kann wohl keine 
Rede sein. Im Gegenteil, in einer unruhigen 
Welt gleicht Österreich einer friedlichen Insel. 
Auch sozialistische Studenten konnten als 
Randalierer weder Anhänger gewinnen noch 
Sympathien eITingen. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Aus der Sireikstatistik des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes geht hervor, daß seit 
zehn Jahren das vergangene Jahr die niedrig­
sten Streikziffern aufweist. 

An Stelle der von den Sozialisten prophe­
zeiten Gefährdung der Pensionen und Renten 
erfolgte jährlich eine spürbare Pensions- und 
Rentenerhöhung. Und unter einem ÖVP­
Sozialminister gibt es das höchste Sozial­
budget, das unsere Republik jemals hatte. 
(Neuerlicher Bei fall bei der Ö V P.) 

Erstmals in Österreich konnten jährlich 
mehr als 50.000 neue Wohnungen gebaut 
werden. Unser Land nähert sich mit mehr 
als einer Million Personenkraftwagen der Voll­
motorisierung. Welche Sparten immer einer 
objektiven Betrachtung unterzogen werden, 
ob die Ausgaben für Urlaub und Erholung, 
die Zahl der Fernsehgeräte oder etwa die 
steigenden Umsätze für Schallplatten und 
Photoapparate, sie alle beweisen : Es geht 
den Österreichern seit 1966 von Jahr zu Jahr 
besser. 

Diese Tatsachen erschüttern die Glau bwürdig­
keit der Sozialisten sehr ; und auch neue 
Programme, denen aber - und das betone 
ich - die konkreten finanziellen Bedeckungs­
vorschläge ohnehin fehlen, tragen nicht dazu 
bei, den Sozialisten nennenswerte wirtschafts­
politische Fähigkeiten zuzutrauen. 

In Österreich gab es in kritischen Situationen 
oft den Kommentar : "Ernst, aber nicht 
hoffnungslos !"  Wenn man die Beiträge und 
Erklärungen mancher sozialistischer Politiker 
und sozialistischer Zeitungen etwa zum Bud­
get, zur derzeitigen wirtschaftspolitischen Lage 
kommentieren will, so muß man leider - ich 
betone : leider - sagen : "Hoffnungslos, aber 
nicht ernst !" 

Eirüge Beweise für diese sicherlich harte 
Feststellung : Die Sozialisten malen st ändig 
das Arbeitslosengespenst an die Wand, aber 
sie stimmen gegen investitionsfördernde und 
arbeitsplatzsichernde Maßnahmen, oder sie 
trachten, sie zumindest möglichst lange zu 
verzögern. 

So haben die Sozialisten beispielsweise im 
vergangenen Jahr gegen die Übernahme der 
Bundeshaftung für die Felbertauernstraßen­
AG. ,  also gegen den Ausbau der Tauernstraße, 
gegen die Sicherung von gut 1000 Arbeits­
plätzen gestimmt. Die Sozialisten haben arn 
1. März des vergangenen Jahres gegen die über­
nahme der Bundeshaftung für die Elin-Union 
gestimmt. Sie haben damit nichts dazu bei­
getragen, Tausende Arbeitsplätze der bei den 
Elin-Werken Beschäftigten zu sichern. Die 
Sozialisten haben gegen das Energieanleihe­
gesetz 1967 gestimmt, damit gegen den Ausbau 
der Donaukl'aftwerke, gegen den Ausbau der 
Zemmkraftwerke und verschiedener anderer 
großer Energieversorgungsanlagen. Die Sozia­
listen haben selbstverständlich gegen alle in 
den verschiedenen Bundesfinanzgesetzen ent­
haltenen investitionsfördernden Maßnahmen 

Straßenbau, Wohnungsbauten und so 
weiter - gestimmt, und sie haben sich unter 
Führung des Klubobmannes Dr. Pittermann 
lange genug bemüht, auch die Haftungs­
übernahme für den Österreichischen Rundfunk 
zu verzögern, damit ein 4 Milliarden-Budget, 
das jährlich - das 4 Milliarden-Budget ist 
für zehn Jahre gedacht - 400 Millionen für 
Investitionen in den österreichischen Bundes­
ländern vorsieht. (Abg. Dr. Pit termann: 
Die ganze Haftung ist 1 ,2, Herr Glaser ! Argu­
mentieren Sie wenigstens besser !) Die Sozia­
listen behaupten ja auch, Herr Dr. Pittermann, 
die wesentlich besseren Gehälter für die 
öffentlich Bediensteten erkämpft zu haben, 
aber sie stimmen gegen jene Budgetansätze, 
aus denen diese Gehälter bezahlt werden. 
(Zustimmung bei der Ö VP.) 

450 
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Wenn, meine Damen und Herren, in Öster­
reich jemand Arbeitsplätze, Pensionen, Ge­
hälter et cetera wirklich gefährdet, dann 
höchstens die derzeitige Politik der Sozia­
listischen Partei. 

Die Budgetpolitik der demokratischen Ge­
sellschaft ist, wie Finanzminister Dr. Koren 
in seiner Rede vor dem Nationalrat betonte, 
das zentrale Instrument der Wirtschafts­
politik. Die Vorbereitung und Ausarbeitung 
des Entwur fes für den Staatshaushalt konnte 
heuer bereits einen Monat vor dem verfassungs­
mäßig festgesetzten Termin abgeschlossen 
werden. Ein Budget kann in seiner Gesamtheit 
nur eine Vielzahl von Kompromissen zwischen 
Wünschen und Forderungen einerseits und 
den begrenzten Möglichkeiten ihrer Er füllung 
andererseits sein. 

Die wesentlichsten Ziele bei der Erstellung 
dieses Bundesvoranschlages, nämlich die Finan­
zierungslücke auf ein wirtschaftlich vertret­
bares und auch finanzierbares Maß zu senken, 
den Vorrang von Unterricht und Bildung 
aufrechtzuerhalten, die sozialen Leistungen 
zu verbessern und das Investitionsvolumen 
auf möglichst hohem Niveau zu halten, 
konnten erreicht werden. 

Auf Einzelheiten einzugehen, wird im Laufe 
der weiteren Beratungen sicher noch Ge­
legenheit genug sein. Ich möchte mich heute 
nur kurz mit dem Budgetschwerpunkt In­
vestitionen befassen. 

4,7 Milliarden Schilling sind in diesem 
Voranschlag für den weiteren Ausbau der 
Autobahnen und der Bundesstraßen vor­
gesehen, das sind 420 Millionen mehr als 1968. 
Den Österreichischen Bundesbahnen werden 
für Investitionen 1691 Millionen Schilling zur 
Verfügung stehen, ebenfalls eine höhere Summe 
als im laufenden Jahr. 

1364 Millionen SchiI1ing werden den weiteren 
Ausbau des Telephonnetzes sichern. Im übrigen 
ist die Errichtung von mehr als 60.000 neuen 
Telephonanschlüssen pro Jahr auch eine 
Leistung, die beachtenswert ist, und die 
sozialistischen Behauptungen von der angeb­
lich so schlechten und unfähigen Regierung 
sind dorthin zu verweisen, wohin sie gehören, 
Herr Kollege Gratz, ins rote Märchenbuch ! 
(Beifall bei der O v  P. - Abg. Gratz: Ich 
komme schon noch dran ! - Zwischenruf des 
Abg. Ing. Sch e ib engraf.) Über das Märchen­
buch werden wir dann noch sprechen. Ich 
danke, daß Sie das jetzt gesagt haben. 

Jedenfalls werden die Gesamtinvestitionen 
des Bundes im Jahre 1969 die respektable 
Summe von 16,3 Milliarden Schilling erreichen. 
Die Bundesregierung und die Parlaments­
mehrheit helfen damit im Rahmen der ge­
gebenen Möglichkeiten, den Grundsatz 

"Wohlstand und Sicherheit für alle" auch im 
nächsten Jahr zu verwirklichen. (BeifaU bei 
der O VP.) 

Wir brauchen auch internationale Ver­
gleiche nicht zu scheuen. In Österreich wuchs 
zum Beispiel das Bruttonationalprodukt in 
den Jahren 1966/67 um 6,8 Prozent , in 
Schweden, das im übrigen mehr als 150 Jahre 
keinen Krieg, keine Zerstörungen hatte und wo 
auch sonst alles anders ist als bei uns, um 
6,4 Prozent. Ich sage das vor allem deshalb, 
weil Schweden so gerne als Vergleich heran­
gezogen wird. (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Es hat dort mehr als 150 Jahre keinen Krieg, 
keine Zerstörung gegeben. Aber in Schweden 
kann man beispielsweise erst mit 67 Jahren 
in Pension gehen ; in Schweden gibt es eine 
wesentlich längere Wehrdienstzeit als bei uns 
und vieles andere mehr. Unser Land könnte 
glücklich sein, wenn es eineinhalb Jahrhunderte  
hindurch bei uns keinen Krieg und keine 
Zerstörung gegeben hätte, wie das in Schweden 
deI' Fall ist . Trotzdem ist in Schweden in 
diesen zwei Vergleichsjahren das Brutto­
nationalprodukt geringer gewachsen als in 
Österreich, nämlich nur um 6,4 Prozent, 
bei uns um 6,8 Prozent. In der Schweiz 
- auch ein Land, das hinsichtlich der inter­
nationalen Politik und der internationalen 
Ereignisse geradezu als begnadet zu bezeichnen 
ist - hat das Bruttonationalprodukt in 
diesem Vergleichszeitraum nur um 4,5 Prozent 
zugenommen ; in England um 3,1  und in 
der Bundesrepublik Deutschland um 2,1  Pro­
zent. 

Noch einmal sei daher klipp und klar 
gesagt : Eine fleißige Bevölkerung und eine 
klug handelnde, entscheidungsfreudige Regie­
rung und ein entscheidungsfähiges Parlament 
haben diese Erfolge ermöglicht. (Beifall bei der 
O VP.) 

Meine Damen und Herren ! Bevor ich nun 
einige Sätze zur Gruppe Oberste Organe, 
Rechnungshof und so weiter sagen werde, 
darf ich noch dem Kollegen, der den Zwischen-' 
ruf vorher gemacht hat, eine Antwort geben. 
Sie haben in Ihrem Minderheitsbericht, der 
dem Ausschußbericht beigedruckt ist, zum 
Beispiel hinsichtlich der Finanzierung des 
Wirtschaftsprogramms ungefähr zwei Spalten. 
Ich habe vorher schon gesagt, daß Ihren 
Ideen, Ihren Programmen, so schön sie sein 
mögen, als wesentlichster und wichtigster 
Punkt konkrete Bedeckungs- oder Finanzie­
rungsvorschläge fehlen. In diesem Minder­
heitsbericht, der einen Auszug aus dem sozia­
listischen Wirtschaftsprogramm darstellt, sagen 
sie dann unter anderem : 

"Geld wäre an und für sich genügend 
vorhanden, denn das Investitionsvolumen 
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Österreichs ist auch im internationalen Ver­
gleich verhältnismäßig hoch." 

Hier sagen Sie : Geld wäre genug vor­
handen. Darf ich nun dem gegenüberstellen, 
was beispielswei8e der Direktor der BA W AG, 
früher Arbeiterbank, sagte : 

"Sicher sollen wir uns vor Überfremdung 
unserer Wirtschaft hüten. Aber ohne aus­
ländischen Kapitalzußuß kommen wir nicht 
durch." 

Und dann sagt er wortwörtlich : "Unsere 
Ökonomen und Techniker können zwar ein 
Reformprogramm e:rstellen, aber um es durch­
zuführen, brauchen wir Geld und wieder 
Geld." Und jetzt kommt der Satz : "Da 
wir nicht genügend davon haben, müssen wir 
es nehmen, von wo wir es eben bekommen." 

Sie sagen - ich nehme an, daß auch der 
Herr Direktor Klenner an diesem Programm 
mitgearbeitet hat -, Geld wäre genug vor­
handen, und der Herr Direktor Klenner von 
der BA WAG, früher Arbeiterbank, stellt fest : 
Wir haben viel zuwenig. (Zw�'schenruf des 
Abg. Benya.) Verehrter Kollege Benya ! Das 
darf ich deshalb sagen, weil ich viele Jahre 
lang Gewerkschaftsfunktionär war, jedenfalls 
länger als so mancher, der hier große Töne 
spuckt. Das ist ja das Wesentliche : Man 
kann gute Ideen haben, aber man muß auch 
sagen, wie, auf welche Art und Weise sie 
verwirklicht werden können. (Abg. Benya: 
HerrAbgeordneter Glaser !) Bitte ! (Abg. Ben ya: 
In dem Programm heißt es: Geld für Investi­
tionen ist genug vorhanden, nur müßte es richtig 
eingesetzt werden ! Diesen Satz haben Sie ver­
schwiegen !) Nein, das habe ich nicht ver­
schwiegen. (Abg. Benya: Ich kenne ihn 
genau !) Ich habe wortwörtlich gesagt : " Geld 
wäre an und für sich genügend vorhanden, 
denn das Investitionsvolumen Österreichs ist 
auch im internationalen Vergleich verhältnis­
mäßig hoch." Punkt - aus. Genau das habe 
ich vorgelesen. Dieses Dokument trägt die 
Unterschriften des Abgeordneten DDr. Pitter­
mann, des Herrn Ministers a. D. Czettel, 
des Herrn Staatssekretärs a. D. Weikhart und 
BO weiter. Ich nehme nicht an, daß diese hier 
etwas verschwiegen haben. 

Noch einmal sei es gesagt : Es wird in dem 
Programm alles mögliche aufgezählt, aber 
nie konkret gesagt, wie man es wirklich 
machen könnte. Kollege Benya, bitte nicht 
böse sein ! Sie haben in der letzten Rede 
ein bißehen über Phasen und Phrasen ge­
sprochen. Es gab da einige lustige Zwischen­
rufe und Bemerkungen. Ich möchte fast 
sagen, mit diesen Vorschlägen befindet sich 
die Sozialistische Partei derzeit in der Phase 
der Phrasen. Es ist wirklich so. (Beifall bei der 
(J VP.) 

Meine Damen und Herren ! Darf ich nUll 
einige Sätze noch zur Gruppe Oberste Organe 
und Rechnungshof sprechen. 

Zunächst einmal möchte ich mit Genugtuun� 
vermerken - und ich glaube, das nicht bloß 
als Sprecher der Österreichischen Volkspartei 
sagen zu können -, daß es gelungen ist, 
für die parlamentarische Arbeit längerfristige 
Terminpläne zu erstellel . Meine Bitte an den 
Herrn Präsidenten des Nationalrates, aber 
auch an die Präsidialkoi, ferenz geht dahil:, 
auch für die ersten Monate des kommenden 
Jahres möglichst bald die Termine der Sit ­
zungen dea Plenums und der Ausschüsse zn 
fixieren. Gerade für Abgeordnete aus weiter 
entfernt liegenden Bundesländern ist die recht­
zeitige Fixierung von Sitznngsterminen von 
besonderer Bedeutung. Sie können dann 
umso eher ihren anderen, aus dem Mandat 
entstehenden Aufgaben nachkommen. 

Meine Damen und Herren ! Von dieser 
Stelle aus wurde schon oft Klage geführt, 
daß Zahl und Umfang der Regierungsvorlagen 
ein genaues Studium nicht mehr möglich 
machen. Seit etwa einem Jahr wird aber 
die parlamentarische Arbeit durch die Vor­
gangsweise vor allem der sozialistischen Oppo­
sition noch unüberschaubarer. Ich meine die 
ungeheure Zahl von schriftlichen Ar..fragen, 
die offensichtlich nur dazu dienen sollen, 
parlamentarische Aktivität vorzutäuschen oder 
die Arbeitszeit der Regierungsmitglieder zu 
blockieren. Dem Vernehmen nach gibt es 
im SPÖ-Klub einen eigenen Anfragen-Aus­
schuß, der dafür zu sorgen hat, möglichst 
viele Anfragen in jeder Sitzung einzubringen. 

Meine Damen und Herren ! Daß das ja 
nicht mißverstanden wird. Nichts gegen das 
Anfragerecht der Abgeordneten. Wenn aber 
bei diesem Problem nicht bald eine einver­
nehmliche und den parlamentarischen Mög­
lichkeiten Rechnung tragende Regelung ge­
funden wird, dann droht das Anfragerecht 
durch diesen Mißbrauch zur Farce zu werden. 
Denn auch die nichtsozialistischen Abgeord­
neten könnten jederzeit eine ähnliche Vor­
gangsweise an den Tag legen und von Anklage­
schriften und Urteilsbegründungen, von Kauf­
verträgen bis zu Auftragserteilungen alles 
detailliert fragen, doch der Parlamentarismus 
und damit auch die Demokratie würde Schaden 
erleiden und das Ansehen der Abgeordneten 
würde sicherlich sinken. 

Demokratie und Parlamentarismus verlan­
gen neben Ordnung auch Erkennen des rechten 
Maßes. Diskutieren und Handeln, Arbeiten 
und Berichten müssen au.feinander abgestimmt 
sein und dürfen sich nicht gegenseitig aus­
schalten. (Abg. Czette l: Sie werden uns nicht 
erzählen, was wir machen müssen !) Herr 
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Kollege Czettel ! Ich erzähle Ihnen nicht, 
was Sie machen müssen, aber Sie gestehen 
mir doch das Recht zu, meine Meinung zu 
Dingen, die Sie machen, auch zu äußern. 
(Abg. Oze tte l: Die Demokratie ist nicht in 
Gefahr, weil wir Anfragen stellen !) Herr 
Kollege Czettel ! Noch einmal sei es gesagt, 
Sie als ehemaliger Innenminister müßten das 
noch viel besser wissen : Es ist durchaus 
denkbar, daß wir, wenn Sie wollen, Anfragen 
in einem Ausmaß einbringen, daß wirklich 
die parlamentarische Arbeit und damit vor 
allem auch das Anfragerecht zur Farce wird. 
Freilich, genauso ist es. (Abg. Oze t t e l: 
Dramatisieren Sie doch nicht ! ) Wenn man 
überlegt, daß in diesen etwas mehr als zwei 
Jahren der bisherigen Gesetzgebungsperiode 
schon fast 1000 schrifWche Anfragen und 
in früheren Perioden manchmal 200 bis 300 
eingebracht wurden, so zeigt das 
sicherlich, daß meine Überlegungen nicht aus 
der Luft gegriffen sind, von der Verwaltungs­
vereinfachung gar nicht zu reden, über die 
der Herr Abgeordnete Lane gesprochen hat, 
der mit diesem Wust von Anfragen sicherlich 
nicht gedient wird. 

Meine Damen und Herren ! Darf ich zu 
einem anderen Thema übergehen. Vor kurzem 
hat der Nationalrat durch eine Verfassungs­
novelle das Wahlalter herabgesetzt und damit 
den jungen Mitbürgern das Recht eingeräumt, 
über das Schicksal unseres Vaterlandes mit­
entscheiden zu können. Der einstimmige 
diesbezügliche Gesetzesbeschluß beweist wohl, 
daß alle politischen Parteien mit der ver­
antwortungsbewußten Mitarbeit der ju,ngen 
Generation rechnen. Ich persönlich bin auch 
davon überzeugt, daß sich diese Jugend, 
die erst vor kurzem bei einer Meinungsumfrage 
mit großer Mehrheit den ermordeten ameri­
kanischen Präsidenten Kennedy als ihr Ideal 
bezeichnete, auch an jene Empfehlung 
Kennedys halten wird, die da lautet : "Fragt 
nicht immer, was tut der Staat für mich, 
sondern überlegt, was ihr für das Vaterland 
tun könnt. "  

Und nun noch etwas, was ich i m  übrigen 
schon bei den Ausschußsitzungen anführte : 
Die häufige, wenn auch notwendige Novellie­
rung von Gesetzen macht die Rechtslage für 
den Durchschnittsstaatsbürger sehr oft unklar 
und unübersichtlich. Es schiene mir daher 
wirklich sehr empfehlenswert, von der Mög­
lichkeit der Wiederverlautbarung von Gesetzen 
hä.ufiger als bisher Gebrauch zu machen. 
Die Rechtssicherheit würde dadurch zweifellos 
gestärkt und die Verwaltungsvereinfachung 
vorangetrieben werden. 

Bi� heute ist es bedauerlicherweise nicht 
gelungen, durch ein Parteiengesetz die Stellung 

der politischen Parteien auf eine klare recht­
liche und verfassungsmäßig einwandfreie Basis 
zu bringen. Ich glaube, daß dies schon deshalb 
dringend notwendig wäre, weil sich heute 
wohl alle darüber einig sind, daß die poli­
tischen Parteien die Träger der Demokratie 
sind, ja Demokratie das Vorhandensein poli­
tischer Parteien voraussetzt. 

Wenn man in den Gesetz büchern blättert 
und sieht, was in Österreich alles gesetzlich 
geregelt ist, dann ist es eigentlich erstaunlich, 
um nicht zu sagen unverständlich, daß für 
die politischen Parteien bis heute keine ent­
sprechende gesetzliche Grundlage gefunden 
werden konnte. Aber was nicht ist, kann und 
soll hoffentlich noch werden. 

Nun abschließend noch einiges zum Rech­
nungshof: Der Rechnungshof als Pi'üfungs­
organ des Parlaments und in bestimmten 
Fällen der Landtage ist Garant für die Kon­
trolle der Volksvertretung bei der Vollziehung 
der Gesetze. Er ist keine den kontrollierten 
Dienststellen übergeordnete Instanz. Er hat 
auch im allgemeinen keine Entscheidungs­
befugnisse. Über nicht befolgte Empfehlungen 
des Rechnungshofes hat das Parlament zu 
befinden. 

Nicht nur an den Herrn Rechnungshof­
präsidenten, sondern auch an den Nationalrat 
in seiner Gesamtheit und an die Bundes­
regierung möchte ich die Frage herantragen, 
ob es nicht doch überlegenswert wäre, beson­
ders qualifizierte Beamte des Rechnungshofes, 
die in oft jahrelanger Prüfertätigkeit große 
Erfahrungen sammeln konnten, bei Freiwerden 
entsprechender Posten mit leitenden Funk­
tionen in den einzelnen Verwaltungszweigen, 
Ministerien et cetera zu betrauen. Andererseits 
sollten aber meiner Meinung nach auch Beamte, 
die sich in ihren Ressorts bewährt haben, 
durch den Rechnungshof zu Prüfungsaufgaben 
wesentlich stärker als bisher herangezogen 
werden. Theorie und Praxis würden auf diese 
Art und Weise einander näherkommen, 
näher jedenfalls, als dies derzeit der Fall ist. 
Ich würde es beispielsweise als einer der Mit­
und Vorkämpfer für die Tauern-Autobahn 
sehr begrüßen, wenn etwa jener leitende 
Beamte des Rechnungshofes, der bei der 
Überprüfung der Brenner-Autobahn wertvolle 
Erfahrungen sammeln konnte, nun mit 
entsprechender Verantwortung beim Bau der 
Tauern-Autobahn betraut würde. 

Meine Damen und Herren ! Mit den vielen 
anderen Fragen des in Beratung stehenden 
Voranschlages beziehungsweise mit der Gruppe 
Bundeskanzleramt im besonderen werden sich 
noch eine Reihe anderer Abgeordneter der 
Österreichischen Volkspartei im Detail be­
fassen. Ich möchte mit der Erklä.rung schließen, 
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daß die Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei den zur Beratung stehenden Ka­
piteln selbstverständlich ihre . Zustimmung 
geben werden. (Beifall bei der (J VP.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Dr. van Tongel das Wort. 

Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ) :  Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Die Ab­
geordneten der Freiheitlichen Partei Öster­
reichs werden dem von der Alleinregierung der 
ÖVP vorgelegten Haushaltsplan für das Jahr 
1969 ihre Zustimmung verweigern und gegen 
alle Gruppen dieses �undesvoranschlages 
stimmen. (Ruf bei der 0 V P: Bravo !) Das 
kennzeichnet Ihre demokratische Auffassung ! 
Wir werden bei jeder Beratungsgruppe unsere 
Ablehnung noch eingehend begründen. 

Das Verhalten, welches die Regierungspartei 
bei diesem Budget an den Tag legt, kann man 
nur mit Eugen Roth charakterisieren : 

"Ein Mensch, der sich ein Schnitzel briet, 
Bemerkte, daß ihm dies mißriet. 
Jedoch, da er es selbst gebraten, 
Tut er, als wär es ihm geraten, 
Und, um sich nicht zu strafen Lügen, 
Ißt er's mit herzlichem Vergnügen."  (Hei­

'erkeit und Beifall bei F P(J und S PÖ.) 
Nur so, meine Damen und Herren, kann man 

sich die rauschende und vor Selbstlob über­
quelIende Propaganda erklären, welche die 
ÖVP entfesselt hat angesichts der Tatsache, 
daß dieses Budget mit seinem fragwürdigen 
Inhalt und ohne Einhaltung der feierlichen 
Bürgschaftserklärung des Vizekanzlers Dok­
tor Withalm im Ministerrat schon am 26. Sep­
tember beschlossen wurde. Aber das ist, wie 
eine namhafte Wirtschaftszeitung sehr richtig 
feststellte, eben nur eine propagandistische 
Eselsbrücke, weil Unvollkommenes nicht besser 
ist, höchstens ist es besser zu verkaufen, wenn 
es in Rekordzeit fertiggestellt wird. 

Weiter schreibt diese namhafte Wirtschafts­
zeitung, daß in diesem Haushaltsplan für das 
Jahr 1969 die Budgetstruktur wiederum ver­
schlechtert worden ist und man durch Hin­
weise auf Einigkeit und Schnelligkeit zwar 
Fehler des Budgetentwurfes überdecken, aber 
nicht wegzaubern kann. 

So wird im letzten Jahr der monocoloren 
ÖVP-Regierung ein SchuJdenrekord erzielt, 
der kommende Generationen belastet. Der 
Schuldenstand - und davon hat mein Herr 
Vorredner leider nicht gesprochen - ist von 
1966 bis Ende 1968 von 29,3 Mi1liarden auf 
40,6 Milliarden gestiegen. Dabei haben sich die 
ausländischen Schulden, die Schulden, die 
Österreich im Au sland ha t, von 3,7 .i.\filliarden auf 
10,6 MIlliarden erhöht, das heißt um 187 Pro-

zent erhöht ! Auch eine ganz schöne Ziffer ! 
Angeoichts der düsteren Prognosen muß mii 
einer weiteren Erhöhung dieses Schulden­
standes gerechnet werden. Dazu kommt ja 
noch die Verpflichtung zur Tilgung und die 
laufenden Zinsenzahlungen. Aber über aHe 
diese Probleme finden wir kein Wort in der 
Budgetrede des Herrn Finanzministers. 

Neben Steuer- und Tariferhöhungen aller Art 
wurden die Mittel für Investitionen gekürzt ; 
dann jammert man aber darüber, wenn die 
Wirtschaft zuwenig investiert . Die Annahmen 
des Finanzministers sind, wie wir Freiheitlichen 
schon festgestellt haben, viel zu optimistisch. 
Sie vermeiden jeglichen Hinweis auf die sicher­
lich noch steigenden Defizite in den Jahren 
1970 und 1971 .  Die ÖVP aber jubelt darüber, 
daß es ihr gelungen ist, über das Budget für 
1969 schon am 26. September im Ministerrat 
Beschluß zu fassen. Da kann man nur sagen : 
Bescheiden sind sie schon geworden. 

Und nun zu dem Rütlischwur Withalm­
Klaus-Koren über die legendären Einspa­
rungen von 3,2 Milliarden Schilling. Es bedarf 
wohl keiner näheren Erläuterung mehr, daß 
wir Freiheitlichen das, was uns die Regierung 
in diesem Sommer bereits unter dem Titel 
"Einsparungen" geboten hat, als Einsparung 
nicht anerkennen. Die Zweckentfremdung 
von Mitteln der Pensions- und Unfallversiche­
rung sowie des Familienlastenausgleiches ist, 
sehr höflich ausgedrückt, eine Umschichtung, 
und zwar eine sozialpolitisch sehr bedenkliche, 
niemals aber kann man das als Einsparung 
bezeichnen. Dies sei nur der Vollständigkeit 
halber wiederholt . 

Es war wohl diese Kritik der Opposition, 
die den Finanzminister im Sommer dieses J ah­
res dazu veranlaßt hat, sich in sehr nach­
drücklicher Form dafür zu verbürgen, daß im 
Rahmen des Budgets 1969 ein Betrag von 
3,2 Milliarden eingespart werden würde. Diese 
Bürgschaft wurde sodann auch VOll Vize­
kanzler Withalm mit übernommen. Herr Wit­
halm sagte wörtlich : 

Ich schließe mich dieser Bürgschaft Dr. Ko­
re';:s an. Die Einsparungen werden auf Punkt 
und Beistrich durchgeführt werden. Die glei­
che Erklärung kann ich auch für den Herrn 
Bundeskanzler abgeben." (Abg. Dr. Broda : 
Herr Kollege ! Der Fehler war, daß die Bürg­
schaft nicht schriftlich abgegeben wurde !) Sehr 
richtig, Herr Minister ! (Abg. Dr. Pi t t e rmann: 
Und sich nur auf Punkt und Beistrich bezogen 
hat !) Das kommt noch. - So Dr. Withalm, 
in einem ÖVP-Pressegespräch am 15.  Juli 
dieses Jahres. 

Mit dieser Garantieerklärung hatte sich die 
Opposition monatelang abzufinden, denn die 
Details der angekündigten Einsparung in d& 
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Höhe von 3,2 Milliarden Schilling waren bis zur 
Einbringung des Bundesvoranschlages 1969 
bestgehütetes Geheimnis der Bundesregierung. 
Doch nicht nur bis zur Einbringung des Bud­
gets, denn auch heute, meine Damen und 
Herren, nachdem die Beratungen im Finanz­
und Budgetausschuß bereits abgeschlossen 
sind, b1eiben diese nun schon ominösen Ein­
sparungen in geheimnisvolles Dunkel gehüllt. 
Wir werden Ihnen im Ver1aufe unserer Stel­
lungnahmen zu diesem Budget noch einige 
interessante Ziffern vergleiche bieten können ; 
denn wir Freiheitlichen haben jene Passagen 
in der Budgetrede des Finanzministers, die, 
wie heute feststeht, in absichtlich unklar ge­
haltenen Wendungen von den sogenannten 
Einsparungen handeln, mit dem Zahlenmaterial 
des Bundesvoranschlages zu kollationieren 
versucht. Das war gar keine einfache Arbeit, 
aber sie hat sich, wie Sie noch hören werden, 
gelohnt. 

Wir haben sodann im Finanz- und Budget­
ausschuß die Gelegenheit benützt, den Fi­
nanzminister zu fragen, wo denn eigentlich 
konkret diese 3,2 Mil1iarden Schilling im Budget 
1969 tatsächlich eingespart wurden, und zwar 
auf Punkt und Beistrich. Die Antwort des 
Ministers hat wiederum keinerlei Aufschluß 
darüber gegeben. 

Wir sehen uns daher heute hier zu der Fest­
stellung gezwungen, daß der Herr Finanz­
minister sein Wort nicht gehalten hat, daß die 
gleich mehrfach verbürgten Einsparungen 
nicht erfolgt sind und daß man den Versuch 
unternommen hat, die Opposition in diesem 
Hohen Hause und darüber hinaus die ganze 
Bevölkerung Österreichs irrezuführen. 

welche die Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft im Rahmen des Begutachtungs. 
verfahrens zum 2. Abgabenänderungsgesetz ab· 
gegeben hat. ; Herr Dr. Mus!'>ll und Herr Prä· 
sident Sallinger sind im Augenblick nicht an· 
wesend, aber ich darf trotzdem zitieren. 
(Abg. Glaser :  Ich 8age e8 ihnen !) In diesem 
Gutachten heißt es : "Das Auseinanderklaffen 
der Staatseinnahmen und der Staatsausgaben 
kann aber keinesfalls einseitig nur durch eine 
Erhöhung von Einnahmen beseItigt werden, 
sondern es sind primär auf der Ausgabenseite 
wesentliche Korrekturen notwendig. "  

Ferner heißt es in diesem Gutachten der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
vom 2. Mai 1968 wörtlich : "Aus diesem Grunde 
ist die Bundeskammer der Auffassung, daß sie 
den vorgeschlagenen Einnahmenerhöhungen­
vorbehaltlich der im nachstehenden zu einzelnen 
Bestimmungen aufgezeigten Bedenken - ihre 
grundsätzliche Zustimmung nur unter der 
Voraussetzung erteilen kann, daß der Sanie­
rungserfolg auch auf der Ausgabenseite garan­
tiert ist . " (Abg. Dr. Pit te rman n :  Herr 
D7 . Tongel ! Sie werden auch ohne die Vorau8-
setzung dafür stimmen !) Beide Herren werden 
trotzdem dafür stimmen, sehr richtig. 

An anderer Stelle heißt es dann noch, es 
"müßten die zu treffenden Einsparungsmaß­
nahmen spätestens vor der parlamentarischen 
Behandlung der vorgesehenen Einnahmen­
erhöhungen im Detail vorliegen" (Abg. Dok­
tor Pi t t e rman n :  Da war ja Maulkorbzwang 
für die Ö VP !)",umdiese Maßnahmen auf ihre 
Auswirkungen überprüfen zu können." Dies 
hat bekanntlich nicht stattgefunden. 

Ebensowenig wie die Opposition hat die 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 

Man muß sich zurückerinnern, in welcher dazu Gelegenheit bekommen, das 2 .  Abgaben­
psychologischen Situation sich die Regierung änderungsgesetz auf seine Auswirkungen -
befunden hat, als sie gegen die Stimmen beider wie es in der SteIJungnahme heißt - zu über­
Oppositionsparteien das 2. Abgabenänderungs- prüfen. Dazu hat die ÖVP-Regierung weder 
gesetz durchgepeitscht hatte. Die Bevölke- vor noch nach der Beschlußfassung über die 
rung war mit Recht über diese neuerlichen Steuererhöhungen Gelegenheit gegeben, und 
Steuerbelastungen aufgebracht, und a�ch maß-

I 
auch heute, viele Monate später, kennen wir die 

gebliche Wirtschaftskreise, die der ÖVP sehr Einsparungsmaßnahmen nicht, die wir kennen 
nahestehen, haben diese Steuererhöhungen nur müßten, um uns über die wirtschaftspolitischen 
murrend und vor allen Dingen nur unter der Auswirkungen des 2. Abgabenänderungs­
Bedingung entsprechender einschneidender gesetzes ein klares Bild machen zu können. 
Einsparungsmaßnahmen hingenommen. In Die Budgetsituation, meine Damen und 
dieser Situation war es natürlich das Nächst- Herren, ist alles andere als rosig. Die Progno­
liegende für Regierung und Finanzminister, sen sprechen für das Jahr 1971 wiederum von 
eiligst und beflissen echte Einsparungen in einem drohenden Budgetdefizit in der Höhe 
Aussicht zu stellen. Diese Versprechung von von 16  Milliarden Schilling. In dieser überaus 
Einsparungen war jedoch nur ein Manöver, ernsten Situation setzt sich der Finanzminister 
das die Regierung angewendet hatte, um Zeit über die Forderung der Freiheitlichen und auch 
zu g�winnen und um die allgemeine Empörung seiner eigenen Parteifreunde nach einem lang­
abkhngen zu lassen. fristigen Budgetkonzept 1eichtfertig mit der 

Es ist an dieser Stelle, meine Damen und Behauptung hinweg, dies sei ein SchJagwort I 
Herren, nicht unwichtig, sich ins Gedächtnis Mit diesem Hinweis wird man sich der Verant­
zurückzurufen, was in der Stellungnahme steht, wortung nicht entziehen können. 
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In diesem Zusammenhang ist es gut, sich 
auch daran zu erinnern, was in einem Leit­
artikel der Zeitschrift "Industrie", dem Organ 
der Industriell envereinigung , am 5. Juli 1968 
zu lesen war. Hier hieß es : " Von einer Sartie­
rung kann erst dann gesprochen werden, 
wenn der zweite Teil der Maßnahmen, näm­
Hch die Einsparungen, verbindlich festgelegt 
ist und wenn darüber hinau� eine grund­
legende Neuordnung des Sliaatshaushaltes" 
- wie sie in dieser Zeitschrift schon wiederholt 
angeregt worden war - ,,eingeleitet wird. "­

Mit diesem Zitat, melnlJ Damen und Herren, 
beweist die "Indul:ltrie" neuerlich, daß es 
durchaus nicht nur die Opposition ist, die 
echte Einsparungen und eine grundlegende 
Neuordnung des Staatshaushaltes fordert. 

des ,nimm - lass' andere zahlen' herrscht. 
Mit Recht erwartet das Volk, daß nun ein 
schärferer Wind bläst." Das Organ der 
Industriellenvereinigung, die "IndustrIe", 
schließt mit den alarmierenden Worten : 
"Wann denn, wenn nicht jetzt, muß man 
fragen ! "  

Nicht einmal jetzt, so  lautete die Antwort 
der Regierung ! Denn die von dAr "Industrie" 
10 itisierten Äußerungen einer Großmanns­
und Repräsentationssucht, die sich, wie gesagt, 
andere, reichere Länder nicht leisten, leistet 
sich wl�iterhin die österreichische Bundes­
regierung. 

Immer wieder haben wir Freiheitlichen die 
Regierung aufgefordert : Streichen Sie die 
Propagandaausgaben, sparen Sie das Gehalt 
des Propaganda-Staatssekretärs ein, schaffen 
Sie überhaupt die Staatssekretäre ab, be­
schränken Sie sich bei den Dienstwagen nicht 
nur auf symbolische Gesten, sondern ver­
ringern Sie die Zahl der Dienstwagen, streichen 
Sie die meisten Auslandsreisen der Regierungs­
mitglieder auf das unbedingt notwendige Aus­
maß und verringern Sie die Zahl der vielen 
Begleitpersonen, die einen Minister auf Aus­
landsreisen zu begleiten pflegen, und schaffen 
Sie vor allem das obskure "Amtspauschale" ab. 

Der Herr Abgeordnete Hauser - er ist 
leider im Augenblick nicht da (Abg. Glaser: 
o ja, alle sind da 1) ; ah, er sitzt auf einem 
anderen Platz, ja (Abg. Hartl: Da steht er 1) -
hat in der Sitzung des Finanz- und Budget­
ausschusses am 20. November 1968, in der die 
Opposition vom Minister auf "Punkt und 
Beistrich" zu hören verlangt hatte, wo eigent­
lich eingespart wurde, wo die angekündigten 
3,2 Milliarden Schilling stecken, dem Finanz­
minister mit der Bemerkung Schützenhilfe 
zu leisten versucht, es sei von Anfang 
an - achten Sie darauf, meine Damen und Der Hinweis, daß Einsparungen in einem 
Herren ! - klar gewesen, daß unter den Ein- der hier aufgezählten Bereiche keine ent­
sparungen nur ein Verhindern von Ausgaben scheidenden Auswirkungen hätten, verfängt 
gemeint sein konnte. Dem möchten wir nicht ; denn in der Summe aller derartigen 
Freiheitlichen nicht nur unsere eigene Auf- Einsparungen steckt durchaus ein Betrag, 
fassung, sondern vielmehr auch das entgegen- den gering zu achten sich Österreich am aller­
halten, was wiederum in der Zeitschrift wenigsten leisten kann. Doch auch zu größeren 
"Industrie",  und zwar in einem Leitartikel I 

E.insparungen besteht di.e Möglich.keit : Schaffen 
am 19. April 1968, geschrieben wurde. Hier Sie den Luxus des 9. MIttelschuljahres ab, den 
hieß es : "DIeses Wort ,Einsparungen' sollte wir uns nicht leisten können, und setzen Sie 
aber so großzügig . wie möglich a.usgelegt das - in seiner derzeitige� Form überhaupt 
werden. Denn zu Einsparungen gehört nicht unbrauchbare - polytechmsche Jahr so lange 
nur die Addition von möglichen AbstrIChen. aus , bis wir uns - dann aber in einer zweck­
Einsparungen sollten auch als ein Aufruf mäßigeren Form - das wirklich leisten können. 
verstanden werden, die Struktur des Budgets Muß die SchuldenJast des Staates die 
von Grund auf neu zu überdenken und zu 50 Milliarden-Grenze überschreiten, damit die 
ord�en." Meine Damen u�d Herren ! Genau Regierung endlich die notwendigen Konse­
das 1St geschehen, wovor hIer gewarnt wurde . quenzen zieht � Diese Frage stellen wir heute. 

Und noch ein Zitat aus der "Industrie" 
vom 5. April 1968. "Das giJt vor allem", 
schreibt die "Industrie" , "für die zahllosen 
für den Bürger unverständlichen Äußerungen 
einer Großmanns- und Repräsentationssucht, 
die sich andere, reichere Länder nicht leisten. 
Dabei kann gar nicht hart genug vorgegangen 
werden", schreibt die "Industrie", "ohne 
Rücksicht auf Empfindlichkeiten und Tabus. 
Die Bevölkerung wird bereit sein, die ihr 
zugemuteten Opfer zu bring81l. Aber sie soUte 
nicht dadurch enttäuscht werden, daß weiter­
hin eine Mentalität des ,wir haben es ja' oder 

Laut "Wiener Zeitung" vom 1 9. November 
1968 - wir nehmen nicht an, daß sich der 
Herr Finanzminister von Meldungen distan­
ziert, die in diesem Blatt erschienen sind -
hat Herr Professor Koren der Opposition den 
Vorwurf gemacht, sie beschränke sich auf 
Polemisieren und Lizitieren und bemäntle 
dies nur dürftig mit der "stereotypen Wieder­
holung wissenschaftlicher Schlagworte wie 
,langfristiges Budgetkonzept' und ,mittel­
frist,ige Finanzplanung' ". Ich habe diese Be­
griffe aJs anzustrebende BudgetpoJitik schon 
von anderen Finanzministern gehört. 
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Abgesehen davon, daß dieser Vorwurf des 

Finanzministers jeglicher Grundlage entbehrt, 
wird es nicht gelingen, mit derartigen Äuße­
rungen von der Tatsache abzulenken, daß in 
Österreich ein langfristiges Budgetkonzept und 
eine echte mittelfristige Finanzplanung immer 
noch nicht vorhanden sind. 

In dem Artikel der "Wiener Zeitung" heißt 
es weiter wörtlich : "Viel wichtiger als die 
Forderung nach Anwendung neuer wissen­
schaftJicher Methoden in der budgetpolitischen 
Grundlagenforschung sei laut Koren die For­
derung nach einem GesinnungswandeJ in der 
Mentalität der Tagespolitik, schloß der 
Minister. " 

Der Stil und die Mentalität, die der Herr 
Minister zu Unrecht der Opposition unterstellt, 
werden vor aIJem von ihm selbst sehr virtuos 
praktiziert. Das, zeigt sich sehr deutlich in 
der Art und Weise, mit der er es verstanden 
hat, die von ihm persönlich wie auch vom 
Bundes- und Vizekanzler feierlich verbürgten 
Einsparungen in der Höhe von 3,2 MiHiarden 
Schilling in seiner Budgetrede, aber auch im 
ganzen Bundesvoranschlag für das Jahr 1969 
zu vernebeln. Das, was der Finanzminister 
unter dem Titel "Einsparungen" zu bieten hat, 
oder besser, sich getraut hat, der Volksver­
tretung vorzusetzen, kann man nur als reine 
Taschenspielerei bezeichnen. 
-

Im Zusammenhang mit der Konjunktur­
politik hat der Finanzminister in seiner Budget­
rede am 23. Oktober der österreichischen 
Budgetpolitik überschwengliches Lob gezollt, 
das in den Worten gipfelte, die Herr Koren 
gebrauchte, als er ausführte :  "Ich glaube 
sagen zu dürfen, daß die österreichische Budget­
politik der Nachkriegszeit diese Aufgabe"- ge­
meint ist die Erhaltung der Vol1beschäftigung 
und damit des allgemeinen Wohlstandes - , ,in 
hohem Maße erfüllt . . .  bat." 

Dieser Selbstbeweihräucherung der Bundes­
regierung und auch heute in der Debatte 
seitens der Regierungspartei, der ÖVP, möch­
ten wir Freiheitlichen mit allem Nachdruck 
die Festste1lung entgegenhalten, daß ein guter 
Teil der wirtschaftlichen Erfolge unseres 
Landes nicht durch die Budgetpolitik, sondern 
trotz der Budgetpolitik dank der internationa­
len Konjunktur und dank dem Fleiß aller am 
Wirtschaftsprozeß beteiligten Österreicher er­
zielt werden konnte. 

Meine Damen und Herren ! Nun noch zu 
einem anderen Thema : "-Tir haben im Finanz­
und Budgetausschuß den Antrag gestellt, 
die Bundesregierung zu ersuchen, durch eine 
Novelle zum sogenannten Wappengesetz über 
das Staatswappen unserer Republik die Sym­
bole Hammer, Sichel und zerrissene Kette in 
Wegfall zu bringen. Wir haben dies damit 

begründet, daß wir ausführten, die 50. Wieder­
kehr des Geburtstages der RepubJik Deutsch­
österreich am 12.  November wäre doch ein 
geeigneter Anlaß, nicht mehr zeitgemäße 
Symbole zu beseitigen. Was 1918 richtig war, 
muß 1968 nicht mehr stimmen ! Ein Staat, 
der behauptet, die Vergangenheit bewältigt 
zu haben, braucht in seinem Staatswappen 
keinesfalls mehr eine Erinnerung an eine 
Vergangenheit, die auoh schon wieder 23 Jahre 
hinter uns liegt. Ganz und gar nicht, meine 
Damen und Herren bei der anderer Parteien, 
brauchen wir in unserem Staatswappen die 
kommunistischen Symbole von Hammer und 
Sichel. Gerade als Nachbar kommunistischer 
Länder sollten wir uns von Symbolen trennen, 
die beweisen, wie die Länder, die unter der 
Herrschaft dieser Zeichen stehen, grausam 
und unduldsam und unmenschlich regiert 
werden, die beweisen, wie grausam die Diktatur 
von Hammer und Sichel ist . Ein neutraler 
Staat wie Österreich sollte es sich versagen, 
in seinem Staatswappen ausgerechnet jene 
Symbole zu zeigen, die einer der beiden Welt­
blöcke in allen Emblemen seines Imperiums 
führt ! (Abg. Har t E :  Da müßte man die 
Bürgerkrone auch weggeben !) 

Wir wissen, daß es eine verfassungsrechtHche 
Problematik über die Frage gibt, auf welcher 
rechtlichen Stufe das im Jahre 1945 neugefaßte 
Wappengese�z eigentlich steht. (Zwischenrufe 
bei der F PÖ.) Dieses Gesetz aus dem Jahre 
1945 wurde als einfaches Bundesgesetz erlassen, 
es änderte das Wappengesetz aus dem Jahre 
1919 ab, das aber als Verfassungsgesetz gilt. 
Das ist aber nicht das Wesentliche ; beide 
anderen Parteien haben unseren Antrag mit 
der Begründung abgelehnt, er sei nicht zeit­
gemäß. Wir bedauern diese Ablehnung, denn 
nach unserer Ansicht war gerade die 50. Wieder­
kehr des Gründungstages unserer Republik ein 
geeigneter Anlaß, unserem Antrag zu ent­
sprechen. 

Abschließend darf ich wiederholen, meine 
Damen und Herren, daß die freiheitlichen 
Abgeordneten wie gegen alle Beratungsgruppen 
auch gegen die Kapitel der Beratungsgruppen I 
und II stimmen werden. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Staribacher das Wort . 

Abgeordneter Dr. Staribacher (SPÖ) :  Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Die Sozialistische 
Partei hat in ihrem Minderheitsantrag die 
Zusammenfassung des Wirtschaftsprogramms, 
das sie der Öffentlichkeit bekanntlich 
vor Monaten zugänglich gemacht hat, vorge­
legt, weil sie glaubt, da ß dieses Programm 
eine echte Alternative ist, und weil wir mit 
Stolz sagen können, daß dieses Programm in 
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monatelanger, mühseliger, schwerer Verhand- Kritik unterziehen müssen, und in der vom 
lung zwischen den verschiedenen Interessen- Österreichischen Arbeiterkammertag einstim­
vertretungen zustande gekommen ist und damit mig beschlossenen Resolution steht klar und 
eine Möglichkeit gibt, die österreichische Wirt- deutlich : 
8chaftspolitik wesentlich zu ändern. "Die österreichische Bundesregierung hat 

seinerzeit die Absicht bekundet, ,die Ent­
wicklung weiterhin in Richtung eines modernen 
Industriestaates zu lenken' .  Die Vollversamm­
lung der Arbeiterkammer stellt mit Bedauern 
fest, daß der Bundesvoranschlag 1969 dieser 
Absicht in etlichen Punkten nicht gerecht wird . •  , 

Dieses Programm ist entstanden, um eine 
Strukturänderung des Budgets, der Industrie 
und des Agrarkonzeptes herbeizuführen. Wir 
wissen nämlich ganz genau, daß die Voraus­
setzungen, um, wie es im Programm steht, 
Leistung, Aufstieg und Sicherheit zu gewähr­
leisten, darin bestehen, daß in Österreich eine 
grundlegende Änderung vor sich geht. Die Punkt für Punkt wird dann ausgeführt, Herr 
Österreichische Volkspartei hat durch den Bundeskanzler und Herr Finanzminister, wo 
sogenannten Koren-Plan zwar versucht, der das Konzept des Herrn Ministers Koren leider 
Bevölkerung einzureden, daß es in Österreich nicht verwirklicht werden konnte . 
aufwärtsgehen wird, aber wir wissen auS den Es wundert uns von der Sozialist ·s  h Zi�ern, daß bis jetzt davon leider keine Rede 

I Partei nicht - wir haben das in diesem �:u:� sem kann.
. .

. 

. I schon einige Male zum Ausdruck gebracht -, 
Noch me ISt das WIrtschaftswachstum m I daß der Herr Staatssekretär Koren zwar einmal 

Österreich so gering gewes�n. 1966 .betrug I versucht hat, in einem Bericht die Wirtschaft 
es noch 4,6 Prozent, 1967 1st eS bereIts �uf wesentlich zu ändern, daß aber in dem übrig-
2,5 Prozent zurückgegangen, und 1968 wIrd t gebliebenen Plan nichts mehr davon übrig­
es vielleicht 4 Prozent betragen. Wenn man geblieben ist. 
weiß, daß es zu Beginn der sechziger Jahre im . .  . . 

Durchschnitt 6,5 Prozent betragen hat, dann �r hat m dI�sem BerICht allerdmgs schon in 
erkennt man erst, wie die österreichische wels�r VoraUSSICht, Herr Bu�deskanzler, ge· 
Wirtschaft in der Zwischenzeit gelitten hat, sc�rIeben : "Indernochz�r Verfugu:llg ste��nden 
welche Rücks hläg hier zu verzeichnen ge- Zelt der laufenden LegIslaturperIOde ware es 
wesen sind. 

c e w?d�r möglich noch zweckmäßig, ein länger-
. . . . . fnstiges und umfassendes Konzept der künf-

.WIr ':'Issen, daß e.s m ÖsterreIch notwendIg tigen Wirtschaftspolitik zu entwickeln. Die sem WIrd, �esenthche �n�erungen :,"orzu- Aktualität schwieriger Fragen zwingt zu ra­nehm.en. Ich darf zum Beispiel nur erwahn?n, sche�l Entscheidungen. Ein anspruchsvolles Pro­daß m unserem Konzept klar �nd d��ühch gramm auf lange Sicht setzt bessere materielle ste��, daß das Budget .we�enthch ?eandert und persollf"lle Grundlagen voraus."  Das heißt : teh�rt, daß ab� ge 
G
rade beIf Jetzt vO�]iegen�en Koren selbst hat in seinem Bericht, der streng u get genau as egentm zu verzelC men 1St . vertraulich an die RegierungsmitgJieder ge-

Der Herr Finanzminister kann nicht be- gangen ist - heute noch wundert man sich, 
haupten, wie er das laut einer Aussage des wieso wir das bekommen haben, ich kann Ihnen 
"Volksblattes" getan hat , daß das Wirtschafts- die Quelle aber leider nicht verraten (Rufe 
programm der Sozialisten nur moderne Phra- bei der Ö V P:  Spionage !) -, zugegeben, daß 
sen und antiquierte Methoden, aber keine die ÖVP keine Möglichkeit hat, ein solches 
Alternative enthält. Ich frage den Herrn Fi- Programm zu erstellen. Deshalb wundert es 
nanzminister, woher er diese Behauptung uns nicht, daß es zu keinem besseren Plan ge­
nimmt, da er genau wei ß, daß gerade unser I kommen ist als zum Koren-Plan, auf den ich 
Wirtschaftsprogramm mühselig mit der Gegen- dann noch näher eingehen werde. 
seite diskutiert wurde und bisher keine wirk­
lich sachlichen Erwiderungen auf unsere Vor­
schläge gemacht werden konnten. Es genügt 
nicht, meine Herren von der Österreichischen 
Volkspartei, wenn Sie durch solche Phrasen, 
nämlich zu sagen, das seien antiquierte Metho­
den, behaupten wollen, daß es sich nicht um 
neuere Methoden handelt .  Daß das nicht allein 
Auffassung dei' Sozialistischen Partei ist, 
kann ich Ihnen jetzt an Hand V"on Beispielen 
beweisen. 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund und 
die Arbeiterkammer haben in der letzten Zeit 
dieses Budget leider einer sehr, sehr harten 

Wenn man aber in einem streng vertrau­
lichen Bericht so etwas behauptut, hat man mei­
ner Meinung nach das Recht verwirkt, zu 
schreiben, daß unser Konzept nur moderne 
Phrasen und antiquierte Methoden beinhaltet ! 
(Zustimmung bei der SPÖ.j 

Meine Damen und Herren ! Wir Sozialisten 
haben in unserem Programm ein sehr klares, 
fest umrissenes Konzept, und wir werden 1970 
dieses Prog�amm auch verwirklichen ! (Beifall 
bei der SPÖ. - Abg. Gla s e r :  Ohne finanz·ielle 
Bedeckung ! ) Nein, Herr Abgeordneter Glaser, 
auch die finanzielle Bedeckung gibt es ! Sie 
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haben in Ihren Ausführungen gesagt, daß in 
dem Programm nichts über die finanzielle 
Bedeckung vorhanden ist. Da haben Sie es eben 
nicht gelesen ! Daran können wir nichts 
ändern, aber ich darf Ihnen sagen : Das ist 
auch wieder keine Berechnung von uns, sondern 
das Institut für Wirtschaftsforschung hat fest­
gesteHt - wir haben bekanntlich erklärt, daß 
die Privilegien, die es heute in der Steuergesetz­
gebung gibt, die durch die Pauschalierung und 
so weiter gegeben werden, ganz radikal abge­
schafft und geändert werden müßten -, daß 
heute 40 Prozent des Tarifes dadurch entfallen, 
daß es solche Steuerprivilegien gibt . Wenn man 
das auf die Einkommensteuer, auf die Ver­
mögensteuer bezieht, kommt man zu dem hor­
renden Betrag von 9 Milliarden Schilling, die 
zur Verfügung stehen, wenn diese Durchsteche­
reien, wann diese GestaJtungsmöglichkeiten 
bei den Steuern wegfallen werden. Wir WIssen 
aber, daß der Herr Finanzminister und dieses 
Budget in noch viel stärkerem Maf e 1 eider keine 
Ansätze zeigt. Nehmen Sie doch nur die Ent­
wicklung der Einkommensteuer und der Lohn­
steuer als Beispiel ! Ich will Sie nicht mit 
Zahlen belästigen, sondern nur sagen : 7 ,6 Mil­
liarden Schilling sollte die Einkommensteuer 
heuer erbringen;  sie wird knapp über 7 Mil ­
liarden bringen, und für nächstes Jahr nimmt 
der Herr Finanzminister 7 ,1  Mill iarden an. 
Die Lohnsteuer aber, die 6,5 Milliarden Schil­
ling erbringen sollte, wird über 7 Milliarden 
erbringen, und für nächstes Jahr ist sie mit 
8,2 Milliarden Schill ing veranschlagt. Meine 
Damen und Herren ! S ahen Sie da nicht eine 
Entwicklung, die geändert werden müßte ? 
Aber wir wissen : Sie werden diesen Weg nicht 
gehen. In unserem :programm finden Sie ent­
sprechende Vorschläge, wir werden sie aber 
erst 1970 verwirklichen können. 

Wir wissen heute ganz genau - das ergibt 
das Ziffernmaterial eindeutig, das sagt Ihnen 
der Wirtschafts- und Sozial beirat, das sagt 
Ihnen d1S Institut fü.r Wirtschaftsforschung-, 
daß es dringendst notwendig wäre, eine Ände­
rung herbeizuführen. Wir wissen, daß eine 
entsprechende Industriepolitik gemacht werden 
müßte, daß die zweite Industrialisierungs­
welle, von der Präsident Benya immer wieder 
gesprochen und die der Gewerkschaftsbund 
einstimmig gefordert hat, leider, leider noch 
sehr lange auf sich warten läßt.  Es ist uns 
vo11kommen klar, daß wir bei dieser zweIten 
IndustrieaIisierungswelle entsprechende Ände­
rungen in unserer Industriestruktur herbei­
führen mü.ssen und daß dafür gewisse Voraus­
setzungen zu schaffen sind. Diese Voraus­
setzungen sind in unserem Programm auch 
angeführt. Allerdings wissen wir auch, daß 
Sie bis jetzt leider nichts dazu beigetragen 
haben, diese Entwicklung herbeizuführen. 

Der Herr Finanzminister schreibt in den 
"Finanznachrichten ", daß es dringendst not­
wendig wäre, daß jetzt die Investitionspolitik 
folgt. Wir haben durch die Lohnbewegungen 
des Gewerkschaftsbundes im Jahre 1967 eine 
verstärkte Nachfrage herbeiführen können und 
durch diese verstärkte Nachfrage die Kon­
junktur angekurbelt. Wir haben dann in der 
zweiten Phase die entsprechenden Lager auf­
gefüllt, und jetzt in der dritten Phase müßte 
die Industrialisierungspolitik, die Investitions­
politik einsetzen ; aber da versagt das Budget 
ganz jämmerlich, weil es gerade hinsichtlich 
der Industriepolitik und der Investitionspolitik 
absolut unbefriedigend ist . In der Reso­
lution der Arbeiterkammer heißt es : "Die Auf­
wendungen für Investitionen sind lediglich no­
minell gleich geblieben. Die Investitionsfinan­
zierung auf Grund von Ermächtigungen soll um 
550 Millionen Schilling gekürzt werden. Im 
Aufgabenbereich ,Industrie und Bergbau' ist 
eine Kürzung der Investitionen um 37 Prozent 
insbesondere auf Grund der verringerten Ein­
gänge des Investitionsfonds vorgesehen. Be­
sonders betroffen sind die verstaatlichten 
Unternehmungen." Also ein klarer Beschluß 
der Arbeitnehmervertreter, daß etwa,s ge­
schehen müßte. Die Ziffern zeigen ja, wie 
dringend notwendig das wäre. 

Die Bruttoanlageinvestitionen nehmen näm­
lich - und das ist ja entscheidend - von 
Quartal zu Quartal ab . Im ersten Quartal 
waren sie bei den Bauten um 3,5 Prozent ge­
ringer als im Vorjahr, im zweiten Quartal noch 
um 1 Prozent geringer, wenn man sagen würde, 
daß die Bautenkonjunktur erst im Sommer 
eingesetzt hat. Aber die Ausrüstungsinvesti­
tionen haben noch eine viel schlimmere Ent­
wicklung. Sie haben sich im ersten Quartal 
um 2,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr erhöht, 
haben aber im zweiten Quartal um 5 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr abgenommen. 

Hier liegt der große Nachteil Ihres Budgets 
und Ihrer Politik : da ß nämlich dieser not­
wendige Investitionsstoß leider nicht kommt 
und es daher nichts nützt, wenn der Herr 
Finanzminister sagt, daß ein time-lag, also 
ein zeitlicher Abstand, zwischen dem Beginn 
einer Aufschwungsphase und dem Einsetzen 
einer verstärkten Investitionstätigkeit berück­
sichtigt wird. - Richtig. Ein time-lag war in 
Österreich ungefähr immer ein viertel bis 
ein halbes Jahr. Jetzt haben wir bereits drei 
Vierteljahre, und trotz dieseE! dreivierteljäh­
rigen time-lag, wie der Herr Finanzminister 
sagt, haben wir keine wie immer geartete Mög­
lichkeit, einen Investitionsstoß zu sehen. In 
diesem Budget machten Sie gerade das Gegen­
teil : Sie reduzieren, sie restringieren die Inve­
stitionstätigkeit und werden daher - das iB� 
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ja unser Unglück - diesen Investitionsstoß 
nicht auslösen und damit die Phase der Hoch­
konjunktur nicht erreichen. 

Wir Sozialisten haben in unserem Programm 
entsprechende Vorschläge gemacht und haben 
sie auch entsprechend begründet, insbesondere 
was die zweite Industrialisierungswelle betrifft. 
Ich darf Sie daher noch besonders auf diese 
Ausführungen hinweisen. 

Ich möchte - vielleicht kann man auch hier 
eine Gegenüberstellung machen - sagen, was 

auf dem Standpunkt, daß die Kartelle, die die 
gegebenen Zustände versteinern, verboten ge­
hören, daß wir sie überprüfen müssen, daß all 
das geändert werden muß. Wir müssen eine 
Strukturpolitik machen, und dazu - das wird 
doch hoffentlich auch den Wirtschaftern in der 
Östeneichischen Volkspartei klar sein - muß 
man beweglicher sein, man kann sich dabei 
auf die versteinerten Formen irgendwelcher 
Kartelle, irgendwelcher Ordnungsprinzipien 
nicht mehr verlassen. 

zum Beispiel zum Kapitel der Wettbewerbs- Wir verlangen, daß die Zulassung von Kar­
politik, das auch eines der wichtigsten Kapitel teIlen zeitlich begrenzt wiTd ; WiT verlangen, 
in unserem Programm ist, von seiten Korens daß die Bewei"!last - das iRt heute eineg der 
festgestellt wird, was also dann durchgesetzt größten Probleme - bei den Kartellen und 
werden konnte. Damit zeigt sich klar und nicht wie heute bei den Antragstellern liegt, 
deutlich, wie wenig es ihm gelungen ist, seine wenn es um Auflösungen oderum Abänderungen 
Pläne zu verwirk1ichen. Ich bedaure es ja geht. Letzten Endes wird es notwendig sein, 
immer wieder, da ß er sich nicht durchsetzen hier wirklich nach dem Rechten zu sehen, weil 
konnte ; denn seine Analysen, sei es im Bericht es einige Kartelle gibt, die dringend entweder 
oder sei es im Koren-Plan, sind absolut richtig geändert oder aufgelöst gehören . 
und in Ordnung. Nur in der Konsequenz, Wir verlangen f,inen jährlichen Bericht des 
bei der Durchsetzung, hat er leider völlig Bundesministeriums für Justiz über die Tätig­
versagt oder nur ganz bescheidene Erfolge keit der Kartellgerichte. Wir verlangen eine 
erreichen können. allgemeine Kontrolle über die markt oeherr-

Er schreibt bezüglich der Wettbewerbs- sehenden Unternehm ungen im Zusammenhang 
politik - das ist ein Kapitel, das bekanntlich mit dem Kartellgesetz. Daß das eine große 
in unserem Programm an der Spitze steht - : Lücke ist darüber sind wir uns im Beirat 
"H�';lpt�ufgabe. 

der Wachst�ms- und Str?-�tur- I bei den 
'
Interessenvertretungen, schon seit 

P?ht�k 1st es, Jene Hemmlllss�. zu b�se�tIgen, I Jahren - ich möchte fast sagen, schon bald seit 
dIe eme rasche Anpassung der osterrelChlschen . Jahrzehnten - im klaren. Es ist dringendst 
Wirtschaft an die Dynamik der Märkte ver- notwendig, auch die marktbeherrschenden 
hindern. "-Koren-Plan, Seite 50, falJs Sie das Unternehmungen, die gar kein Kartell schlie­
nachlesen woHen. ßen müssen, zu überprüfen und zu kontrol-

Was ist tatsächlich geschehen 1 Auf das lieren. 
einzige, was erreicht wurde, können wir sehr 
stolz sein , weil es letzten Endes wir waren, die 
dabei nicht nur mitgewirkt haben, sondern es 
war - das hatte die Diskussion über das 
Kartellgesetz damals ergeben - uns möglich , 
die Formulierung zu finden, die der Herr 
Handelsminister brauchte, um dieses Gesetz 
dann anw enden zu können. Aber im Kartell-

Wir verlangen die Errichtung eines Kartell­
aufsichtsamtes. Wir verlangen vor a.llem die 
Be'3eitigung der wettbewerbspolitischen Aus­
nahmesteIlung der Kredit- und Versiche­
rungsunternehmungen. Wir sind der Meinung, 
daß es Möglichkeiten gehen müßte, im Kartell­
gesetz im Wege der Gesetzgebung die Ko­
operationen zu verbes� rn, denn daß das 

gesetz war �� nicht �ehr .so, wie �s der Herr im argen liegt, ist klar. Da brauchen Sie nur 
Staatssekretal' Koren m semem �erIcht gehabt in unserem Minderheitsbericht nachzulesen, wo 
hat. Damals hatte er noch gememt, das Netto- da klar und deutlich st ht und Beispiele 
preissystem wäre genere]J einzuführen. Es an;efürut sind : In Schwed:n hat es 300 zwi-
wurde dann nur mehr übernommen waren- I h b . bl' h Z hI'" d 

··ß ·  b h "  k d 'tl ' h b 
sc en etTle 10 e usammensc usse In er 

ma 19 esc ran t un zel IC egrenzt. 1 Z . b ' 0'· . h b 
W· . .  . .  d H H d I . . l etzten eIt gege en, In sterre10 ga es -

Ie WIr wIsse�, 1st. Ja er eIT an .� smmIster wenn es gut geht _ kaum ein Dutzend, wo 
nu� dazu bereI�: eme Veror�nung fur EJektro- I Produktionsabstimmungen erfolgten, die wir 
artIkel und fur WaschmIttel zu erlassen. so dringend brauchen würden, um Fehlinvesti-

Wir sehen also, da ß hier von seiten der tionen auszuschließen, um sich einer größeren 
Österreichischen Volkspartei versucht wird, die Serie bedienen zu können, um so schnell wie 
notwendigen Schritte, die Staatssekretär Koren möglich zu einer besseren Auslastung der 
vielleicht noch erkannt hat, zu verhindern und Kapazität zu kommen. Aber auf diesem 
damit leider zum größten Teil wertlos zu Gebiet ist in Österreich bisher leider nichts ge­
machen. schehen ; von seiten der Bundesregierung WUl'-

Was verlangen die Sozialisten im Kapitel den keine wie immer gearteten Anstrengungen 
"Planung und Wettbewerb" � Wir stehen unternommen. 
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Eine weitere sehr wichtige Frage dieses 
Kapitels ist natürlich die Gewerbeordnung ; 
sie wurde ja schon letztes Mal angeführt. 

Staatssekretär Koren hat in seinem Bericht 
darauf hingewiesen, daß gezielte preispolitische 
Eiuflußnahmen unter anderem durch handels­
politische Maßnahmen dringend notwendig 
wären und daß die Gewerbefreiheit gewähr­
leistet sein soll. Aber das Wort "Gewerbe­
freiheit" hat er sich nicht auszusprechen ge­
traut, da kennt er die Schwierigkeiten in der 
Handelskammer viel zu gut. Aber auch er 
hält es für notwendig, den Wettbewerb zu 
fördern. Von der Förderung des Wettbewerbs 
ist ja immer sehr viel die Rede, aber leider 
geschah nichts. Die bisherigen Ansätze von 
seiten des Herrn Handelsministers auf dem 
Gebiet der Gewerbeordnung sind ja alles 
andere aJs erfreulich . (Präsident Wal lner  
übernimmt den Vorsitz.) 

führt : Wenn der Herr Handelsminister Mitterer 
noch im Verein für Konsumenteninformation 
wäre, würde er sehen, wie Unternehmungen 
bereits heute wieder versuchen, diese Gesetze 
zu umgehen. Ich erinnere an das Raten­
gesetz. Wir glauben, daß es daher dringendst not· 
wendig ist, hier wirkliche Schutzbestimmungen 
für den Konsumenten zu schaffen, insbesondere 
durch gesetzliche Grundlagen für Qualitäts­
normen, Qualitätsdeklarationen, Kennzeich­
nungspflicht für Nahrungsmittel, Angabe des 
Gewichtes und des Gebrauchsmodus. Ich 
brauche nicht im besonderen darauf hinweisen. 
Innerhalb der Koalition hat man ja noch sagen 
können : Es gibt Differenzen zwischen dem 
sozialistisch geführten Sozialministerium und 
dem von der ÖVP geführten HandeJsmini­
sterium, deshalb kann es zu keiner Einigung 
kommen ! Aber jetzt gelingt es innerhalb der 
Österreich ischen Volkspartei nicht, das wich­
tige Problem der Kennzeichnung der Lebens­

Ich darf den sehr objektiven Wissenschafter mittel endlich einer Lösung zuzuführen. Da 
Horst Knapp, der zweifellos kein Sozialist ist, wird gestritten, ob dies auf Grund des Gesetzes 
zitieren. Er schreibt, . es sei der Zweck der gegen den unlauteren Wettbewerb geschehen 
derzeitigen Gewerberechtsnovelle, mehr die soll ; da wäre der Herr Handelsminister zuständig 
Form als den entscheidenden Inhalt zu moder- (Zwischenruf des Abg. Kulhanek),  und er 
mSIeren. Eine gewisse Verkomplizierung sei will es nicht der Frau Sozial minister geben, 
bei den an einen Befähigungsnachweis ge- obwohl bekannt ist, daß die Kennzeichnungs­
bundenen Gewerben eingetreten. pflicht auf Grund des Lebensmittelgesetzes 

Es wurde leider das nicht erreicht, was wir in I notwendig wäre. Ich war baß erstaunt, muß ich 
unserem Programm schreiben, daß nämlich I�lneIll s�g

h
en, H

h
.�rr

h
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b
lhan�k

d
und
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Herr
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Dr. M

d
u1s-

. d " t  l' h G b f 'h 't otwendl'g SI , a s lC ge ort a e,  WIe er err an e s-eme grun sa z IC e ewer e reI el n . . .. . . . ., d ß d' B h "  k 'm achwel·s mmlster - er hat nambch zummdest dIesen ware, a le esc ran ung nur I n - . . 
lichen Interesse der Öffentlichkeit Platz greifen TeIl des PrograI?-ms gel�sen (Zw�8chenruf des 
dürfe, daß die restlose Abschaffung der Prü- A�g. Dr. M u8st l) - SICh sofort darauf �e­
fung des Lokalbedarfes notwendig wäre, daß sturzt und gesagt hat . . . (:1bg. Dr. MU88�l :  

die Beschränkung der Prüfung des Befähi- Der Wettbewerb !) Gena� ! DIeses Ar.gument Ist 
gungsnachweises auf rein fachliche Gesichts- gekom�en ! -yvas steht .m dem Ka�Htel "Wett­
punkte eingeschränkt werden müsse und daß be��rb 1 DIe KennzelChnungspflICht ! Daher 
es zu einer Reform des Genossenschaftsgesetzes gehort es zum unlautere� � ettbe,,:erb. Also 
zwecks Behebung von Wettbewerbsbeschrän- hat der He:'r H��dels�mlster bel uns�rem 
k k llt Programm dIe SchutzenhIlfe gesucht, damIt er ungen ommen so e .  dl · h d '  K . h fl' h b . en IC le ennzeIC nungsp IC t weg rmgen 

Ich weiß : Wenn man in diesem Hohen Hause 
das Problem Genossenschaft anschneidet, wird 
es auf der rechten Seite sofort problematisch. 
(Rufe bei der S PÖ : M uS8il ! ) Ich will daher 
nur darauf hinweisen, daß wir diesem Problem 
nicht unser "Augenmerk" zugewendet haben, 
sondern daß wir überzeugt und sicher sind, 
daß wir dieses Problem tatsächlich werden 
lösen können. 

Wir sind der Meinung daß ein Ausbau und 
Aufbau eines leistungsfähigen Konsumenten­
schutzes notwendig war, denn die Regelung, 
die wir getroffen haben - auch hier wieder 
zweifelsohne durch Mitwirken der Sozialisten, 
wo es uns bei den krassen Auswüchsen des 
Kolonnenhandels geglückt ist, eines der größ­
ten Übel zu beseitigen -, kann erst ein erster 
Sohritt sein. Ich habe ja schon einmal ausge-

kann. (Zwischenrufe der Abg. K ulha n e k  
und Dr. Mus8il .) 

Wir würden es sehr begrüßen, wenn mehrere 
Minister im sozialistischen Wirtschaftspro­
gramm Ratschläge suchen würden. Sie könn­
ten einiges drinnen finden. (Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. Mussi l :  Die Irrtümer !) 

Ich möchte hier auch noch ganz kurz ein 
Wort hinsichtlich der Planung verlieren. Der 
Herr Staatssekretär und j etzige Minister Dok­
tor Koren hat in den "Finanznachrichten" ge­
schrieben : "Diese Strukturpolitik ist j edoch 
im Rahmen einer freien Marktwirtschaft zu 
verwirklichen, der Wettbewerb darf also nicht 
gestört werden. Die Wirtschaftspolitik kann 
daher nur die Bedingungen setzen, unter 
denen sich ein StrukturanpassungBprozeß beB-
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ser und leichter vollziehen kann, sie soll aber 
nicht direkt planend und lenkend eingreifen." 

Er ist also nach wie vor der Meinung - wir 
wissen, die ÖVP ist dieser Meinung -, daß 
alles, was irgendwie mit Planung ZU tun hat, 
schlecht ist. (Abg. Dr. Mussil : Planwirt­
schaft !) Ich habe schon gesagt : Ein Fort­
schritt ist, daß Sie wenigsten<:! schon das Wort 
"Plan" geschrieben haben und nicht ge­
schrieben haben "Koren" und dann einige 
Punkterln gemacht haben. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. Dr. M ussi l.) Das ist schon 
etwas. 

Ich möchte aber nur sagen, damit ja kein 
Mißverständnis und damit ja keine Legende 
entsteht : Wir haben nicht die Absicht, und wir 
werden es niemals zu einer zentralgelenkten 
Planwirtschaft, wie der Osten sie praktiziert 
und schon hat, kommen lassen. Unsere Vor­
schläge, die im sozialistischen Programm be­
züglich Planung enthalten sind, decken sich ­
kann ich fast sagen - mit den Auffassungen, 
die alle Interessenvertretungen, soweit sie sich 
sachlich mit diesem Problem beschäftigen, 
ebenfalls vertreten und auch der Meinung sind, 
daß dies der richtige Weg ist. Das ist Planung, 
wie sie heute im Westen betrieben wird und 
wie sie wahrscheinlich auch Österreich in 
Zukunft wird betreiben müssen. Die Voraus­
setzungen hiefür hoffen wir durch das Institut, 
das die Arbeiterkammer (Zwischenruf des 
Abg. Dr. MU8Sil) - entschuldigen Sie viel­
mals -, die Handelskammer und die Arbeiter­
kammer - es verlangt ja die Courtoisie, daß 
ich selbstverständlich zuerst die Handels­
kammer nenne - jetzt gemeinsam mit 
unserem mittelfristigen Prognoseteam er­
richtet haben. Es hat daher gar keinen Sinn, 
daß Sie jetzt immer wieder von neuem mit 
dem Argument kommen und sich darauf 
stürzen, uns einzureden : Was wir wollen, 
ist . . .  und dann kommen diese berühmten 
Zeichnungen, von denen ich Ihnen fast emp­
fehlen würde : Gehen Sie zu einem besseren 
Karikaturisten, denn diese sind weder gut noch 
treffend, sie sind meiner Meinung nach nur 
sehr geschmacklos ; ich würde daher sagen : 
Lassen Sie diese weg, setzen Sie sich mit 
diesem Problem . . . . (Ruf bei der Ö V P : 
Das kann man verschieden beurteilen ! Wenn 
8ie Ihnen nicht gefallen, ist das eine andere 
Frage !) Fragen Sie, was die Bevölkerung dazu 
sagt ! 

Ich möchte also sagen, daß wir zu diesem 
Konzept der Planung zurückkommen sollen, 
das letzten Endes dazu beitragen wird, in 
der Öffentlichkeit uns wirklich die notwendigen 
Unterlagen zu geben, um die Entscheidung 
treffen zu können ; denn auf das kommt e"3 
letzten Endes an. Wir wissen, daß es da sehr 

mangelt. Das schreibt allerdings selbst der 
Herr Minister Koren : "Von den derart ge­
schaffenen Voraussetzungen" - nämlich mit­
telfristige Prognose und so weiter - "muß 
aber auch Gebrauch gemacht werden ; die bis­
her zu beobachtende Mentalität in solchen 
Fragen wird sich ändern müssen. Es muß klar 
sein, daß in einer vollbeschäftigten Wirtschaft 
die Erzielung eines höheren Lebensstandards 
nur durch ständige Verlagerungen zu Berei­
chen mit höherer Produktivität erreicht werden 
kann." Also, wenn wir schon Erkenntni'3se 
haben - das schreibt der Herr Minister 
Dr. Koren jetzt mit Recht -, dann muß man 
sie anwenden, und es muß zu dieser Um­
strukturierung kommen. 

Da komme ich jetzt schon zu dem nächsten 
sehr wichtigen Kapitel, nämlich zur Moderni­
sierung der Budgetpolitik, hinsichtlich der wir 
Ihnen aber, wenn wir über die einzelnen Bud­
getansätze reden werden, nachwei.�en können; 
und zwa·r im einzelnen,. daß es sich bier um 
ein Programm handelt, das nicht aus der Luft 
gegriffen ist, da es die Mittel vor'3ieht und auch 
bringen wird, die wir dringendst benötigen 
werden. Ich glaube, daß wir hier wirklich 
sagen können : Es wird Ihnen im Einzelfall 
dann noch nachgewiesen werden, wo solche 
Mittel zu holen sind. Es werden dazu noch 
andere Kollegen nach mir sprechen. 

Dann kommt die wichtige Frage der Infra­
struktur und deren Ausbau. Wir haben 
- und das bedauern wir zutiefst - feststellen 
müssen, da.ß Ihr Konzept - Koren wollte 
es noch in seinem Bericht, hat es dann nur 
mehr sehr verschwommen in seinem Plan 
und geht in der Praxis gar nicht mehr darauf 
ein - die Investitionsprogramme, die das 
Budgetkonzept notwendig machen würde, 
leider vollständig vermissen läßt. 

Solange die Österreichische Volkspartei nur 
immer wieder sagt : Mittel müssen aufgebracht 
werden !, solange Ihre Politik nur dazu geführt 
hat, daß Sie der Bevölkerung eine größere 
Belastung aufbürden - und daß Sie das tun, 
steht ja außer jeder Diskussion -, solange 
Sie aber nicht sagen, wie Sie aus diesem 
Dilemma herauskommen können, meine Damen 
und Herren der Österreichischen Volkspartei, 
so lange werden wir Sozialisten Ihnen vor­
werfen, daß Sie kein Konzept haben. Denn 
letzten Endes hilft es nichts, wenn Sie nur 
schreiben : Der Koren-Plan existiert und wird 
Wirklichkeit ! - und dann die Punkte heraus­
greifen, die von uns schon längst verlangt 
und letzten Endes dann gemeinsam beschlossen 
wurden. Ich denke zum Beispiel an die 
konzentriertere Investitionspolitik, die not­
wendig ist. Auf Schaffung einer Investitions­
bank haben wir uns ja geeinigt. Ich denke an 
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den Entwicklungs- und Erneuerungsfonds, 
über den wir uns im Grundkonzept ebenfalls 
geeinigt haben. Sie sagen nur hier : Das ist 
schon der Plan, das ist schon das Konzept !, 
dalm aber schreiben Sie : Der Koren-Plan 
schafft die Voraussetzunge 1" daß Österreich 
den Anschluß an den internationalen Kon­
junkturaufschwung findet. Um das geh.t es 
nicht ! Dr. Koren weiß ja selbst ganz genau 
- und das Konzept der Sozialistischen Partei 
bespricht es im einzelnen -, daß es in Öster­
reich um ein Strukturproblem geht und , es 
daher gar nicht damit ['etan ist, daß wir 
jetzt den Konjunkturaufscnwung mitmachen. 
Was dabei noch sehr fraglich ist. Sie wissen : 
Die Investitionstätigkeit ist leider nicht vor­
handen, die den Aufschwung in den Jahren 
1969 und 1970 erst garantieren würde. Diese 
Investitionstätigkeit ist leider nicht vorhn.nden. 
Wir müssen daher mit Bedauern feststellen, 
daß diese Voraussetzungen bezüglich der 
strukturellen Änderung nicht gegeben sind 
und auch nicht der konjunkturelle Aufschwung 
- entgegen den Ausführungen über den 
Koren-Plan in der Zeitschrift "Heute ' und 
Morgen", die Sie herausbringen. 

Was schlägt also die Sozialistische Partei 
vor 1 Als erstes und wichtigstes im Budget­
kapitel und dann weiterhin in der Infrastruktur 
ein vollkommen geschlossenes Konzept, ein 
Budgetkonzept, das uns zeigt, daß es im 
Laufe der Jahre - denn das ist eine Frage 
der Jahre ; das sozialistische Programm ist 
keine Angelegenheit von ein oder zwei Jahren ; 
das sozialistische Proe, 'amm ist ein mittel­
fristiges Programm und wird sich mindestens 
oder wahrscheinlich auf zwei Legislaturperio­
den erstrecken - mit Hilfe eines Budget­
konzeptes, mit Hilfe eh�es Investitionspro­
gramms möglich sein müßte, diese zweite 
Industrialisierungswelle wir klich einzuleiten 
und letzten Endes dann auch zu einem guten 
Ergebnis zu bringen. 

Wir haben - und das ist das Bedauerliche ­
in Ihrem Budget, das jetzt für das Jahr 1969 
vorliegt, nur das Gegenteil feststellen können. 
Wir wissen doch heute alle - Sie wissen das 
genauso ; auch wenn der Abgeordnete Glaser 
hier immer wieder etwas anderes behauptet, 
weiß er genau, daß es nicht stimmt -, daß 
man, wenn man nächstes Jahr (Zwischenrufe) 
- er weiß es schon, aber er sagt es  halt hier 
anders - das Budget des Jahres 1968 zusam­
men mit dem Eventualbudget - das muß 
man ja - den Aufwendungen für Investitionen 
1969 gegenüberstellt, feststellen wird, daß 
für Investitionen 1969 um Hunderte Millionen 
- genau 550 Millionen - weniger ausgegeben 
wird. Gerade das ist der größte Nachteil 
dieses Budgets. Über die anderen Punkte 
möchte ich einstweilen noch gar nicht reden. 

Was schlagen wir bezüglich der Investitions­
programme vor 1 Wir haben vorgeschlagen, 
daß vor allem einmal die Koordinierung der 
Investitionen Platz greifen müßte, daß man 
im Bereich des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden eine Koordinierung.'lstelle schaffen 
müßte, um tatsächlich jetzt einmal abzu­
stimmen. Auch diese Forderung der Sozia­
listen kommt nicht aus heiterem Himmel, 
sondern sie ist eine alte Forderung bezüglich 
Bauten, die von seiten der Gewerkschaft; der 
Bau- und Holz arbeit er, von seiten des Öster­
reichischen Arbeiterkammertages, des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes erhoben 
wurde. Jahrzehntelang wurde die Bauten­
koordinierung gefordert. Vom Beirat für 
Wirtschafts- und Sozialf�'agen, der sich mit 
diesen Problemen im einzelnen beschäf.:igt 
hat, wurde dann eine Studie ausgearbeitet, 
in der genaue Richtlinien vorgeschlagen wer­
den, ein genaues Konzept entwickelt wird. 
Aber dieses wurde, wie gesagt, leider von 
seiten der Österreichischen Volkspartei zuerst 
vollinhaltlich abgelehnt. Ich erinnere mich 
noch, wie der Herr Handelsminister Bock 
damals in der Paritätischen Kommission gesagt 
hat - nach dem guten alten Regierungs­
prinzip - : W 0ZU brauchen wir das ? Da 
könnt' ein jeder kommen ! ,  und damit abgelehnt 
hat, etwas zu machen. Ich konzediere, daß 
der neue Herr Bautenminister Kotzina sich 
jetzt bemüht, auf Grund von Erkenntnissen, 
die ihm der Beirat für Wirtschafts- und Sozial­
fragen, fast würde ich sagen, franko ins Haus 
geliefert hat, so etwas aufzubauen. Wir 
Sozialisten sind der Meinung, daß das erst 
ein erster Schritt ist, und in unserem Programm 
wird deshalb verlangt, daß eine Kooperation, 
eine Koordinierung dieser Investitionen Platz 
greifen müßte. 

Wir sind natürlich auch der Meinung, daß 
es dringendst notwendig wäre, für die Energie­
wirtschaft - es wird bei uns im Rahmen 
des Kapitels Infrastruktur darüber geredet -
etwas zu tun. In diesem Punkt hat der 
Herr Finanzminister - damals noch Staats­
sekretär - seine Meinung geändert, denn er 
ist ja jetzt der Meinung : "Zur Vermeidung" 
- so steht es im Koren-Plan - "von Fehl­
investitionen auf dem Gebiet der Elektrizitäts­
wirtschaft sollen Ansuchen um Gewährung von 
ERP-Krediten, auf Genehmigung von An­
leihen usw. einer besonders strengen Prüfung 
vom energiepolitischen Standpunkt unterzogen 
werden." Das heißt, er läßt die Energiewirt­
schaft, wie wir im Wienerischen sagen, im 
wahrsten Sinn des Wortes " ersaufen ", und 
daraus ergibt sich das Unglück. 

Ich darf Sie, Herr Bundeskanzler, auf diesen 
Umstand hinweisen, weil Sie in der letzten 
Sitzung der Paritätischen Kommission mit 
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Recht gesagt haben, es müßte jetzt der Ausbau 
der Donau gefördert werden. Sie haben damals 
gemeint, es läge nur an der Verbundgesell­
schaft, die könnte jetzt endlich den Bau­
beschluß fassen, sei es für Ottensheim . . .  

(Bundeskanzler Dr. Kla us: Es lag an zwei 
Direktoren !) An zwei Direktoren. (Bundes­
kanzler Dr. Kla us: An zwei bestimmten Direk­
toren !) An zwei best immten Direktoren. Ich 
weiß es. Herr Bundeskanzler t Sie haben aber 
von diesen zwei Direktoren jetzt einen Brief 
bekommen, und in diesem Brief weisen Ihnen 
die zwei Direktoren nach, warum sie diesen 
Baubeschluß noch nicht fassen konnten. In 
diesem Brief wird klar und deutlich das 
gesagt, was wir Ihnen auch in der Paritätischen 
Kommis2ion schon sagen mußten : Wenn der 
österreichü,che Staat es sich erlauben kann 
würde ich fast sagen, die für die Kapital� 
aufstockung der Energiewirtschaft dringend 
notwendigen 300 Millionen Schilling zu er­
sparen, und wenn deshalb diese Baubeschlüsse 
nicht gefaßt werden können - denn die 
beiden Dü'ektoren weisen Ihnen ganz genau 
nach, daß sie die kapitalmäßige Deckung 
nicht haben -, dann liegt efj eben an der 
österreichischen Bundesregierung, dafür Vor­
aussetzungen zu schaffen. 

Und der sehr wichtige zweite Grund dafür, 
daß dieser Baubeschluß noch nicht gefaßt 
wurde, ist, daß Sie bezüglich der 560 Millionen 
Schilling - die Aufwendungen darstellen, 
die die Verbundgesellschaft respektive die 
Donaukraftwerke AG. zu machen hätte -
gesagt haben, daß diese eigentlich schon von 
der Regierung beschlossen sind und daß die 
Sache damit erledigt sei. Leider sagen die 
zwei Direktoren, daß sie davon noch keine 
Kenntnis erhalten haben ; sie hoffen, daß 
sie sie auf Grund dieses Briefes sehr bald 
bekommen werden, damit der so notwendigen 
Ausbaustufe Ottensheim, die für die Bau­
arbeiter von allergrößter Bedeutung ist, die, 
wie der Herr Abgeordnete Mussil mir bestätigen 
wird, für die Bauwirtschaft von größter Be­
deutung ist, endlich einmal zum Durchbruch 
verholfen wird. Aber, meine Damen und 
Herren, da genügen nicht nur Erklärungen, 
sondern da muß man handeln. Wenn man 
jetzt sagt : Wir wollen etwas Besseres machen ! 
- gut, dann darf man aber das jetzt Be­
stehende, das auf alle Fälle besser ist als das 
Nichts, das im nächsten Jahr kommt, nicht 
zum Verschwinden bringen. 

Das machen wir Ihnen zum Vorwurf Aber 
wie gesagt, Sie werden sich ja kaum ' davo� 
abhalten lassen, das Elektrizitätsförderungs­
gesetz demnach heuer auslaufen zu lassen, 
wodurch im nächsten Jahr dieser so wichtige 
Ausbau der österreichischen Energiewirtschaft 

leider - nicht zum Erliegen kommt, das 
wäre stark übertrieben -, aber doch einiger­
maßen zurückgedämmt wird. Das ist ein 
großes Problem für uns, und das ist etwas, 
das wir nur sehr ungern zur Kenntnis nehmen. 

Wir sind daher der Meinung, hier müßte 
et.was wirklich Entscheidendes geschehen ; wir 
bedauern es zutiefst, daß auf dem Sektor 
Investitionsförderung und, wie es so schön 
heißt, Ausbau der Infrastruktur von seiten 
der Regierung durch dieses Budget negative 
:Maßnahmen gesetzt werden und keine posi­
tiven. 

Wir haben im Kapitel über moderne In­
vestiiionspolitik darauf hingewiesen, daß es 
notwendig ist, einen langfIistigen Finanzie­
rungsplan unter Zugrundelegung von klaren 
Zielvorstellungen und Schwerpunkten zu er­
stellen. Es ist nicht so, wie der Abgeordnete 
Machunze immer sagt : Nebel, Nebel, nichts 
als Nebel - gar keine Spur ! -, sondern 
wir haben hier ganz bewußt klare Zielvor­
stellungen und ganz bewußt Schwerpunkte 
gebildet. Er muß sie nur lesen. Wir werden 
noch im einzelnen darauf hinweisen. 

Wir sind der Meinung, daß eine u.mfassende 
Koordinierung der Investitionspolitik not­
wendig wäre und daß insbesondere eine wirk­
liche InvestitionsförderunO' Platz greifen müßte 
aber auf Grund von Gesetzen, die eben besse; 
sind als die sogenannten Wachstumsgesetze, 
denn wenn diese Gesetze bis jetzt ein einziges 
gebracht haben, so war das . . . (Abg. Doktor 
M ussi  l: Jetzt habe ich geglaubt, Sie hätten auf die 
Wachstumsgesetze vergessen !) Nein ! Auf die 
kann man leider nicht vergessen (Abg. Weik­
hart: Die sind zu teuer !), Herr Abgeordneter 
Mussil, denn die kosten den Staat jährlich 
Milliarden Schilling u.nd haben uns ein so 
geringes Wachstum gebracht wie noch nie 
in der Zweiten Republik. (Zustimmung bei 
der SptJ. - Zwischenrufe der Abg. Dr. M ussil 
und Gratz.) Die Wachstumsgesetze haben es 
leider nicht verhindert, denn wenn "Wachs­
tumsgesetze" beschlossen werden, so nimmt 
man doch an, daß sie ein entsprechendes 
Wachstum herbeiführen. Das sagt ja schon 
der Titel, den Sie ihnen gegeben haben. 
Wir haben sofort gesagt, daß das keine Wachs­
tumsgesetze sind. Hier in diesem Haus, von 
diesem Pult, haben u.nsere Redner Ihnen 
gesagt (Zwischenruf des Abg. Dr. Mussi l), 
daß es sich hier nicht um Wachstumsgesetze 
handelt, sondern daß es sich, wenn Sie wollen, 
um Kapitalmarktgesetze handelt und daß 
damit nur eines erreicht werden wird : Sie 
werden sich Steuern ersparen. - Das ist 
nachgewiesen. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
M ussi l.) Das Wachstum ist leider ausge­
blieben, und das ist Ihr Pech. (Abg. Doktor 
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Mussil: Das werden wir Ihnen vorrechnen !) 
Da können Sie rechnen, soviel Sie wollen, 
denn es gibt Berechnungen des Beirats für 
Wirtschafts- und Sozialfragen, die Ihnen ganz 
klar und deutlich zeigen - darüber kommen 
Sie nicht hinweg -. daß im Jahre 1971 
trotz der Wachstumsgesetze auf Grund des 
geringen Wachstums die Einkommensteuer 
7,8 Milliarden Schilling, das heißt, nicht viel 
mehr als jetzt, und die Lohnsteuer dann schon 
18,3 Milliarden Schilling bringen wird 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Mussi l) und leider 
überhaupt kein Wachstum zu verzeichnen 
sein wird. Sagen Sie nicht wieder : "Bezüglich 
der Kosten", sonst muß ich Sie eines Besseren 
belehren, denn der Herr Minister Koren 
schreibt hier klar und deutlich (Abg. Weik­
hart: Man soll nicht ungestraft einen 
Zwischenruf machen I) - ja, ja - :  

" Die Schere, die sich in den Jahren 1956 
bis 1967 zugunsten der Arbeitnehmer- und 
zuungunsten der Arbeitgebereinkommen ge­
öffnet hat, mußte zwangsläufig zu einer Ver­
ringerung der Konkurrenzfähigkeit führen ; 
inzwischen hat eine verantwortungsvolle Poli­
tik der Sozialpartner dazu geführt, daß der 
Auftrieb auf dem Lohnsektor um ein Drittel 
geringer geworden ist als im Vorj ahr und 
sich infolge des Konjunkturumschwunges eine 
Stabilisierung, ja teilweise sogar eine Senkung 
der Arbeitskosten ergeben hat." 

Also jetzt kommen Sie nicht und sagen Sie, 
daß die Gewerkschaften, die Arbeiterschaft, 
schuld gewesen sind. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M ussil.) Jetzt müssen Sie endlich den 
Beweis erbringen, daß durch die Steuer­
ersparnisse, die auf Grund der sogenannten 
Wachstumsgesetze gemacht wurden, wirklich 
ein Wachstum einsetzt. Wo bleibt es denn, 
Herr Dr. Mussil 1 Wir stehen auf dem Stand­
punkt, daß daher diese Wachstumsgesetze 
dringend geändert gehören. 

Wir machen hier konkrete Vorschläge. Wir 
sind der Meinung, daß diese steuerlichen Be­
günstigungen anders aufgebaut gehörten, daß 
es sich - wenn überhaupt - um staatliche 
Zuschüsse handeln müßte, daß also Über­
nahmen von Haftungen für Investitionsan­
leihen gesichert werden sollten u.nd daß vor 
allem eine Investitionsberatung Platz greifen 
sollte. Wir wollen den Unternehmern nicht 
vorschreiben, was sie zu investieren haben, 
sondern wir wollen ihnen - wie es so schön 
heißt - durch Incentives - durch indikative 
Planung, wenn Sie das so nennen wollen -
weiterhelfen. (Abg. K ulhanek: Sie waren 
früher strenger I) Nein, nein, Herr Abgeordne­
ter ! Wir waren nicht strenger I Wir haben 
Ihren Herren von der Bundeskammer bereits 

gesagt, das erste Mal hat die Interessenver­
tretung in Frankreich schon vor einem J ahr­
zehnt gemeinsam dieses Problem studiert. 
Auch Ihre Herren sind zu der Überzeugung 
gekommen, daß das auch in Österreich der 
richtige Weg wäre. Aber bitte schön ! Sie 
haben noch nicht die Funktionäre davon 
überzeugen können. Das dauert eben eine 
Weile. Aber wir sind ja voller Hoffnung. 
Wir sind voller Hoffnungen, daß es Ihnen 
früher oder später sicherlich auch gelingen 
wird. Wenn aber nicht anders, so hoffen wir, 
daß wir es im siebziger Jahr werden ver­
wirklichen können. 

Was die Probleme unseres Kapitels über 
Grundzüge eines arbeitsmarktpolitischen Kon­
zeptes betrifft, so, glaube ich, brauchen wir 
nicht soviel Zeit damit zu verlieren ;  denn 
wir wissen sehr genau, daß unsere Industrie­
politik, unsere Agrarpolitik zu Umschichtungen 
führen muß. Unser Programm ist ein Struktur­
programm. Es ergeben sich daraus Härten, 
wenn nicht - und jetzt kommt das ent­
scheidende "wenn nicht" - entsprechende 
Vorkehrungen getroffen werden ! Wir wissen 
ja, daß in diesem Budget derzeit gar nichts 
drinnen ist, daß hier in der aktiven Arbeits­
marktpolitik leider - wir sagen hier leider -
die Frau Sozialminister Rehor sich nicht 
durchsetzen konnte. Es wurde ihr zwar bei 
ihrem Antritt durch die Industrie ein schöner 
Rosenstrauß überreicht, aber es folgten auf 
die Blumen leider keine Taten, sondern mit 
einer Härte sondergleichen wurde gesagt : 
Wir haben kein Geld, wir können daher für 
diese so wichtige Frage keine Vorkehrungen 
treffen ! - Aber darüber werden Sie sicherlich 
noch von unseren Kollegen hören. 

Kapitel Außenhandel. Hier haben wir ganz 
konkrete Vorstellungen. Sie wissen, daß hier 
gemeinsam mit den Au ßenhandelsstelJen Vor­
schläge gemacht wurden, die wir nicht be­
kämpfen. Reden Sie uns nicht wieder ein, 
daß wir hier einen Bürokratismus schaffen 
wollen (Zwischenruf des Abg. W e idinger),  
sondern wir müssen das entsprechend ändern, 
entsprechend verbessern. Wir können gerade 
auf dem Standpunkt des Außenhandels weiter­
kommen, weil wir weiterkommen müssen. 
Das ist das entscheidende : Wir sollen nicht 
mehr dem Phantom nachrennen, daß wir 
schon - das habe ich schon einmal gesagt -
im Verhandlungszimmer, daß wir schon in 
der EWG sind. Sie wissen ja : Vorzimmer, 
Portier, Straße - das ist leider der Weg 
gewesen. Heute wären wir froh, die Agrarier 
wären es ganz besonders, wenn es damals der 
österreichischen Bundesregierung gelungen 
wäre, das hei Bt, wenn sie den Vorschlag auf­
genommen hätte, mit Hilfe des Stufenplanes 
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Lösungen zu schaffen, damit endlich einmal 
die notwendigen und, wie wir glauben, wichti­
gen SJhritte bei der EWG in der Richtung 
unternommen werden, wie sie auch EFTA­
konform, wie sie GATT-konform wären. Mit 
Hilfe eines Stufenplan0s hätten wir dann doch 
diese notwimdigen Vergünstigungen oder, 
besser gesagt, Verträge schließen können, 
um die Diskriminieruag aus dem Weg zu 
schaffen. 

Wir wissen, da ß heute gerade bei den 
Agrariern das sehr gut ankommt, weil sie selber 
wissen, daß das der einzige Weg ist. Wenn es 
den S)Zialisten dama.Js gelungon wäre, sich 
durchzusetzen, dann hätten wir heute wa.hr­
scheinhch im Rahmen diesos Stufenplanes 
Kontingente mit der EWG, und dann hätten 
Sie nicht die Schwierigkeiten, vor denen Sie 
heute stehen und die letzten Endos jetzt Ihre 
Bauern - das hei ßt unsere Bau'3rn, nicht Ihre 
Bau :ml ; Ihre Bau )rn auch -, leider die 
gesamte BauDrnschaft büßen muß.  Das war 
das Versehen, das war Ihre FehlkalkuJation, 
das war Ihre Fehlspekulation, das müssen 

Wir kommen dann zum Kapitel Industriali­
sierung dUc'ch Illdustriepolitik. Es ist uns hier 
vollkommen klar, da ß gerade auf diesem 
S.�,ktor die entscheidenden Änderungen Platz 
greifen müssen. Wir wissen, daß Österreich 
- wie es im Minderheitsbericht steht -, im 
Weltmarktmaßstab gesehen, niemals eine 
Produktion mit irrsinnigen S )rien oder Tonna­
gen aufziehen kann, wEdl wir eben dazu ein zu 
kleines Land sind und unsere Basis viel zu 
gering ist. Wir können uns daher - wie es 
hier ganz richtig heißt - nicht auf eine Kon­
fektionsindustrie einstellen, sondern wir 
brauchen eine "Spazialschneidercl". ( A bg. 
Ku l h a n e k : Vielleicht gar das Gewerbe !) 
Spezialprodukte sind es ! Ich werde auf das 
Ge:w.;rbeproblem schon noch zu sprechen 
komm:m, H')rr Abgeordnoter Kulhanek ! Wir 
brauchen jetzt vor alli3m, da ß sich U,'lsere 
Industrie zU 3rst einmal auf diese neue Politik 
oino;;tdlt. Diese neue Industriepolitik ist es, 
die wir dringend brauchen. Dazu werden 
eben in d0m Kapitel Industrialisierung durch 
Industriopolitik Vorschläge gemacht. 

wir Ihnen zum Vorwurf machen. Hier müßte Wir wissen ganz genau, daß es zu einer 
eS dringend zu einer Änderung kommen. Wie Konzentrierung in der Stahl- und Eisen­
wir uns das vorsteHen, das finden Sie in industrie und in der chemischen Industrie 
unserem Kapitel AußenhandeL kommen mu ß, denn wenn man sich unsore so 

Was den technischen Fortschritt betrifft, 
so erübrigt sich jedes wuitere Wort. Wir 
wissen, daß wir hier sehr, sehr im argen liegen, 
daß es hier dringend notwendig wäre, wirkliche 
Maßnahmen zu setzen, die leider bis j otzt nicht 
gesetzt worden sind. Wir haben jetzt zwar 
auf diesem Gebiet einen ersten Schritt mit den 
Forschungsgesetzen getan, aber es ist hier 
noch sehr schlimm. Ich darf Ihnen hier nur eine 
einzige Zahl sagen, um das hier vielleicht doch 
irgendwie mit Ziffern zu untermauern ; in 
unserem Minderheitsbericht finden Sie es. Im 
Jahre 1961 waren noch die beim Österreichi ­
schen Patentamt angemeldeten Patente aus 
Österreich mit 26 Prozent beziffert, sie sind 
nun im Jahre 1 966 auf 2 1  Prozent zurückge­
gangen. Wir sehen also ein systematisches 
Abgleiten. Das Wissen, da ß man heute auf 
den Weltmärkten ohne Forschung nicht exi­
stieren kann, das ist heute, wie ich glaube, schon 
Allgemeingut . Aber wenn man dann glaubt, 
daß man die Lizenzen kaufen kann, dann stellt 
sich eben heraus, daß das ein Irrtum ist. Man 
kann sie nicht mehr kaufen. Die großen 
Konzerne tauschen die entscheidenden Ver­
bindungen nur mehr aus, weil man eben, wie 
gesagt, den Fortschritt, das "know how" 
und so weiter gar nicht mehr mit klingender 
Münze erwerben kann. Hier in Österreich ist 
- und das ist das Traurige - ein gewisser 
Rückschlag zu verzeichnen. Die Chancen, jie 
wir hier hätten, werden leider nicht genützt. 

großen Werke - und vor Neid erbJass8 ich als 
Obmann d3r Lebonsmittelarbeiter, wenn ich 
immer höre, wie viele Personen in diesen großen 
Betrieben, sei es die Alpine, sei es die VÖEST, 
seien es die Stickstoffwerke, sei es die ÖMV, 
beschäftigt sind - ansieht und VergJeiche mit 
den europäischen Betrieben oder im Weltmaß­
stab anstel1t, dann weiß man erst, wie klein 
leider diese österreichischen "Giganten" sind. 
Deshalb sind wir der Meinung, daß hier Kon­
zentrierung, eine Konzernierung, eine Zu­
sammenfassung notwendig wäre, um so schneU 
wie möglich zu einem großen Konzern, zu einem 
großen Wirtschaftskörper zu kommen, um hier 
entsprechend Paroli bieten zu können. Ich glau­
be, es steht außer jeder Diskussion, daß dabei 
natürlich die verstaatJichte Industrie eine 
große Rolle spielt- allerdings nicht nur die 
verstaatlichte Industrie ! Aber hier - um nur 
ein Beispiel zu sagen - auch ein vollkommenes 
Versagen der österreichischen Bundesregierung. 
Leider ! Ich sage selbst immer leider, weil ich 
es zutiefst bedaure und weil die dort Beschäftig­
ten es wahrscheinlich sehr bald zu spüren 
bekommen werden. 

Sie. wissen ganz genau, daß voriges Jahr fast 
390 Millionen - wenn man die verstaatlichte 
Industrie im gesamten nimmt - zur Verfügung 
gestellt wurden und daß es jetzt 280 Millionen 
Schilling sein werden. Dabei Bollen für die 
Kapitalaufstockung nur 174,6 Millionen SchIl­
ling zur Verfügung gestellt werden. Man fragt 

651 
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lieh: Wie wird die österreichische Bundes­
regierung ihr Versprechen an die Elin halten 
können, wonach es die noch offene Schuld 
von 175 Millionen, die die Kapitalaufstockung 
bekanntlicherweise von 200 auf 600 Millionen 
Schilling gebracht hat, gibt und wo noch 
1 75 Millionen offen sind 1 Wie wird sie das 
Versprechen im Jahre 1969 erfüllen, wenn 
insgesamt nur 174,6 MiJlionen SchIlling für 
die gesamte verstaatlichte Industrie zur Ver­
fügung stehen werden 1 

Wenn man einen Regierungsbeschluß faßt, 
wenn man Zusagen macht, dann ist es meiner 
Meinung nach dringendst notwendig, daß 
hier wirklich die entsprechenden Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, denn ansonsten 
macht man leider in der Öffentlichkeit den 
Eindruck, da ß man sehr viel sagt, da ß man 

sehr viel verspricht und daß man dann leider, 
wenn es zur Durchführung kommt, nichts hält. 
Das kann man noch vor den Wahlen machen, 
das kann man von mir aus noch - zumindest 
sind wir das bei Ihnen ja leider teilweise 
gewohnt - in Regierungserklärungen machen, 
aber wenn man dann entsprechende Beschlüsse 
gefaßt hat, dann muß man das auch tat­
sächlich durchführen. Ich habe Ihnen nur 
ein Beispiel genannt, ich könnte noch mehrere 
vorbringen, wo Sie leider kläglich versagt 
haben. 

Zum Kapitel Agrarpolitik : Ich glaube, es 
ist unumstritten, wenn wir hier feststellen, 
wie sehr sich gerade hier der Koren-Bericht 
vom Koren-Plan und von unserem Wirtschafts­
programm unterscheidet. Im Koren-Bericht 
hat der Herr Finanzminister - damals noch 
Staatssekretär - die Ausführungen gemacht 
- sehr interessant - :  " Auf der Ausgabenseite 
mu ß der Bereich Subventionen, Förderungen 
und Zuschüsse· vorerst gestoppt und die 
Marktordnungssysteme so umgestaltet werden, 
daß eine wachsende überproduktion selbst­
tätig verhindert wird und nicht dauernd zu 
Mehrbelastungen des Budgets führt." - Ich 
frage Sie : Was ist aus dieser richtigen Er­
kenntnis geworden 1 (Abg. S t e i n e r :  Sind 
Sie für eine Umgestaltung der Marktordnung, 
Herr Abgeordneter ?) - Absolut ! Ich werde 
Ihnen dann sogar gleich sagen, welche Vor­
schläge Ihnen das sozialistische Programm 
diesbezüglich macht. 

Im Plan - da hat ihn eben der Bauernbund 
schon ordentlich geschurigelt , würde ich fast 
sagen - steht schon nur mehr : "Möglichste 
Anpassung der Produktion an den Absatz im 
In- und Ausland, unter Berücksichtigung der 
inländischen Produktionsbedingungen" - Sei­
te 49, faUs die Herren des Bauernbundes sich 
nicht mehr genau daran erinnern können. 

Sie sehen also, das Industriekonzept des 
Herrn Staatssekretärs Koren beginnt sich hier 
schon zu wandeln. Gegenüber dem Budget aber. 
wie er es letzten Endes vorgelegt hat, finden 
wir überhaupt keine Wandlung mehr, sondern 
wir finden da gar nichts anderes mehr, als 
daß er hier ein Agrarkonzept akzeptiert hat, 
das ihm der Bauernbund aufgezwungen hat 
und das - und das ist jetzt die Tragik -
uns keine Lösung bringen wird, sondern nur 
weiter in diese Schlamastik hineinführt, in 
der wir uns befinden . Denn die überschuß. 
probleme , meine Damen und Herren von der 
Österreichischen Volkspartei, werden Sie mit 
diesem System nicht lösen ! Sie werden die 
Ungerechtigkeiten, die dieses System für die 
Bauern mit sich bringt, nicht abschaffen, 
und Sie werden nur weitere Milliarden SchiJling 
in die Landwirtschaft hineinschießen, ohne 
einen Erfolg zu haben. 

Es nützt Ihnen nichts, wenn Sie jetzt 
fragen : Ja was sollen die Bauern � Die Bauern 
- und das haben wir immer gesagt - müssen 
sich umstellen. Wir wollen keinen Bauern 
vertreiben ;  das wissen Sie ganz genau , daß wir 
keinen vertreiben wollen. (Ruf bei der (jVP: 
Sterben lassen !) Wir woUen sie auch nicht 
sterben lassen ! Wir wollen nur nicht das, was 
Sie ihnen machen wollen, nämlich einreden. 
sie seien auf einem Sektor lebensfähig, um sie 
dann letzten Endes wirklich sterben zu 
lassen. Wir wollen den Menschen im ländlichen 

Raum sehen. Ob er sein Einkommen aus 
einem Landwirtschaftsbetrieb oder aus einem 
Nebenerwerb bezieht, ob er es aus einem Indu­
striebetrieb auf dem Lande oder aus einem 
Gewerbebetrieb bezieht, das ist uns ganz egal . 
Sie haben uns ja immer zum Vorwurf gemacht 
und haben immer gesagt : Die Landflucht 
woUen die "Sozi" haben, die wollen euch vom 
Hof vertreiben! - Sie haben es ja gar nicht 
verhindern können, denn Sie wissen es selbst : 
400.000 Bauern und Landarbeiter sind in den 
letzten 15 Jahren abgewandert . Wenn sie 
nicht abgewandert wären, wenn sie das 
gemacht hätten, was Sie ihnen empfohlen 
haben, dann würde es heute in der Landwirt­
schaft noch viel, viel schlechter sein. Das ist 
das tatsächliche Ergebnis, darüber kommen Sie 
nicht hinweg. 

Wir verlangen deshalb ein Marktordnungs­
system, in dem dem Preis als Regulator von 
Angebot und Nachfrage eine größere Bedeutung 
als bisher eingeräumt wird, wo ein Anreiz 
zur Verlagerung der Produktion auf Sektoren 
gegeben ist, wo Absatzmöglichkeiten bestehen. 
Wir verlangen gezielte Subventionen, nämlich 
eine Schwerpunktverlagerung auf struktur. 

verbessernde Subventionen, nicht auf die Ver­

steinerung, wie Sie es heute leider machen .. 
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Wir sind vor allem gegen die Verzettelung der fische Problem zu untersuchen. Da haben Sie 
Mittel. sich immer gewehrt. Da. haben Sie immer 

Wir haben doch die Frage gestellt, und wir gesagt : Nein, nein, die Bauern sind eine 
hoffen, daß sie uns der Herr Ackerbauminister Einheit, eine Klasse - bitte schön, verzeihen 
doch bald beantworten wird. Er sag.t, für Sie mir diesen Ausdruck -, eine Gruppe, die 
alle kann er es nicht machen. Aber wir er- man nicht aufspalten soUte l Ja das geht halt 
warten uns wenigstens für die Buchführungs- auf die Dauer nicht. Man muß schauen, wenn 
betriebe eine Antwort, denn dort hat er das man solche Milliardensubventionen macht, 
ganz genau. Er braucht nur der Buchführungs- wo sie hinfließen, um hier entsprechende Vor­
gesellschaft den Auftrag geben, um aufzu- schläge machen zu können, wie man nämlich 
gliedern, in welchen Größenklassen, in welchen Subventionen - und das lag in unserem Pro­
Einkommenskategorien die Subventionen wir- gramm vor - aus einkommenspolitischen 
ken, wo sie notwendig sind und wo sie nicht I Gründen offen deklariert, um sie allmählich 
notwendig sind. Denn daß sie nicht überall abzubauen ; denn es kann - das ist uns 
notwendig sind, meine Damen ' und Herren. vollkommen klar - die Subvention nicht von 
das wissen Sie selber ! (Abg. Kulhanek: heute auf morgen zum Verschwinden gebracht 
Das ist ein Schlagwort !) Und wenn es ein werden. Aber wir müssen uns dann, wenn das 
Schlagwort ist, Herr Abgeordneter, und wenn Ziffernmaterial vorliegt, genau den Kopf zer­
es billig ist, dann gibt es ein ganz einfaches brechen, und wir werden dann auch konkrete 
Argument : der Herr Ackerbauminister legt Vorschläge machen. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Zitl­
die Ziffern auf den Tisch. Mehr wollen wir mayr: Ist nach Ihrer Meinung die Richtpreis­
gar nicht. Er hat gesagt, er wird es prüfen. stützung, der Ausgleichsbeitrag eine Subventi01& 
Wir werden sehen, wann die Prüfung zu ' für die Landwirtschaft ? - Abg. Dipl.-Ing. 
Ende ist. Sie könnte schon längst zu Ende I· Dr. O. Weihs: Nur für die Landwirtschaft! 
sein. Er könnte sie schon längst beendet - Abg. Dr. Pittermann: Na, stellen Sie e& 
haben, denn die Buchführungsgesellschaft kann , ein, dann werden Sie es feststellen !) Herr 
so etwas innerhalb von einer Woche ausrech- I Kollege Zittmayr ! Sie sitzen ja schon lange 
nen. Aber schön, wir wollen warten, wir genug im Milchwirtschaftsfonds und sind 
haben Zeit. Aber wenn das, wie Sie sagen, schon lange genug in der Milchwirtschaft 
ein billiges Argument ist und wenn Sie sagen, tätig. Sie wissen ganz genau : Als die Subven­
das ist nichts anderes al8 Demagogie, dann tionen geschaffen wurden und als es eine ver· 
legen Sie die Ziffern auf den Tisch ! Dann hältnismäßig geringe Anlieferung gegeben hat 
können wir über die Ziffern debattieren. (Abg. Stein e r: Preisausgleich !) - richtig ! -, 

(Zwischenrufe bei der O VP.) Auch dort, als damals die Bauern mit Recht gesagt haben, 
natürlich ! Wenn Sie von den anderen Berei- daß sie mit den Kosten bei den damaligen 
ehen Ziffern wollen, Herr Abgeordneter Zitt- Milchleistungen von 1300 bis 1400 Litern 
mayr - sehr einverstanden ! Sie wissen, da nicht mehr durchkommen, und als die Re­
finden Sie bei uns immer Unterstützung ! Sie I gierung damals gesagt hat : Es erscheint uns 
Bollen alle Ziffern kriegen. Die Arbeiter und I nicht zweckmäßig und opportun, den Milch­
Angestellten müssen nämlich die Ziffern auf ; preis zu erhöhen ! ,  damals haben Sie mit 
Heller und Pfennig abrechnen. Wenn es die ' Recht sagen können : Diese Subventionen sind 
anderen auch machen, kann es uns nur recht Subventionen für die Konsumenten. Denn 
sein. Wenn Sie die Ziffern von der Industrie hätte damals die Regierung diese Subventionen 
und vom Gewerbe wollen - bitte sehr, wir nicht gegeben, wäre die bäuerliche Interessen­
nehmen das sehr gerne in den Beirat auf, vertretung stark genug gewesen, den Ver­
und der Abgeordnete Mussil wird uns dann braucherpreis zu erhöhen, dann hätten die 
hoffentlich auch unterstützen ; denn er wird Verbraucher damals diesen erhöhten Milch­
es ja seinen Parteifreunden nicht abstreiten, preis bezahlen müssen. (Ruf bei der OVP: 
er wird es nicht ablehnen wollen. Wir werden Und so ist es weitergegangen !) So ist es eben 
daher sicher sehr bald entsprechendes Unter- leider nicht weitergegangen. (Ru!: In der 
lagenmaterial erhalten. Daß wir Ziffern brau- Koalition !) Jetzt gehe ich gar nicht darauf 
ehen, darüber gibt es keinen Zweifel. Dann ein, daß es solange gegangen ist, solange wir 
werden wir uns in der Diskussion viel leichter in der Koalition waren. Denn jetzt, seitdem 
tun, und dann wird niemand mehr sagen Sie allein regieren, geht es nämlich nicht mehr 
können : Ein billiges Argument I, wie das heute weiter, weil nämlich - und das ist ja Ihre 
leider geschieht. Es wurde ja auch immer Tragik - die Milchproduktion sich jetzt 
gesagt, Herr Abgeordneter, daß es ein billiges wesentlich erhöht hat. Ich brauche Ihnen die 
Argument ist, wenn wir gemeint haben, in Pro· Kuh-Ablieferung nicht im einzelnen anzu­
der Landwirtschaft sei dieser - jetzt komme führen. Das wissen Sie ganz genau. Es ist 
ich auf Ihren Ausdruck zurück - schichten- jetzt eine Änderung der Marktsituation ein­
spezifische Ausgleich, dieses schichtenspezi. getreten. Das ist etwas ganz Natürliches, etwa! 
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ganz Selbstverständliches : Wenn die Produk­
tion PTO Einheit, also pro Kuh oder pro 
Hektar, so steigt, daß sich damit die Kosten 
senken, und wenn dann gleichzeitig eine An­
lieferung Platz greift, die weit über den 
österreichischen Bedarf hinausgeht, die man 
auch im Ausland nicht mehr unterbringt, 
dann wandelt sich eine Subvention ins Gegen­
teil um, sie wird dann eine Subvention für 
den Erzeuger. (Ruf bei der Ö V P: Die Sub­
vention kann nichts dafür !) Die Subvention 
kann nichts dafür, die Marktsituation ist die 
Ursache, das ist doch klar, die Marktsituation 
hat sich eben gewandelt, und Sie haben der 
Marktsituation nicht Rechnung getragen. Das 
ist Ihr Problem, und deshalb kommen Sie 
jetzt in dieses Dilemma hinein . 

Und nun können Sie natürJich sagen : 
Wir wonen nichts ändern , denn es hat sich 
nichts geändert. Da gehen Sie vollkommen 
daneben. Das ist letzten Endes die Schwierig­
keit, vor der Sie stehen. Durch die Änderung 
der Marktsituation hat sich eben auch die 
Situation für den Stützungsbetrag geändert . 

Man kann Ihnen jetzt einen einfachen Zuruf 
machen, und der ist ja schon gefallen. Wenn 
die Subvention für die Konsumenten ist, dann 
schaffen Sie sie ab. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. L e i t­
n e r: Wir wollen die Konsumenten ja nicht 
ichädigen !) Ah, das wollen Sie nicht ! Das 
haben Sie im Jahre 1966 reichlichst gemacht ! 
Sie haben die Milchpreissubvention einge­
schränkt, haben den Verbrauchelpreis um 
1 S erhöht und haben triumphiert, weil Sie 
gesagt haben : Jetzt haben wir die Mittel 
frei für die Investitionen. 

Was haben Sie in der Zwischenzeit erreicht 1 
Die Subvention ist heute höher als damals , 
d.ie Milchproduktion ist heute größer als damals, 
der Herr Finanzminister kann sein Konzept 
nicht durchführen, weil er diese Mittel dringend 
brauchen würde, wie er in seinem Koren-Plan 
oder noch besser in seinem Koren-Bericht ge­
schrieben hat. Aber er hat die Mittel nicht, 
weil er sie für Agrarsubventionen verwenden 
muß, weil er Agrarpolitik machen muß, weil 
ihn der Bauernbund gezwungen hat. Leider ! 
Und j etzt kommt die Tragik : Nicht die Milli­
arden Schilling allein sind es, die beunruhigend 
sind - auch die natürlich, weil wir sie zur 
Umstrukturierung dringend brauchen würden 
-, noch viel, viel schlimmer ist es, daß das 
letztlich zu einer Versteinerung in unserer 
Agrarpolitik führt und uns nicht aus dem Dilem­
ma heraushilft. 

Herr Finanzminister ! Was nützt es, wenn 
Sie in Ihrem Bericht, damals noch als Staats­
sektretär, richtig geschrieben haben - ich 
möchte es nur deshalb wiederholen, weil Sie 
jetzt da sind : "Auf der Ausgabenseite muß der 

Bereich Subventionen, Förderungen und 
Zuschüsse vorerst gestoppt und die Markt­

ordnung8systeme so umgestaltet werden, daß 
wachsende Überproduktion selbsttä�jg ver­
hindert wird und nicht dauernd zu Mehr­
belastungen des Budgets führt." 

Wo sind die guten Vorsätze, und was ist 
daraus geworden ? 

Aber ich sehe ein : Es geht halt nicht . Der 
Wille war da, aber die Milch und das Fleisch 
waren stärker . (Abg. Dr. Pi t t ermann:  Aber 
der Klaus war stärker !) Der Klr..us auch nicht, 
der Bauernbund war stärker, ur.d der hat es 
durchgezogen. ( Bravorufe bei der Ö V P.) 
Freuen Sie sich nicht zu früh und sagen Sie 
nicht : Bravo, der Bauernbund ! Sagen Sie das 
nicht, meine Herren von der ÖsteneichiEwhen 
Volkspartei und vom Bauernbund ! Ich würde 
an Ihrer Stelle deshalb nicht so triumphie;·ell, 
weil Sie in Wirklichkeit damit not h gar nichts 
gelöst haben. Im Gegenteil ! Sie bekommen 
Milliarden Schilling, Sie invest ieren sie falsch, 
und Sie werden damit das Problem der Agrar­
politik nicht lö;-'en. Denn e3 hilft Ihnen nichts. 
Das weiß der Herr Finanzminister sehr genau, 
lassen Sie sich darüber informieren . 

Der Grenzkapitalkoeffizient ist der einzige 
Ausdruck, den ich gebrauche. Sie wissen jetzt 
wahrscheinlich ohnehin schon, worum,  es sich 
handelt. Er besagt , wieviel Milliarden Schilling 
ich aufwenden muß, um das Bruttonational­
produkt um ein Prozent zu steigern, bezie­
hungsweise um das Bruttonationalprodukt um 
eine Milliarde Schilling zu steigern. Dieser 
Koeffizient beträgt halt in der Landwirtschaft 
fast 16 und ist in der IndustI ie nur 6. 

Das heißt, unsere Investitionen in der Land­
wirtschaft - da rede ich noch gar nicht von 
den Fehlinvestitionen - sind viel weniger 
ergiebig als die Investitionen im Industrie­
bereich und auf anderen Sektoren. (Ruf bei 
der Ö V P :  In einem Jahr redet ihr anders !) 
In einem Jahr werden wir anders reden, aber 
leider wird es noch schlimmer werden. Wir 
werden daher zu dem Ergebnis kommen, daß 
Sie diese Milliarden Schilling in die Landwirt­
schaft hinein weIfen und daß das Ergebnis 
leider sein wird : Überschüsse, die Sie nicht ab­
setzen können und eine Agrarstruktur , die uns 
weder europareif noch sonst wirtschafdich 
konkurrenzIahig macht. (Abg. Kinzl :  Viel­
leicht haben wir in einem Jahr gar keinen 
(Jberschup mehr ! - Abg. Mose r :  Immer 
nur "vielleicht nächstes Jahr" !) Dann sind 
Sie ein Wunderkind - das muß ich Ihnen 
sagen -, wenn Ihnen das gelingt. Im Ge­
treidefonds, im Milchfonds und im Viehver­
kehrsfonds - das fragen Sie Ihren Kollegen 
zur Rechten - gibt es nur ein Problem : wie 
man die Überschüsse beseitigt. Man kann aber 
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nicht sagen : Vielleicht haben wir nächstes Jahr 
keinen Überschuß mehr. Wenn IhEen das der 
Herr Finanzminister abgenommen hat, dann 
war er sehr, sehr schlecht beraten. Er hat 
es Ihnen sowieso nicht abgenommen, er 
mußte nur dem Druck weichen. Das ist ja 
hinlänglich bekannt. 

'Vir verlangen sbrukturpolitische Maßnah­
men. Wir verlangen die Kommassierung, die 
Auf,stockung der Betriebe in einem Ausmaß, 
das vernürLig ist. (Rufe bei der () V p : Womit 
aufstocken ? Wie ?) Sehr richtig ! Seib Jahren 
schlagen wir Ihnen eine Bodenbank vor, seit 
J ah1 en schlägt Ihnen der Österreichische Ge­
werkschaftf1bund und die Al'beiterkammer ein­
vernehmlich eine Bodenbank vor. 'Venn wir 
nur einen Bruchteil der Milliarden Schilling 
hätten, die Sie sinnlos hin eingepulvert haben ! 
(Rufe bei der () V p : Wo nehmen wir den Grund 
und Boden her ? Macht ihr den in der Fabrik ? 
Bei Hofherr &1 Schrantz ?) Wo der Grund und 
Boden herkommen soll, das wissen Sie ganz 

flexiblere Praxis der Grundverkehrskommis­
sion, eine VerbesserUllg des ländlichen Schul­
wesens. Wir sind natürlich der Meinung, daß 
auch die Forstpolitik dringendst geändert 
gehört. 

Was den tertiären Sektor betl'ifIt - das 
ist das vorletzte Kapitel in unserem Pro­
gramm -, so haben wir hier klar und deut� 
lieh zu el·kennen gegeben, daß es sich nicht 
allein darum handelt, wie 30uch im Koren­
Plan steht, daß man halt sagt.: Es müßte 
auch auf die wachstums- und struktur­
politischen Probleme eingegangen werden. Das 
ist uns schon klar. Auch hier müssen ganz: 
konkrete Vorschläge gemacht werden. 

Wir wissen, daß der Fremdenverkehr eine 
bedeutende Rolle spielt . Wir wissen, daß 
von den ungefähr 50.000 Betrieben im Frem­
denverkehr nur etwa 3 Prozent über zehn Ar­
beitskräfte beschäftigen. 

Wir waren daher bereit - der Herr Ab· 
genau. geordnete Kulhanek schreibt uns ja wo-

Schauen Sie, Hofherr & Schrantz ! Das ist ja möglich immer Gewerbefeindlichkeit zu -
das zweite Problem, Sie wissen genau, daß ein und haben sofort bei den Vorbesprechungen 
Teil unserer Bodenmobilität an zwei Fragen im Verbändekomitee zugestimmt ; so hart 
scheitert : erstens am Geld, zugegeben, deshalb wir waren, als es darum gegangen ist, in der 
schlagen wir Ihnen ja die Bodenbank vor ; , Industrialisierungspolitik die Eine.Million­
zweitens an Ihrer Agrarpolit.ik und an Ihrer Schilling-Kreditgrenze nicht zu akzeptieren, 
Bodellpolitik in den Grunderwerbskommissi- so waren wir hier sofort bereit und haben ge­
onen. Darüber werden wir uns in der nächsten sagt : Jawohl, beim Fremdenverkehr jst das 
Zeit sicher noch auseinandersetzen. Wir wer · eine richtige Größe, beim Fremdenverkehr 
den sehen, wie eg weitergeht. Ich möchte hier muß man diese Grenze ziehen. 
nur fest halten, damit es dann nicht wieder 
heißt, wir geien für die Kolchosen : Im soziali·, 
stischen Pi'ogramm steht ausdrücklich, daß \\rir 
uns den Fami1ienbetrieb ohne Ausschließlich.  
keitsanspruch wünschen. fAbg. Fachle lJ t­
n e  r :  W 0 n�hmt ihr den Grund her ? Das wollen 
wir wissen !) 

Wir sind der Meinung, daß Förderungsmaß­
nahmen und Selbsthilfe notwendig sind, daß 
eine Rationalisierung durch Spezialisierung 
möglich ist, daß ein engmaschiger Beratungs­
dienst möglich ist und daß die zielbewußte 
Wei : edührung der Agrarforschung in enge" 
Zu�ammenarbeit mit der Nahmngsmittel­
industrie notweE<lig ist. 'Vir sind der Ansicht, 
daß die Erschließung aussichtsreicher Pro­
duktionsformen gefunden werden muß, daß 
übel'betrieblicher Maschineneinsatz notwendig 
ist und daß ein Eindringen in die Weiterver­
arbeitung e� folgen muß . 

Wir sind der Meinung, daß die nichiland­
wirtschaLlichen Eh kommensquellen - Frem­
denverkehr, gewerbliche Durchset,zung dieser 
Gebiete, jetzt komme ich auf das, was Sie ge­
sagt haben - erschlossen werden müssen. 
Es ist eine Verbesserung der Mobilität not­
wendig, eine aktive Arbeitsmarktpolitik, eine 

Also es ist nicht so, daß wir immer gegen 
die Kleinen sind, sondern man muß sich genau 
überlegen, wo und inwieweit es hier diese 
Möglichkeiten gibt, (Abg. K ulhane  k :  Sie 
bestimmen, weloher Betrieb in Zukunft b6-
stehen bleibt ! Dagegen verwahren wir uns ! j, 
denn in diesem tel'tiä·cen Sektor ist der 
Fremdenverkehr, ist das Gewerbe, ist der Ver­
kehr von allergrößter Bedeutung, und wir 
werden dazu zweifelsohne noch einige konkrete 
Vorschläge machen. 

Als letztes Kapitel wurde die Regional­
politik behandelt. Dazu steht im Koren­
Plan, daß in Ergänzung des Entwicklungs­
und El'neuerungsproblems komplementäre Ak­
tionen gemeinsam mit den Bundesländern in 
AngTiff zu nehmen sind, um zusätzliche An­
reize für Großinvestitionen in strukturge­
fährdeten Industriegebieten und für Inve­
stitionen in den Entwicklungsgebieten zu 
schaffen. 

Dazu ist gar nichts zu sagen. Wir glauben 
nur, daß das noch viel mehr konkretisiert 
werden müßte. In die Abwanderung aus 
der Landwirtschaft müßte durch die Arbeits­
ämter zweckmäßigerweise beratend und 
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Jenkend eingegriffen werden. Es wäre not­
wendig, Betriebsumsiedlungen möglich zu 
machen. Man wird entsprechende Regionen 
schaffen müssen - da.s sagt ja der Nieder­
österreich-Plan der Sozialisten, und das sagt 
unser Regionalkonzept ganz genau -, und 
dort müssen die Arbeitsplätze für die weichen­
den Bauernsöhne, die Landarbeitersöhne und 
für die Betriebe geschaffen werden, die still­
gelegt beziehungsweise umstrukturiert wer­
den müssen. Es müssen hier Vorkehrungen 
getroffen werden, es müssen die Sekundär­
zentren, wie wir das nennen, auf Grund von 
Regionalstudien erstellt werden. Es ist vor 
allem notwendig, Strukturpläne zu erstellen, 
die im Rahmen eines Gesamtkonzeptes auf 
Bundesebene eingeführt werden müssen, um -
ich nenne nur ein Problem - die Tages­
pendler aus der Welt zu schaffen, wie es ins­
besondere der Niederösterreich-Plan genau 
vorsieht. 

Ich hoffe, ich habe Sie nicht allzu lange 
damit aufgehalten. Ich habe mich bemüht, 
Ihnen an Hand von ganz konkreten Vor­
schlägen und Problemen zu zeigen, wie die 
Sozialisten mit diesem Programm für Öster­
reich arbeiten wollen und wie wir glauben, 
daß wir dieses Programm 1970 auch ver­
wirklichen können. (Abg. M inkowitsch : 
Träumen Sie weiter !) Vielleicht sagen Sie, 
es ist ein Traum, aber wir stehen auf dem 
Standpunkt : Es erscheint uns dringend wich­
tig und notwendig, eine Vision zu haben -
Sie nennen es einen Traum -, einen Plan 
zu haben. Wir wissen eines : Wir haben uns 
ein Konzept mühselig in langer und kom­
plizierter Auseinandersetzung erarbeitet -
das gebe ich ohne weiteres zu, wir haben 
es uns nicht leicht gemacht -, und wir haben 
ein Konzept entwickelt, von dem wir sagen 
können, daß es in sich geschlossen und ab­
gestimmt ist. 

Sie haben - und darüber gibt es keinen 
Zweifel, das wissen Sie sehr genau - ver-
8ucht, als Staatssekretär, Herr Minister Koren, 
ein Konzept zu entwickeln. Als Minister 
haben Sie ihm dieses Konzept ganz schön 
beschnitten ; es wurde dann ein Koren-Plan 
daraus, und in diesem Budget, das machen 
wir Ihnen zum Hauptvorwurf, meine Damen 
und Herren von der Österreichischen Volks­
partei, haben Sie überhaupt das Konzept 
verraten, sofern in dem Koren-Plan über­
haupt eines vorhanden war, und haben eine 
Politik gemacht, die Österreich leider nicht 
dorthin führt, wo es sich alle Österreicher, 
.insbesondere die Arbeiter- und Angestellten­
fIchaft wünschen. Wir hoffen aber, daß 
wir 1970 die Möglichkeit haben werden, es 
entsprechend zu ändern. (Bei/aU bei der 8P().) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemelde' 
hat sich der Herr Abgeordnete Peter. Ich ef­
teile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Herr Präsident I 
Meine Damen und Herren ! Der von Pro­
fessor Dr. Koren in der Budgetrede prak­
tizierte Stil ließ uns Freiheitliche die Hoff­
nung auf eine sachliche Konfrontation zwi­
schen Regierungsmeinung und Oppositions­
auffassungen hegen. Der Verlauf der bis­
herigen Verhandlungen im Finanz- und Budget­
ausschuß und insbesondere das Verhalten 
des Herrn Bundesministers für Finanzen 
Dr. Koren haben leider diese Erwartungen zu­
nichte gemacht. Die Art und Weise, wie 
der Herr Bundesminister für Finanzen dieser 
Konfrontation und Diskussion aus dem Weg 
gegangen ist, muß im Plenum des National­
rates einer Diskussion unterzogen werden. 
(Abg. Zeillinger:  Er redet ja nichts I) 

Wir diskutieren heute das Thema "Koren : 
Plan und Wirklichkeit" . Auf dem Spielplan 
des NationaJrates steht in den nächsten 
Wochen eine finanzpolitische Tragikomödie 
in drei Akten (Zwischenruf des Abg. Doktor 
Grub er) ,  der erste und zweite Akt, Herr 
Dr. Gruber, sind bereits über die Bühne ge­
gangen. 

Den ersten Akt stellt die "Einsparungs­
bürgschaft" , abgegeben vom Herrn Bundes­
kanzler, Vizekanzler und Finanzminister, dar, 
jene "Einsparungsbürgschaft",  die vor diesem 
Hohen Hause und der gesamten österreichi­
schen Öffentlichkeit nicht eingelöst wurde. 
Der zweite Akt erschöpfte sich in der so­
genannten "Ausschußlegende" über die nicht 
eingesparten 3,2 Milliarden Schilling, und der 
dritte Akt dieser finanzpolitischen Tragi­
komödie beginnt heute und droht im Plenum 
des Nationalrates zu einem Koren-Debakel 
zu entarten. (Abg. Zeilling er :  Warum 
redet ihr nicht ? - Zwischenrufe bei der Ov P.) 

Meine Damen und Herren der Regierungs­
partei ! Ich bin heute der vierte Oppositions­
sprecher , der die Finanzpolitik der Einparteien­
regierung angreift. Aus Ihren Reihen ist 
bis jetzt erst ein einziger Abgeordneter ange­
treten, um die Finanz- und Budgetpolitik 
der monocoloren Regierung zu verteidigen. 
(Abg. Dr. Pittermann:  Der Glaser ist der 
Pflichtverteidiger !) Ptlichtverteidiger sollen 
nicht immer die besten sein, Herr Abgeordneter 
Dr. Pittermann. (Abg. Glaser:  Hat es nich' 
genügt ?) Nein, Herr Abgeordneter Glaser, 
das hat heute nicht genügt. Ebenso haben die 
Abgeordneten der Österreichischen Volkspartei 
und der Herr Bundesfinanzminister die Dinge 
während der Ausschußberatungen ZU leicht 
genommen. Ich verweise auf die mangel-
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Peter 
hafte Präsenz der Abgeordneten der Regierungs­
partei während der Beratungen im Finanz­
und Budgetausschuß. Ich verweise darauf, 
daß der Herr Bundesminister für Finanzen 
den sachlichen Anfragen aus dem Weg ge­
gangen ist, die ihm von bei den Oppositions­
fraktionen hinsichtlich der Einsparungen ge­
stellt worden sind. 

Meine Damen und Herren ! Wenn Sie von 
der Regierungsfraktion schweigen und es 
nicht der Mühe wert finden, sich im Plenum 
des Nationalrates mit den Argumenten der 
Oppositionsfraktionen auseinanderzuset:z:en, 
dann sind Sie von der Richtigkeit der ÖVP­
F inanzpolitik nicht überzeugt (Abg. 
Dr. Gru b e r :  Weil wir überzeugt sind !) Wenn 
Sie überzeugt sind, Herr Abgeordneter Dr. Gru­
ber, müßten Sie umso eher ans Rednerpult 
treten, um die Gegenargumente zu setzen. 

Ich gehe ganz kurz auf die heute von der 
Österreichischen Volkspartei weidlich prak­
tizierte Taktik ein.  Oppositionsredner und 
Sprecher der Regierungsfraktion werden ge­
meldet. Aber immer wieder zieht die Regie­
rungsfraktion ihren gemeldeten Sprecher 
zurück. Das unterstreicht doch eindeutig, 
daß die Regierungspartei dieselbe Taktik, 
die sie jet:z:t Wochen hindurch im Finanz­
und Budgetausschuß eingeschlagen hat, im 
Plenum des Nationalrates fortzusetzen beab­
sichtigt. (Abg. Machunze:  Welche Taktile 
im Aus8chuß. bitte ?) Jene Taktik im Ausschuß, 
daß zum Beispiel der Herr Mussil gemeldet 
ist, ein Oppositionsredner nach ihm folgt. 
Herr Mussil aber läßt den Oppositionsredner 
vor, genauso wie es heute im Plenum des 
Nationalrates über die Bühne ging. (Abg. 
Dr. Kranzlmay r :  Ist da8 verboten ? - Abg. 
Dr. Pittermann: Wir können uns alle ein 
zweites Mal melden !) Nein, Herr Abgeordneter 
Dr. Kranzlmayr, das ist keineswegs verboten. 
Es unterstreicht aber nur, mit welcher Ober­
dächlichkeit die ÖVP-Fraktion diese Budget­
beratungen zu führen beabsichtigt. ( Abg. 
Dr. Pit t erman n :  Schlechtes Gewissen i8t 
auch dabei !) 

Meine Damen und Herren von der Regie­
rungspartei ! Knüpfen wir doch bei jener 
entscheidenden "Bürgschaftserklärung" über 
die Einsparungen an, die heute schon zitiert 
wurde. Der Herr Vi:z:ekanzler hat mit dem 
Herrn Bundeskanzler und dem Herrn Finanz­
minister die Bürgschaft für die Einsparung 
von 3,2 Milliarden Schilling übernommen. 
Und in diese Bürgschaft eingeschlossen ist 
die Haftung des Bundesministers für Finan­
.Een. Gerade er wurde immer wieder gebeten, 
in den Ausschußberatungen klar und unmiß­
verständlich über die Einsparungen auf Punkt 
und Beistrich, wie Dr. Withalm es formulierte, 
Aufschluß zu geben. 

Nach dem Verlauf und Abschluß der AUB­
Bohußberatungen sehe ioh mioh genötigt, 
namens der freiheitlichen Fraktion den zitierten 
Regierungsmitgliedern den Vorwurf des Wort­
bruches zu machen. Ich nehme diesen Vorwurf 
dann zurück, wenn der Herr Bundesminister 
für Finanzen während der Beratungen im 
Plenum des Nationalrates den bisher nicht 
erbrachten Gegenbeweis antritt. (Abg. M a­
chunze : Haben Sie eine Li8te bekommen ?) 
Ja, Herr Machunze ! Ich werde mich mit dieser 
Liste in der weiteren Folge eingehend aus­
einandersetzen, aber wenn Sie es wünschen, 
dann kann ich diese Liste auch vorziehen. 
(Abg. Libal :  Der Finanzmini8ter hat ein 
Gelübde zu 8chweigen abgelegt ! - Abg. Doletor 
Gruber :  Libal, dir würde ein 80lches Gelübde 
nicht schaden ! - Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren von der Regie­
rungsfraktion ! Wir Freiheitlichen wollen uns 
bei diesen sehr ernsthaften Budgetberatungen 
in einer überaus schwierigen wirtschafts­
politi9chen Situation Österreichs keinesfalls 
auf die Ebene der Polemik begeben. Aber das 
Verhalten des Herrn Finanzministeril war 
bei den Ausschußberatungen so wenig über­
zeugend, daß ich persönlich unter dem Ein­
druck stehe, daß er bewußt einer klaren Ant­
wort aus dem Weg gegangen ist. 

Durch dieses "Aus-dem-Weg-Gehen", Herr 
Bundesminister für Finanzen, sind Sie in 
das Zwielicht geraten. Ihr Verhalten erinnert 
an ein Wort, das ein Finanzfachmann gep .... ägt 
hat. Er sagte : "Finanzminister brauchen 
in der Kunst des Täuschens Erfahrung, um 
glaubwürdig zu sein." 

Ihre Täuschungsmanöver, die Sie in den 
Ausschußberatungen vorgenommen haben, 
waren nun einmal nicht überzeugend. Weil 
Ihren Aussagen die überzeugungskraft fehlte, 
erlaube ich mir, auf drei Dinge einzugehen : 
erstens auf einige spezielle Einsparungsp1'o­
bleme, zweitens auf die Anmerkungen zu der 
vom Herrn Finanzminister im Finanz- und 
Budgetausschuß ausgegebenen Liste über Ein­
sparungen beziehungsweise Abstriche bei den 
Ermessenskrediten, und drittens möchte ioh 
zum Einsparungsthema an Hand eines Ver­
gleichs zwischen Bundesvoranschlag und 
Budgetvorschau ebenfalls den Beweis antreten, 
daß der Herr Bundesminister für Finanzen 
die versprochene Einsparung von 3,2 Milliarden 
Schilling nicht vorgenommen hat. 

Ohne die Maßnahmen in der Pensions- und 
Unfallversicherung sowie im Familienlasten­
ausgleich durch Ulpschichtungen, die keine 
Einsparungen darstellen, die der Regierung 
1 ,8 Milliarden eingebracht haben, wä""e die 
Ausgabensumme des Budgets nicht 93,48, 
sondern 95,28 Milliarden Schilling. Ohne 
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das 2. Abgabenänderungsgesetz, das der Re­
gierung Mehreinnahmen in der Höhe von 
3,4 Millia�den gebracht hat, wären die Ein­
nahmen im Budget 1 969 nicht 85,5, sondern 
nur 82,1 Milliarden Schilling. Ohne die Um­
schichtungen und ohne das 2 .  Abgabenände­
rungsgesetz wäl'e also ein Defizit in der Höhe 
von 1 3, 1 8  Milliarden Schilling gegeben. Wenn 
wir nun den Betrag von 5,2 Milliarden vom 
Defizit in der Höhe von 1 3 , 1 8  Milliarden 
abziehen, dann kommen wh' auf 7,9 Milliarden 
Schilling, also genau auf das tatsächliche 
Budgetdefizit von 1 969. Wo also, Herr 
Bundesminister für Finanzen, sind die Ein­
sparungen im Hundesfinanzgesetz 1 969 zu 
finden 1 

Nun zu jener Liste über die Einsparungen 
beziehungsweise Abstriche, die Sie erst in 
allerJetzter Minute bei den Ausschußberatun­
gen vorgelegt haben. Die Summe der in 
dieser Liste behaupteten Einsparungen beträgt 
2,8 Milliarden. Der auf die versprochenen 
3,2 MilJiarden noch fehlende Betrag liegt 
nach der Darstellung des He1'1'n Bundesmini­
s.ters für Finanzen in jenen 500 Millionen, 
die er durch die Neuregelung des Abkommens 
mit den öffentlich Bediensteten im Budget 1 969 
erspart hat.  Es ist überflüssig, zu sagen, 
daß das ebensowenig eine Einsparung ist 
wie die im Sommer vorgenommenen Um­
schichtungen in der Pensions- und Unfall­
versicherung sowie Im Familienlastenaus­
gleich. 

Nun, Herr Bundesminister, konkret zu 
Ihrer Einsparungsliste. Der Ansatz 1 / 1 1 1 1 , 
Anlagen, Förderungsausgaben und Aufwands­
kredite, nennt eine angebliche Einsparung von 
52;5 Millionen, obwohl im Bundesvoranschlag 
1 969 nur eine Verringerung von 0,2 Millionen 
gegenüber 1 968 ausgewiesen ist. Demnach, 
in Anlehnung an die von der ÖVP im Finanz­
und Budgetausschuß vertretene merkwürdige 
These, daß Einsparungen als verhinderte 
Ausgaben zu verstehen seien, hätte der Bundes­
minister für Inneres in den Ministerverhand­
lungen übel' das Budget 1969 eine Steigerung 
auf das Siebenfache des Betrages von 1 968 
gefordert. We)', Herr Bundesminister für 
Finanzen, soll das wirklich glauben 1 

Oder, um ein weiteres Beispiel herauszu­
greifen : Unter dem Ansatz 1 /60146 steht 
in dieser Einsparungsliste eine Einsparung von 
38,5 Millionen Schilling, während der Bundes­
voranschlag 1969 eine Einsparung von nur 
1 ,5 Millionen ausweist. Hat aJso Herr Minister 
Schleinzer für diesen Ansatz (Verbesserung 
der Produktionsgrundlagen) 37 Millionen Schil­
ling mehr verlangt ? Dies wäre immerhin 
möglich , ist aber für die Abgeordneten dieses 
Hohen Hauses keineswegs nachprüfbar be­
ziehungsweise beweisbar. 

Daher muß ich Ihnen, . Herr Minister, den 
Vorwurf machen, daß Sie in Ihrer jüngsten 
Einsparungsliste sehr stark mit unglaubwür­
digen Fiktionen ge ar boitet haben. 

Aber es kommt in Ihrer EinsparungsJiste 
noch krasser. Beim Ansatz 1/60866 (Kon­
kmrenzgewässer) behauptet der Herr Bundes­
minister für Finanzen, eine angebliche Ein­
sparung in der Höhe von 34,5 Millionen 
vorgenommen zu haben, obwohl im Bundes­
voranschlag 1 969 um 30,2 Millionen mehr 
veranschlagt sind als 1 968. Demnach hätte 
der Landwirtschaftsminister über diese Stei­
gerung hinaus noch 34,5 Millionen verlangt, 
was eine Verdoppelung des Betmges von 
1968 bedeutet hätte. Das glaube ich auch 
nicht. 

Und immer noch krasser kommt es in 
Ihrer Einsparungsliste, Herr Finanzminister : 
Die Ansätze 1/64798 und 1/64893 (Bundes­
gebäudevetwaltung, Zivilschutz maßnahmen) 
sehen in der ominösen Liste eine behauptete 
Einsparung von 1 2  Millionen Schilling vor, 
wobei eine Fußnote zu diesen beiden Ansätzen 
folgenden stolzen Wortlaut hat : "Diese An� 
sätze wurden im Zuge der Budgetverhand­
lungen gestrichen." Mit einem Wort, es hat 
der Bautenministet' -- so will man uns weis­
machen - die Schaffung eines neuen Ansatzes 
verlangt, denn diesen Ansatz gab es bisher 
nicht, und der Finanz minister hat diesen 
Ansatz einsparungsbeflissen, wie er ist, ge­
strichen. 

Doch der Herr Bundesminister für Finanzen 
ist auch streng gegen sich selbst. Er geht 
mit "gutem" Beispiel voran. Dies zeigt in 
seiner Einsparungsliste etwa der Ansatz 11 
54013 (Kapitalbeteiligungen, verstaatlichte 
Unternehmungen). Hier finden wir eine Ein­
f'parung von 1 98,4 Millionen Schilling. Diese 
Einsparung hat der Herr Finanzminister 
zunächst von sich selbst gefordert. Er hat 
8ie aber dann selbst wieder gestrichen. Mit 
der rechten Hand wollte er geben, mit der 
linken hat er sich aber auf die Finger geklopft, 
sich besonnen und diesen Schritt nicht voll­
zogen. 

Oder wenn wir uns den Ansatz 1 /52501 
ansehen, dann bemerken wir, daß der Finanz­
minister freiwillig um einen Betrag von 
120.000 S weniger Stempelmal'ken drucken 
wird. 

Bei den weiteren Ansätzen 1/78303, 1/783 13 
und 1 /793 1 3  ist die Rede von einer Einsparung 
in der Höhe von insgesamt 301 Millionen 
Schilling. Demgegenüber werden 1 969 laut 
Bundesvoranschlag um 136 Millionen mehr 
als 1 968 ausgegeben werden. Mithin hätte 
der Verkehrsminister für . diese drei Ansätze 
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um 437 Millionen Schilling mehr verlangt, Der Personalaufwand ist in der Vorschau 
als ihm 1968 bewilligt wurde, also eine 50pl'o- 1969 bis 197 1 für das kommende Jahl' mit 
zentige Steigerung. 35,061 Milliarden, im Bunde;woranschlag 1969 

Diese Beispiele lassen sich beliebig fort- mit 34,4 Milliarden veranschlagt. Das er­
setzen.  Sie illustrieren, daß die im Finanz- gibt eiae Minderausgabe gegenüber der Vor­
und Budgetausschuß von der Bundesregierung schau von 0,6 Millia!'den Schilling. 
ausgegebene Einsparungsliste nichts anderes Die gesetzlichen Verpflichtunge!l betragen 
ist als eine Aufzählung behaupteter Einspa- laut Vorschau 36,2 Milliarden. Zieht man 
rungen gegenüber behaupteten Ressort- VO,-} dieser Zahl die Minderausgaben in der 
wünschen, die nicht nachweisbar sind. Hier Sozialversicherung und beim Familiel'llasten­
unterstelle ich Ihnen, Herr Finanzminister, allsgleich in der Höhe von 1 ,5 Milliarden ab, 
so lange, bis Sie vor dem Plenum des National- so ergeben sich 34,6 Milliarden. Im Voran­
rates das Gegenteil bewiesen haben, eine echte schlag . s�:ld für ge'3etzliche Verpflicht�ngen 
Mogelei, die den Nationalrat irreführen soll. 33,8 MIlha:'den vorgesehen, was emer Mmder­
Ich nehme diesen Vorwurf aber dann zurück, ausgabe von 0,7 Milliarden gegenüber der Vor­
wenn Sie im Verlauf der Plenardebatte den I schall gleich�ommt. Die Summe der Mi?der­
Gegp,nbeweis antreten. aUi"gaben beIm Personalal,fwand und bel den 

gesetzlichen Verpflichtungen beträgt alm Es wäre ebenso interes:'3ant zu edahren, ' ge6enüber der Vorschau 1 ,394 Milliarden ob der Herr Bundesfinanzminister im Zuge Schilling. 
der Ressortverhandlungen über das Budget Die Einnahmen sind in der Vorschau mit 1969 zu seinen Ministerkollegen gegangen ist 79,8 Milliarden angegeben. Dazu kommen und etwa gesagt hat : Seid so gut und stellt Mehreinnahmen durch das 2. Abgabenände­recht hohe Forderungen, damit ich dem rungsgesetz in der Höhe von 3 ,3  Milliarden. Nationalrat sagen kann, wie sehr ich gespart Das ergibt zusammen 83, 1 Milliarden. Im habe und wie sparsam ich gewesen bin. Oder Voranschlag sind die Einnahmen jedoch mit ob die Minister auch jetzt noch gar nicht 85,5 Milliarden beziffert. Das bedeutet Mehr­wissen, wieviel sie eigentlich im einzelnen einnahmen gegenüber der Vorschau von 2,3 Mil­gefordert haben, weil etwa der Finanzminister liarden Schilling. die Ressort wünsche selbständig ziffernmäßig Zieht man nun vom Abgang laut Vor­erhöht hat, um später größere Abstriche schau _ 1 1 ,2 Milliarden - die oben ge­machen zu können. nannten Minderausgaben - 1,3 Milliarden � 

Wir können ebenso nicht überprüfen, ob sowie die Mehreinnahmen - 2,3 Milliarden -
die seinerzeitige Defiziterwartung von 16 Mil- ab, ergibt sich ein Abgang von 7,5 Milliarden, 
liarden Schilling stimmte. Daß wir Abge- eJso um 0,4 Milliarden weniger als der im 
ordneten uns bei dieser Budgetdebatte gegen- Voranschlag mit 7,9 Milliarden angegebene 
über den vorangegangenen weitaus schwerer Betrag. 
tun als bisher, ist auf das Verschulden und Um diesen Betrag von 0,4 Milliai'dell wur­
Verhalten der Bundesl'egierullg selbst zurück- den nun die Ermessellskredite ln.ut Vor­
zuführen. Hiefür ist jener "MeuulkorbbescrJuß" anschlag 1969 auch tatsächlich erhöht. 
ausschlaggebend, der es den Mitgliedern del' Im Final1z- und Budgetausschuß vom 21 .  No­Bundesregie�u.ng verboten hat, die Öffellt- vember unterstellte der Herr Bundesmini8ter lichkeic über ihl�e ReBsortwüasche zu Hl- fiir Fiilanzen dem Herrn Abgeordneten An-formieren. 

Sie, Herr Professor Dr. Koren, haben der 
Oppositiol1 schlechthin - gemeint sind abo 
beide Opposit ionsparteien - den Vorwud 
der Lizitation gemacht. Ja wer kann denn 
beweisen oder nicht beweisen, ob nicht Sie 
selbst die Minister hinanflizitiert haben, um 
sie dann herunterzustreichen und um eine 
bessere Budgetoptik zu erreichen ? Hier ist 
ein grenzenloses Mißtrauen vorhanden, das 
wir Ihnen deswegen entgegenbringen, weil 
Sie es unterlassen haben, in den Ausschuß­
beratungen klare Antworten zu erteilen. 

Ich erlaube mir namens meiner Fraktion 
ein weiteres Thema anzuschneiden und nehme 
einen Vergleich zwischen dem Bundesvoran­
schlag und der Budgetvorschau in einigen 
Punkten vor. 

drosch, der eine ähnliche Rechnung an-
stell te, daß ihn dieser auf eine Fiktion fest­
nageln wolle, nämlich auf die Budgetvorschau, 
die das Fillanzministerium zn Beginn des 
Jahres 1968 ermittelt hat. Das war aber 
nieht die Fiktion des Abgeordneten Andr08ch, 
sondern Sie haben sich selbst auf Ihre eigene 
Fikt ion, He�T Bundesminister für Finanzen, 
festgenagelt. 

Aber diese Ihre Behauptung ist leicht 'zu 
widerlegen. Die Zahlen stammen aus den 
Edä:lternden Bemerkungen zum Bundesfinanz­
gesetz 1969, wo auf Seite 43 die Budget­
vorschau steht. Im Text heißt es ausdrück­
lich : Diese Vorschaurevision gibt lediglich 
zu erkennen, wie sich auf Grund der der­
zeitigen Rechtslage mit 1 .  Juli 1968 die Ein­
nahmen und Ausgaben entwickeln werden. 
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Die zeitliche Differenz zwischen der Er­
stellung der Vorschau, 1 .  Juli 1968, und der 
Einbringung des BudgetentwUl fes im Minister­
rat, dem 26. September 1968, beträgt also 
nur knappe drei Monate. Die Zahlen des 
Budget entwurfes können daher kaum von 
den Zahlen der Vorschau abweichen, da 
Professor Dr. Koren im Finanz- und Budget­
ausschuß vom 2 1 .  November aus­
führte : "Es ist doch so, daß eine Vorschau 
zwangsläufig umso wirklichkeitsnäher ist, je 
zeitlich unmittelbarer sie erstellt wird."  

Es geht uns also daru.m, Herr Bundes­
minister für Finanzen, daß wir mit Ihrer 
vernebelnden Taktik in den Ausschußbe­
ratungen, die konkreten Feststellu.ngen nnd 
Ziffern aus dem Weg gegangen ist, nicht 
einverstanden sind. Wir Freiheitlichen sind 
darüber hinaus der Meinung, daß die finanz­
politische Uhr der Bundesregierung falsch 
läuft;. Sie haben im Budget für 1 969 drastische 
Investitionskürzungen vorgenommen und be­
denken meines Erachtens nicht, daß die 
erste und entscheidende Phase für das Be­
wältigen eines Konjunkturtiefs der Inve­
stitionsaufwand ist. Und gerade diesem not­
wendigen Investitionsaufwand entspricht das 
Bundesfinanzgesetz 1969 nicht. 

Eines der treffendsten Beispiele erlebten 
wir in jüngster Zeit auf dem Gebiet der 
Elektrizitätsförderung. Das Elektrizitätsför­
derungsgesetz läuft mit 3 1 .  Dezember dieses 
Jahres ab. Die Bundesregierung hat dem 
Nationalrat zu verstehen gegeben, daß sie 
nicht die Absicht hat, dieses Gesetz zu er­
neuern. Zugleich legt sie im Koren-Plan 
die Forderung vor, nach Abschluß der Koordi­
nierungsverhandlu.ngen ein neues Elektrizitäts­
wirtschaftsgesetz im Haus einzubringen. Mit 
31. Dezember dieses Jahres haben wir kein 
Elektrizitätsförderungsgesetz, und Sie sprechen 
von Koordinierungsverhandlungen. Gestatten 
Sie die Frage : Wann werden diese Koordi­
nierungsverhandlungen abgeschlossen sein, und 
wann wird die Bundesregierung dem National­
rat einen Entwurf eines Elektrizitätswirt­
schaftsgesetzes vorlegen ? 

Ich muß namens meiner Fraktion eine 
zweite Frage aufwerfen : Wann wird die 
Bundesregierung den seit zehn Jahren zuge­
sagten Energieplan dem Nationalrat vor­
legen ? 

Herr Bundesminister für Finanzen ! Ich 
glaube, daß es falsch ist, den Weg weiter­
,;;ubeschreiten, den Sie mit dem Koren-Plan 
eingeleitet haben. Sie besch1'eiten mit dem 
Koren-Plan einen unverbindlichen Weg ohne 
jede Rechtswirksamkeit ; einen Weg, der die 
Bundesregierung zu nichts verpflichtet, wie 
an Hand der Elektrizitätswirtschaflisförderung 
,klipp und klar beweisbar ist. 

Wenn man eine Macht mit 85 Mandaten 
und damit eine absolute Majorität in Händen 
hat, meine Damen und Herren der Regierungs­
partei, dann ist man verpflichtet, über diese 
Macht und ihren Gebrauch prä.zise Rechen­
schaft abzulegen. Und dieses Ablegen der 
Rechenschaft, Herr Bundesminister für Fi­
nanzen, sind Sie uns hinsichtlich der Ein­
sparung von 3,2 Milliarden Schilling bis zur 
Stunde schuldig geblieben. 

Ich habe heute Vorwürfe erhoben, die ich 
so lange aufrechterhalte, bis Sie vor dem 
Plenum des Nationalrates den Gegenbeweis 
antreten. Aber die Art und Weise, wie die 
ÖVP-Alleinregierung in den letzten Wochen 
die Oppositionsabgeordneten bei den Aus­
schußberatungen behandelt hat, wie sie zu 
unseren Argumenten nicht Stellung genommen 
hat, veranlaßt uns Freiheitliche, zu dieser 
Vorlage nein zu sagen ! (Beifall bei der F PO.) 

Präsident WaIlner : Zum Wort gemeldet 
ha t sich der Herr Abgeordnete Guggen berger. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Guggenberger (ÖVP) : Herr 
Präsident I Hohes Haus ! Ich wurde heute wegen 
eines Zwischenrufes etwas kritisiert. Ich habe 
einen Ausdruck gebraucht, der nach meiner 
persönlichen Selbstprüfung der Würde 
des Hohen Hauses wirklich nicht gerecht 
geworden ist. Ich habe mir intern einen Ord­
nungsruf erteilt (Rufe bei der 8 PÖ : Bravo !), 
obwohl ich der Meinung bin (Abg. Hart l :  
8elbstbezichtigung ! ) , daß das eigentlich von 
vielen anderen auch getan werden sollte. 
Wir können dann diese Beratungen etwas weni­
ger hitzig und vielleicht nicht sosehr aus der 
Emotion heraus führen. ( Zwischenruf dt.6 
Abg. Libal.) Es ist das keine Selbstbe­
zichtigung, aber ich glaube doch, daß man auch 
als Abgeordneter, angeregt durch andere 
Zwischenrufe, manchmal zu Äußerungen ver­
anlaßt wird, die Ausdrücke enthalten, die wirk­
lich nicht in dieses Hohe Haus gehören. 

Ich möchte, bevor ich auf das mir gestellte 
Thema eingehe, noch ganz kurz auf zwei Fest­
stel1ungen des Abgeordneten Dr. Staribacher 
Bezug nehmen, die meiner Meinung nach nicht 
sehr logisch sind oder zumindest unvollständig 
waren. Er hat es sehr kritisch vermerkt, daß 
das Wachstum der österreichischen Wirtschaft 
im Jahre 1 967 von einem bis dahin höheren 
Grad auf nur 2,5 Prozent abgesunken sei. 
Das mag vielleicht, ohne in die Umgebung zu 
sehen, etwas bedrückend WIrken. Wenn wir 
aber wissen, daß dieses Jahr 1967 ja das Jahr 
einer ganz allgemeinen europäischen und welt­
weiten Abflachung der Konjunktur war, und 
wenn wir wissen, daß sehr reiche und wirt­
schaftsstarke Länder in diesem Jahr nicht nur 
an sich eine Minderung des Wirtschaftswachs-
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tums hatten, sondern daß zum Beispiel in der 
Bundesrepublikdas Wirtschaftswachstum über­
ha.upt echt zurückgegangen ist, so glaube ich, 
müßte man diese Feststellung des Abgeordneten 
Dr. Staribacher ergänzen. (Abg. Dr. Stari­
bacher :  Was war in Italien ? Was war in 
Frankreich ? Was war inden nordischen Staaten ?) 
Man soll - und das, glaube ich, sagen wir doch 
auch immer unserer Jugend - nicht sosehr 
immer hinaufsehen, sondern manchmal auch 
etwas hinuntersehen. (Abg. lng. Häuser :  Was 
war in Japan ? - Abg. Dr. Staribacke r :  Was 
war in Italien, in Frankreich und in den nor­
dischen Staaten ?) In Italien und in Frank­
reich . . . (Abg. Dr. Staribac her :  Das Wirt­
Bchaftswachstum war wesentlich höher als 
2,5 Prozent !) Aber wir wissen ja, was sich heute 
in Frankreich abspielt. Ob das damals in 
dieser Zeit so gut war, das ist jetzt die zweite 
Frage. (Abg. Dr. Pit termann:  Und in 
Italien ? Die Lira ist eine harte W äkrung !) 

Aber noch eine zweite Feststel1ung des 
Abgeordneten Dr. Staribacher. Er hat ge­
gla.ubt, aus dem Verhältnis zwischen Lohn­
und Einkommensteuer irgendwelche Rück­
schlüsse auf die Einkommensv-erhältnisse ziehen 
zu können. Ich glaube, das ist nicht ganz 
richtig, denn wir wissen, daß erstens die Zahl 
der Unselbständigen immer größer und die der 
S )lbständigen immer geringer wird. (Abg. 
Glaser :  Genau l) Gewöhnlich ist man doch 
der Meinung, daß dort, wo viel Steuer gezahlt 
wird, auch viel verdient wird. Ich kann mir 
vorstellen, daß dieser Trend des Auseinander­
gehens v-on Lohn- und Einkommensteuer nicht 
damit begründet werden kann, daß die Reichen 
immer reicher und die Armen immer ärmer 
werden, sondern daß eben auf Seite der Unselb­
ständigen mehr v-erdient und daher auch mehr 
Steuer gezahlt wird. Ich glaube, es war ganz 
gut, diese Sache auch von diesem Gesichts­
punkt her zu betrachten. (Abg. Machunze : 
Das, was der Kollege Dr. Staribacher sagt, 
steht 80 in sginer Bibel 1 - Abg. Dr. Sta r i­
ba  c her :  Das hat mit der Bibel nichts ZU tun ! 
Sie brauchen vom W irtschafts- und Sozialbeirat 
80nst nur die Berechnungen anzuschauen 1 Daraus 
ersehen Sie ganz genau den Zuwachs der U nselb-
8tändigen und den Abgang der Selbständigen ! 
Aber das erklärt noch immer nicht die Differenz ! 
Leider I) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Gestatten Sie, daß ich von dieser Replik auf das 
mir gestellte Thema zurückkomme. Wer glaubt, 
daß der Begriff "Verwaltungsreform" in den 
großen Lexika unserer Zeit zu finden ist - und 
wir nehmen doch an, daß man dort alle wich­
tigen Begriffe auffindet und ihre Definition 
feststellen kann -, der irrt. Ich habe, ich 
möchte das nicht ausschließlich sagen, zu­
mindest dIe bekanntesten Lexika, di� in unserer 

Bib1iothek hier im Hause vorhanden sind -
das ist der Große Duden 1968, das Staats­
lexikon der Görres-GeseHschaft, der Große 
Brockhaus, der Große Herder und auch das 
laufende Rechtslexikon von MauItaschI und 
Schuppich, also eine echt österreichische Ko­
difikation dieser Dinge - durchgesehen und 
ich konnte zu meinem Erstaunen feststellen, 
daß in all diesen Lexika, denen man doch 
diese Begriffe des täglichen Gebrauchs ent­
nehmen zu können glaubt, eine Definition 
über den Begriff "Verwaltungsreform" nicht 
vorhanden ist. (Abg. Roben W e i8z : Hätten Sie 
den Staatssekretär Gruber gefragt 1 - Heiter­
keit.) Darauf, Herr Kollege, komme ich ja zu 
sprechen ! ( Zwischenrufe.) Es scheint also für 
diesen sehr allgemein bekannten Begriff keine 
allgemeingültige Definition zu geben, auf die 
sich die Fachleute einig werden konnten. 

Ich habe nun daheim aus dem Ja.hre 1895 
ein Konversationslexikon von Pierre (Abg. 
Ing. Hä user:  Das war nickt vom Gruber !), 
und ich dachte : Vielleicht ist da etwas drinnen. 
Ich dachte das vor allem deshalb, weil vor kur­
zem ein bekannter Fachmann, Professor Dok­
tor Wessely, in den "Berichten und Infor­
mationen" di� Behauptung aufgestellt hat : 
Die Verwaltungsreform ist so alt wie die 
Verwaltung selbst und geht in Österreich - ich 
glaube, das erwähnte er - bis auf Kaiser 
Maximilian zurück. Aber auch in diesem öster­
reichischen Konversationslexikon konnte ich 
nichts finden. 

Ich fand aber dort den Begriff "Verwaltungs­
politik" . Verwaltungspolitik wird in diesem 
Lexikon als die "Gesamtheit der Grundsätze" 
definiert, , ,nach welchen der Staat bei Organi­
sation und Handhabung der Verwaltung ver­
fährt". Ich glaube, daß diese sehr einfache 
und klare Definition, die fast zwei Dritte1jahr­
hunderte zurückliegt, auch heute noch Gültig­
keit hat. Es ist die Definition für die Gesamt­
heit der Bemühungen, die darauf ausgerichtet 
sind, den Widerspruch aufzulösen, der sich 
zwischen zwei diametralen Forderungen ergibt, 
und zwar den Widerspruch zwischen dem Ruf 
nach vermehrter Ordnung aller Lebensver­
hältnisse durch den Staat und dem anderen 
Ruf auf der Gegenseite nach weniger und billi­
gerer staatlicher Verwaltung. 

Dieses Ziel zu erreichen, trachtet nicht nur 
Österreich, sondern auch die meisten Staaten 
der Welt bemühen sich darum, jenes Ziel zu 
erreichen, nämlich eine staatliche Verwaltung 
herbeizuführen, aus der dem Staatsbürger keine 
überflüssigen Kosten erwachsen und die bei 
ständig wachsenden Aufgaben so gesteuert 
wird, daß die Rationalisierung der Arbeits­
weise ein 'Überwuchern der Verwaltungstätigkeit 
verhindert. 
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Es geht dabei, wie Professor DDr. Koja 
in der "Presse " vom 25. Oktober - also vor 
knapp einem Monat - ausführt, nicht um 
privatwirtschaftliche Rentabilität, sondern um 
eine Effektivität und Zweckmäßigkeit der 
staatlichen Vol1ziehung im höheren Sinne. 
Es sind daher nicht nur Ersparungen anzu­
streben, sondern es geht auch um schnellere 
Erledigung der Parteienanträge, um die bes­
sere Bedienung der Staatsbürger. Dieses Ziel 
zu erreichen, kann keineswegs durch eine 
Verwaltungsreform allein gelingen, die immer 
wieder zeitliche und sachliche Grenzen haben 
mu ß, sondern nur durch · eine umfassende 
Verwaltungspolitik, an der alle mitwirken 
und die auch auf künftige, vorherschaubare 
Entwicklungen ausgerichtet ist. 

Es scheint mir nicht abwegig zu sein, wenn 
diese Verwaltungspolitik etwa im Rahmen einer 
sogenannten konzertierten Aktion - wir 
kennen diesen ß.3griff aus unserem Nachbar­
land (A bg. Dr. Stari bacher : ·  Der ist vom 
Schiller I) , ja ,  ich weiß es - erfolgte, einer 
Aktion, an der Gesetzgebung, Regierung, die 
Verwaltung und die Beamten selbst, die Gewerk­
schaften, aber auch Wissenschaft und Technik 
und schließlich die Bürger unseres Staates 
mitwirken sollten. In Fachkreisen aber, auch in 
weniger informierten Kreisen wird diskutiert, 
wo angefangen werden soll, was alles geschehen 
soll und was geschehen könnte. Es gibt viele 
wertvolle Anregungen auf den verschiedensten 
Gebieten. 

Nach mindestens sieben Versuchen einer 
Verwa.ltungsreform, die seili dem Entstehen 
der Republik in den letzten 50 Jahren vorge­
nommen wurden, hat auch die Bundesregierung 
in der Regierungserklärung vom 20. April 1 966 
ihren Willen zu einer tiefgreifenden Moderni­
sierung der öffentlichen Verwaltung nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar­
samkeit bekanntgegeben. In welcher Situation 
wurde nun diese Erklärung abgegeben ? In der 
Zeit zwischen 1 959 und 1 966 wiesen die Dienst­
postenpläne der einzelnen Budgets eine jähr­
liche Steigerungsrate von durchschnittlich - in 
diesem Zeitraum zusammengefaßt -3000 neuen 
Dienstposten auf; das ist also in diesem 
Zeitraum etwas mehr als 1 Prozent. Wer die 
Theorien der Parkinsonschen Gesetze durch­
gelesen hat, findet darin, daß Parkinson nach 
seinen Berechnungen die Steigerungsrate mit 
etwa 5,6  Prozent ansetzt. Wir sehen also : 
Wir würden in Österreich auch schon in diesem 
Zeitraum sehr tief unter dem Parkinsonschen 
Gesetz gelegen sein. Sehen wir uns aber andere 
Staaten an. Ich darf einige herausgreifen. In 
Schweden beträgt die jährliche Steigerungsrate 
des Staatspersonals etwa 2 Prozent, in Groß­
britannien um 4 Prozent und in Portugal sogar 
7 Prozent . Die übrigen Länder in Europa 

weisen eine Steigerungsrate des Verwaltungs­
und Staatspersonals zwischen 1 und 5 Prozent 
auf. 

Auf einer im heurigen Jahr in Reggia di 
Caserta abgehaltenen Konferenz von 1 7  euro­
päischen Staaten, die sich mit Verwaltungs­
fragen beschäftigt hat, hat der damalige ita­
lienische Ministerpräsident Leone festgestdlt, 
daß die Verwaltungsmalaise zu einem inter­
nationalen Problem geworden sei . Österreich 
hat bei dieser Konferenz Bewunderung erregt, 
da es hier seit 1966 gelungen ist, die bürokra-
tische Inflation abzustoppen. 

. 

Wenn Sie diese Kurve betrachten (der Redner 
weist eine graphische Dar8tcllung ?}or) , die die 
Entwicklung seit 1945 darstellt, so sehen Sie 
eine ständige Steigerung. Aber diese Kurve 
verflacht seit 1 966 etwa und ist, wie wir mit 
Genugtuung feststellen können, ab 1969 sogar 
wieder im Sinken. Der Dienstpostenplan 1 967 
weist nämlich einen Zuwachs gegenüber einem 
bis dahin im Durchschnitt von 3000 von nur 
mehr 1205 Dienstposten auf. Wir sehen also : 
Die Entwicklung wurde gebremst. 1968 ergab 
sich bereits eine Verringerung um 620 Dienst­
posten, und für den vor1iegenden Dienst­
postenplan 1969 haben wir eine geringere 
Anzahl von 3915 Dienstposten aufzuweisen. 
Ein Erfolg, um den wir von anderen Ländern 
zweifel10s sehr stark beneidet werden. 

Wenn in diesem Zusammenhang in der 
"Arbeiter-Zeitung" vom 17 .  Oktober ein Herr 
Traxler' glaubt, feststellen zu müs'Hm, da ß 
über die 3915 eingesparten Dienstposten hinaus 
noch ein weiterer einzusparen wäre, nämlich der 
des Herrn Staatssekretärs Dr. Gruber, dann 
möchte ich sagen, daß dieser Herr Traxler 
damit bewiesen hat, daß er diese Dinge eigent­
lich gar nicht genau kennt und daß er offen­
sichtlich Scheuklappen Vor den Augen hat, 
mit denen er nicht einen Zentimeter über unsere 
Grenzen blicken kann. 

In einer stillen und wenig · auffälligen Art 
ist Staatssekretär Dr.Gruber, wie er selbst einmal 
ausführte (Abg. M o s e r :  Der weiß ja auch nicht, 
was Verwaltungsreform ist !) , daran, langfristige 
Ziele der österreichischen Verwaltungspolitik 
abzustecken und anzustreben. (Abg. Dr. Pit­
t erman n :  Es irrt der Mensch, solang er strebt !) 
Diese Vorgangsweise ist ohne Zweifel von Erfolg 
begleitet, · nicht durch Radikalmaßnahmen 
in kurzer Zeit, sondern durch wohlüberlegte 
Schritte (Abg. Dr. Pi t t erma n n :  Und Reden I) , 
die in erster Linie den Trend der PersonaJ­
vermehrungen abstoppen, und, Herr Vize­
kanzler, das habe ich j etzt bewiesen, daß das 
in den letzten Jahren gelungen ist ! (Beifall 
bei der Ö VP. --:- Abg. Dr. P it t ermann:  
Suchen Sie die Landeslehrer im Dienstposten­
plan I) Auch wenn man diese Zahl mit einbe-
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greift, Herr Vizekanzler, wird sich diese Ent­
wicklung nicht verbergen lassen ! ( Abg. Dr. P i  t­
t e rma n n :  Ach 80? Dm't kommen Sie nicht vor I) 
Aber Sie w ollen sie offensichtlich nicht sehen und 
nicht zur Kenntnis nehmen. 

Dieser Spareffekt auf längere Sicht erlaubt 
es auch, den Grundsatz : Weniger, aber besser 
und gut bezahlte Beamte ! ,  gemeinsam mit der 
Bundesregierung zu verwirklichen. Wären die 
Dienstposten der bisherigen a llgemeinen Ent­
wicklung zufolge in dem gleichen Ausmaß 
ge8tiegen wie bis zum Ja,lue 1 966, so würde der 
DienstpostC1'plan 1 969 um 14.000 Diem:tposten 
mehr aufweisen. Die sich ergebenden Erspar­
nisse, die man sehr wohl greifen kann, denn 
wer sagt denn, daß es nicht hätte so weiter­
gehen mÜSsen wie bisher, betragen im Jahr 
1 ,5 Milliarden Schilling , und das ist, glaube ich, 
kein Pappenstiel . (Abg. Luka 8: Aber keine 
Einsparung !) 

Überlegt man weiter, daß auf Grund dieser 
Entwicklung um zirka 14.000 Menschen mehr 
in der Wirtschaft produktiv tätig sein können, 
so ergibt sich daraus eine weitere zusätzliche 
positive Wirkung . Hier l iegt ein echter Ansatz 
zu einer strukturel1en Verbesserung des Bun­
deshaushaltes auf lange Sicht . Ebenso wird 
eine Anlage stiller Budgetreserven verhindert, 
und das ist doch auch Ihr Wunsch. 

Es wird unter anderem eingewendet , daß 
die Differenz zwischen So11- und Ist-Ständen 
eine Verschleierung darstellt . Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren ! Wenn Sie sich 
überlegen, daß wir bei Fortgang der Ent­
wicklung einen Soll-Stand von um 1 4.000 Posten 
mehr hätten, wir aber heute um 1 4.000 Posten 
weniger haben, so ergibt sich daraus eindeutig, 
daß diese Politik zwangsläufig auch zu einem 
Herabdrücken und zu einer Verminderung der 
Ist-Stände führt. Es ist eben sicherlich die 
Tatsache gegebell , daß immer ein Unterschied 
zwischen Sol1- und Ist-Stand ist, denn es 
kann nicht heute sofort, wenn jemand in 
Pension geht oder wenn ein Beamter oder ein 
Bediensteter stirbt, ein neu.er auf diesen Posten 
gesetzt werden. Diese Tatsache ist also vor­
handen, und sie wird auch durch noch so große 
Forderungen und Darlegungen praktisch nie 
aus der Welt geschafft werden können. 

Die erfolgte Umkehr vom Aufwärtstrend des 
Personalstandes hat die Bundesregierung ihrer­
seits wieder in die Lage versetzt, die Bezüge 
der öffentlich Bediensteten in den letzten Jahren 
wesentlich zu verbessern. Ich erinnere an die 
Bezugserhöhungen am I .  Jänner 1966 um 
6 Prozent, an die am l. Jänner 1967 um 2,5 Pro­
zent, an die am l .  August 1967 um 7 Prozent,  
und ,schließlich erinnere ich daran, daß wir 
heuer, in diesem ablaufenden Jahr, am 1. Ok­
tober 1968 die erste Etappe der großen, mit 

den vier Gewerkschaft en des öffentlichen Dien­
stes vereinbarten Gehaltsreform wirksam wer­
den lassen konnten ; daneben aber wurde am 
1 .  Jänner 1 967 die Kin derquote  der Hausha.lts­
zulage von 130 auf 150 S hinaufgesetzt, und am 
1 .  April 1 967 wu.rden die Reisegebühren um 
35 Prozent erhöht. 

Die große Geha.ltsreform wird bis zum 
1. Jänner 197 1  Erhöhungen bis zu 30 Prozent 
bringen, wobei vor aJlem die sozialen ARpekte, 
die in der Aufslockung der unteren Bezüge 
und der Allfangsbezäge liegen , zu beachten 
sind. Das gleiche gilt auch für den Einbau 
der 80genannten Wertsieherungsklausel. 

Nur der rationellere und effektive Einsatz 
der Bundesbeamten, dcr opt imale Einsatz der 
Ar beitskräfte uEd der im Staatsdienst tätigen 
Intelligenz unter Zuhilfenahme moderner und 
modernster Hilfsmittel führt auf Sicht gesehen 
zn echten Verbesc·erungen. 

Die von der Bundesregierung eingesetzte. 
Kommist"ion fiir eine Modernikierung der ge­
samten Staatsverwaltung, unter dem Vorsitz 
von Staatssekretär Dr. Gruber, hat neben 
dem EJ folg eines Stopps des Personalzuwachses 
auch andere wicht ige Arbeiten in Angriff 
genommen und weitere greifbare Erfolge 
erzielt. 

Wenn ich noch einmal auf den be3agten 
Artikel in der "Arbeiter-Zeitung" zurück­
komme, in der sozusagen die Unnotwendigkeit 
dieses Postens eines Staatssekretärs dargelegt 
wird, so daI f ich darauf hinweisen, daß auch 
andere europäische Länder solche Kommissio­
nen haben. Ich erinnere nur an ' das Fulton­
Komitee in England, welches erst vor kurzem 
eine umfassende Arbeit abgeschlossen und 
153 Punkte in Kleinarbeit erstellt hat, die die 
Verwaltungsreform in England vorwärtstrei­
ben sollen. Ähnliche Institutionen, auch im 
Rahmen der jeweiligen Regierung unter Hin­
zuziehung von StaatsRekretären, gibt es auch 
in Deutschland, Italien und in anderen euro­
päischen Ländern. 

Nun zu den weiteren Erfolgen, die diese 
Kommission bei uns schon erzielen konnte : 
Die personalsparende Zusammenlegung von 
örtlich getrennten Dienststellen und Ämtern 
wurde in vielen Fällen bereits durchgeführt 
und wird weiter fortgesetzt. (Abg. Dr. Broda:  
Bitte um Beispiele, Herr Kollege I) Das würde 
zu weit gehen, aber ich weiß ein Beispiel 
(Rufe bei der S p(j : Nur eines I) 

Ich darf gleich ein Beispiel anführen : Als 
der Bundesminister für. Landesverteidigung 
einen Neubau ankaufte, um voneinander 
getrennte Dienststellen zusammenzulegen, ist 
das auf Ihren großen Widerstand gestoßen. 
( A bg. Se  k a n i n  a :  Bitte, ein zweite8 Bei8piel ! -
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Abg. Dr. Pit termann:  Sie haben es abge­
lehnt ! - H eiterlceit bei der S p(j.) 

Ich darf doch darauf hinweisen, daß wir 
uns in keiner Fragestu.nde befinden, sonst 
müßte ich Sie, wenn ich darauf . , .  (Abg. 
M oser :  Das war das schlechteste Beispiel, 
das Sie bringen konnten !) Lieber Herr Kollege 
Moser ! Wenn ich Ihnen darauf antworten 
würde - Herr Staatssekretär Gruber würde 
mir sicherlich sofort die Unterlagen zur Ver­
fügung stellen · -, dann würden wir vor 9 Uhr 
hier nicht fertig werden. 

In Ministerien werden Abteilungen und Sek-
. tionen zusammengelegt. (Abg. Dr. Broda : 

Wie viele Bezirksgerichte wurden zusammen­
gelegt ? ) Herr Dr. Broda, ich komme noch 
dara uf zurück. 

Die Grenzkontrollen wurden von der Gen­
darmerie an die Zollwache übertragen, und 
es wurden dadu.rch erhebliche Personalein­
sparungen erzielt. 

Für die territoriale Neugliederung der ver­
schiedenen Behördenorganisationen wurden 
bereits konkrete Vorschläge ausgearbeitet. 
Herr Minister Dr. Broda ! Sie wissen, daß auch 
bereits ein Gerichtsreorganisationsgesetz in 
Bearbeitung ist, Sie selbst wissen aus unseren 
Beratungen im Justiz- und auch im Finanzaus­
schuß, daß eine große Anzahl von Abgeordne­
ten des Hauses aufgestanden ist und gesagt 
hat : Ja, alles könnt ihr auflösen, aber mein 
Gericht nicht ! - Und der nächste ist auf­
gestanden und hat erklärt : Alles könnt ihr 
auflösen, aber mein Gericht nicht ! - Ich 
glaube, ein Teil dieser Herren ist wohl auf bei­
den Seiten vorhanden. Ich komme noch 
darauf zurück, daß solche Bestrebungen nicht 
sehr einfach durchzudrücken sind. Sagen wir 
es ganz offen : Die Öffentlichkeit, die auf der 
einen Seite vom Staat Einsparungen verlangt, 
ist dann, wenn tatsächliche Einsparungen 
vorgenommen werden sollen, auf der Barri­
kade, und es gibt Massenversammlungen von 
über Tausend Protestierenden '- wie wir 
gehört haben -, die sich gegen eine Maß­
nahme auflehnen und sich dagegen ausspre­
chen. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs : Das 
waren die Bauern ! - Abg. Mose r :  Weil es 
auf dem Rücken der Bevölkerung geschehen 
soll ! Die Lasten der Bevölkerung auferlegen !) 
Lieber Herr Kollege Moser ! Die Frage ist, 
wen die Lasten mehr drücken oder in welcher 
Form sie mehr drücken. (Abg. M os e r :  Nach 
Ihrer Politik immer den kleinen Mann !) 
Jetzt sind wir wieder bei dem alten Schlagwort 
angelangt : Die Armen werden reicher . . .  
(Abg. M oser :  Sehr richtig ! Ich unterstreiche 
das !) Die Armen werden reicher ! Das hat 
Herr Kollege Mosel' bestätigt, ich danke Ihnen 
dafür ! (Abg. Dr. Pi t terman n :  Ein altes 
Schlagwort der Enzyklika !) 

Der Einsatz elektronischer Datenverarbei­
tungsanlagen in wichtigen Bereichen wurde 
fortgesetzt. Nach dem letzten Prüfungsbericht 
des Rechnungshofes, den wir derzeit im Aus­
schuß liegen haben, ist von 1966 auf 1967 im 
Prüfungsbereich des Rechnungshofes die Zahl 
der Datenverarbeitungsanlagen von 96 auf 
1 12 gestiegen. Davon sind 34 bereits unmittel­
bar in der Verwaltung eingesetzt. Mit Hilfe 
dieser Anlagen ist man zum Beispiel derzeit 
dabei, die Altersschichtung im öffentlichen 
Dienst zu eruieren, um schon jetzt Grundlagen 
für die Deckung des künftigen N achwuchs­
bedarfes zu schaffen . 

Im Rahmen des sogenannten betrieblichEm 
Vorschlagswesens, an dem sich nicht nur die 
Beamten selbst, sondern überraschenderweise 
auch weite Kreise der Bevölkerung interessiert 
gezeigt haben, sind bereits 600 Vorschläge 
in der zuständigen Kommission geprüft wor­
den. Ein Teil dieser Vorschläge konnte auch 
schon in der Praxis erfolgreich angewendet 
werden. Ich kann auch hier sagen, daß erspa- . 
rungswirksame Vorschläge dann mit entspre­
chenden Prämien honoriert wurden, und zwar 
in enger Zusammenarbeit mit den verschiede­
nen Ressorts. (Abg. Robert Weisz:  Wie viele 
Personen haben H onorierungen bekommen ?) 
Ich glaube, es sind bis jetzt drei Personen. 
Herr Kollege Weisz ! Ich war der Meinung, 
daß Sie als Vorsitzender des Verhandlungs­
ausschusses diese Dinge wissen, denn ich habe 
das alles zum Teil aus der Zeitung erfahren 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs:  Von Staats­
sekretär Dr. Gruber I) , weil die Berichoo darüber 
sehr intensiv sind. Es werden ja nur Vor­
schläge honoriert, die Ersparungen von einer 
Größenordnung ab 100.000 S ermöglichen. Auf 
diesem Gebiet sind bereits drei Personen hono­
riert worden. (Abg. Robert Weisz:  600 Vor­
schläge, drei Personen !) Es sind bereits ins­
gesamt 600 gewesen, die durchgearbeitet wur­
den. Herr Kollege Weisz, Sie sind selbst 
alter Gewerkschafter wie ich und wissen daher, 
daß der gute Wille, einen Vorschlag zu machen, 
nicht immer tatsächlich das Ergebnis bringt, 
daß dieser Vorschlag auch realisierbar und 
brauchbar ist. 

In enger Zusammenarbeit mit den verschie­
denen Ressorts findet eine ständige Durch­
forschung und Durchforstung des Verwaltungs­
apparates nach Rationalisierungsmöglichkeiten 
statt, und zwar sind es keine Radikalmaßnah­
men, wie ich das vorhin schon gesagt habe, 
sondern es wird versucht, alle diese Dinge 
nach wohldurchdachter Überlegung und in 
Übereinstimmung mit den zuständigen Beam­
ten selbst du.rchzuführen. 

Durch den erhöhten Einsatz von modernen 
Büromaschinen, von Lochkarteien und durch 
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die Vornahme von besseren Kopierverfahren 
wird in weiten Bereichen rationalisiert, um 
a.uch in Zukunft für die Verminderung der 
Personalstände durch den Einsatz technischer 
Hilfsmittel die entsprechenden Voraussetzun­
gen zu schaffen. Das alles ist mit keinerlei 
sozialen Härten verbunden. Wir wissen, daß 
auch die Gewerkschaften ihre Mitarbeit bei 
dieser Arbeitsweise zugesagt haben, da näm­
lich kein Beamtenabbau stattfindet, sondern 
immer nur der natürliche Abgang bei der 
Reduzierung der Personalstände herangezogen 
wird. 

Die neue Kanzleiordnung bringt ebenfalls 
wesentliche Vereinfachungen. Ich möchte bei­
spielsweise nur die Delegierung der Approba­
tionsbefugnisse erwähnen, die der Unter­
schriftenflut und den Aktenhergen auf vielen 
Schreibtischen Einhalt gebieten wird. Dies 
bringt auch eine Steigerung der Eigenverant­
wortlichkeit mit sich. Es wird angestrebt, daß 
für eine Sache immer nur ein Mann zustän­
dig ist und er nur in besonders wichtigen Ange­
legenheiten der Kontrolle eines Vorgesetzten 
unterworfen ist . Überflüssige Evidenzen und 
Karteien werden aufgelassen. 

An St elle formeller Akten, die nur für den 
internen Verkehr angelegt wurden - wie es 
bisher üblich war -, wird es in Zukunft nur 
mehr Kurzinformationen geben. 

An Stelle des umständlichen Briefverkehrs 
wird dort, wo es rationeller und billiger ist, 
das Telefon treten müssen. Unnötige Formu­
lare, Listen und Kontrollen sollen ebenfalls 
beseitigt werden, und die bargeldlose Gehalts­
auszahlung an die Bundesbediensteten ist in 
Vorbereitung und dürfte in Bälde verwirklicht 
werden können. 

Also alles Maßnahmen, die in ihrer Vielfalt 
sehr stark zu einer echten Vereinfachung der 
Verwaltung und vor allem zu einer Verbilli­
gung führen. 

Es sind auch Vorbereitungen im Gange , 
eine Zentral dokumentation des gesamten Bun­
des in Form eines Mikrofilmarchivs in die 
Wege zu leiten. Es gäbe noch vieJe, viele 
andere Details, deren Anführung ich Ihnen 
abflr im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit 
ersparen will. Aber aHe diese Bemühungen -
und jetzt komme ich wieder auf die Äußerungen 
des Abgeordneten Dr. Broda zurück - sind 
mit einer enormen pädagogischen und psycho­
logischen Aufgabe verbunden, da es oft nicht 
leicht ist, altgewohnte Methoden durch neue 
zu ersetzen ; dies gilt auch für die Beamten 
selbst. Professor Winkler an der Wiener 
Universität schilderte in seinem Vortrag über 
Verwaltungsrecht seinen Studenten die Si­
tuation, wenn etwas Neues eingeführt werden 
8011, etwa so : Es war immer so, das haben 

wIr Immer so gemacht, das haben wir nie so 
gemacht, und das steht im Gesetz, und über­
haupt ! - Ich glaube, hier Hegt eine große 
Aufgabe. Wir sind auch in den Gewerk­
schaften bemüht, unsere Kollegen zu einer 
modernen Auffassung zu bewegen. Dies ist, 
wie gesagt, im großen und ganzen ja ohne­
dies der Fall, aber in vielen Einzelfällen 
finden wir die geschilderte Auffassung. Wir 
müssen mitwirken, damit wir auch die innere 
Bereitschaft zur Mitwirkung an einer Ver­
einfachung der Verwaltung erreichen. Denn 
es ist nicht immer leicht, eine Verringerung 
des Arbeitsumfanges herbeizuführen, in dem 
ein gewisser Teil von Leerlauf vorhanden ist. 
Hier gilt es, eine sorgfältige und sachgemäße 
Regelung der Kompetenzen herbeizuführen, 
Doppelgeleisigkeiten auszuschließen, die In­
stanzenzüge auf ihre praktische N otwendig­
keit zu prüfen und vor allem auch eine Rechts­
bereinigung anzustreben. 

Wenn wir überlegen, wie groß die Anzahl 
jener Beamten im gesamten Personalstand 
ist, die die Aufgaben des Ordnungsstaates 
zu besorgen haben, so kommen wir auf kaum 
mehr als 15 Prozent. Die massivste Auf­
gabe ist heute aber nicht mehr die Ordnungs­
hütung, sondern der moderne Leistungsstaat 
hat eine große Anzahl von sozialen, wirt­
schaftlichen und kulturellen Leistungen zu 
erbringen. Es darf daher die Verwaltungs­
politik nicht bei der Rationalisierung der 
Ordnungsverwaltung stehenbleiben, sie muß 
sich auch auf die Organisation der Wirt­
schaftsverwaltung in ihren verschiedensten 
Formen, auf die Organisation der Gerichte, 
der Schulen, der Betriebe und so weiter er­
strecken. 

Die dynamische Dienstpostenpolitik, die 
aus sozialpolitischen Gründen nur im Rahmen 
des natürlichen Abganges erfolgt und daher 
auch keine Auswirkungen negativer, sondern 
höchstens solche positiver Art auf die gesamte 
Wirtschaftsstruktur hat, kann gewissermaßen 
mit dem Konkurrenzdruck in der Privat­
wirtschaft verglichen werden, der seiner­
seits wieder zur Rationalis:i,erung und zur 
Steigerung der Produktivität führt. Dieser 
in Österreich beschrittene Weg, der erfreuliche 
Erfolge zeigt, ermöglicht zweifellos Reform­
maßnahmen im Detail, die in gesunder Wech­
seI wirkung wieder neuen Raum für Personal­
einsparungen schaffen. Dieser Weg kann 
aber nur dann fortgesetzt werden, wenn die 
konzertierte Aktion, von der ich vorhin 
gesprochen habe, weite Kreise erfaßt. 

Ich denke zunächst an die von uns selbst 
in der Zukunft noch zu beschließenden Ge­
setze. Da die Verwaltung nur auf Grund 
der Gesetze ausgeübt werden darf, obliegt 
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es dem Gesetzgeber, der eine große Verant­
wortung hat, für eine langfristige Verwal­
tungspolitik Sorge zu tragen. Es saUte bei 
jedem Gesetz, bevor wir es beschließen, 
genau geprüft werden, ob seine Vollziehung 
rationell erfolgen kann. Es so11 vor aHem die 
verwaltungstechnische Durchführbarkeit auf 
Grund der abstrakten Gesetzestexte über­
prüft werden. Verwaltungstechnische Fehler­
quellen sollten wir noch vor der Beschluß­
fassung aufspüren. Ich darf auf einen Vor­
schlag hinw'Jisen, der in der letzten Zeit 
wiederholt in unserer Presse zu finden war, 
auf die sogenannte Modellbehörde. nas ist 
eine Institution, die vor Beschlußfassung 
über ein Gesetz dies'Js so durchexerziert, als 
würde es schon in Kraft gesetzt sein. 

Ich darf darauf hinweisen, daß uns wahr­
scheinlich auch die Computer in Zukunft 
solche Aufgaben stellen werden. Denn zum 
Beispiel beim deutschen Einkommensteuer­
gesetz - wir wissen, daß die deutsche Ein­
kommensteuer schon SGit 1 956 mit elektroni­
schen Datenverarbeitungsanlagen vorgeschrie­
ben wird - kam eine Computeranlage darauf, 
daß in diesem Gesetz ein Widerspruch vor­
handen ist, der mit logischen Denkgesetzen 
einfach nicht aufgelöst werden kann. Auf 
Grund der Feststellung dieses Computers 
mußte der deutsche Bundestag dann dieses 
Gesetz novellieren. Ich nehme an, daß auch 
bei uns die Zeit nicht allzu ferne ist, in der 
wir in eine derartige Situation geraten könnten. 

Ich darf zum Beispiel nur an das Straf­
registergesetz erinnern, das wir heuer im Juli 
beschlossen haben. Es ist computergerecht 
formuliert, sodaß in der Technik seiner Voll­
ziehung die elektronische Datenverarbeitungs­
anjage bei der Bundespolizeidirektion Wien 
verwendet werden kann. Dieses Gesetz wurde 
also nicht nur von Juristen, sondern auch 
von Kriminalisten und von Programmierern 
beziehungsweise von Technikern vorbereitet. 
Es werden die im Strafregistergesetz vor­
gesehenen Daten nicht nur für die reine Aus­
kunft nach dem Gesetz Verwendung finden 
können, sondern sie werden auch in ein 
künftiges und schon sehr weit in Vorbereitung 
befindliches elektronisch integriertes kriminal­
polizeiliches Informationssystem gespeichert 
werden können. Ich da.rf in diesem Zusammen­
hang auch berichten, daß Österreich auf 
,diesem Gebiet, das vor aHem die Kriminalistik, 
die Nachforschungen der Kriminalpolizei we­
sentlich erleichtern wird, anderen Ländern 
weit voraus ist . 

Aber sosehr die künftige Gesetzgebung 
verwaltungspolitisch bedeutsam ist, bedarf 
das Problem der Rechtsbereinigung einer be­
sonderen Aufmerksamkeit. Wie sehr das aber 

eine undankbare Aufgabe sein kann, beweist 
das Schicksal der bisher auf diesem Gebiet 
im Hause eingelangten Vorlagen, die dann 
wieder zurückgezogen wurden. Niemand ge­
ringerer als einer der großen Männer des 
österreichischen Verwaltungsrechtes, Pro­
fessor Adamovich, hat in seinem "Handbuch 
des österreichischen Verwaltungsrechtes" der 
Rechtsbereinigung im Rahmen einer pJan­
mäßigen Aktion einer umfassenden Verwal­
tungsreform unbedingten Vorrang gegeben. 
V/enn auch diese Einstufung schon heute be­
stritten ist, so glaube ich doch , da ß Adamovich 
mit seiner Feststellung der Wichtigkeit der 
Rechtsbereinigung unbedingt auch den rich­
tigen Weg gegangen ist. Durch diese Rechts­
bereinigung - so nach Adamovich - sollen 
die Behörden, aber auch die Parteien der müh­
sdigen, für sie meistens undurchführbaren 
Arbeit des Zusammentragens der geltenden 
Texte mehrfach abgeänderter Rechtsvor­
schriften enthoben werden. 

Nach Zurückziehung des Entwurfes der 
Bundesregierung vom 19.  Jänner 1 967 liegt 
seit 1 5 .  Dezember 1 967 der Entwurf des ersten 
Rechts bereinigungsvor bereitungsgesetzes, das 
die Gesetzgebungsperioden bis 1 9 1 8  er­
faßt, hier im Hause. Das Ideal der Rechts­
bereinigung läge zweifellos in einer Neu­
kodifikation der gesamten Rechtsordnung, 
doch es besteht die Auffassung, daß diese 
Aufgabe rein arbeitsmäßig innerhalb abseh­
barer Zeit nicht zu bewältigen ist. Es ist da­
her vorgesehen, dem ersten Rechtsbereini­
gungsvorbereitungsgesetz ein zweites und ein 
drittes folgen zu lassen, welche die Zeiträume 
von 1 9 1 8  bis 1945 und von 1945 bis zur Gegen­
wart umfassen solJen. 

Diese schrittwt:)ise Rechtsbereinigung weist 
eine Reihe von Vorteilen auf, und die Rechts­
erneuerung könnte weitgehend ohne zusätz­
lichen Personal- und Sachaufwand durch­
geführt werden. Es erhebt sich nur die Frage, 
ob man sich in dieser Beziehung aus Er­
sparungsgründen Zeit lassen soll, wenn von 
vielen Seiten die Rechtsbereinigung als eine 
a ussch lagge bende V ora ussetzung für eine 
Verwaltungs vereinfachung betrachtet wird. 
Das Ziel der Verwaltungs vereinfachung ist 
ja wieder eine Ersparnis. (Der Präsident über­
nimmt wieder den Vorsitz.) 

Ich darf vielleicht hier einen Gedanken vor­
bringen, der meiner Meinung nach in Er­
wägung gezogen werden soHte. Selbst wenn 
sich ein Juristenteam die Rechtsbereinigung 
zur Lebensaufgabe machen würde, könnte 
der menschJiche Geist diesen ganz weiten 
Bereich unzähliger Vorschriften und dicker 
Gesetzbücher gar nicht mehr fehlerlos er­
fassen. Wie wäre es, wenn man auch hier 
moderne Hilfsmittel einsetzen würde � Die 
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Speicherung vieler Tausender Rechtsvorschrif­
ten nach einem bestimmten Programm, nach 
bestimmten Gesichtspunkten ist sicherlich nicht 
sehr schwer. Das Herausfinden jener Vor­
schriften, die irgendwann geändert oder außer 
Kraft gesetzt worden sind, dürfte diesen 
Elektronengehirnen doch sicher leichter fallen 
als die Berechnung der Umlaufbahn einer 
Rakete um unsere Erde. 

Dies würde nicht nur einen klaren über­
blick über die derzeit gültigen Rechtsvor­
schriften ermöglichen, sondern auch die Syste­
matik auf den verschiedenen Rechtsgebieten 
erleichtern und damit die Rechtssicherheit 
wesentlich erhöhen. Ich glaube, man sollte 
sich wirklich Gedanken darüber machen, ob 
uns nicht die moderne Technik auch hier 
ein Hilfsmittel in die Hand gibt, sodaß wir 
von der üblichen Form, wie sie durch Jahr­
zehnte und Jahrhunderte gebräuchlich war, 
vom Durch blättern von Gesetzen und vom 
Vergleichen, auf diese Art und Weise ent­
bunden werden können. Versuchen wir auch 
in dieser Frage, die moderne Technik in den 
Dienst der Rechtsbereinigung zu steBen. 

Größte Bedeutung kommt meiner Meinung 
nach in der Verwaltungspolitik auch dem 
Rechnungshof zu. In seinen Prüfungsbe­
richten werden immer wieder Mängel auf­
gezeigt und Verbesserungsvorschläge erstattet. 
Diesen Aus<:ftellungen und Vorschlägen wird 
im Einzelfall jeweiJs Rechnung getragen. Wie 
mir Herr Staatssekretär Dr. Gruber mit­
geteilt hat, werden die vom Rechnungshof 
gemachten Verbesserungsvor8chläge, sofern sie 
allgemeiner Natur sind und in weiten Be­
reichen angewendet werden können, im Bun­
deskanzleramt gesammelt und den in Frage 
kommenden Dienststellen und Behörden zur 
Beachtung übermittelt. 

Ich glaube, daß diese Vorgangsweise der 
verfassungsmäßigen Kontrolle der Verwaltung 
durch das Parlament, durch uns hier, mehr 
Wirksamkeit geben wird als bisher, und das 
ist auch verwaltungspolitisch meiner Meinung 
nach von besonderer Bedeutung. 

Wenn Profe���;�Ada��;i�r-;r;""'�b""'e"";-
on

"'
d
-

e-;-
-
e
-
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Problem der umfassenden Verwaltungsreform 
auch noch die Vereinfachung der Behörden­
organisation - Abbau der nicht notwendigen 
Sonderbehörden, klare Festlegung der Zu­
stä.ndigkeiten, auf die ich bereits hingewiesen 
habe, richtige Abgrenzung des Aufgaben­
bereiches der staatlichen Verwaltung und 
Selbstverwaltung und bestmögliche Trennung 
der Wirtschaftsverwaltung von der Hoheits­
verwaltung-bezeichnet, so soUten diese Forde­
rungen den wichtigen Aufgaben einer Ver­
waltungspolitik zugeordnet werden. 

Daß in diesem Zusammenhang unsere Ver­
fassung einmal vom verwaltungspolitischen 
Standpunkt, aber auch vom Standpunkt des 
ungeheuren Wandels der gesellschaftlichen. 
wirtschaftlichen und technischen Verhä.lt­
nisse in den letzten 50 Jahren durchleuchtet 
werden sollte, wird wohl von niemandem in 
Zweifel gestellt. Es wäre die große Aufgabe 
der verantwortlichen politischen Kräfte in 
unserem Lande, gemeinsam mit der Wissen­
schaft diesen Veränderungen Rechnung zu 
tragen und, aufbauend auf den unwandelbaren 
Grundsätzen der demokratischen Grundrechte, 
konsequent eine moderne Rechtsordnung zu 
entwickeln. Die Gefahr, daß durch den 
Wandel der Gesellschaft eine ungeheure Kluft 
zwischen vielen der bestehenden Rechts­
normen und der Wirklichkeit d('s Tages ent­
steht, ist gro ß. Diese Entwicklung kann zu 
gesellschaftlichen Reaktionen führen, die wie­
der die demokratische Grundordnung in un­
serem Lande selbst gefährden könnten. 

Die Bemühungen der Bundesregierung und 
vor allem des Herrn Bundeskanzlers in dieser 
Richtung sind vielfältig, stoßen aber aus 
tagespolitischen Gründen nicht immer auf 
das notwendige Verständnis. Für seine Be­
mühungen, dem gewandelten Sozial. ,  Wirt­
schafts- und Bildungsstaat auch eine moderne 
rechtsstaatliche Grundlage zu geben, gibt 
es viele Beweise. Die Kommission zur Neu­
kodifikation der Glund- und Freiheitsrechte 
ist konsequent an der Arbeit. Das Forderungs­
programm der Bundesländer soll dem Sub· 
sidiaritätsprinzip in der Velwaltung unter 
Berücksichtigung des föderalistischen Grund­
elements in unserer Verfassung Rechnung 
tragen und so fort. 

Ebenso sind die Bemühungen bekannt, 
klare Kompetenzen und Rechtsvcrhältnisse 
zu schaffen und überhaupt die Wissenschaft 
für die Modernisierung des Rechtes in unserem 
Lande zu interessieren. Hier sollte sich die 
Grundlagenforschung nicht nur mit der Ge­
schichte und mit der Gegenwart des österrei­
chischen Verwaltungsrechtes und der Ver­
waltung selbst, sondern auch mit der wissen­
schaftlichen Durchleuchtung vorhersehbarer 
künftiger Entwicklungen beschäftigen. In 
einer Zeit, in der die Wissenschaft alle Bereiche 
des modernen Lebens erfaßt, sollte das ge­
meinsame Anliegen aller Staatsbürger, die 
Ordnung ihrer Lebensverhältnisse durch eine 
moderne Verwaltung, nicht ein Zufallskind 
der Wissenschaft bleiben. 

Zweifellos könnten Impulse in dieser 
Richtung auch von einem Lieblingsgedanken 
des Herrn Bundeskanzlers ausgehen, nämlich 
von der Österreichischen Nationalstiftung. Der­
zeit wird jedoch von einer geschäftsordnungs-
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mäßigen Behandlung des Entwurfes eines 
Bundesgesetzes über die Errichtung einer 
Österreichischen Nationalstiftung abgesehen. 
Eine Fühlungnahme mit der Bundesregiel ung 
vermittelte den Eindruck, daß aus budgetäTen 
überlegungen im gegenwältigen Zeitpunkt 
selbst wichtige staatspolitische Aufgaben, wie 
die Erlichtung einer solchen Institution, 
zurückgestellt werden. 

Bundeskanzler Dr. Klaus, der der Idee 
einer Österreichischen Nationalstiftung -aner­
kennenswertel weise zum erstenmal Form ge­
geben und auf Regierungsebene zur Dis­
kussion gestellt hat, leistet damit aus seinem 
Amtsbereich heraus einen weiteren Beitrag 
zu dem allgemeinen Bemühen, von zusätzlichen 
Aufgaben deizeit Abstand zu nehmen. 

Wenn ich in meinen Ausführungen den 
Schwo: punkt vor allem auf die Probleme 
unserer VeI waltung gelegt habe, die für alle 
lebenswichtig sind, so will ich es nicht verab­
säumen, den rund 270.000 Bundesbediensteten, 
die Tag für Tag und, ich kann auch sagen, 
Nacht für Nacht treu im Interesse der Allge­
meinheit iru:en Dienst versehen, den Dank 
für ihre unermüdliche Arbeit im Dienste 
des österreichischen Volkes abzustatten. (Bei­
lall bei der Ö V P.) Das ist eine Arbeit, die 
gerade nach dem Wiedererstehen Österreichs 
oft unter schwersten Bedingungen geleistet 
wurde und der auch heute noch so manche 
Hilfsmittel fehlen, · die in der p·.:ivaten Wirt­
schaft schon lange gebräuchlich sind. 

Wir wissen aber, und ich habe darüber 
manches Detail gebracht, daß alles unter­
nommen wird, um diese VerwaJtung zu mo­
dernisieren. Das österreichische Verwaltungs­
system gehört so wie der überwiegende Teil 
der österreichischen Beamtenschaft seit seinen 
Anfä.ngen zu den besten der Welt. Wenn auch 
aus dem Obrigkeitsstaat her entwickelt, hat 
sich dieses System auch im demokratischen 
Rechtsstaat bewährt. Aber diese Bewährung 
bedeutet noch lange nicht, daß dieses System 
nicht in bezug auf seinen rechtlichen und 
moralischen Unterbau in vielen seiner Einzel­
heiten den gewandelten gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen Rechnung tragen 
kann und vor allem dem immer wieder schneller 
werdenden Fortgang dieser Entwicklung ge­
wachsen sein wird. 

Das vorliegende Budget 1969 gibt Zeugnis 
davon, daß die Bundesregierung gerade in 
dieser Richtung erfolgreiche Schritte mutig 
eingeleitet, aber auch fortgesetzt hat. Weniger, 
a.ber besser bezahlte Beamte, Modernisierung 
und Rationalisierung, die eine weitere Ent­
wicklung in dieser Richtung ermöglichen, 
Reformen verschiedener Art im Rahmen einer 
auf die Zukunft ausgerichteten Verwaltungs-

politik - das sind sichtbare Zeichen einer 
Politik, die nicht auf den Augenblickserfolg aus­
gerichtet ist, sondern der Zukunft und damit 
der Jugend unseres Landes dient. Die Aner­
kennung, die Österreich dafür vom Ausland 
bereits gezollt wurde, setzt sich immer mehr 
und mehr auch in der öffentlichen Meinung 
unseres Landes durch. 

Wir Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei sagen dafür dem als Ressortchef 
verantwortlichen Bundeskanzler Dr . Klaus. 
aber auch seinem mit diesen Aufgaben betrau­
ten Staatssekretär Dr. Gruber unseren Dank 
und versichern beide unserer vollen Unter­
stützung für die auf lange Sicht erfolgreich 
begonnene Verwaltungspolitik, die. im Bud­
get 1969 ganz deutlich zum Ausdruck kommt. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Gratz. Ich erteiJe es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPÖ) : Herr Präsident 1 
Hohes Haus ! Ich möchte zur Vorrede des Kol­
legen Guggenberger sagen, daß ich persönJich 
die Frage der Verwaltungsreform für ein 
wesentliches Problem halte und der Diskussion 
darüber mit Interesse gefolgt bin. Aber, Hohes 
Haus, jetzt warte ich seit Beginn der Debatte 
auf einen Redner der ÖVP-FraktioIi, der einmal 
erklärt, warum die ÖVP für dieses Bundes­
finanzgesetz stimmt. Das haben wir bis jetzt 
noch nicht gehört ! (Zwischenruf bei der Ö V P.) 
Sie haben ein dumpfes Gefühl, daß Österreich 
in guter Hand liegt. Das können wir Ihnen 
nicht nehmen, aber es muß doch einer von 
Ihnen da erklären, warum das Budget gut ist. 
(Ru] bei der Ö V P :  Das hat Kollege Glaser 
gemacltt !) Kollege Gla.ser war ein hervor­
ragender Kontraredner gegen den sozialisti­
schen Minderheitsbericht, aber ein Proredner 
für das Budget war er meiner Ansicht nach auch 
nicht. Aber die Debatte ist noch nicht zu 
Ende ; vielleicht kommt noch eine Artikulierung 
dieses Ihres Gefühles, daß dieses Budget gut 
ist. (Ruf bei der Ö V P : Wir haben ja noch 
Zeit !) Sie sagen, Sie haben noch Zeit ; wir 
werden uns ja  im einzelnen noch in den näch­
sten drei Wochen auseinandersetzen. 

Hohes Haus ! Ich wollte mich heute, da die 
Gruppen I und II zur Debatte stehen, das 
heißt Oberste Organe, Parlament und Bundes­
kanzleramt, also der Bundeskanzler als Vor­
sitzender der Bundesregierung, doch auch ·mit 
dem Verhältnis Regierung - Parlament be­
schäftigen. Ein aktueller Anlaß heute vor 
Eingang in die Sitzung hat mich doch veran­
laßt, diese Bemerkungen etwas zu aktualisieren 
und nicht nur theoretisch über Parlaments­
rechte zu sprechen, sondern auch über die 
Dinge, die hier heute passiert sind. 
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Hohes Haus ! Ich habe das Gefühl, seit der 
Regierungsumbildung Ende Jänner, seit die 
österreichische Bundesregierung einen Staats­
sekretär für Propaganda bestellt hat, ist die 
bekannte Wahrheitsliebe der ÖVP-Propaganda 
auch in die Äußerungen der Regierungsmit­
glieder in diesem Haus eingedrungen. Das 
Baispiel dafür war heute unter anderem die 
Fragestunde, die Erklärung des Herrn Bundes­
kanzlers und einige Erklärungen der letzten 
Zeit. 

Ich möchte daher heute, wie gesagt, " nicht 
über technische Details der Parlamentsarbeit 
sprechen, sondern darüber, da ß dieses Parla­
ment, was wir hier immer gesagt haben, auch 
nicht reformiert gehört, sondern daß die 
Bundesregierung und die Mehrheitspartei in 
diesem Haus das Parlament so behandeln 
sollen, daß es arbeiten kann. Zu diesem So­
Behandeln, daß ein Parlament arbeiten kann, 
gehört, daß dieses Parlament, der Nationalrat 
als Ganzes, von der Bundesregierung richtig 
informiert wird und daß die Mehrheit dieses 
Hauses nicht Debatten über Information der 
Bundesregierung mit einer Mehrheitsabstim­
mung verhindert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber, Hohes Haus, ich glaube nicht, daß 
Sie, die Damen und Herren von der ÖVP, 
geglaubt haben, die Diskussion über die Fest­
stellungen des Herrn Bundeskanzlers zu Beginn 
der Sitzung damit für immer unmög1ich gemacht 
zu haben. Wir haben ja j etzt anschließend Zeit. 
Es wäre wahrscheinlich besser gewesen, un­
mittelbar anschließend an die Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers konzentriert darüber 
sprechen zu können, anstatt daß,  das muß ich 
auch sagen, dieser Eindruck der niedergestimm­
ten Diskussion uns alle seit dieser Erklärung 
bis jetzt beherrscht. 

Nun gut, wir sprechen halt jetzt darüber. 
Das Parlament ist der Regierung sicherlich 
nicht angenehm. Aber das Parlament ist auch 
nicht dazu da, um der Regierung angenehm zu 
sein oder WohlgefalJen zu verbreiten. Das 
Parlament ist dazu da, die Regierung zu fragen, 
die Regierung zu kritisieren und Auskunft von 
ihr zu verlangen. Ich weiß schon, daß der 
Herr Bundeskanzler lieber vom Plakat 
herunterschaut, da kann er nicht gefragt 
werden, und seine Antworten können nicht 
konfront,iert werden. ( Heiterkeit und Zustim­
mung bei der SPÖ. - Abg. Dr. Pit t ermann:  
Da kann er  auch nicht die Unwahrheit sagen ! -
Zwischenruf des Abg. Guggenberger.) Ich 
verstehe Sie nicht. Ich kann nicht antworten, 
wenn ich Ihre Frage nicht verstehe. (Abg. 
Gugge nberger :  Ich habe gesagt : Sie sollen 
das Parlament nicht zum Kabarett machen !) 
Ich mache es zum Kabarett, Herr Kollege � 
(Abg. Dr. Pittermann : Er macht das Parla-

me nt nicht zum Kabarett ! Der, der "di8 Unwahr­
heit sagt, macht es zum Kabarett !) Herr Kollege, 
für Sie mag es lustig sein, daß der Herr Bundes­
ka-nzler Erklärungen abgibt, die, um es fein 
auszudrücken, mit den Tatsachen nicht über­
einstimmen. Für uns ist das nicht lustig, son­
dern für uns ist das sehr ernst ! 

Ich möchte daher jetzt an Hand von Zitaten 
feststellen, worum eS bei den Erklärungen des 
Herrn Bundeskanzlers gegangen ist und was uns 
an dit;lsem Stil der Auskunftserteilung von sei­
ten der Bundesregierung nicht gefällt. 

Der Herr ;Bundeskanz1er hat heute in der 
Fragestunde, das haben Sie alle gehört, 
wörtlich gesagt : "Bei der erwähnten Dienst­
besprechung" - seinerzeit in der Stiftskaserne, 
auf die ich dann im einzelnen noch eingehen 
werde - "war Herr Euler überhaupt nicht 
anwesend. Er war damals noch gar nicht 
bestellt. " (Heiterkeit und Beifall bei der 
Ö VP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat aber am 
17 .  Mai 1 968 - hier ist der offiziel1e Brief -
an den Abgeordneten Thalhammer geschrieben : 

"Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! In der 
Fragestunde des Nationalrates am 16.  Mai 
1968 habe ich in Beantwortung der von Ihnen 
an mich gerichteten kurzen mündlichen An­
frage, Nr. 1645/M, mich bereit erklärt, Ihnen 
die Namen derjenigen Personen mitzuteilen, 
die in ihrer Eigenschaft als Experten an der 
unter dem Vorsitz des Herrn Staatssekretärs 
Karl Pisa am 9. und 10. Februar 1968 stattgefun­
denen Amtsbesprechung teilgenommen haben. 
Es sind dies" - dann folgen einige Namen, 
und als letzter Name : "Redakteur Euler." 

Daraufhin hat sich, wie Sie wissen, der Herr 
Bundeskanzler zu Wort gemeldet, das ist 
diese Wortmeldung, über die Sie die Debatte 
abgelehnt haben, und hat zu diesem Wider­
spruch folgende Erklärung abgegeben : "Re­
dakteur Euler war im Zeitpunkt der am 
9. und 10. Februar stattgefundenen . Dienst­
besprechung als Pressereferent des Bundes­
ministeriums für Inneres noch nicht bestellt ; 
er hat daher nicht in dieser amtlichen Eigen­
schaft an der Besprechung teilgenommen." 
Eine Besprechung, die im übrigen dEr Herr 
Bundeskanzler als Amtsbesprechung bezeich­
net hat. "Daß er allenfalls als Angestellter 
der Bundesparteileitung der Österreichischen 
Volkspartei an dieser Besprechung teilgenom­
men hat, war bei der Anfrage des Abgeordneten 
Tull weder dem Herrn Innenminister , mit dem 
ich mich kurz verständigt habe, noch mir 
erinnerlich." Gut, der Herr Bundeskanzler 
hat sich nicht daran erinnert. 

Aber jetzt kommt eine Mitteilung, die sämt­
liche schriftlichen Auskünfte des Herrn Bun­
deskanzlers wertlos macht, denn er hat dann 
wei ter gesagt : 
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" Ob meine schriftliche Mitteilung an den 
Abgeordneten Thalhammer vom 18.  Mai, 
was die Teilnahme Redakteur Eulers anbe­
langt, richtig war . . .  , wird noch überprüft." 

Herr Bundeskanzler, was können wir in 
diesem Haus in Zukunft davon halten, wenn 
wir auf Amtspapier der Republik Österreich 
mit der eigenhändigen Unterschrift des Herrn 
Bundeskanzlers eine Auskunft erhalten, wenn 
dann später in einer Sit�ng �ers� ein Irrtum 
festgestellt wird und dann, daß der Irrtum 
ein Irrtum war � Wir kennen uns wirklich 
nicht mehr aus, welche Auskünfte stimmen. 

Das Gefragtwerden muß der Bundesregie­
rung sicherlich nicht angenehm sein. Ich habe 
heute, wie Sie alle, eine lange Ausfertigung 
bekommen, in der der Herr Bundeskanzler 
mitteilt, welche Kosten die parlamentarischen 
Anfragen allein an das Bundeskanzleramt 
verursachen. Es wird hier lang dargelegt, 
wie viele Bedienstete mit der Beantwortung 
beschäftigt sind ; es wird dargelegt, daß wäh­
rend der ersten Hälfte der XI. Gesetzgebungs­
periode fast so viele schriftliche parlamenta­
rische Anfragen gestellt wurden wie in der 
IX. und X. Gesetzgebungsperiode zusammen. 
Dann wird aufgezählt, daß der Gesamtauf­
wand für die Beantwortung der schriftlichen 
parlamentarischen Anfragen 228.627,10 S be­
trägt, der Aufwand für die Beantwortung der 
mündlichen Anfragen 452.000 S,  der Gesamt­
aufwand für die Anfragen daher 680.627, 10 S .  

Welche Konsequenzen die ÖVP-Fraktion 
- leider ! - aus dieser Rechnung zieht, haben 
wir andeutungsweise bereits gehört : Ob man 
da nicht etwas �r Einschränkung tun kann. 
Daß wir das nicht für richtig halten, brauche 
ich argumentativ nicht � erklären. Aber 
eines glaube ich : Die richtige Beantwortung 
wäre auch nicht teurer gekommen I (Heiter­
keit und Beifall bei der 8PÖ. - Abg. Dr. Pit­
,jermann : Für eine Anfragebeantwortung eine 
Gage wie ein Opernsänger !) 

Leider ist das - wir haben so den Ein­
druck - in �nehmendem Maße der Stil der 
ÖVP-Politik, nämlich die Dinge vom Parla­
ment fernzuhalten, und wenn man sie schon 
nicht fernhalten kann, dann wenigstens mit 
Irrtümern und halbrichtigen oder nichtrich­
tigen Mitteilungen über die Dinge hinwegzu­
wischen. 

Ich habe jetzt noch sehr genau in meinem 
Archiv alle Leitartikel der ÖVP-Zeitungen 
nach den oberösterreichischen Landtagswah­
len, in denen gesagt wurde : Die Politik war 
vollkommen in Ordnung, nur die Propaganda 
war schlecht. Kurz darauf kam die Regie­
rungsumbildung mit dem Herrn Propaganda­
staatssekretär als neueste Errungenschaft.  

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regie­
rungserklärung vom 23. Jänner gesagt : "Die 
Regierung ist entschlossen, künftig der öster­
reichischen Bevölkerung in verstärktem Maße 
durch Information Rechenschaft zu geben. "­
Dann kommt auch der Satz vor : "Rechenschaf* 
über die Abwehr oder Milderung von Gefah­
ren." - Hohes Haus I Welche Rechenschafi 
hat die österreichische Bundesregierung in 
den Spionageaffären, die sich in letzter Zeii 
hä.ufen, der österreichischen Bevölkerung und 
diesem Hohen Haus gegeben � (Abg. HartZ:  
Braucht sie nicht !) - Braucht sie nicht ' 
(Abg. H art l :  Hören 8ie, da haben Sie kein� 
Idee !) Herr Abgeordneter Hartl ! Wir haben 
langsam den Eindruck - ich werde es dann 
noch beweisen - :  Ihnen ist das Wichtigste, 
daß die SPÖ nichts erfährt, wenn es sonst wer 
erfährt, ist Ihnen das ziemlich egal. ( Zustim­
mung bei der 8 PÖ.) 

Euler, der als Pressereferent des Innen­
ministeriums angestellt war, war in seiner 
Qualifikation Pressereferent der Österreichi­
schen Jugendbewegung im Generalsekretariat; 
der ÖVP. Herr Bundesminister Soronics hat 
heute in der Fragestunde gesagt : " Ich stelle 
fest - und das ist jederzeit nachweisbar -, 
daß Redakteur Euler mit 1 .  März laut Werk­
vertrag im Bundesministerium für Inneres 
aufgenommen wurde ." Gut. Kollege Dr. Fied­
ler, der - ich bin davon überzeugt - die 
Information nicht selbst erarbeiten konnte, 
sondern vom Bundesminis�r bekommen 
mußte, sagte am 7. März, also sechs Tage 
nach der Anstellung, wörtlich hier in der 
96. Sitzung : "Herr Redakteur Euler, der hier 
genannt wurde, wurde bisher weder aufgenom­
men, noch beabsichtigt der Herr Bundesmini­
ster für Inneres, mit ihm ein Dienstverhältnis 
einzugehen. Das, meine Damen und Herren, is. 
die Tatsache, vorher hörten Sie den Tratsch !" 
(Zustimmung bei der () VP. - Abg. Dok­
tor Fied l e r :  Es ist ein Unterschied zwische1t 
Werkvertrag und Dienstverhältnis ! - H eiter­
keit bei der 8PÖ.) Sehen Sie, das gehört jetzt 
�m Regierungsstil, zu dem Stil : Er war nicht 
im Dienstvertrag angestellt, sondern im Werk­
vertrag. Sie haben aber den Ausdruck ge­
braucht : "wurde bisher weder aufgenom­
men . . .  " Wenn Sie sich schon darauf aus­
reden, Sie hätten nur auf den Dienstvertrag 
Bezug genommen und nicht auf den Werk­
vertrag, dann haben Sie beim Ausdruck 
"wurde bisher weder aufgenommen" für die 
Vergangenheit diese Unterscheidung nicht 
gemacht. Für die vergangenen sechs Tage 
war diese Äußerung also unrichtig. Ich mache 
Ihnen, Herr Kollege, daraus wirklich keinen 
Vorwurf, weil ich nicht glaube, daß Sie sich 
diese Information aus den Fingern gesogen 
haben. Sie müssen sie selbst von jemandem 
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bekommen haben, und dieser Jemand könnte solchen Vorwürfen entrüstet sind. Wir haben 
nur der Ressortminister , der Bundeskanzler manchmal das Gefühl, daß Sie gar nicht 
oder der Propagandastaatssekretär gewesen mehr verstehen, was wir Ihnen eigentlich 
sein. vorwerfen, wenn Sie sich in dieser Form mit 

Ich kann Ihnen aber sagen, welche Quali­
fikation der Herr Redakteur Euler sonst noch 
gehabt hat, von dem ja vermutet wird, daß 
er für östliche Nachrichtendienste gearbeitet 
hat. Er hat vor den Wahlen 1966 eine Bro­
schüre herausgegeben : Willst du es "so 
oder so ?" Ich brauche Ihnen Ihre Broschüre 
der "Roten Katze" von vor dem 6. März 
1966 sicher nicht vorzulesen. Das war aber, 
meine Damen und Herren, sicherlich eine 
sehr wertvolle Qualifikation für diesen Redak­
tellr. Bei dieser Regierung, wo plakatiert 
wird : Österreich in guter Hand in einer 
unsicheren Welt ! - Ich kann nur sagen : 
Es muß jetzt ein sehr unheimliches Gefühl 
sein, im Ministerrat bei vertraulichen Beratun­
gen zu sitzen und zu wissen, daß man die 
Dinge nicht einmal mehr seinen engsten 
Mitarbeitern weitererzä.hlen darf, weil das 
keine Mitarbeiter sind, die den Diensteid 
auf die Republik Österreich geleistet haben, 
sondern solche, die wegen ihrer Treue zur 
ÖVP mit Werkvertrag aufgenommen wurden ! 
(Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Das ist auch die Antwort 
auf die Frage, ob die Regierung nichts dafür 
kann. Sie kann, wenn ihr so etwas passiert, 
dann etwas dafür, wenn sie sich nicht der 
auf die Republik vereidigten Beamten und 
auch nicht der Vertrags bediensteten bedient, 
sondern wenn sie sich dieses Stils der public 
relations durch verdiente ÖVP-Propagandisten 
mit Geldern des Budgets, das Sie ja beschließen 
werden, bedient. Ich muß daher noch einmal 
darauf hinweisen, daß der, der jetzt unter 
diesem Verdacht verhaftet wurde, sofern 
sich nicht die amtliche Mitteilung des Bundes­
kanzlers vom 17. Mai als Irrtum herausstellt, 
am 9. und 10. Februar an der Klausur­
tagung teilgenommen hat, die von Staatssekre­
tär Pisa einberufen worden war und von der 
der Herr Bundeskanzler die Tagesordnung 
vom Herrn Staatssekretär, wie sich in der 
Debatte damals gezeigt hat, erst nachträglich 
erfahren hat. Die Tagung hatte zum Inhalt 
- ich möchte auch das wieder in Erinnerung 
rufen - :  " Kritik der ersten Halbzeit, Lehren 
für die zweite Halbzeit" und das "Politische 
Drehbuch für die nä.chsten Monate". Der 
Mann ist dabei gesessen, wie Ihr politisches 
Drehbuch für die nächsten Monate gemacht 
wurde. Meine Gratulation, meine Herren, 
für diesen Stil der Politik ! (Beifall bei der 
sPO.) 

dem Stab identifizieren, daß Regierungspropa­
ganda gleich Staatspropaganda ist , daß Sie 
das als Information bezeichnen, was mit 
Geldern der Republik in Wirklichkeit als 
Propaganda der Regierungspartei gemacht 
wurde. Das sind die Ergebnisse dieser Politik, 
wo man dann die Information, wie gesagt, 
nicht mit Beamten macht, sondern mit 
freien Mitarbeitern im Werkvertrag. (Abg. 
Glaser : Hat es unter Beamten noch nie Spionage 
gegeben ? War es nicht in Deutschland ei", 
sozialistischer Abgeordneter, der Spionage be­
trieben hat ? - Abg. Dr. Pit termann:  Wi,. 
reden von Osterreich ! - A nhaltende Unruhe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Hohes 
Haus ! Bitte ! Am Wort ist der Abgeordnete 
Gratz . (Weitere Zwischenrufe.) 

Abgeordneter Gratz (fortsetzend) : Herr 
Kollege Glaser ! Ich hätte diesen Punkt der 
Bundesregierung heute nicht in diesem Ausmaß 
vorgeworfen, auch wenn ich dabei bleibe, 
daß man bei den mit Diensteid vereidig­
ten Beamten, die seit Jahrzehnten im Dienste 
der Republik stehen, mehr Sicherheit hat 
als bei denen, deren einzige Qualifikation 
die ist, daß sie für die ÖVP Propaganda 
gemacht haben . . .  (Beifall bei der SPO.) 
Ich hätte auch das nicht so in den Vorder­
grund gestellt, wenn Ihr Bundesparteio b­
mann und Ihr Bundeskanzler sich zur gleichen 
Zeit nicht genieren würden, in Niederö.ster­
reich schon wieder die "Rote Katze" aus dem 
Grab herauszuholen. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. K ranz lmayr:  Kollege Gratz ! Eint 
Frage : Mit welchem Vertrag waren die drei 
Redakteure des Ministers Czettel angestellt, 
die 2000 S monatlich von ihm bekommen 
haben ? - Abg. Czet te l : Das waren keine 
Spione !) Das waren keine Spione, Herr 
Kollege ! (Abg. Dr. K ranz lmayr :  Ohne Vertrag 
haben Sie drei Mann angestellt !  - Abg. 
Soron ics : Drei Mann mit 2000 S monatlich ! 
- Abg. Libal : Das waren keine Spione ! -
Weitere Zwischenrufe.) 

Präsiden t (das Glockenzeichen gebend) : Aber 
bitte, bitte, jetzt keinen Spionenproporz t 
(Abg. Gzette l : Das waren keine Spione, 
Herr Dr. Kranzlmayr ! - Rufe bei der 0 V P : 
Ohne Vertrag ! - Weitere Zwischenrufe.) 
Am Wort ist der Abgeordnete Gratz , Hohes 
Haus ! Alle auf einmal können nicht reden f 

Aber ich habe damals bereits gesagt : Abgeordneter Gratz (fortsetzend) : Wir reden 
Das Entsetzliche ist ja für uns, daß Sie bei davon, Hohes Haus, und deswegen habe ich 
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das natürlich bereits erklärt, daß das der 
gleichen Regierung passiert, deren Vorsitzender 
.auf dem niederösterreichischen Landespartei­
tag die "Rote Katze" wieder hervorholt, daß 
das der gleichen Regierung passiert, deren 
Bundeskanzler, den Sie nominiert haben, 
von den Plakaten herunterlächelt und sagt , 
daß Österreich in guter Hand ist. (Zwischen­
rufe bei der S p(j.) 

Ich glaube schon, daß es Ihnen unangenehm 
ist, in diesem Haus über solche Affären zu 
reden , aber Sie gehen hier wie beim Bauskandal, 
wie bei allen anderen Dingen so vor : Schuld 
an diesen Dingen ist nicht der, der sie begeht, 
sondern der, der sich traut, im Haus aufzu­
stehen und sie aufzuzeigen. (Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Guggenberger :  Schon die 
alten Römer haben gesagt : Es kreißten die 
Berge, heraus kommt ein Mäuslein ! - Abg. 
Libal :  Sie haben sich eh schon bedankt beim 
Bundeskanzler, jetzt können Sie Ruhe geben ! 
- Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Hohes Haus ! Ich habe angekündigt, daß 
ich auch noch auf einen dritten Fall einer 
nichtkorrigierten Fehlinformation dieses 
Hauses zurückkommen werde. Der dritte Fall 
betrifft die Sitzung vom 13. November 1 968, 
wo ich doch noch einmal darauf eingehen 
muß, daß der Herr Abgeordnete Dr. Halder 
in seiner Rede wörtlich behau.ptet hat : 
"Wenn Sie diese Frage schon anschneiden" ­
nämlich die Frage, wer den lmmunitätsau,s­
schuß für 12. November einberufen hat -, 
"dann kann ich Ihnen mitteilen, daß ich auoh 
weiß, daß dieser Ausschußtermin über Vor­
schlag Ihres Herrn Klubobmannes . . . "( Abg. 
S t e in  e r :  Das ist ja wieder eine A ufwärmung 
bereits besprocJ?,ener Dinge ! - Abg. Dr. Pi t t e r­
mann:  Eine "perfide Erklärung", hat der 
" Kurier" gesagt !) Es ist alles besprochen, 
meine Herren ! (Zwischenruf des Abg. Guggen­
berger.) Herr Kollege Guggenberger, ich 
wolHe Sie gerade als gutes Beispiel hinstellen . 
(Allgemeine Heiterkeit. - Abg. Dr. Pi t t er­
mann:  Ein mißglückter Versuch !) Es fehlt 
bei dem, was ich sagen werde, nur eines : 
daß die beiden Kollegen, um die es geht,  
8 0  wie Sie heute bei Beginn hinausgehen 
und sagen : Bitte schön, es ist halt so passiert, 
a.ber es war in Wirklichkeit a.nders. (Abg. 
Gla s e r :  Da müßte aber bei euch der halbe 
Klub hinausgehen !) Sie haben gesagt, Sie haben 
einen Zwischenruf gemacht, der sich eigent­
lich nicht gehörte. Sie haben es ge"lagt. Wenn 
die zwei Kollegen dasselbe getan hätten . . .  
(Ruf bei der (j V P : Die (j V P OOt eben Anstand ! 
- Weitere Zwischenrufe.) Da war jetzt gerade 
ein Zwischenruf : Die Leute der Ö VP haben 
eben Anstand. parf ich bitten, ich muß 
Ihnen ganz kurz zitieren. Bei diesem Zitat 

wären Zwischenrufe sinnlos, weil diese Zwi­
schenrufe gegen Ihre eigenen Abgeordneten 
wären. Ich werde das jetzt vorlesen : 

Der Abgeordnete Dr. Halder hat bei der 
Terminf,'age wörtlich gesagt : " Wenn Sie 
diese Frage schon · anschneiden, dann kann ich 
Ihnen mitteilen, daß ich auch weiß, daß dieser 
Ausschußtermin über Vorschlag Ihres Henn 
Klubobmannes , des Herrn Abgeordneten 
Doktor Pittermann, festgesetzt worde'1 i"lt .. " 

Dann hat sich Vizekanzler Dr. Withalm 
gemeldet und hat so ähnlich wie jetzt in dem 
Zwischenruf "Es war kein Dienstvertrag, 
es war ein Werkvertrag ! "  gesagt : "Halder 
hat nicht erklärt, daß Dr. Pittermann in der 
Präsidialkonferenz den Termin verlangt hätte. 
. . .  Wir haben in der Präsidialkonferenz über 
diese Frage überhaupt nicht gesprochen." 
(Abg. Dr. van Tonge l : Das stimmt auch 
nicht ! - Heiterkeit .) 

Ich habe jetzt von meinem Klubobmann 
das Protokoll der Präsidialkonferenz von 
Montag, dem 4. November, 10 Uhr - ich 
nehme nicht an, daß eS nicht authent.isch ist, 
weIUl es von der Parlamentsdirektion stammt -. 
bekommen. In diesem Protokoll steht unter 
den beschlossenen Ausschußterminen auf 
S .�ite 5 :· 

"Dienstag, 12.  November, eine Viertelstunde 
nach Schluß der für diesen Tag anberaumten 
Festsitzung - Immunitätsausschuß. " 

Drei S Cliten vorher, auf Saite 2, steht noch : 
"Hinsichtlich beider Berichte des Immunitäts­
ausschusses wird von der 24stündigen Auflage­
frist Abstand genommen werden" - weil 
eben die 24stündige Auflagefrist nicht mehr er­
füllt werden konnte. 

Ich hätte ja diese Angelegenheit gar nicht 
mehr vorgebracht, wenn nicht ohne Richtig­
stellung die Behauptungen der letzten Sitzung, 
die beiden Behauptungen von Ihrer S dte, 
im Protokoll stünden und diese nicht zurück­
genommen wurden und nicht widorlegt sind. 

Meine Damen und Herren ! Das war eben ­
aus welchen Gründen und Motiven immer -
eine falsche Information dieses Hohen Hauses, 
die im Protokoll steht, und Sie werden mir 
erlauben, auch wenn Sie es als Aufwärmen 
bezeichnen, das zu berichtigen und festzu­
stellen, daß das, was der Kollege Kleiner 
damaJs gesagt hat, gestimmt hat, daß das, 
was der Kollege Dr. Halder und der Herr 
Vizekanzler Dr. Withalm gesagt haben, eben ­
aus welchen Gründen immer - nicht den 
Tatsachen entsprach. Das war der dritte 
Fall, den ich mir erlaubt habe zu zitieren 
an Informationen, die von seiten der Oster­
reichischen Volkspartei beziehungsweise der 
Bundesregierung in diesem Hause gegeben 
wurden. (Abg. Dr. Pittermann : Das mu{1 
eine Seuche sein bei euch !) 
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Hohes Haus ! Im Zusammenhang mit dem wo sein Gesetz über die Neuregelung der Kom­

Budget muß man sich auch mit dieser Bundes- petenzen nicht durchgeht ? Die Hofübergabe­
regierung selbst beschäftigen, mit ihrer Zu- Debatte 1 Das ist es, was auch die Oppo­
sammensetzung und mit der Frage, wie diese sition in diesem Haus interessiert, wenn wir 
Bundesregierung, die j etzt einmütig und ge- das Verhältnis Parlament zur Regierung be-
8chlossen ein Budget V'orgelegt hat, arbeiten handeln. 
wird, wie lange sie noch arbeiten wird. Ich Aber die Opposition intel'essiert, das möchte 
muß ganz kur� in Erinnerung rufen, daß ich abschließend noch einmal sagen, vor allem 
in sehr vielen Zeitungen - ich habe mir eines : von der Bundesregierung und von 
nooh eine mitgenommen - Ende Jänner den Regierungsmitgliedern wahrheitsgetreue 
gestanden ist : "Der Kanzler verblüfft alle . Informationen zu erhalten. Was uns traurig 
Sensationelle Klaus.Erklärung : Meine Hoff· stimmt, ist, daß Debatten über Wahrheits. 
nung heißt Withalm." "Dr. Withalm soll gehalt von Informationen - nicht dann über 
künftiger Bundeskanzler und Parteiobmann die Konsequenzen ; über die Konsequenzen 
sein." "Geordnete Hofübergabe, aber kein sind wir politisch verschiedener Meinung, selbst­
genauer Zeitpunkt für den Rücktritt." Am verständlich - von Ihrer Mehrheit abgelehn. 
nächsten Tag : "Klaus gegen Rücktrittsgerede. " werden, daß Sie bei Fragen der Information 
Erklärungen in Zeitungen : " ,Hofübergabe' des Nationalrates - nicht der daraus zu 
findet unter gewissen Umständen nicht statt." ziehenden Konsequenzen - auch nicht für 
Der Herr Bundeskanzler hat erklärt : "Wenn das Pal'lament entscheiden, sondern für Ihre 
ich so gesund bleibe, wie ich mich fühle, . . .  Partei. Das mußten wir Ihnen bei dieser 
wenn eine echte Mehrheit unter den Wählern Gelegenheit, bei dieser Debatte zur Gruppe 
dies will, wenn es V'on ihr gewünscht wird. " Parlament und Bundeskanzleramt, eindeutig 
Das ist diese sichere Regierung, deren Ex· sagen. (Beifall bei der BPÖ.) 
ponent V'on den Plakaten schaut. Nachher 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der geben Sie es ja immEr zu, nur ist es nachher 
Herr Bundeskanzler. Ich erteile es ihm. zu spät. Der Herr Bundeskanzler hat, wie 

ich bereits erwähnt habe, in Niederösterreich Bundeskanzler Dr. Klaus : Hohes Haus ' 
gesagt : "Österreich kein rotes ExperimentIer- Die Bundesregierung, aber auch ich selber Bind 
feld." - Ich hoffe, Sie meinen damit, daß heute während der Fragestunde und auch jetzt 
Österreich üb3rhaupt kein Experimentierfeld in den Ausführungen des Abgeordneten Gratz 
sein soll. Aber es steht in den "Östc rreichischen wiederholt der falschen InfOlmation, ja noch 
Monatsheften" zur Regierungsumbildung - weiter, der Unwahrhaftigkeit geziehen worden. 
die " Österreichischen Monatshefte" sind Ihre I (Rufe bei der BP() : Richtig I) 
monatliche Zeitung, V"on der ÖVP, falls es Wenn wir kurz rekapitulieren, was heute 
einige Kollegen nicht wissen - unter dem geschehen ist, so muß ich auf die Form der 
Titel "W eichenstelJung . . . " (A bg. G 1 a 8 e r :  

. ersten und der dritten mündlichen Anfrage, 
Nicht gar 80 überheblich I) - i?h kann Ih�en die an mich gestellt worden sind, zurück­
doch noch sagen, welche ZeItung das 1st. kommen. Diese Anfragen behandeln ganz 
Sie sagen es ja auch immer, .welche Z:-itung allgemeine Themen, die keinen konkreten 
Sie zitieren. Unter dem TItel "Welchen. Gegenstand der Vel waltung beinhalten, und 
stellung für 1 970" steht hier im Leitartik�l : es geht nicht daraus hel V"or, worauf abgezielt 
" Dabei war keine �ndere Reg

.i
erungs�mbl�. wird, um das Gedächtnis des Befragten zu 

dung selbstV'erständhcher als dIese,
. 
weIl dIe st- apazieren. ( Ironische Heiterkeit bei der 

erste Einparteienregieru.ng der ZweIten Re- BPÖ.j Sie könn en sich denken, daß ein 
publik natürlich einen experimentellen Cha- Bundeskanzler (Abg. Dr. Pi t terman n :  Tier­
ra.kter haben . . .  mußte." 8chutzverein verständigen !) nicht nur in jedem 

Also eineinhalb oder zwei Jahre lang haben Ministe:c ' at allein bei etwa 30 bis 50 und noch 
Sie experimentiert. Wann werden Sie das mehr Tageso� dnungFpullkten sein Gedächtnis 
nächste Mal zugeben, daß Sie mit dieser i� gendwie stäcken und sich seine Äußerungen 
RegieTung experimentiert haben 1 Das ist es ja, zurechtlegen muß ;  er muß noch Tausende 
daß nachher gesagt wird : Exp �rimenteller andere Dinge wä.hrend eines Monates in sein 
Charakter! Deswegen f:'agen wh: uns ja auch, Gedächtnis aufnehmen und kann nicht jedes 
weil wir als Opposition hier sind und der Df'tail im Gndächtnis behalten. (Zwischenruf 
Bundesregierung gegenübersitzen, müssen wir bei der BPÖ.) Wenn daher die AnfJagen 
uns hier fragen : Welches Bild der Regim ung, etwas konkTetm' gehalten würden, wie es auch 
welches Bild des Bundeskanzlers stimmt jetzt, in der Geschäftsordnung vorgeschrieben ist, 
welches ist denn das echte Bild 1 Das Plakat, dann könnten wir es uns - davon bin ich 
das Bild im Parlament bei den Anf age· fest überzeugt ; und auch das, glaube ich, 
beantwortungen 1 (Zwischenruf des Abg. Ofe n. wü'!'de die Zusammenarbeit von Parlamen\ 
bock.) Der Herr Bundeskanzler im Ministenat, und Regie! ung, wie Sie, Herr Abgeordneter 
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Bnndeskanzler Dr. Klau. 

Gratz, es in Ihrer Rede einleitend postuliert 
haben, verbessern - auch etwas leichter 
machen. Wir hätten es nicht so schwer, 
wie jetzt, wo wir von ganz etwas anderem 
reden und wo dann bei der Zusatzfrage 
etwas gefragt wird, was die Anfragesteller 
wissen, weil sie sich die Unterlagen, Protokolle 
und dergleichen vorher durchgelesen haben, 
die ich aber beim besten Willen nicht im 
Gedächtnis haben kann. Wenn man versucht, 
jemandem, der sich dann nach einer kurzen 
Rückfrage eine Meinung gebildet hat und diese 
mitteilt, daraus einen Strick zu drehen und 
den Charakter eines Menschen anzugreifen, 
und sagt : Der lügt, der heuchelt und so weiter ! ,  
dient das, glaube ich (Zwischenruf des Abg. 
Melter) , nicht einem guten Einvernehmen 
zwischen der Bundesregierung und dem Hohen 
Hause ! (Beifall bei der 0 V P. - Abg. Doktor 
Pit terma n n :  Dann hätten Sie gleich sagen 
können, Sie können sich daran nicht erinnern, 
Sie werden es schriftlich beantworten ! ) Ja, 
das werde ich das nächste Mal tun. (Abg. 
Probst : Sie bekommen doch einige Tage 
vorher die Fragen ! - Abg. Dr. Withal m :  
Aber Sie wissen schon die Zusatz/ragen, die 
weiß der Betreffende nicht !) Bei Durchsicht 
der stenographischen Protokolle . . . (Weitere 
Zwischenrufe. - Der Präsident  gibt das 
Glockenzeichen. ) 

Schauen Sie, Herr Abgeordneter Pro bst : 
Es wäre mir ein leichtes gewesen, den Akt, 
den ich mir in der Zwischenzeit geholt habe, 
vorher anzuschauen, wenn die Frage gelautet 
. hätte : War der Redakteur Euler bei der 
damaligen Besprechung anwesend 1 Aber bei 
der heutigen Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Tull - um noch einmal darauf zurückzu­
kommen - mußte ich den Eindruck haben, 
daß die Frage dahin gerichtet war, ob das 
Innenministerium bei jenen Besprechungen 
am 9. und 1 0. Februar 1968 durch Herrn 
Euler vertreten war. Ich mußte diesen Ein­
druck haben, denn die erste Frage hatte ja 
gelautet, ob im Ministerrat über den Fall 
Euler vom Herrn Innenminister berichtet 
worden ist und in welchem Umfang. Nun 
lassen Sie mich noch einmal den genauen 
Vorgang rekapitulieren. 

Ich habe bereits in der Beantwortung einer 
mündlichen Anfrage vom 16. Mai klargestellt, 
daß Staatssekretär Pisa in Erfüllung eines 
Runderlasses, in welchem sein Wirkungskreis 
festgehalten war, diese Sitzung zum Zwecke 
der Koordiniel'ung der Öffentlichkeitsarbeit 
der Bundesregierung abgehalten hat. 

Und hier auch wieder, Herr Abgeordneter 
. Gra.tz : Der Bundeskanzler kann nicht Angaben 
über jeden Tagesordnungspunkt und jedes 
Detail und jeden Teilnehmerkreis bei Veran-

staltungen, die andere Regierungsmitglieder 
abhalten, sich jederzeit verschaffen. Es be­
steht dazu auch keine Notwendigkeit. Wenn 
Sie mich fra.gen : Was war die Tagesordnung 1 ,  
so kann ich nur in höchster Geschwindigkeit 
mich erkundigen : Bitte, was war die Tages­
ordnung 1 Im konkreten Fall : Koordinierung. 
Daß Sie die Tagesordnung so detailliert 
wußten und ich nicht, ist bedauerlich (Ironi­
sche Heiterkeit bei der Sp(J.) , ist vielleicht 
für unsere Regierung peinlich, aber doch nicht 
für mich. Ich muß nicht jede Tagesordnung 
in allen Detail"! kennen und dergleichen. (Rufe 
bei der SpO : Selbstverständlich !) Sie hätten 
mich ja zumindest fragen können. Sie hätten 
fragen können : Können Sie sich diese Tages� 
ordnung noch einmal beschaffen � 

Ich möchte weiters sagen : Ebenfalls in 
Beantwortung einer mündlichen Anfrage am 
1 6. Mai ist klargestelIt worden, daß an dieser 
Sitzung neben leitenden Beamten des Bundes­
pressedienstes die Pressereferenten der Mini­
sterien und auch Experten für Öffentlichkeits­
arbeit der Regierungspartei teilgenommen 
haben. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
sagen, daß überall in der Welt, wo demokra­
tische Verhältnisse herrschen, die Regierungs­
partei - das ist schließlich und endlich nicht 
irgendetwas Staatsfeindliches oder Staats­
widriges - ihre Experten doch zur Beratung 
der Regienmgsmitglieder zur Verfügung stellt. 
(Abg. Robert Weisz:  Warum waren denn nich' 
alle Pressereferenten der Ministerien dabei ' 
Das ist nicht geklärt !) Das ist auch schon 
damals geklärt worden . 

Ich habe ferner in einem Schreiben vom 
1 7 .  Mai 1 968 - darauf hat mich in dankens­
werter Weise der Herr Innenminister aufmerk­
sam gemacht - an den Abgeordneten Thal­
hammer mitgeteilt - und an Hand des Bundes­
kanzleramtaktes habe ich mich jetzt über 
Mittag noch persönlich überzeugt -, daß in 
der Personengruppe Nr. 3, nämlich Experten 
der Mehrheitspartei, auch Redakteur Alois 
Euler dabei war. Jedenfalls steht das so im 
Akt, und auf Grund der Aktenlage haben wir 
Ihnen (Zwischenruf bei der SPÖ), Herr Abge­
ordneter Thalhammer, damals diese Mitteilung 
gemacht. (Zwischenruf des Abg. Dr. van 
Tongel.) 

Wie der Herr Innenminister bereits in einer 
Anfragebeantwortung vom 6. Mai 1 968 ausge­
führt hat, war die Bestellung des Redakteurs 
Alois Euler am 9. und 10. Februar 1 968 noch 
nicht erfolgt, weshalb der Innenminister keinen 
Vertreter zu dieser Besprechung entsandt hat. 
Jedenfalls hat dieser Vertreter nicht Alois 
Euler geheißen . 

Daß es nicht in meiner Absicht lag, diese 
Tatsache zu verheimlichen, muß, glaube ich, 
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Bandeskanzler Dr. Klaus 

schon daraus hervorgehen, daß dies bereits 
in dem Schreiben an den Herrn Abgeordneten 
Thalhammer festgehalten war. Ich bedaure 
noch einmal, daß es mir im Zuge einer münd­
lichen Anfrage nicht sofort erinnerlich war, 
daß ich den Herrn Abgeordneten Thalhammer 
bereits schriftlich, und zwar im Mai - das 
ist auch schon wieder über ein halbes Jahr 
her, ich bitte, an meine eingangs gemachten 
.Äußerungen erinnern zu dürfen -, informiert 
habe. 

Nun darf ich aber noch etwas sagen. Meine 
sehr geehrten Herren Abgeordneten, im beson­
deren Herr Abgeordneter Gratz ! Ob die gegen 
den Redakteur Euler vorgebrachten und be­
stehenden Verdachtsgründe zu Recht bestehen, 
wird erst der Sp�'uch des Gerichtes ergeben. 
( Rufe bei der 0 V P,' Genau !) Heute zu 
sagen : Euler ist ein Spion !,  steht im Wider­
spruch mit unserer Strafprozeßordnung, das 
heißt mit unseren Gesetzen. (Abg. Gratz :  
Ich habe nur gesagt : Er ist dessen verdächtig !) 

Sie haben sich darüber beklagt, daß wir die 
Klubs, die Parteien nicht informieren. Gerade 
in dieser Angelegenheit haben sämtliche Klub­
obmänner das erste Mal am 14. November 
und ein zweites Mal am 19.  November vom 
Herrn Innenminister ausführliche Informatio­
nen erhalten. Ich bitte, das zur Kenntnis zu 
nehmen ! (Abg. Mayr,'  Na also ! - Abg. 
Dr. Pit t ermann : Wir haben es schon vorher 
in den Zeitungen gelesen, Herr Mayr, mehr ist 
nicht drinnen gestanden ! - Weitere Zwischen­
rufe. - Der Präsident gibt das Glocken­
zeichen.) 

Eines steht aber heute schon fest, daß es 
in jeder Regierung und in jedem großen Ver­
waltungsköl'per, wo eben Menschen sind, mög­
lich ist, daß sich Menschen irgendwie am 
Rande der Gesetze - oder vielleicht sogar 
gegen den Staat - verhalten. 

Ich glaube, Sie können von keiner Regierung 
verlangen, daß sie das von vornherein unter­
bindet. Aber ich möchte gleich hinzufügen : 
Niemand bedauert es mehr als die Bundes­
regierung, daß sich einzelne Personen offenbar 
des in sie gesetzten Vertrauens nicht würdig 
erweisen. Ich möchte aber sagen, daß gerade 
die nachrichtendienstliche Tätigkeit immer 
erst dann richtig zum Vorschein kommt, 
wenn diesbezügliche Untersuchungen, dies­
bezügliche Verfahren eingeleitet worden sind. 

Ich möchte abschließend sagen : Hätten 
sich Verdachtsmomente im März, als Euler 
bestellt worden ist, in irgendwelcher Weise 
ergeben, so können Sie sicher sein, daß dieser 
Herr von der Bundesregierung oder von dem 
zuständigen Minister (heftige Zwischenrufe 
bei der Sp(J - Der Präsident  gibt das Glocken­
zeichen) niemals zu irgendeiner Öffentlich-

keitsarbeit oder in solche Besprechungen, wie 
sie am 8. ,  9. und 10. Februar stat1;gefunden 
haben, entsendet worden wäre. (Beifall bet 
der O v  P. - Lebhafte Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Weikhart. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Weikhart (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren ! Wir stehen unmittelbar vor 
dem Ende des Jahres 1 968, und damit aber 
auch fast am Ende des dritten Jahres der 
ÖVP-Alleinregierung. Es ist leicht möglich, 
daß dieses Budget 1969 - das wurde mehrmals 
von anderen schon angedeutet, ich will es klar 
aussprechen - das letzte dieser Regierung sein 
wird, denn innerhalb der Bevölkerung spricht 
sich - ich habe das schon im Budgetausschuß 
gesagt - in immer größerem Ausmaße herum, 
daß die ÖVP die nächsten Nationalratswahlen 
schon im Herbst 1969 durchführen will. 
(Abg. Dr. K ranzlmayr:  Das möchte der Herr 
K reisky haben !) 

Bitte, wenn Sie draußen in Versammlungen 
sind, wenn Sie draußen Diskussionen führen, 
dann wird Ihnen wahrscheinlich dieselbe Fra­
ge, wie sie mir in Kärnten, Wien, Niederöster­
reich und in Oberösterreich gestellt worden ist, 
dann . . .  (Zwischenrufe bei der Ö V P.) Ent­
schuldigen Sie ! Sie sind ja nicht so etwas Be­
sonderes ! Glauben Sie - wir sind doch nicht 
auf der NudeJsuppe in die Politik hineinge­
schwommen -, daß wir nicht bemerken, was 
Sie da vorhaben 1 (Heiterkeit und Zwischenruf' 
bei der OVP. - Der Präsident  gibt das 
Glockenzeichen. ) 

Vie11eicht ist es notwendig, sich gerade in 
diesem Augenblick in Erinnerung zu rufen, was 
die ÖVP vor den Wahlen im März 1966 ver­
sprochen hat und was aus diesen Verspre­
chungen geworden ist. Wenn wir uns nur er· 
innenl, wie die Propaganda Ihrerseits damals 
gelaufen ist . . . (Abg. Glas e r :  Ihrerseits ! 
Ihrerseits ! ) Nein ! Entschuldigen Sie. Lassen 
Sie mich nur ausreden, ich habe Sie ja auch 
ausreden lassen bei Ihrer Lobeshymne für den 
Herrn Bundeskanzler. Lassen Sie mich also 
etwas dazu sagen (anhaltende Zwischenrufe -
der Präsident gibt das Glockenzeichen) , näm­
lich zu einer Propaganda, die, ich möchte sagen, 
in teuflischer Art gegen die Sozialisten ange­
wendet wurde. Wenn wir heute die Verspre­
chungen der ÖVP von dama.ls mit den Taten 
der ÖVP-A1leinregierung von heute verglei­
chen, dann bestätigt sich unsere Behauptung. 
(Abg. Glaser :  Kollege Weikhart ! Nur eint, 
Frage : Wer 'hat M assenarbeit8losigkeit prophe­
zeit ? Sie oder wir ?) Wir haben schon da malt" 
und mehrmals in diesem Hohen Hause (AbU-
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Weikhart 
Glaser :  Wer hat Massenarbeitslosigkeit pro­
phezeit ?), allein schon in Zwischenrufen, aus­
geführt, daß diese Wahlauseinandersetzungen 
der Österreichischen Volkspartei vor den Wah­
len 1966 mit Lug und Trug geführt worden 
sind. (Abg. Glase r :  Massenarbe'itslosigkeit 
habt ihr prophezeit ! Rentenkürzung habt ihr 
prophezeit !) Die Bevölk3rung ist ganz bewußt 
von Ihnen in Angst und Schrecken versetzt 
worden. (Abg. Glaser :  Das habt ihr ver-
8ucht !) S.:> und nur so, meine sehr geehrten 
Herren der Österreichischen Volkspartei, sind 
Sie zu Ihren jetzigen 85 Mandaten gekommen. 
Aber wie wir glauben, wird diese Mehrheit 
ja nicht gar zu lange andauern, denn in der 
Zwischenzeit wird das österreichische Volk die 
Entscheidung zu fällen haben. Wenn ich sage : 
Mit Lug und Trug (Abg. Glaser :  "Massen­
arbeitslosigkeit" habt ihr geschrieben !) - ich 
komme schon dazu -, mit Lug und Trug vor 
allem deswegen, wail Sie die Sozialistische 
Partei beschuldigt haben, mit den Kommu­
nisten in eine Volksfront . . .  (Ruf bei der 
Ö V P :  Stimmt ja !) Da sagt noch einer : Das 
stimmt ! Dann müssen Sie ja ein politischer Irr­
läufer sein ! Sie haben ja das politische Alpha­
bet noch nicht gelernt, denn sonst könnten 
Bie nicht so einen dummen Zwischenruf ma­
chen. (Zustimmung bei der SPÖ. - Zwischen­
rufe bei der (JVP.) 

Mit dieser "Volksfrontgefahr" , die 
damals von Ihrer Sdite behauptet 
wurde, war es am 7. März aus und 
vorbei. Wir haben Jahre hindurch von Ihnen 
kein einziges Wort mehr darüber gehört. Aber 
jetzt, wo Wahlen im Anzug sind, kommen 
wieder Dinge vor, auf die ich noch im Laufe 
meiner Ausführungen zurückkommen werde. 

Es mag vieHeicht richtig sein, daß sich da­
mals die ÖVP den Wahlspruch des ehemaligen 
Landeshauptmannes vom Burgenland Wagner 
zur Richtschnur gemacht hat : "Lug hin, Lug 
her, Hauptsach', g'wunnen hab'n ma ! "  (Abg. 
80 r 0 n i c s :  Das haben wir auch schon hundert­
mal gehört !) Nein, nein, so war es ja auch. 
Dieser Ausspruch hat der Wahrheit entspro­
chen, und diesem Ausspruch . . . (Zwischenrufe 
des Abg. Soronics.) Herr Innenminister ! 
Sie brauchen sich als Burgenländer nicht so 
betroffen fühlen ! Gestimmt hat es ! Sie haben 
ja auch zu den Schuldigen gehört im burgen­
ländischen Wahlkampf. Sie haben versucht, 
ihnliches wieder heraufzubeschwören, wie es 
seinerzeit getan wurde. (Abg. Soroni c s :  
Durch Schreien können Sie nicht den Gegen­
beweis antreten !) 

Darf ich Sie, Herr Bundeskanzler, gleich zu 
Beginn meiner Ausführungen auf Ihr seinerzeit 
plakatiertes Versprechen erinnern : " Keine 
PreiSe, Steuer- Wld Tariferhöhungen. Wer das 

Gegenteil behauptet, Jügt !" Was ist nun tat­
sächlich die Wahrheit � In der Zweiten Repu­
blik hat es vor dieser Regierung keine andere 
jemals gewagt, solche Steuere, Tarif- und Preis­
erhöhungen der österreichischen Bevölkerung 
zuzumuten, wie es die ÖVP-Alleinregierung 
nun tatsächlich getan hat. Entgegen Ihren Er­
klärungen von damals - wir können das nicht 
genug gerade in der jetzigen Budgetsituation in 
diesem Hohen Hause auseinandersetzen -, ent­
gegen Ihren Erklärungen von damals wurden 
die Bundesbahntarife erhöht ( Abg. 
Gabriele : In Wien 33 Prozent !) 

Entschuldigen Sie schon, Sie haben hier ge­
schrieben : "Keine Preise , Steuer- und Tarif­
erhöhungen. Wer das Gegenteil behauptet, 
lügt !"  Von dieser Ihrer Parole wollen wir 
Ausgangsposition beziehen. Ich sagte schon, 
die Bundesbahntarife, die Postgebühren wur­
den in einem Ausmaß von 1 ,6 Milliarden Schil­
ling erhöht. Sagen Sie mir nicht, ich hetze. 
(Rufe bei der Ö V P :  Genau ! - Der Präsiden'  
gibt das Glockenzeichen.) Nein, das wäre eben 
anders geworden, weil ein Budget unsererseits 
eben ein anderes geworden wäre ! (Zwischenruf 
des Abg. Glaser.) Herr Abgeordneter Glaser ! 
Das lassen Sie uns nur selber über. Sie haben 
sich auch im Schlaf nicht träumen lassen, daß 
bei den PersonalV'ertretungswahlen in der 
Salz burger Landesvertretung die Sozialisten 
einmaJ die Mehrheit erhalten werden. Sie 
haben im Traum nicht daran gedacht, daß die 
S badt Salzburg ihre Mehrheit noch mehr aus­
bauen könnte. Sie haben doch eine auf den 
Deckel bekommen, Herr Glaser, es wäre Zeit, 
daß Sie ein bißchen ruhiger werden. (Zu­
stimmung bei der SP(J. - Der Präsident  gibt 
das Glockenzeichen.) Jetzt haben Sie eine 
zweite auf den Deckel bekommen ! 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Kann 
man das alJes nicht mit etwas weniger Laut­
stärke machen auf allen SJiten 1 

Abgeordneter Weikhart (fortsetzend) : Die 
Rundfunkgebühren wurden von 7 S gleich auf 
20 S pro Einze]person uT_d pro Monat erhöht. 
Na, das hätte sich ein sozialistischer Minister 
gestatten soHen (Abg. Gabrie le :  Der hat ea 
ja nicht gemacht, weil er sich nicht getraut hat !), 
dann hätte ich SIe und Ihre ParteikoIJegen 
sehen wollen, was Sie dann etwa mit diesem 
Minister gemacht hätten. (Abg. Dr. K ranzl­
m a y r :  H err Kollege Weikhart ! ) Lassen Sie 
mich reden. (Heiterkeit.) Wenn Sie wollen, 
dann kommen Sie da heraus und melden Sie 
sich zum Wort, das wäre vielleicht für Sie, 
Herr Staatsanwalt, angenehmer. (Abg. Glaser:  
Sie, der Sie die meisten Zwischenrufe machen, 
beschweren sich darüber !) 

Die Erhöhung der Benzinpreise, die von 
Ihnen gleich im Jahre 1966 durchgeführt 
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Weikhart 

lVUrde (Abg. - Machunz e :  Und das Sterben in 
Wien I), war eine Belastung von 600 Millionen 
Schilling für die Allgemeinheit. Die Umsatz­
steuer, die Sie von 5,25 Prozent auf 5,50 Prozent 
erhöht haben, war eine weitere Belastung von 
800 Millionen Schilling für die Gesamtbevölke­
mng pro Jahr ; und die Ausgleichsteuer­
erhöhung eine weitere Belastung um 900 Milli­
onen Schil1ing pro Jahr. (Abg. Machunz e :  
Und die Modeschule in Hetzendorf I) Es gehört 
dazu, daß Sie auch noch die Margarinesteuer 
erhöhten, die mit 50 Millionen Schilling pro 
Jahr eine Belastung für die kmsten der Armen 
in Österreich bedeutet. (Abg. Machunz e :  
Und das Wasser in Wien, Kollege Weikhart !) 
Ich will nur der Ordnung halber erwähnen, 
daß die Erhöhung der Verwaltungs- und Ju­
stlzgebühren pro Jahr 100 Millionen Schilling 
ausmacht, abgesehen von der zusätzlichen 
Preiserhöhung der Grundnahrungsmittel wie 
Milch und Brot, die ja letzten Endes eine 
Gesamtbelastung von einer Milliarde Schi1ling 
für die Bevölkerung ausmachen. (Abg. M a­
chunz e :  Und in Wien haben Sie den Was8er­
preis für die Ärmsten der Armen der Bevölkerung 
erhöht I) 

Und nun kommen wir zum 1 .  September 
dieses Jahres. Sie haben mit Ihren Stimmen 
beschloss1n, daß ab 1 .  SJptember die soge­
nannte Sondersteuer für die Neuanschaffung 
von Kraftfahrzeugen eingeführt wurde (Abg. 
Machunze : Die sind doch für euch "Luxus­
güter" !) , letzten Endes eine zusätzliche Ein­
nahmequelle von 500 Millionen Schilling. 
Die Sondersteuer auf Alkohol bringt 700 Milli­
onen Schilling pro Jahr ein und die Erhöhung 
der Beförderungssteuer jährlich 350 Millionen. 
(Abg. M ayr:  Und trotzdem höhere Sparein­
lagen ! - Abg. Dr. Pit te rmann :  32 Millionen 
hat der Finanzminister schon !) 

Wir sind noch nicht fertig, weil wir mit 
1 .  Jänner nächsten Jahres - Dr. Fiedler 
lächelt dazu (Heiterkeit bei der O VP) -
eine weitere Erhöhung der Lohn- und Ein­
kommensteuer um rund 10 Prozent auf uns 
nehmen müssen (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor Fied ler) - nein, Sie waren es, ich sehe 
schon gut, das können Sie mir schon glauben -, 
die eine weitere Belastung von 1 ,6 Milliarden 
Schilling nach sich zieht. (Abg. Machunze : 
Und die Modeschüler in Hetzendorf mußten 
mehr zahlen !) 

Statt Milderung der Steuerprogres-
sion, die Sie auf Ihren Plakaten 
und in Ihrer Wahlpropaganda des Jahres 1966 
versprochen haben, ist nun jetzt eine lOpro­
zentige Steuererhöhung durchgeführt worden. 
(Abg. Machunz e :  Aber sie ist noch immer 
niedriger als 1966 1) 

Ihnen, Herr Bundeskanzler und ÖVP-Bun­
desparteiobmann, kann man auf Grund schon 

allein dieser unleugbaren Tatsachen wirklich 
nichts mehr glauben. Der heutige Vormittag 
und .gerade der heutige Nachmittag (Ruf bel 
der Ö V P : Abend !) - Abend - bestärken mich 
in meiner Auffassung. 

Hohes Haus ! Der Herr Bundeskanzler hat 
vormittag ein jämmerliches Schauspiel ge­
liefert, und er hat jetzt am Abend das gleiche 
jämmerliche Schauspiel geboten. (Lebhafte 
Zustimmung bei der SPO.) Er weiß nicht. was 
sich tut, er ist überfragt ! 

Herr Bundeskanzler ! Wenn Sie nicht wissen, 
was Sie tun sollen, dann gibt es nur ein Mittel : 
Ins Ausgedinge zu gehen, wie Sie es seinerzeit 
schon einmal gewoJIt haben. 

Aber nicht nur das : Die Anfragen solJen 
konkreter sein I Der Herr Bundeskanzler 
erhält die Anfragen schriftlich bis zu fünf 
Tage vor der Sitzung. Er kann sich also damit 
beschäftigen und sich darüber den Kopf zer­
brechen. (Abg. Nimmervol l  : Er ist doch kein 
Hellseher I) Entschuldigen Sie ! Das ist doch 
die Aufgabe des Abgeordneten, dieses Recht 
hat ihm doch die Geschäftsordnung gegeben, 
die Sie mitbeschlossen haben, Zusatzfragen an 
den betreffenden Bundesminister zu stellen. 
Wir werden doch nicht als Opposition etwa 
die Zusatzfragen auch noch dem Herrn Bundes­
kanzler geben, damit er es leichter hat, damit 
er sich in diesem Hohen Haus nicht blamiert. 
(Ironische Heiterkeit bei der Ö V P.) So schaut 
es doch aus ! (Abg. Dr. Pit termann:  Nächste& 
Mal werden wir ihm auch die Antworten geben I) 

Eines kann ich mir nicht verkneifen. Ich 
muß Ihnen dazu noch etwas vorlesen. Mein 
KlubkolJege, der Abgeordnete Gratz, hat nun 
ja auch aus dem parlamentarischen Protokoll, 
das vorliegt, die Antwort des Herrn Bundes­
kanzlers vom Vormittag verlesen. Aber er hat 
etwas ausgelassen. Das ist ja noch ärger I 
Die Stelle lautet : 

"An einer Besprechung, die am 9. Februar 
in der Landesverteidigungsakademie statt­
fand, hat Redakteur Euler nicht teil­
genommen ; er war auch nicht eingeladen. 
Das wird noch überprüft . . .  

Ich dalf aber noch auf etwas hinweisen. Eine 
Anfrage eines sozialistischen Abgeordneten, 
warum das Bundesministerium für Inneres 
bei j ener Besprechung nicht vertreten war, 
mußte negativ beantwortet werden. Ich glaube, 
dies weist darauf hin, daß Redakteur 
Euler keinesfalls als Vertreter des Bundes­
ministeriums für Inneres an dieser Dienst­
besprechung teilgenommen hat." 

Herr Bundeskanzler ! Daß er daran teil­
genommen hat, daran gibt es keinen Zweifel. 
Das haben ja Sie mit Ihrer Unterschrift 
auf Ihrem Schreiben vom 17.  Mai auch hier 
bestätigt. 
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Ich frage nur : Als was hat nun der Herr 
Euler an dieser Besprechung, zu der er ja 
eingeladen wurde, teilgenommen � (Abg. H artl: 
Als "Spion" !) Wer, Herr Bundeskanzler, hat 
dem Euler diese Einladung nun zugesandt, 
daß er daran teilnehmen konnte 1 Hat er 
als ÖVP-Mandatar daran teilgenommen 1 Nein , 
das kann er nicht, weil er keiner ist ! Hat er 
als ÖVP-Funktionär teilgenommen � Das heißt 
aber wiederum, daß hier eine einseitige Politik 
sondergleichen betrieben wird, daß solche 
Angelegenheiten, die fachlicher Natur sein 
sollten, rein politisch von dieser Regierung 
und von diesem Kanzleramt beziehungsweise 
auch vom Bundesministerium für Inneres 
dazu ausgenützt werden. (Abg. Soronics:  
Wie beim Gzettel 1 Genauso ! - Abg. M ayr: 
Was hat denn der Olah gemacht ? Was hat der 
Outtel gemacht als Iimenminister ? - Abg. 
Oze tte l: Ich habe keinen Spion gehabt I) 

Ich möchte nur eine Frage stellen, weil 
der Herr Bundesminister Soronics so "gnasch­
tig" ist und mir immer Zwischenrufe macht. 
(Abg. Machunze: Vom Frenzel reden wir 
einmal !) Daher frage ich Sie nun, Herr 
Bundesminister : Ist es richtig, daß Sie als 
Bundesminister eigenhändig den Schreibtisch 
des Herrn Euler aufgebrochen, durchsucht 
und alles Schriftenmaterial an sich genommen 
haben ? Sie brauchen mir nur zu sagen : 
Ja oder nein. (Abg. Soronics: Ein klares Nein ! 
Die Beamten stehen zur Verfügung ! Das ist 
eine Verleumdung sondergleichen ! - Abg. Min­
kowits ch: Und außerdem haben wir für so etwas 
eine Fragestunde !) Geht in Ordnung . Ent­
schuldigen Sie, ich habe Sie gefragt, ob ja 
oder nein . .  Ich nehme Ihr Nein zur Kenntnis. 
(Lebhafte Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Hohes 
Haus ! Ich bitte, sich etwas zurückzuhalten . 

Abgeordneter Weikhart (fortsetzend) : Wir 
werden dann noch darauf zu sprechen kommen. 
(Ruf bei der SP(J: Lauter Spione ! - An­
haltende Zwischenrufe.) 

Ich frage weiters den Herrn Bundeskanzler 
und ÖVP-Parteiobmann : Wer hat nun jetzt 
gelogen ? (Abg. Dr. Mussi l: Der Weikhart !) 
Nein, entschuldigen Sie, das können Sie sich 
ersparen. Ich halte Sie für gescheiter und 
nicht für so dumm, daß Sie einen solchen 
Zwischenruf machen wie diesen, den Sie da 
gemacht haben . 

Mir geht es um etwas anderes. Ihre Propa ­
ganda hat gelautet : "Wer das Gegenteil be­
hauptet , lügt !" Das war Ihre Propaganda. 
Jetzt richte ich auf Grund der Erfahrungen , 
die wir in den letzten drei Jahren gesammelt 
haben, an den Herrn Bundeskanzler eine 
Frage. Ich habe j a  nicht umsonst diese 
Tarif-, Preis-, Steuer- und Gebührenerhöhungen 

aufgezählt. Ich frage Herr Bundes­
kanzler ! Wer ist jetzt der Lügner ? Die ÖVP. 
deren verantwortlicher Obmann Sie sind, oder 
die Sozialistische Partei 1 Auch darüber können 
Sie uns eine Antwort geben. (Abg. Machunze: 
Für das teure Wasser in Wien ist nicht der 
Kanzler verantwortlich !) Mir ist schon klar, 
wie diese Antwort ausfallen kann. 

Heute war schon während dieser Diskussion 
von den Ausführungen des Herrn Bundes­
kanzlers beim niederösterreichischen Landes­
parteitag in Krems die Rede. Der Herr 
Bundeskanzler hat nach einer Photokopie des 
"Volksblattes" vom 19. November - Ihres 
Zentralorgans - gesagt, daß alles, was die 
ÖVP in der Regierungsverantwortung tut, 
zur Gänze "sichtbar und meßbar" sei. 

Auf dieses "sichtbar und meßbar" möchte 
ich eingehen und möchte vielleicht hinzu­
fügen : Diesem Satz fehlt unseres Erachtens 
ein Wort : "spürbar" . Sichtbar, meßbar und 
spürbar. Warum sage ich das ? Die Steuer-, 
Tarif- und Preiserhöhungen (Abg. Hartl: 
Der Gemeinde Wien !) sind ohne Zweifel zur 
Gä.nze sichtbar, meßbar und für die öster­
reichische Bevölkerung im Geldbörsel auf 
jeden Fall spürbar. (Abg. M ayr: Aber auch 
die Steuersenkungen für die Familien !) Des­
wegen sage ich Ih..l1en das mit aller Deutlich­
keit. 

Unser Parteivorsitzender Dr. Kreisky hat 
bereits auf dem letzten SPÖ-Parteitag Anfang 
Oktober bekanntgegeben, daß diese ÖVP­
Regierung der österreichischen Bevölkerung 
ohne Zweifel teuer zu stehen kommt. Er hat 
errechnet, daß jedem Einkommensbezieher 
bereits ein Betrag von 7560 S, der zu Lasten 
dieser Regierung geht, angerechnet wurde. 
(Abg. Machunze: Ist die Häusersteuer in 
Wien dabei ? Und die Wassersteuer ?) Ent­
schuldigen Sie, das lassen Sie dort sagen. 
wohin es gehört. Hier haben wir das Bundes­
budget und die damit zusammenhä.ngenden 
Kriterien für 1969 auf parlamentarischer 
Ebene zu besprechen. (Abg. Machunze: Ich 
bin Wiener Abgeordneter, Herr Kollege Weik­
hart, und daher interessiert mich, was in Wien 
geschieht ! - Abg. Robert We i s z: Fragen Sie die 
(J VP-Abgeordneten in Wien !) 

Deutlich muß hier gesagt werden : Herr 
Bundeskanzler ! Wenn wir diese sichtbaren. 
meßbaren und spürbaren Zeichen rekapitu­
lieren, dann können wir nur sagen : Das ist 
das Zeichen dafür, daß diese Ihre Regierung 
abgewirtschaftet hat. (Abg. Ing. K. Hof­
s teUer: Geh ! Geh !) Das ist nicht mit "Geh ! 
Geh !" abzutun. das ist mit Zahlen festgelegt 
worden. 
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Weikhart 
Es ist aber auch draußen in der Öffentlich­

keit offen ausgesprochen worden, daß diese 
Regierung - ihre Leistung, ihre Arbeit -
als unfähige Regierung bezeichnet wird und 
daß diese unfähige Regierung mitsamt ihrem 
Bundeskanzler hinweggefegt werden kann, 
um auf Grund des Vertrauens der öster­
reichischen Wählerschaft durch eine andere, 
eine bessere Regierung ersetzt werden zu 
können. (Abg. Hartl: Das möchte euch so 
passen !) 

Dabei ist nicht uninteressant, daß trotz 
der Steuer- und Tariferhöhungen das Defizit 
im Staatshaushalt von Jahr zu Jahr steigt. 
Von Jahr zu Jahr steigen auch die Schulden 
des Staates (Abg. Hartl: Und die Sparkassen­
einlagen !) , die Sie, meine Herren der ÖVP, 
trotz aller Propaganda, die Sie da und dort 
veranstalten, nicht wegbringen können. Es 
sei nur am Rande erwähnt, daß Sie sich auch 
die Propaganda für dieses Budget, die immer 
einseitig und parteipolitisch gefärbt gewesen 
ist, von den Steuerzahlern bezahlen lassen. 

Leider dienen die bisherigen Belastungen, 
die Sie der österreichischen Bevölkerung auf­
erlegen, nicht so, wie wir es gerne sehen und 
wünschen würden, produktionsfördernden In­
-vestitionszwecken der Wirtschaft, sondern aus­
schließlich dazu, die Schulden zu decken be­
ziehungsweise die Schulden, die Ihre Regierung 
gemacht hat, wenigstens teilweise abzudecken. 

Der Abgeordnete Glaser ist als Sprecher 
der ÖVP herausgekommen (Abg. Glaser :  
. . .  und hat die Tatsachen festgestellt !) und hat 
gewissermaßen die Klaus-Hymne - es war ja 
nicht anders zu erwarten - angestimmt. (Abg. 
Dr. K ranzlmayr: Er kommt gleich wieder ! '-­

Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs : Mit der zweiten 
Strophe !) Er hat die Verdienste deklamiert, 
die etwa diese Regierung für sich in Anspruch 
nehmen könne. Er hat gesagt : Mehr als 
50.000 Wohnungen sind schon gebaut worden ! 
(Abg. Glaser :  Stimmt es nicht ?) Herr Kollege 
Glaser ! Wir werden uns darüber schon noch 
bei einem anderen Kapitel unterhalten. (Abg. 
Glaser :  Ich habe nur gefragt, ob es nicht 
stimmt !) Aber wenn Sie vorher nur mit 
Ihrem alten Haudegen, mit dem Abgeordneten 
Prinke, geredet hätten, dann hätte Ihnen der 
Prinke sagen müssen : Mein Lieber, im Jahre 
1967 - für 1968 sind keine Zahlen da - haben 
wir mehr als 50.000 Wohnungen, aber 
wissen Sie : V onl der Bewilligung 
durch den Beirat bis zur Fertigstellung dauert 
es zwei Jahre. (Zustimmung bei der Sp(j.) -
Da sitzt der alte Haudegen, ein alter Praktiker, 
der wird Ihnen das bestätigen müssen ! (Abg. 
Dr. Witha lm :  Das hat es 1965 und 1966 auch 
gedauert ! Jedes Jahr dauert es das !) Ich will 

damit sagen, daß diese 50.000 Wohnungen 
des Jahres 1 967 doch nicht auf Ihrem Gras 
gewachsen sind ! (Abg. Dr. Withalm :  Wo 
denn ? ) Das sind noch Ziffern und Beträge, 
die auf zwei Jahre zurückgehen. (Abg. Doktor 
W ithalm :  Also auf die Koalitionszeit zu­
rückgehen ? ) 

Darf ich hier noch etwas sagen. In der 
"Wiener Zeitung" vom 13. Oktober lese ich :  
"Reformgeist bestimmt Arbeit" . Der Bundes­
kanzler hat nun eine Radioansprache gehalten. 
Dabei "stellte Bundeskanzler Dr. Klaus zu­
nächst fest, daß mit dem Beschluß der ÖVP­
Bundesparteileitung vom Donnerstag, keine 
neuen Steuern und Abgaben in Betracht zu 
ziehen, die ,professionellen Krankj am merer , 
eines Besseren belehrt worden sind, die seit 
der Verabschiedung des Bundesfinanzgesetzea 
1969 im Ministerrat immer wieder Spekulatio­
nen über neuerliche Steuerbelastungen und 
Abgabenerhöhungen angestellt haben". 

Dabei auch eine kleine Richtigstellung. 
Das waren nicht die "Spekulanten" von irgend­
wo. Nicht die "Spekulanten" haben an eine 
Wehrsteuer gedacht, sondern Sie, die Öster­
reichische Volkspartei ! Nicht die "Spekulan­
ten" haben an eine Erhöhung der Dieselpreise 
gedacht, sondern Sie, die Österreichische Volks­
partei ! Also das können Sie nicht so sagen : 
Die professionellen Krankjammerer. (Zwischen­
ruf des Abg. Regensburger.) 

Passen Sie auf, horchen Sie ; mir tut es 
nur leid, daß der Präsident Sallinger nicht da 
ist. (Abg. Robert Graf:  Ich werde es ihm 
schon sagen ! Wenn es etwas Entscheidendes 
ist, sage ich es ihm schon ! - Heiterkeit bei der 
(j V P.) Dann schicken Sie ihn her. 

Herr Bundeskanzler ! Ich habe hier die 
"Österreichische Bauzeitung" , fürwahr keine 
Zeitung der Sozialistischen Partei oder vielleicht 
der Bauarbeitergewerkschaft. Was lesen wir 
denn da � Diese Zeitung ist vom 26. Oktober. 
Der Präsident Ing. Sallinger hat bei der 
Kundgebung des österreichischen Baugewerbes 
unter anderem folgendes gesagt : "Mit Be­
dauern stellte Präsident Sallinger fest, daß 
tatsächlich in der Bauwirtschaft von einem 
Konjunkturaufstieg nicht die Rede sein kann," 
Herr Kollege Glaser, "im Gegenteil, die 
Existenz vieler Klein- und Mittelbetriebe 
dieser Branche sei ernstlich in Frage gestellt, 
was auf Grund der Schlüsselposition des Bau­
gewerbes folgenschwere Auswirkungen auch 
auf die gesamte übrige Wirtschaft befürchten 
läßt. " 

Der Bundesinnungsmeister, Kammerrat 
Dipl.-Ing. Molzer, hat ein langes, großartiges 
Referat gehalten. Auch aus diesem sogenann­
ten Krankjammern, wie es der Herr Bundes­
kanzler etwa nennt, einige Sätze : "Der Beirat 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 77 von 171

www.parlament.gv.at



9318 Nationalrat XI GP - 1 16 Sitzung - 26 November 1968 

Weikhart 
für Wirtschafts- und Sozialfragen hat festge­
stellt, daß einschließlich der Selbständigen und 
der mithelfenden Familienangehörigen in der 
Bauwirtschaft eine halbe Million Erwerbs­
tätiger beschäftigt wird. Das entspricht zirka 
16 Prozent a.ller Beschäfjgten Österreichs. 
Wenn also die Bauwirtschaft, der eine gesamt­
wirtschaftlich so bedeutende Position zukommt, 
in ernste Schwierigkeiten gerät, dann sind die 
Auswirkungen in ihrer vollen Tragweite nicht 
abzusehen. " 

Und dann heißt es weiter : "Die Bauwirt­
schaft erlebte bis 1966 einen kräLigen Auf­
schwung" ; bis 1966 ! ;  "die 1967 einsetzende 
Stagnation hat sich 1968 noch verschärft. Das 
Institut für Wirtschafr;sforschung hat festge­
stellt, daß im ersten Quartal dieses Jahres 
das Bauvolumen um real 3,5 Prozent gesunken 
ist", Herr Glaser. "Im Saisonhöhepunkt (Ende 
Juli) waren um 4% Prozent weniger Bau­
arbeiter beschäfcigt als im Vorjahr und um 
6% Prozent weniger als 1966. Die Investitionen 
des Bauhauptgewerbes sind 1966 um 6 Prozent 
gesunken. 1967 " - hören Sie, Hohes Haus ! -
"um 26 Prozent, und die Schätzungen für 1968 
belaufen sich abermals wieder auf einen Rück­
gang in der Höhe von 27 Prozent. 1965 
stiegen hingegen die Investitionen noch um 
15 Prozent." 

Ist das nicht interessant 1 1965 stiegen die 
Investitionen, da war noch eine Koalitions­
regierung, die gerade der Herr Bundeskanzler 
immer in Grund und Boden verdammt, und 
seitdem Sie allein in dieser Regierung sind, 
haben wir diese Rezessionserscheinungen zu 
verzeichnen ! (Abg. Dr. Kranzlmayr :  Das 
war jetzt die größte Demagogie, die es gibt !) 

Aber es geht noch weiter : "Einer Auf­
stellung ist zu entnehmen, daß die Gesamt­
passiven der Baufirmen in Konkursen oder 
Ausgleichen von 87 Millionen Schilling im 
Jahr 1966 auf 262,6 Millionen Schilling im 
Jahr 1967 gestiegen sind, und im 1 .  Halbjahr 
1968 sind bereits wiederum weitere Unter­
nehmungen mit Gesamtpassiven in der Höhe 
von fast 1 15 Millione.l� ·�chilling in Konkurs 
oder Ausgleich gegangeu. Sinkende� Bau­
volumen, fallende Investitionen, abnehmende 
Beschäftigungszahlen und ein rapides Ansteigen 
der Konkurse und Ausgleiche sind unüberseh­
bare Alarmzeichen. " 

Er sagt unter anderem weiter : "Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer blicken besorgt auf den 
kommenden Winter. Bei aller Berücksichti­
gung regionaler Unterschiede ist zu befürchten, 
daß die Winterarbeitslosigkeit stark ansteigen 
wird." (Abg. Mit t ere r :  Aber, Herr Kollege 
Weikhart, wenn das immer nachwirkt, dann ist 
:las Jahr 1966 eine Nachwirkung aus dem Jahre 
1965 I) Entschuldigen Sie, Herr Bundesmini-

ster, Sie haben nicht zugehört ! (Abg. 
Mit t erer :  0 ja !) Sie haben in der Zwischen­
zeit geschwätzt (Ironische Heiterkeit und Beifall 
bei der SPÖ), sonst hätten Sie hören müssen, 
Herr Bundesminister, daß im Jahre 1965 ja 
eine Steigerung zu verzeichnen war ! Das muß 
ich klar und deutlich dem geschwätzigen Herrn 
Handelsminister sagen. Er kann sich das nicht 
abgewöhnen ; noch aus seiner Abge­
ordnetellzeit haben wir ja das gleiche beim 
Herrn . . . (Unruhe.) 

Präsident :  Aber bitte, allesamt weniger 
schwätzen ! (Heiterkeit. - Abg. Dr. Pit ter­
mann : Jetzt haben Sie den Gruber verscheucht !) 

Abgeordneter Weikhart (fortsetzend) : Hohes 
Haus ! Nun darf ich noch weiter sagen : Das 
waren AuEführungen auf der Kundgebung 
der Bauwirtschaft, die sich vor nicht ganz 
zwei Monaten abgespielt haben. 

Im Jahre 1965 war der Staatsschuldenstand 
mit 28,3 Milliarden Schilling bekannt. (Abg. 
Dr. Mussi l : Das haben wir schon dreimal 
gehört !) Sie müssen es mehl:'mah hören, 
denn auf ei Jmal merken Sie sich das ja nicht ! 
Sie sagen ja immer das Gegenteil, deswegen 
kann eS nicht genug betont werden ! (Beifall 
bei der SPÖ.) Deswegen sage ich es eben wieder, 
damit Sie das auch in Ihren Kreisen weiter­
geben können, Herr Generalsekretär Dr. Mussil. 

Also noch einmal : 1965 war der Staats­
schuldenstand 28,3 Milliarden (Abg. M achun­
z e : Mitschreiben !) , und Ende 1968 wird er 
sich - der Fiaanzminister hat es ja mitge­
teilt - auf 40 Milliarden Schilling erhöhen, 
und er wird im Jahre 1969 und 1970 noch um 
ein beträchtliches höher sein, als er jetzt 
angegeben wird. (Abg. H artl : Das ist Ihr 
Krankjammern I) Vom Herrn Abgeordneten 
Hartl habe ich manchmal das Gefühl, daß er 
sich sagt : Da bin ich eh vielleicht nicht mehr 
in dem Parlament, hinter mir die Sintflut ' 
Aber, Herr Kollege HartI, Hunderttausende 
werden diese Politik der ÖVP-Alleinregierung 
zu büßen haben (Abg. Hartl : Ja, ja, Krank­
jammern !), und die Regierung, die dieser 
schlechten Regierung auf dem Fuß folgen 
wird, wird im wahrsten Sinne des Wortes 
vor einem finanziellen Scherbenhaufen stehen 
(Abg. Bartl : Für den ihr verantwortlich seid!), 
und sie werden alle Hände voll zu tun haben, 
damit fertig zu werden, genauso, Herr Kollege 
HartI, wie die Arbeiterregierung in England 
vor einem Scherbenhaufen gestanden ist und 
bis heute praktisch nicht herausgefunden hat. 
Diesen enormen Schuldenstand und dieses 
gewaltige Defizit hat einzig und allein innerhalb 
von drei Jahren die ÖVP . . .  (Abg. Steine,.:  
Vergleichen Sie auch das Budget, Herr Abge­
ordneter I) 0 ja, das kann ich ja auch vergleichen. 
aber Sie müssen doch einen Unterschied sehen : 
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Werden diese erhöhten Staatsschulden für J legenheit, weder meine noch Ihre, uns um diese 
wirkliche, positive, produktiondördernde Interessen zu kümmern oder Sorgen zu machen. 
Investitionsmittel verwendet ? (Zwischenrufe 
bei der (J V P.) Und wenn nein : Wird es ver­
wendet, die Schulden zu tilgen, das Defizit 
herunterzubringen, das Ihre Alleinregiel"Ung 
sozusagen verwirtschaftet hat � (Ironische 
Heiterkeit bei der (J V P.) 

Deswegen möchte ich dazu sagen : Selbst 
eine Koalitionsregierung, Herr Generalsekret äj� 
Dr. Withalm, hätte dem Dmck nicht stand­
halten können, wenn sie so eine Mißwirtschafv 
betl ieben hätte, wie sie diese ÖVP-Allein­
re�ierung in den letzten Jahren verursacht hat. 
(Abg. Dr. Witha lm :  Darum ist ja der 6. März 
1966 gekommen !) Ohne Zweifel wä' e die�e 
Regierung durch Ihre und durch unsere Unter­
stützung hinweggefegt worden ! (Heiterkeit bei 
der (JV P.) 

Aber der Unterschied VOll einst und jetzt 
ist schon gewaltig. Jetzt applaudieren Sie, 
und jetzt lachen Sie ; Ihnen wird schon noch 
das Lachen vergehen, davon bin ich überzeugt. 
Sie applaudieren nicht nur dieser unfähigen 
Regierung, sondern Sie haben auch noch den 
traurigen Mut, diesem Debakel einer abge­
wirtschafteten Regierung Ihre St imme zu 
geben. (Abg. Machunz e :  Traummännlein 
ist um 19 Uhr im Fernsehen !) Sie werden auch 
diesem Budget trotz der harten Belastungen 
und ausgestattet mit einem Defizit von 8 Mil­
liarden Schilling die Zustimmung geben. 

Schauen wir uns nun vielleicht eine andere 
ÖVP-Propaganda an. Herr Handelsminister, 
darf ich jetzt um Ihre werte Aufmerksamkeit 
bitten. (Abg. Dr. M ussi l .· Er "schwätzt" 
8chon wieder ! - Heiterkeit.) Sie haben in 
Ihrer Regierung durch den seinerzeitigen Vize­
kanzler und Handelsminister Erklärung auf 
Er klärung abgeben lassen, daß die ÖVP-EWG­
PoWik auf dem richtigen Weg sei, ja sogar 
daß Sie in Briissel schon im Vorzimmer der EWG 
stehen beziehungsweise daß Sie dorthin vorge­
drungen sind. Sie waren trotz aller Vvarnungen 
unseres Parteifreundes Dr. Kreisky optimistisch 
und immer zuversicht lich. (Abg. Machunze : 
Kollege Weikhart ! Nicht den Wilson kriti­
sieren ! ) Nein, das steht mir nicht zu ! ( Ruf 
bei der O v  P: Eben ! - Ironische Heiterkeit 
bei der 0 V P.) Ich kritisiere die österreichi­
sehen Verhältnisse. Ich bin nicht im Unterhaus 
der Majestät von England, sondern ich bin 
in der frei gewählten Volksvertretung in Öster­
reich. (Abg. Dr. Withalm :  In England ist 
auch frei gewählt !) Na ja, die haben mit ihren 
eigenen Sorgen allein fertig zu werden. (Abg. 
Dr. Withal m:  Das schon ! Der Wilson hat 
große Sorgen ! Wir haben Gott sei Dank nicht 
80 große Sorgen wie der Wilson ! Momentan 
überhaupt nicht !) Es ist nicht unsere Ange-

Jetzt, nachdem Sie sehen, wie es ausschaut 
(Abg. Dr. Wi thalm :  Wo ? In England ?), 
nachdem auch Sie erkennen müssen, daß die 
Sozialisten damals, als sie zur Vorsicht mahn.­
t en, recht behaUen haben, jetzt müssen Sie 
erkennen, daß Sie sozusagen einer Fata 
Morgana zum Opfer gefallen sind. Auch mit 
diec:er Politik, Herr Bundeskanzler, haben Sie 
Schiffbruch erlitten ! 

Die ÖVP hat in der ersten Hälfte ihrer 
Regiel'ungszeit geprahlt, daß es Ihnen gelingen 
wird, die Südtirolfrage einer posit ive}l Ededi­
gung zuzuführen. (Ruf bei der Ö V  P :  Lassen 
Sie doch solche Ausführungen !) Elltschuldigen 
Sie schon, das überlassen Sie gefälligst mir, 
ich weiß schon, was ich sage ! (Zwischenruj 
bei der ov P.) Seinerzeit wurden die Süd­
tiroler durch Sie ermuntert, die Vereinbarung 
Sr.ragat - Kreisky nicht anzunehmen, und 
heute wären Sie alle L·oh, wenn es Ihl!en 
geläage, das zu erreichen, was damals Krei 'lky 
mit Samgat bereits vereinbart hatte. ( Abg. 
Dr. W i t h a lm :  Da,<; Abkommen wäre in einem 
Jahr schon abgelaufen, wenn es überhaupt fünf 
Jahre gehalten hätte !) Auch hier, meine sehr 
geehrten Herren von der ÖVP, auch hier, 
Herr Bundeskanzler, haben Sie Schiffbruch 
er litten ! Es darf uns daher gar nicht wundern, 
wenn innerhalb der Bevölkerung und sogar 
innerhalb Ihrer eigenen Partei erklärt wird 
(Abg. Dr. Wi tha lm :  Sie müssen es ja wissen !) : 
Bundeskanzler Dr. Klaus ist ein Versager. 
(Abg. Dr. Witha lm:  In einer anderen Bro­
schüre ist aber ein anderer Name genannt !) 

Herr Bundeskanzler ! Sie können Ihre Hände 
nicht in Unschuld waschen, indem Sie einige 
Minister etwa aus der Regierung ausbooten. 
Die Verantwortung haben Sie, und die Ver­
antwortung wird Ihnen auch dann nicht abge­
nommen, wenn Sie einige Minister Ihrer 
Regierung in die Wüste geschickt haben. 
(Abg. Hartl : Ihr seid die Kreuziger !) 

Nun habe ich noch etwas Interessantes. 
(Abg. Robert Graf: Für wen ist es interessant ?) 
Für uns ist es interessant ; wenn es Sie nicht 
interessiert, gehen Sie hinaus ! Jeder Abge­
ordnete bekommt den "Österreich-Bericht" 
zugeschickt, und ich bin ein eifriger Leser dieser 
Zeitung. Da ist unter anderem die "Kleine 
Zeitung" mit dem Titel "Hartnäckiges ÖVP­
Tief" vom 3. August dieses Jahres (Abg. 
Minkowi tsch : Ziemlich überholt !) abge­
druckt, in der es folgendermaßen heißt : 

"Maurer, Maler, Installateure und Elektriker 
sowie andere Experten ihres Faches sind im 
ÖVP-Haus, Kärntner Straße 61, emsig an der 
Arbeit. Mit etlichen Jahren Verspätung geht 
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man nun endlich daran, das verlotterte Palais 
Todesco - eines der eindrucksvollsten Ge­
bäude der frühen Ringstraßen-Ära in Wien -
vor dem Verfall zu retten. ,Jetzt müßte es 
nur noch gelingen, auch die Partei aufzumö­
beln' , sagte ein Funktionär, der dann aber 
gleich einschränkte : Die Partei sei ohnehin 
in keinem so üblen Zustand, aber das ,Image' 
der ÖVP sei schlecht, das Vorstellungsbild 
in der Öffentlichkeit.';  - Dann heißt es zum 
Schluß : "So dürfte sich mancher, der der ÖVP 
nahesteht, seit Monaten gefragt haben : Wo 
bleibt die besondere Leistung der alleinregie­
renden Partei ? Wo ist der zündende Funke � 
Wo das außerordentlich Neue, wie es von der 
ÖVP-Propaganda sogar noch nach der Wahl 
1966 einige Monate lang versprochen wurde ? 

Das Materielle mag noch so wichtig sein, 
die Regierungspartei wird dennoch gut daran 
tun, nicht ausschließlich auf den Materialismus 
in der Bevölkerung zu spekulieren. " 

Die "Kleine Zeitung" ist, wie nicht unbe­
kannt sein dürfte, ein katholisches Blatt in 
Graz und in Klagenfurt, und das hat dieses 
Blatt eben im August geschrieben und damit 
praktisch das bestätigt, was ich vorher über 
den Regierungsschiffbruch und Regierungsver­
sager in diesem Hohen Hause gesagt habe. 

Herr Bundeskanzler ! Die kommenden Wah­
len werfen schon viel früher als sonst ihre 
Schatten voraus. (Abg. Minkowitsch:  Das 
merkt man an Ihrer Rede l - Abg. Hart l :  
Das möchten Sie gerne haben : die Vorverlegung 
der Wahlen I) Diese Bemerkung können Sie 
lassen ! Mir wäre viel lieber, auch Sie würden 
einmal herauskommen und eine einstündige 
Rede halten. Das sind Sie nicht imstande ! 

Sie propagieren also dieses "Heute und 
Morgen" ,  und darauf steht : "Kraftvoll und 
sicher in die 70er Jahre." Na ja, und jetzt 
schauen wir uns an, wie sich das Jahr für Jahr 
auswirkt. Sie n�nnen das "Kraftvoll und 
sicher in die 70er Jahre". (Abg. H artl : 73, 75, 
78 auch dabei I) 

In der Ministerratssitzung vom 16. Juli 
wurde unter dem Vorsitz des Herrn Bundes­
kanzlers vom Finanzminister festgestellt, daß 
nach Einrechnung jener Mehreinnahmen und 
Minderausgaben, die im Juli von der ÖVP­
Mehrheit in diesem Hohen Haus verabschiedet 
wurden, in der neurevidierten Budgetvorschau 
folgende Defizite aufscheinen werden : 1969 
rund 1 1 ,3 Milliarden, 1970 rund 10 Milliarden, 
1971 rund 16,4 Milliarden. Können Sie das, 
Herr Bundeskanzler, meine Herren von der 
ÖVP, mit gutem Gewissen als "Kraftvoll und 
sicher in die 70er Jahre" bezeichnen 1 

gesagt ! (Abg. Machunze : Stimmt auch !) 
Kollege Machunze stimmt also zu. (Zwischen­
ruf bei der (JV P.) Ich will gar nichts abstrei­
ten, aber Sie werden gleich nicht mehr so 
nicken. 

Wie erklären Sie sich, Herr Bundeskanzler 
und meine Herren von der ÖVP, die Tatsache, 
daß laut Finanzminister - das wurde in der 
Pressekonferenz angegeben - an das Budget 
1969 innerhalb der Regierung von den einzel­
nen Ministern Forderungen erhoben wurden, 
die - er sagte es selbst ! - ein zusätzliches 
Erfordernis von etwa 30 Milliarden allein für 
das Jahr 1969 ausmachen würden ? Ich muß 
schon sagen : Ich war auch lange in der Regie­
rung und habe zehn Jahre Budgetverhand­
lungen mitgemacht, aber so eine überforde­
rung, meine Herren von der ÖVP, war in kei­
nem Jahr festzustellen. Das muß vor allem 
deswegen der Bevölkerung gesagt werden, weil 
der Maulkorbzwang, angeordnet vom "ÖVP­
Dompteur" , von Ihrem Generalsekretär und 
Vizekanzler Dr. Withalm, nur nach außen 
seine Wirku.ng getan hat, aber innerhalb der 
Regierung ein Freistilringen hinter verschlos­
senen Türen stattgefunden hat. (Abg. Dok­
tor Withalm : Das wäre Ihnen recht l Da8 
würde Ihnen so passen I) Es ist daher, Herr 
Vizekanzler und Generalsekretär, eine Heuche­
lei von der ÖVP, wenn sie jetzt so tut, als ob 
in der ÖVP-Alleinregierung heuer zumindest 
alles eitel Wonne wäre ! (Abg. Dr. Wi thalm:  
Das paßt Ihnen nicht I) Wissen Sie, warum ich 
das sage ? Die schalldämpfende Wirkung hat 
nur eine Drohung gehabt - wenn ich da die 
Herren Minister so anschaue, dann sehe ich 
noch die Striemen vom Maulkorb, den sie vom 
Herrn Generalsekretär angelegt bekommen 
haben -, nämlich die Drohung : Kusch oder du 
fliegst ! - Das war Ihre Drohung, die Sie hin­
ausgegeben haben. 

Jetzt kommt noch etwas Schönes. Ich habe 
im "Österreich-Bericht" den Abdruck eines 
Artikels aus "Berichte und Informationen" 
gelesen, in dem eine interessante Feststellung 
getroffen wird : 

"Klaus und Withalm, das ist geradezu ein 
Stichwort für den bis zum überdruß strapa­
zierten Ausdruck ,Hofübergabe' ,  der noch vor 
der Semmering-Tagung parteioffiziell zu Grabe 
getragen wurde. 

Weil es aber um die personelle Zukunft der 
Volkspartei geht, muß doch weiter davon ge­
sprochen werden. Denn mit der Liquidierung 
eines Begriffes ist keineswegs die Frage einer 
Klaus-Nachfolge gelöst." Es heißt dann wei­
ter : 

In Zeiten der Koalitionsregierung wurde von "Man hat den Eindruck, daß die Tabuisie-
der ÖVP immer erklärt, die Sozialisten über- rung der Nachfolgefrage derzeit einen solchen 
fordern das Budget. Wie oft haben Sie das Denkprozeß in der ÖVP lähmt. Offen bleibt 
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die Frage, ob man mit einem Spitzenkandi- Herr Bundeskanzler ! Sie sind schon da. Ich 
daten, nämlich Klaus, in eine Nai ionalrats- freue mich, sonst hätte ich dieses Bild da her­
wahl gehen kann, ohne daß die Gewißheit be- gehängt. 
steht, daß dieser Mann auch der neuen Bundes- Im Wahlkampf 1966 hat man den Bundes-
regierung angehören wird." kanzler auf großen Plakaten und Werbe-

Wir lesen hier weiter : schriften "kundgetan" . Das ist eine Photo-

"In der ÖVP ist man also wieder " kopie. Man hat gesagt : "Der Mann, dem man 

(Abg. Stei n e r :  So viele Zeitungen gelesen vertrauen kann." Es hieß weiter : 

haben Sie sonst kaum, Kollege Weikhart l) Ja, "Die Wahl vom 6. März ist eine Frage des 

das gehört dazu ! Daß Sie kein Typ eines Poli- Vertrauens. Von der Entscheidung der Wähler 

tikers sind, der Zeitungen und Berichte liest, hängt es ab, in welche Hände die Zukunft 

ist Ihre Angelegenheit ! Das ist das Lebens- unseres Landes gelegt wird." (Abg. H artl:  

brot des Politikers ! Bei Ihnen ist es das nicht ! Wie ist es ausgegangen, Herr Kollege ?) "An 

Sie sind ein Bauer ! Das ist Ihre eigene Ange- der Spitze der österreichischen Bundesregie­

legenheit ! (Abg. K e r n :  "Sie sind ein Bauer !" rung soll ein Mann stehen, auf den sich das 

Das ist bezeichnend für Ihre Geisteshaltung !) Volk verlassen kann, ein Mann, der nicht heute 
so und morgen so redet . . .  " Er redet am Vor-

Nun lassen Sie mich noch etwas vorlesen : 
"In der ÖVP . . .  " (Zwischenrufe bei der 
ov  P.) Warten Sie, es ist nicht uninteressant, 
Sie haben das nicht gelesen ! 

Es heißt hier : 
"In der ÖVP ist man also wieder einmal auf 

der Suche nach einem neuen Führer. Man hat 
erkannt, daß weder Klaus noch Withalmmakc1-
los und fehlerfrei oder gar taktische Genies 
sind." 

Später heißt es : 
"Vor allem in den westlichen und südlichen 

Bunde�.;ländern wird die Führersuche geradezu 
wie ein Gesellschaftsspiel betrieben. Wer 
gestern noch Autorität ausstrahlte und ange­
himmelt wurde, ist heute tot." (Ruf bei der 
o V P :  A la Olah !) 

Ich sage das aus einem bestimmten Grund : 
Unter Punkt 4 von "Heute und Morgen" 
kann man lesen : "Die ÖVP hat dio besseren 
Persönlichkeiten ." - "Klaus und Withalm 
verdienen Vertrauen."  (Beifall bei der 0 V P.) 

Wenn man jetzt liest, was da nun etwa in 
einer bürgerlichen Zeitung steht, die alles 
eher, nur nicht sozialistisch, nicht einmal 
sozialistisch angehaucht ist, dann kaml man . . .  
(Abg. Dr. K ranzlmayr lächelt.) Das wollen 
Sie vielleicht auch belächeln � Sie kennen 
eben die Zeitschrift nicht ! (Heiterkeit.) 

Aber ich möchte dazu im Gegensatz , Herr 
Vizekanzler . . .  (Der Redner wendet sich zur 
Regierungsbank , die Bundeskanzler Dr. Klau.'J 
für kurze Zeit verlassen hat.) Ach ! Der ist weg ! 
Den habe ich so vertrieben wie seinerzeit den 
Pisa. ( A llgemeine Heiterkeit.) Wo ist der 
Bundeskanzler ? Ein Vexierbild ! Der muß 
da sein, den muß ich (eine Photokopie mit dem 
Bild des Bundeskanzlers hochhaltend) da her­
hängen ! (Ruf bei der Ö VP :  Kasperl !) Nein, 
nein, das brauchen 'Sie nicht zu sagen. Es 
gehört eben dazu, daß der Bundeskanzler da 
ist. (Bundeskanzler Dr. Klaus nimmt wieder 
seinen Platz auf der Regierungsbank ein.) 

mittag so und am Abend so, das habe�l wir 
heute sehr deutlich gemerkt. Es heißt weiter : 
" .  . .  sondern der auch in einer schwie. -igen. 
Lage zu seinem Wort steht. So ein Mann ist 
Dr. Klaus. Er bürgt für Sicherheit. Ihm 
können Sie vertrauen. Denken Sie daran, 
wenn Sie am Sonntag in der Wahlzelle stehen !" 
Das war Ihre eigene Propaganda. Ich sage 
das, damit ich da nicht mißverstanden werde. 

So, wie es die "Berichte und Informationen" 
der Propaganda der ÖVP gegenübergestellt 
haben, läßt es, meine Herren von der Öster­
reichischen Volkspartei, Hohes Haus, an Deut­
lichkeit wirklich nichts zu wünschen übrig : 
ein vernichtendes Urteil für den Herrn Bun­
deskanzler und Bundesparteiobmann Dr. Klaus, 
aber auch ein vernichtendes Urteil für den 
Herrn Vizekanzler und Generalsekretär Dok­
tor Withalm. 

Wie wurde da - ich komme darauf noch ein­
mal zu sprechen - vor einigen Monaten in 
einem fast feierlichen Zeremoniell die Hof­
übergabe propagiert ! Da stand der Alte, 
und da stand der Junge, sie differieren nur um 
zwei Jahre, man hat nicht erkannt, wer der 
Alte und wer etwa dabei der Junge ist. (All­
gemeine Heiterkeit.) Es waren gar nicht wenige, 
die da dachten : Na ja, einen schön verwirt­
schafteten Hof, einen schön verschuldeten 
Hof übergibt da der Altbauer Dr. Klaus ! 
(Ruf bei der 0 V P :  Sie haben gar keinen !) 
Damals war klar : Dr. Klaus wird sich über 
kurz oder lang in die Reihe der Auszügler 
begeben. Das war fast eine vereinbarte Tat­
sache. 

Das muß vor allem deswegen der österrei­
chischen Bevölkerung gesagt werden, weil 
jetzt eine andere Politik und eine andere Linie 
Platz greifen. Jetzt soll der, der schon als 
Auszügler festgelegt war, wiederum aufge­
möbelt werden (Abg. Bartl:  Sie sind aber 
schon früher ausgezogen aus der Regierung !), 
und er soll also nach dieser signalisierten Hof­
übergabe nun in neuem Glanze dastehen. 

653 
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Seit mehr als 14 Tagen - das hat schon 

ein Vorredner gesagt - sehen wir in Stadt 
und Land auf allen Plakatwänden den schönen 
Kopf des Herrn Bundeskanzlers Dr. Klaus. 
(Heiterkeit.) Wir haben diesen Kopf schon 
öfter auf Plakaten gesehen, aber unter dem 
Slogan "Österreich in guter Hand" noch nicht. 
Da kann man nur sagen : Geh Pepperl, plausch 
net I ( Neuerliche Heiterkeit.) Wohin soU denn 
das führen � Zuerst übergibt er den Hof . . .  

(Abg. Gabrie l e: Er hat gar nicht übergeben !) 
Entschuldigen Sie schon, versteHen Sie sich 
nicht so, Herr Kollege Gabriele ! Sie sind alt 
genug ( erneute Heiterkeit) , um sich nicht 
so verstellen zu müssen ! Wenn einer selbst ohne 
Aufforderung gewillt ist, den Hof zu über­
geben, dann ist er in der Regel müde, alt ,  
matt und verbraucht. ( Ruf bei der (J VP: 
Eine falsche Anschauung !) Er übergibt den 
Hof, weil er selber nicht mehr die notwendige 
Kraft in sich aufbringt, um die Arbp,it zu 
meistern. 

Und jetzt soll Österreich beim Auszügler 
von gestern in guter Hand sein 1 (Abg. Ha r t l: 
Freilich !) Das glaubt Ihnen draußen doch 
niemand. (Abg. H art l: Aber ja !) Das ist 
einer Ihrer schlechtesten Slogans, die Sie , 
Herr Generalsekretär, in den letzten Jahren 
der Öffentlichkeit übermittelt haben. (Abg. 
Dr. Wi tha lm: Freuen Sie sich darüber, Herr 
Kollege !) Herr Dr. Klaus : ein Bundeskanzler, 
der selber nicht weiß, ob er nach den Wahlen 
in die neue Regierung geht oder in die neue 
Regierung kommt. Ich möchte sagen : Bei 
so einem Mann in alten, zittrigen Händen 
wäre Österreich ohne Zweifel unsicher ! Das­
halb verdient weder Klaus noch Dr. Withalm 
das Vertrauen des österreichischen Volkes . 
Die ÖVP, heißt es darin, sei eine Partfli 
für alle Österreicher. (Rufe bei der Ö V P.) 
Das ist wohl das Beste. Warten Sie nur ein 
bißehen ! (Zwischenruf.) 

"Die ÖVP ist eine Volkspartei und keine 
Klassenpart0i ." (Abg. H a1·tl: Das stimmt ! 
Das stimmt !  - Rufe bei der (J V P : Jawohl !) 
Jawohl. Lassen Sie mich aber dazu auch einige 
Bemerkungen machen. 

Als eine ihrer ersten Aufgaben hat diese 
Östeneichische Volkspartei unmittelbar nach 
den Wahlen - es wurde heute schon einmal 
erwähnt - die Wirtschaftswachstumsgesetze 
beschlossen und damit dem Staat rund 2 Mil­
liarden Schilling an Einnahm0l1. weggenommen. 
(Zwischenruf des Abg. Kulhane k.) Ihre Be­
gründung, daß damit eine neue Welle von 
Investitionen ausgehen wird, ist nicht erfüllt 
worden. (Zwischenruf des Abg. Machunze.) 
Schauen Sie in diesem Budget die prälimi­
nierten Beträge für die Einkommensteuer 
und für die Lohnsteuer an : Die Lohnsteuer 
wird im Jahre 1 969 um 1 , 7  Milliarden Schilling 

gegenüber dem Vorjahr ansteigen. (Zwischenruf 
des Abg. Kulhane k.) Die Einkommensteuer 
wird für das Jahr 1969 um etwa 6,6 Prozent 
geringer eingesetzt als im Jahre 1968. 

Das'���nennen "'"'�--�.�. wir·�-L. �·;ne"'·"'·� K]assen� 
politik der Österreichischen Volkspartei, eine 
Klassenpolitik seitens einer Partei ,  die den 
Wohlhabenden etwas schenkt, aber auf der 
anderen Seite den kleinen Mann mit un­
geheuren Steuern, Tarifen und Preisen be­
lastet. (Abg. Machunze: So wie das Wasser 
für die Armen Wiens ! - Abg. Dr. Pi t t er­
mann: Machunze kann das Wasser nicht lassen ! 
- Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner  über­
nimmt den Vorsitz.) 

Lassen Sie mich noch etwas dazu sagen : 
Zu Punkt 5 heißt es so schön : "Die ÖVP 
führt Österreich kraftvoll und sicher in die 
siebziger Jahre. Die ÖVP legt schon heute 
den Grundstein für die siebziger Jahre. Die 
ÖVP wird auch die Aufgaben der Zukunft 
meistern." (Bravo-Rufe und ironische Heiter­
keit bei der S p(J.) 

Jetzt frage ich Sie : Legt die ÖVP tatsächlich 
- wenn Sie es schon so wissen - den Grund­
stein für die siebziger Jahre � Ist dieser 
Grundstein vielleicht das horrende Defizit 
oder die gigantischen Staatsverschuldungen � 

Nein, meine Herren der Ö VP : Damit werden 
entgegen Ihren Ankündigungen die Aufgaben 
einer Zukunft niemals gemeistert ! Lassen 
Sie mich das so offen sagen, wie ich es mir 
denke : Das ist ein einfacher, aber auch ein 
gefährlicher BJuff der Österreichischen V olks­
partei im Jahre 1968, aber ni0mals ein ge­
diegener Grundstein für die sie bziger Jahre ! 

Wo, Herr Bundeskanzler, ist der Grundstein 
für eine echte Budgetsanierung nach dem 
Jahre 1970 � Wo, Herr Bundeskanzler, ist 
der Grundstein für beispielsweise ein mehr­
jähriges Investitionsprogramm ähnlich jenem, 
das die Regierung sein�rzeit auf VeranJassung 
des damaligen Verkehrsministers Dipl . -Ing. 
Karl Waldbrunner im Jahre 1 953 beschlossen 
hat ? S�e haben ja schon für 1969 weniger 
Invostitionsmittel als im Budget für 1968 
und haben den Mut zu behaupten : "Die 
ÖVP legt schon heute den Grundstein für 
die siebziger Jahre. "  (Abg. Hartl: Fre'ilich !) 
Dabei wissen Sie doch selber auch schon, 
daß in den nächsten Jahren - Herr Kollege 
Hart], herhören ! (Abg. Hartl: Ich passe schon 
auf! - Heiterkeit - Zwischenruf des Abg. 
Kulhanek) - das Defizit und die Schulden­
last noch größer sein werden als etwa für das 
Jahr 1969. (Abg. Hart l: Weil die Ausgaben 
auch größer sein werden !) 
..... 

So
""
-� ,Kraftvoll und sicher in die siebziger 

Jahre" ist die ÖVP nur in der Propaganda, 
in Wirklichkeit steckt überhaupt nichts da-
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hinter. Das müssen wir sehr deutlich sagen ! 
Sie bluffen zwar mit gewissen Ausdrücken 
und setzen überhaupt keine Taten I Denn 
wenn Sie eine Tat gesetzt hätten, so hätte 
dies schon bei der Grundsteinlegung zum 
Ausdruck kommen sonen. (Abg. Maehunze: 
Sie sollten nicht das SPÖ-Programm kritisieren !) 
Denn normalerweise legt man einen Grundstein 
und baut damit auch das Fundament für 
dieses Gebäude auf. Aber dieser ÖVP-Grund­
stein für die siebziger Jahre - nein, der ist 
uninteressant. Das möchte ich Ihnen auch 
ganz offen sagen. 

Zum Schluß, damit über alles gesprochen 
wird, möchte ich noch den Herrn Bundes­
kanzler fragen - wir haben sehr oft Anfragen 
gestellt - :  Die ÖVP hat seinerzeit durch die 
Affäre PoJcar-Haselgruber unrechtmäßigerweise 
23 Millionen Schi1ling einkassiert. ( A bg. Hartl: 
Stickstoffwerke !) Der damalige Bundeskanzler 
Ing. Julius Raab hat in aller Offenheit 
erklärt : Die ÖVP wird diesen 
Betr.ag zurückbezahlen. (Rufe bei der 
SPÖ: Auf Heller und Pfennig !) Herr Bundes­
kanzler Dr. Klaus ! Sie sind nach Dr. Gorbach 
der Nachfolger des Bundesparteiobmannes 
Ing. Raab, und ich frage Sie mit aller Deut­
lichkeit und bitte um eine konkrete Antwort : 
Wann wollen Sie . . . (Abg. Dr. K ranz lmayr: 
Jetzt ist er nicht da ! - Bundesminister Soro­
nies: Ich schreibe es schon auf!) Er ist schon 
wieder nicht da ! Das ist ja unglaublich ! 
( I roni.'3che Heiterkeit bei der Ö V P .) Wann 
wi1l die Österreichische Volkspartei dieses 
öffentlich gegebene Versprechen von damals, 
die 23 Mil1 ionen Schi1ling zurückzuzahlen, 
letzten Endes auch einlösen � (Abg. H ar t l: 
Stickstoffwerke ! Wie war das dort ?) 

Wir haben in diesem Jahr auch über eine 
Gerichtsverhandlung gehört und gelesen, die 
sich gegen einen ehemaligen einflußreichen 
ÖVP-Fullktionär und Landeshauptmanns'ue}l ­
vertreter ( A bg. Mac  h u n z e: Jl iillner heißt er !) 
- ja, Viktor Müllnor heißt er - richtete, 
daß dieser Viktor Müllner einige Dutzend 
Millionen Schilling dem Staat und dem Land 
Niederösterreich unterschlagen und von diesen 

' Dutzenden Millionen 5 Millionen Schilling 
der Österreichischen Volkspartei gegeben . hat. 
Herr Bundeskanzler . . . (Rufe bei der Ö V P: 
Er ist nicht da !) Ich werde mich noch einmal 
zum Wort melden, bis er herinnen ist (Abg. 
Dr. G o r b ach : Er kommt morgen !) , denn das 
muß ich ihm Aug um Aug letzten Endes 
auch noch sagen. Herr Bundeskanzler, möchte 
ich ihm zur Antwort geben : Sie können sich 
auf die Dauer gesehen nicht immer durch 
Stillschweigen von dieser Angelegenheit 
drücken ! Das ist nicht möglich ! Verant­
wortlicher Bundesparteiobmann ist Dr. Klaus ; 
er ist auch verantwortlich hinsichtlich dessen, 

was nur zum Teil sozusagen im Gerichtssaal 
nun auch bekannt wurde. Ich frage deshalb : 
Wann werden diese 5 MiJIionen Schilling, 
die aus Unterschlagungsgeldern stammen, von 
der ÖVP auch zurückbezahlt werden 1 

Meine Herren der Österreichischen Volks­
partei ! Nun möchte ich doch noch auf die 
Rede des Herrn Bundeskanzlers in Krems 
zurückkommen. Der Herr Innenminister wird 
es ihm schon sagen. Und wenn er nicht 
antwortet, sind wir ja dazu da, uns noch 
einmal zum Wort zu melden. (Abg. Hartl: 
Na freilich !) Da lesen wir auch im "Volks­
blatt" unter anderem : 

Der Bundeskanzler erklärt : 

"Niederösterreich braucht Taten und nicht 
Luftschlösser. Es braucht persön1ich e und 
wirtschaftliche Freiheit, Wachstum und Sicher­
heit, aber keine Experimente. Die Sozialisten 
sind nicht nur wirtschaftliche Träumer, son­
dern auch politische Illusionisten . So hat 
Dr. Kreisky nicht nur die Erreichung der 
Mehrheit in Österreich als Ziel der Sozialisten 
dargestellt, sondern auch von einer dann 
lange anhaltenden sozialistischen Epoche in 
Österreich geträumt. Die Wähler werden 
diesen Träumen ein jähes und ungesundes 
Erwachen bereiten." Und jetzt kommt's : 
"Wenn wir in unsere Nachbarschaften blicken., 
dann wissen wir, daß solche Epochen zu langt' 
dauern können ." 

Ich bin einer derjenigen, die in meinem Gebiet 
in der Russenzeit zehn Jahre hindurch viel 
mitmachen mußten ; meine Freunde sind 
Zeugen : Wir waren in unserem Gebiet wie in 
ganz Österreich unerbittliche Feinde der Kom­
munistischen Partei, und wir empfinden das, 
was der Herr Bundeskanzler auf dem Landes­
parteitag der ÖVP in Krems gesagt hat -
vor allem den letzten Satz mit seinem viel­
deutigen Inhalt - als eine unverschämte Her­
ausforderung, ja a]s eine unerhörte Bel eidigung 
der Sozialistischen Partei , ihrer Mandatare 
und der sozialistischen Arbeiter und Ango­
stellten. (Starker Beifall bei der SP(J. -
Abg. Dr. Pi t t e rmann : Da war der Klaus da­
mals in Salzburg !) 

Herr Bundeskanzler ! Wo waren denn Sie, 
als es im Oktober 1950, trotz der Russen­
besatzung, galt, das Leben, die Sicherheit, 
die Freiheit und die Domokratie in diesem 
Lande zu verteidigen 1 ! (Zwischenruf dei'l 
Abg. H art l.) Dafür waren die Sozialisten in 
diesem Lande gerade gut genug ! ( Widerspruch 
bei der Ö VP.  - Zwi8chenruj des Abg. Hart l.) 
Jawohl, jawohl ! Das können Sie uns nicht 
sagen ! Wir waren dabei ! (Abg. Hart l :  Ihr 
wart nicht dabei !) Jawohl ! Wir waren dabei 
und haben diese Demokratie und diese Re­
publik (Abg. L iba l :  Hurtl, der He1�mwehr-
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Polizist ! - Abg. Hartl :  Aber geh, hör auf!) 
auch tatsächlich mit unserem Leben ver­
teidigt. (Ruf bei der Ö V P :  Und den Olah habt 
ihr hinausgeschmissen ! - Abg. Dr. Pi t t er­
m a n n :  Ihr hättet euch den Olah behalten ! ­
Weitere . Rufe und Gegenrufe bei Ö V P 
und SP(j.) Wir wollen nur jetzt darauf auf­
marksam machen, daß es bei den nächsten 
Wahlen nicht wieder eine Parole der Angst, 
unter Umständen eine Parole, die wieder Lug 
und Trug - "Sozialisten ist gleich Kommu­
nisten" - in sich birgt, geben wird. Das wollen 
wir rechtzeitig hier zur Kenntnis bringen. (Abg. 
L i b a l :  Hartl, der Schläger im 34er-Jahr ! ­
Abg. Hart l :  Hör auf!) 

Ich darf Ihnen nur eines sagen, meine Herren 
der Ö VP : Es gab noch keinen Bundeskanzler, 
der vor den ausländischen Kommunisten solche 
Bücklinge gemacht hat wie gerade Dr. Klaus. 
Wir lassen uns daher die Andeutungen, die er 
macht, nicht bieten, wir Jassen es uns nicht ge­
fallen, wenn er uns mit jenen Nachbarländern 
vergleicht, in denen er zu Gast gewesen ist ! 
Wir lassen uns nicht mit den Kommunisten 
in den Volksdemokratien oder in anderen 
Ländern a�f eine Stufe stellen ! (Zustimmung 
bei der SPÖ.) Dagegen verwahren wir uns mit 
aller Leid:mschaft und mit aller Deutlichkeit. 
(Abg. Bart l :  Ihr steht um eine Stufe höher !) 
Das möchte ich abschließend noch gesagt 
haben. 

Im übrigen, meine Herren der Österreichi­
schen Volkspartei - darauf können Sie sich 
verlassen - :  Wir werden der österreichischen 
B0völkerung in einfachster Weise und in ein­
fachster Sprache sagen, was wir von Ihrer 
Politik halten und was wir, die Sozialistische 
Partei Österreichs, für die siebziger Jahre zu tun 
gedenken. ( Abg. H ar t l :  Das tun wir schon 
seit Wochen !) 

Wenn es in Österreich wieder für alle den 
festen Glauben an unsere Zukunft und damit 
die politische und wirtschaftliche Freiheit 
und Sicherheit geben soll, dann ist eine Voraus­
setzung dafür notwendig : Diese schiffbrüchige, 
abgewirtschaftete, konzeptlose und daher un­
fähige Regierung mit ihrem Bundeskanzler 
Dr. Klaus muß weg (Abg. Bartl : Ja, das 
möchtet ihr !) und einer vom Vertrauen des 
österreichischen Volkes getragenen, aktiveren 
und besseren Regierung unter Führung der 
Sozialisten den Aufbau und Ausbau Öster­
reichs zum Wohle der österreichischen Bevöl. 
kerung überlassen ! (Lebhafter Beifan bei der 
SP(j.) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Probst das Wort. (Abg. Hart l :  

Gewehr bei "Fuß"ach ! - Abg. Gla8 e r :  Gru� 
aus Fuß ach ! - Ruf bei der S p(j : Das Wal' 
geistreich !) 

�bgeordneter Probst (SPÖ) : Hohes Haust 
Me�ne Damen und Herren ! Als Ausgangspunk� 
memes Debattenbeitrages in dieser Art General. 
debatte zum Budget 1969 möchte ich ein 
Zitat verwenden aus einem Artike] den der 
Herr Vizekanzler Dr. Withalm im "V�lksblatt" 
vom 31.  August geschrieben hat. Ich bedaure 
sehr, daß die führenden Mitglieder der Bundes. 
r�gierung bei einer Generaldebatte zum Budget 
n�cht anwesend sind und sich jeweils durch 
emen anderen Herrn Bundesminister oder 
einen Staatssekretär vertreten lassen. Eine 
große Hochachtung spricht nicht daraus. 
weder für eine Oppositionspartei von der Größe 
der unseren noch für das österreichische Parla­
ment. (Abg. K ranzlmayr : Da8 erlaubt sogar 
die Bundesverfassung, Herr Kollage Probst !) 

Der Herr Vizekanzler hat seinen Artikel im 
"Volksblatt" vom 3 1 .  August mit der über­
schrift versehen : , ,Das entscheidende Jahr. " 
Er meinte damit wahrscheinlich das Jahr 1969. 
Ic.h möchte mich nicht zu Spekulationen vel­
leIten lasse�, obwohl man immer wieder sagt. 
das entscheIdende Jahr, das Wahljahr, werde 
das Jahr 1970 sein. Ich darf den Herrn Vize­
kanzler zitieren. Er schreibt in diesem Artikel : 

"Mit dem Herbst 1 968 beginnt in Österreich 
eine politische Saison, die faktisch zu den 
Neuwahlen des Jahres 1970 überleitet." Und 
so weiter. 

Das stimmt wahrscheinlich. Ob wir im Jahre 
1969 Parlamentswahlen haben werden oder im 
Jahre 1 970, auf jeden Fall - das schließen 
wir daraus als Opposition - sehen Sie diese. 
Budget für das Jahr 1 969 als das entscheidende 
Budget für die nächsten Wahlen für diese 
Bundesregierung und für die Mehrheit dieses 
Hauses an. Daher werden Sie auch verstehen 
- Sie �üssen aber nicht -, wenn wir uns sehr 
ei�gehend �it diesem Budget beschäftigen, 
mIt den pohtIschen Problemen, den wirtschaft­
lichen und a1len anderen, die damit verknüpft 
sind. 

Bevor ich darauf eingehe und diese Be­
merkung des Herrn Vizekanzlers zum Aus­
gangspunkt nehme, möchte ich noch etwas aus 
diesem Artikel ,zitieren, weil diese Stelle sehr 
symptomatisch ist für die Gesinnung der Mehr­
heitspartei und vermutlich noch mehr für die 
Gesinnung der Bundesregierung. Der Herr 
Vizekanzler hat damals geschrieben - dieses 
Zitat ist mehrfach verwendet, angegriffen und 
beurteilt worden - :  

"Die jüngsten Ereignisse" - das war zehn 
Tage vorher - "in der Tschechoslowakei soll. 
ten uns darüber belehren, daß die von uns" -
er meint wahrscheinlich Regierung und ÖVP -
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" in Verbindung mit der Modernisierung unse­
rerer Wirtschaft geforderte Selbstbeschränkung 
in keinem Verhältnis zu den Opfern an Freiheit 
und Wohlstand steht, die in unserem Nachbar­
land von der Bevölkerung eben j etzt unfrdi­
willig gebracht werden müssen." Ich könnte 
Ihnen noch mehr daraus vorlesen, um die 
Gdsinnung, die aus diesem Artikel spricht, 
deutlich zu machen. 

Ich weiß aus vielen Gesprächen mit Nicht­

ich bitte zu entschuldigen, wenn es da oder dort 
Wiederholungen gibt. Ich muß es aber hier 
aussprechen. (Rufe und Gegenrufe zwibche1t 
Abgeordneten der ÖVP und SPÖ.j 

ZU dem Punkt 1 möchte ich sagen : Die 
EWG-Verhandlungen der Regierung, insbe­
sondere des früheren Vizekanzlers Dr. Bock. 
sind in die Sackgasse geraten. Das Mißtrauen 
der EFTA-Partner gegenüber Österreich ist 
gewachsen. Das ist der Erfolg Ihrer Politik ! 

sozialisten, mit außerhalb unserer Partei stehen- Dann schreiben Sie im Punkt 2 Ihres Pro­
den Personen, daß sie von dieser Feststellung gramms : "V orra.ng der Aufwendungen für die 
sehr betroffen wa.ren, da.ß sie davon betroffen Ausbildung unserer Jugend". Was ist 
waren, daß man - verzeihen Sie, wenn ich geschehen ?  (Abg. Dr. Kranzl m a y r :  Der 
das sage - sein politisches Spiel - ich will Export hat zugenommen ! - Rufe bei der SPÖ : 
nicht sagen "Spielchen" - mit einer solch Wohin ?  - Rufe bei der Ö VP :  In die EFTA­
entscheidenden weltpolitischen Katastrophe Länder ! - Abg. Dr. Pi t t erma n n :  Der Au.s­
treibt, um diese Politik der ÖVP-Regierung zu tritt aus der EFTA ist von dieser Regierung 
rechtfertigen. Ich gehe weiter von dem aus, angeboten worrJen !) Erhöhung der Studien­
was Sie von der Volkspartei im Jahre 1966 ge- gebühren, Verweigerung von Mitteln für For­
sagt haben. (Zwischenruf des Abg. Glas er.) schung und Sport und die Blockierung der 
Ich möchte das, was Sie gesagt haben, was Sie Schulgesetze. Kommen Sie jetzt nicht und 
plakatiert haben - faßt möchte ich sagen, sagen Sie immer wieder - auch dem möchte 
plagiiert haben - gegenüberstellen und dazu ich entgegentreten - : Die Sozialisten haben 
Stellung nehmen. (Abg. Dr. Pi t t erma n n :  keine Alternative ! Wir sind weder durch Ge­
Erfolg haben Sie ja in Salz burg auch nicht gerade setz noch durch Politik irgendwie veranlaßt , 
gehabt !) ein Gegenbudget aufzustellen. Die Verfassung 

Ich habe hier auch eine Photokopie. Es ist und das Budgetgesetz lassen zu, daß man einen 
eben Ihr Schicksal, daß Sie aJles schriftlich Minderheitsbericht erstatten kann. Das haben 
in Plakaten oder Artikeln niederlegen mÜSsen. I wir mit dem Bericht getan, in dem unsere 
(Abg. Dr. Gorbach :  Lauter Spione !) Man Budgetpolitik ausgesprochen wird. 
kann es nachlesen, und es ist daher so schwer, Aber zu diesem Punkt 2, zu dem Sie vom 
es zu bestreiten. Aber Sie rechnen - das haben Vorrang der Aufwendungen für die Ausbildung 
wir heute wieder gesehen - mit der Vergeß- unserer Jugend sprechen - wobei ich fest­
lichkeit der Menschen, und Sie rech�en dam.it, gestellt habe, daß Ihre PoHtik darin bestand, 
daß man von Fehler zu Fehler mcht WeIß ,  eine Erhöhung der Studiengebühren vorzu­
wo ein wirklicher Fehler liegt. Das ist Ihr nehmen, die Mittel für Forschung und Sport 
ganzer - ich sage es ganz offen - politischer ; in einem größeren Maße zu verweigern, die 
Trick, den Sie dabei herausstecken. (Abg. I auch mit Ihren Stimmen beschlossenen Schul­
Dr. Gru b e r :  Was haben Sie denn schon ver- gesetze gegenwärtig zu blockieren -, möchte 
gessen ? Ihren eigenen Bankrott ! -Abg. Gla s e r :  ich sagen, daß wir als Sozialisten auch im 
Von Fussach bis Favoriten !) Aber wir werden Parlament Anträge zu allen diesen Punkten 
diese Trickmethoden nicht gewähren lassen, I eingebracht haben, daß Sie aber diese abge­
,sondern wir werden genau sagen, wo die Fehler lehnt haben. 
liegen. I Zu diesem Punkte haben wir eine Entschlies-

Sie haben damals in Flugblättern und Pla.- sung eingebracht, die lautete : "Die Bundes­
katen geschrieben : "Österreich braucht eine I regierung wird aufgefordert, dem Nationalrat 
klare Mehrheit". Ich werde mich jetzt punkt- : eine Regierungsvorlage zuzuleiten, die eine 
weise mit diesen Dingen, die Sie pla.katiert Studienförderung für S;;hüler der Oberstufe 
und . geschrieben haben, beschäftigen. ( All- i der a.lIgemeinbildenden höheren 8':lhulen und 
geme�ne Unruhe.) I ' SJhü]er der mittleren und höheren berufs-

"Die OVP ist entschlossen" - so versprach bildenden Schulen nach den Grundsätzen deI' 
man den Wählern vor dem März 1966 -, "fol- . Studienförderung für Hochschüler zum Gegen­
gendes durchzusetzen : ' stand hat. "  Sie als Mehrheit haben diese Ent-

1 . Eine klare Europa-Politik, die unsere s?hließung abgelehnt. �ie widerspricht Ihrer 
NeutraJität und wirtschaftliche Zukunft si- eIgenen Parole vom Marz 1966. 

chert." - (Abg. Gra t z :  Hören Sie zu, das Punkt 3 Ihres FordeIungsprogramms : 
sind Ihre Wahlversprechen !  - Gegenruf des ' "Schutz und Förderung persönlichen Eigen:.. 
Abg. Glaser.) Was ist geschehen 1 Hohes . turns". - Ja, ja, das ha ben Sie schon getan, 
Haus I Wir ha.ben das schon festgestellt, und i das ist heute schon einige Male ausgesproche. 
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worden. Wir werden das immer wieder wieder­
holen, weil wir auch dafür eine nationalökono­
mische Begründung geben können. Sie haben 
8teuergesehenke mittels der Kapitalmarkt­
gesetze vollzogen - Sie können die Gesetze 
nennen, wie Sie wollen, wir bezeichnen sie 
so -, in der Höhe von mehr als 2 Milliarden 
Schilling. 

Meine Damen und Herren ! Wir haben zu 
diesem Punkt ebenfaJls eine Entschließ­
ung eingebracht, die lautete : "Bei den 
Einkünften im Sinne der Einkommen­
steuernovelle 1 966 können in den Jahren 
1967 ) 1 968, 1 969, 1970 und 1971 steuerfreie 
Rücklagen im Ausmaß bis zu 20 vom Hundert 
dea auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung 
ermittelten Gewinnes gebildet werden. " - Sie 
haben diese Entschließung abgelehnt. 

Wir haben auch zu Punkt 6 im Parlament 
eine Entschließung eingebracht, die lautete : .  
"Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem 
Nationalrat ein den heutigen Bedürfnissen 
entsprechendes Baugrundbesehaffungs- und 
Assanierungsgesetz umgehend im Entwurf 
vorzulegen. " Mein Kollege Lane hat Ihnen 
auch schon heute gesagt, daß einzelne Bundes­
länder, insbesondere das Bundesland Wien, 
ein solches Gesetz, vor aHem ein Assanierungs­
gesetz, dringend benötigen. Ich appelliere 
an die Wiener Abgeordneten der ÖVP, hier 
mitzutun, weil ich einige Male in Zwischen­
rufen gehört habe, was die Wiener Abgeordne­
ten dazu sagen. Hier haben Sie Gelegenheit, 
für da.s Bundesland Wien ein solches Assanie­
rungsgesetz zu beschließen. Dann werden wir 
für einige der Bundesländer, insbesondere für 
Wien, ein gutes Werk tun. 

In Punkt 4 sprechen Sie vom "Abbau des Punkt 7 Ihrer Wahlparolen lautete : "Be-
Proporzes". Ein sehr schönes und ein sehr kämpfung des ��eisauftrieb�s ;  �er�t�rkter 
gefügiges Wort für die Propaganda. - Was I' Sch.u�z

" 
des SchIlJm�s vor �nflatlOlllstlScher 

ha ben Sie getan � 'Vir haben Ihnen hier schon PohtIk . - V'( as konnen . WIr d�zu �agen 1 
einige Male vorgehalten und werden das in Festzustellen smd allgememe PreJsstelgerun­
steigendem Maße tun, wie sehr Sie sich die gen - oder können Sie das bestreiten ? -, Ver­
staatliche VerwaJtung mit ÖVP-Protektion dünnung des österreichischen SChillings - oder 
zugelegt haben. Wir wissen - dafür bringen wird d�r öste:reichische �chilling größer ' 
wir fast täglich einen Beweis -, welcher Klein- Geben SIe auf dIese Fragen eme klare Antwort ! 
krieg zwischen den ÖVP-Bünden um Posten Wir haben damals auch dazu eine Ent­
besteht. (Abg. Dr. Kranzlmayr:  Was hat schHe ßung anläßHch der Beratungen des Bun­
das mit Proporz zu tun ?) Meine Damen und desfinanzgesetzes eingebracbt, und zwar haben 
Herren ! Sie sind keine Partei des Interessen- wir damals dem Nationalrat vorgeschlagen, 
ausgleiches, Sie sind eine Partei der Interessen- die Bundesregierung zu ersuchen, eine Exper­
addition ! tenkommission zu schaffen, die Vorschläge 

Punkt 5 :  "Neuordnung des österreichischen 
Hörfunks und des Fernsehens im Sinne des 
Volksbegehrens". (Abg. Dr. G r u b e r :  Proporz 
vor allem in der Ö 1G !) Was 1st denn geschehen ? 
iie haben zuerst die Rundfunkgebühren erhöht, 
und jetzt haben wir den großen öffentlichen 
itreit wegen des Mißbrauches von Rundfunk 
und Fernsehen insbesondere für Ihre partei­
politischen Zwecke und für die ÖVP-Allein­
regierung. Täglich und stündlich können die 
Fernseher und Rundfunkhörer Österreichs 
diesen Mißbrauch im Fernsehen und Rundfunk 
wahrnehmen. (Abg. Dr. Kranz lmayr :  Ver­
breiten Sie nicht solche Unwahrheiten !) 

Punkt 6 :  "Beseitigung der ungerechten 
und unsozialen Verhältnisse in der Wohnungs­
wirtschaft". - Sie haben das damals den 
Wählern versprochen. Was ist in der Zwischen­
seit geschehen ? - Eine Kürzung der Bundes­
zuschüsse zur Wohnbauförderung - oder 
können Sie das bestreiten 1 (Abg. Dr. Grube r :  
N at'ürlich ! - Rufe bei der (j V P :  Jawohl !) 
Höhere Mieten zugunsten der Mietshausbe­
sitzer - können Sie das bestreiten � Und ein 
geringerer Wohnungsbau, das hat Ihnen der 
Kollege Weikhart auch vorgerechnet. 

zur Vereinfachung des Steuerrechtes zu er­
arbeiten hätte, und dem Nationalrat über dieses 
Ergebnis zu berichten. Nicht sebr viel - ein 
ganz bescheidener Antrag. Aber sogar das 
haben Sie abgelehnt. Sie sind überhaupt nicht 
bereit, mit uns über irgendetwas zu reden, 
und von politischer Zusammenarbeit - von der 
heute vormittag der Herr Bundeskanzler ge­
sprochen hat - kann überhaupt keine Rede 
sein. Wenn die Zusammenarbeit, Herr Bundes­
kanzler und Hohe Bundesregierung, darin 
besteht, daß wir Sie schützen und Sie nicht 
befragen soHen, dann muß ich sagen : So fassen 
wir die poJitische Zusammenarbeit nicht auf. 
Das ist nicht Aufgabe einer Opposition. 

Punkt 8 :  " Steigerung der Leistungskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft 
und damit Sicherung der Arbeitsplätze und des 
sozialen Fortschritts" . - Das Wirtschafts­
wachstum ist von 5 Prozent auf durchschnitt­
lich 2 Prozent zurückgegangen. Eine Bedro­
hung der Arbeitsplätze ist eingetreten. WolJen 
Sie das v ielleicht bestreiten 1 Anein in der 
verstaatlichten Industrie sind Tausende Ar­
beitsplätze verlorengegangen. Und Sie selber 
- die Regierung und die Partei dazu -
haben der österreichischen Bevölkerung einen 
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Schrecken eingejagt, als Sie im Frühjahr und 
im Sommer dieses Jahres von einem 16 Milli­
arden-Defizit im Bundeshaushalt in der soge­
nannten Budgetvorschau gesprochen haben. 
Und heute tun Sie sich etwas zugute, aJs ob 
Sie ein großes Werk vol1bra.cht hätten, weil 
Sie das Defizit auf "nur" 8 Milliarden herab­
geschraubt haben. 

In Punkt 9 schreiben Sie : "Dauerhafte 
Lösung der Probleme der verstaatlichten 
Indust.rie". - Was tun Sie denn � Dieses 
Budget, das Sie für das Jahr 1969 zu beschließen 
bereit sind, ist die deutlichste und die drasti­
scheste Antwort. Kürzung der Investitionen 
für die österreichische Schwerindustrie ! Ich 
wiH gar nicht von der Intrigenpolitik reden, 
die gegenwärtig in vielen verstaatlichten Be­
trieben von Ihrer Seite, auch im Rahmen der 
ÖIG, betrieben wird. Aber darüber werden wir 
wahrscheinlich auch noch hier in diesem Hause 
zu sprechen haben. 

Wir ha.ben Ihnen damaJs auch vorgeschlagen, 
daß die Bundesregierung aufgefordert werden 
soll, umgehend ein auf mindestens fünf Jahre 
abgostelltes Finanzierungskonzept für eine aus­
reichende Invt'stitionsfinanzierung auf dem 
8;:')ktor der verstaatlichten Industrie vorzu­
legen, um diesen Unternehmungen eine mehr­
jährige Planungs- und Entwicklungsarbeit zu 
ermöglichen. 

Wir haben dann weiter vorgeschlagen : Die 
Bundesregierung wird ersucht, dafür Sorge zu 
tragen, daß keine Schlie ßung von Bergbau­
betrieben vorgenommen wird, solange nicht 
entsprechende Ersatzarbeitsplätze zur Ver­
fügung stehen. 

Wir haben uns mit diesem zweiten TeiJ 
sehr schwer getan, aber im ersten Teil sind Sie 
absolut nicht bereit. Im Gegenteil ! In dem 
Budget - das wissen wir - ist für die Investi­
tionen vom Budget her für die österreichische 
verstaatlichte Schwerindustrie und auch für 
die Leichtindustrie n.ur ein Betrag von rund 
174 Millionen Schilling vorgesehen. Das ver­
stehen Sie unter dauerhafter Lösung der 
Probleme der verstaatlichten Industrie. 

Im Punkt 10 haben Sie selbst gefordert 
- das fordern Sie jetzt von sich - "Maß­
nahmen zum Abbau der Defizite in den 
Betrieben der öffentlichen Hand". - Wir 
wissen doch : Gerade auch das Budget für 
das Jahr 1969 zeigt, daß Betriebe der öffent­
lichen Hand, die bisher keine Defizite aufzu­
weisen hatten oder sehr kleine, sehr geringe, 
wie zum Beispiel die Österreichische Post­
und Telegraphenanstalt, auf einmal ein großes 
Defizit haben. Die Erhöhung der Defizite 
in den Betrieben der öffentlichen Hand ist, 
seitdem Sie allein regieren, viel größer ge­
worden, entscheidend größer geworden, auch 

in den Unternehmungen, die früher nicht unter 
sozialistischer Führung oder Verwaltung ge­
standen sind, wie zum Beispiel im Falle der 
Post- und Telegraphenanstalt in Österreich. 

Punkt 1 1  : "Sparsamkeit und Modernisierung 
der VeIwaltung".  Ich werde darüber nicht 
sehr viel sagen. Mein Parteifreund Broda 
wird dazu einiges zu sagen haben. Aber ich 
darf hier feststellen : In den Jahren der Ö VP­
Alleinregierung wurde der staatliche Ver­
waltungsapparat mehr als aufgebläht, und die 
Vel waltungsreform der ÖVP ist eine Täu­
schung. Es ist auch viel anderes geschehen, 
was nicht darauf schließen läßt, daß Sie 
ernsthafte Bemühungen mit Resultaten auf 
dem Gebiete der Verwaltungsreform anstreben. 
Auch hier haben wir Vorschläge gemacht. 
Wir haben damals vorgeschlagen, daß der 
Nationalrat die Bundesregierung ersuchen soll, 
alljährlich einen Bericht übel' die durch die 
einzelnen Ministerien gewährten Subventionen 
- um auch hier zu sehen, was eingespart 
werden kann - nach Art, Umfang und 
Su bventionsempfänger sowie kurze Begrün­
dung der Subventionsgewährung vorzulegen. 
Wir wissen ja, was die einzelnen Herren 
Bundesminister hier dem Parlament gesagt 
haben : Wir haben keine Zeit dazu, das macht 
uns zuviel Arbeit ! - Heute wurde sogar auch 
vorgelesen, was der Herr Bundeskanzler und 
was das Bundeskanzleramt dazu zu sagen hat. 

Im Punkt 1 2, im letzten Punkt, schreiben 
Sie : "Nach Maßgabe des Erfolges vorstehender 
Maßnahmen Milderung der Steuerprogression" . 
Wir wissen ja, was geschehen ist : Abwertung 
der Einkommen, der Löhne, der Gehälter, 
der Renten, der Pensionen durch neue Steuern. 
Die Bevölkerung und die Wähler Österreichs 
werden gerade mit dem Jahre 1969 sehen, 
wOlin die Leistungen der ÖVP-Regierung 
bestehen. Das, meine Damen u.nd Herren, 
zu Ihrem Programm. 

Ich möchte noch ein paar Worte über die 
RegieIUngserklärung selbst sagen. Der Herr 
Bundeskanzler hat zu Beginn der ÖVP-Allein­
regiel'ung am 20. April 1966 erklärt : Der 
Geist, unsere Probleme zu lösen, ist das 
Bewußtsein, dem ganzen Volke zu dienen, 
und die Verpflichtung, eine Politik zum Wohle 
aller Österreicher zu betreiben. - Dazu 
möchte ich nur lapidar feststellen : Zum Wohle 
aller Österreicher zu betreiben - Bodaß 
innerhalb von wenigen Monaten 30 Preis­
erhöhungen zur damaligen Zeit zu Lasten 
der Konsumenten erfolgt sind. Ich könnte 
aufzählen, was das alles war. Im Mai 1 966 : 
Erhöhung des Zuschlages zur Mineralölsteuer 
- das ist ja alles bekannt -, Erhöhung der 
Bahntarife ; eine zweimalige Erhöhung der 
Bahntarife in einer Legislaturperiode I (Rul 
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bei der SPÖ: Jetzt kommt wieder eine I) Niemand Hohes Haus ! Lassen Sie mich noch ein 
weiß, ob Sie nicht im nächsten Jahr schon Letztes sagen, ein letztes Problem behandeln. 
wieder die Bahn- und andere Tarife erhöhen Ich muß leider feststellen, daß der Herr 
werden . Bundeskanzler nicht da ist. Er hätte doch 

Meine Damen und Herren ! Der Herr Bundes- el warten können - ich bedaure das sehr -
kanzler hat im Jahre 1966 auch gesagt : daß wir uns in dieser Debatte insbesonder� 

Bemühen wir uns, die Rechtfertigung eines mit den Kapiteln beschäftigen werden, die 
bereits ausgesprochenen und die Erringung ihm unterstehen - im Bundesfinanzgesetz, 
eines erhofften neuen Vertrauens nicht gegen- aber auch in der Verwaltung des Staates. 
einander, sondern gemeinsam zu erreichen ; Vor vielen, vielen Monaten, ich glaube, 
nicht im unfruchtbaren Streit, sondern im es war vor Jahresfrist, wurden wir mit der 
fruchtbaren Leistungswettbewerb liegt das Ankündigung überrascht, daß sich die Bundes­
Wesen des Zusammenwirkens von Regierung regierung mit einem sogenannten Kompetenz­
und Opposition. gesetz beschäftigen wird. Es wurde groß 

Aber was ist geschehen 1 Ich habe Ihnen angekündigt : Verwaltungsreform, jetzt werden 
nur zehn Beispiele von Entschließungsankägen wir alles tun, um einmal die überschneidungen 
vorget-agen, um Ihnen zu zeigen, daß Sie der Zuständigkeiten zu beseitigen oder Doppel­
alles abgelehnt haben. Ich kann Ihnen auch kompetenzen und dergleichen mehr. Sie haben 
beweisen, meine Damen und Herren, daß uns in der Regierung und Sie haben uns 
hier im Hohen Hause Dutzende, ich wieder- nachher, als Sie noch davon lebten, daß es 
hole, Dutzende von sozialistischen Initiativ- eine Koalition gegeben hat, vorgeworfen, 
anti ägen liegen ; auf dem Gebiet der Finanz- daß wir daran schuld seien, daß es nicht 
politik, der Sozialpolitik, auf dem Gebiete zu einem solchen Kompetenzgesetz oder Kom­
der KultUl politik. Sie sind gar nicht bereit, petenzbereinigungsgesetz gekommen ist. 
über diese unsere Initiativanträge zu ver- Ich frage den Herrn Bundeskanzler : Wo 
handeln, nicht nur, nicht zu verhandeln, sind seine Vorschläge für ein Kompetenz­
sondern Sie wollen überhaupt gar keine gesetz gelandet ? Seit vielen Monaten ist es da­
Gespräche führen, Sie lassen nicht zu, daß rum still geworden. Man müßte doch annehmen, 
diese Initiativanträge in parlamentarische Be- daß sich eine einfä'::bige Regierung, gebildet 
handlung kommen. Und wenn sie dann von einer Partei, leichter verständigen kann 
kommen, lehnen Sie gelegentlich die wenigen, über Zuständigkeiten und Kompetenzen. Die 
die dann zur Sprache kommen, ganz einfach ab. Ausrede, die Koalition sei schuld, fällt doch 

Der Herr Bundeskanzler hat ein Bekenntnis weg. Der Koalitionspartner ist nicht mehr da. 
zum Rechtsstaat abgelegt und hat in der Wir wissen doch alle zusammen, und Sie 
damaligen Erklärung gesagt : Die Bundes- werden es oft genug hören, ich habe schon so on 
regierung erneuert in diesem Sinne ihr Be- davon geredet : Sie sind ja keine Partei des 
kenntnis zum Rechtsstaat und zu den rechts- Interessenausgleiches, wie Sie das immer 
staatlichen Einrichtungen der Republik, deren gerne sagen, sondern der Interessenaddition 
Schutz, Stärkung und Ausbau ihr besonders und werden ganz einfach nicht fertig, die 

am Hetzen liegt . . .  - Darf ich Sie darauf Kompetenzen zu regeln, weil die verschiedenen 
ver weisen - auch ganz lapidar _ : Es hat ÖVP-Minister einander neidig sind, weil sie 
noch keine Bundesregierung gegeben, die so nichts hergeben oder vielleicht gar etwa.s 
oft vom Verfassungsgerichtshof zur Ordnung Unangenehmes dazunehmen wollen. 
gerufen worden ist, wo Maßnahmen über Man hört nichts von einem Kompetenz­
Maßnahmen wegen Vel'fassungswidrigkeiten gesetz . Der Herr Bundeskanzler hat sich 
beanstandet wurden. Sie sind ganz einfach hier nicht durchgesetzt, weder als Partei­
da.rüber hinweggegangen, wenn der Ver- obmann noch als Bundeskanzler. Wir wären 
fassungsgerichtshof festgestellt hat, daß Be- als Opposition sehr neugierig, wo das Kom­
stimmungen des Bundesfinanzgesetzes veT- petenzgesetz liegt. Das Begutachtungsver­
fassungswidrig sind. Sie haben sich dann fahren ist eingeleitet worden, das Kompetenz­
mit Hilfsmaßnahmen begnügt und haben ge- gesetz ist groß angekündigt worden, abel' 
sagt :  Das bringen wir irgendwann in Ordnung ! geschehen ist bisher nichts. Es ist keine 
Aber Sie haben es nicht in Ordnung gebracht. Vorlage der Regierung an das Hohe Haus 
Ich möchte das jetzt deutlich ausspTechen ergangen. 
und das harte Wort sagen : Oft haben wir den Ich darf, das Ergebnis Ihrer bisherigen 
Eindl'uck, daß Sie den Rechtsstaat zu' einer Politik zusammenfassend, sagen : Es ist eine 
Farce machen wollen, daß Sie gar nicht Politik gegen die jungen Leute in Österreich ;  
gewillt six:d, alles e.�nzuhalten, was Sie i n  weniger Wohnungen, und die Wohnungen, 
Ihrer RegIerungserkla' ung vom Jahre 1 966 die gebaut werden, sind teurer, nicht nur 
und auch später versprechen. I die Neubauwohnungen, sondern auch di. 
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alten Wohnungen durch die völlige Freigabe wieder bei den Ausführungen der Redner 
des :Mietzinses in alten Häusern. Die Wi:ckung von der großen soziaJistischen Opposition zum 
ist nicht sofort zu spüren, aber sie wird zu Ausdruck gekommen ist. 
dem Zeitpunkt spül'bar werden, wo der Ja, verehrter Herr Abgeordneter Gratz, 
Wahltag herankommt. H �rr Minister Probst und Herr Staatssekretär 

Sie treten gegen die arbeitenden Menschen W,--�ikhart, wenn wir ohne Parteibrille einen 
auf. Die Steue- 'senkung für die Arbeitnehmer objektiven Blick über unscr� Staatsgrenzen 
war sehr mager, aber füt, die großen Verdiener hinaus tun, etwa in die Tschechoslowakei 
war sie einträgliche::-. Die Gi'oßverdiener er· od3r nach Frankreich oder nach Großbritan­
hielten fette Geschenke, das wissen Sie selber uhn oder eben gar in die Entwicklungsländ('r, 
auch. Die sozialistischen Anträge zur Hilfe von denen ich reden möchte, dann kann 
für die Familie wurden abgelehnt. wohl und muß der größte Kritiker mit Recht 

Sie wenden sich auch gegen die Demokratie, sagen, daß Österreich gegenwärt,ig wirklich 
Sie versündigen sich gegen die Demokratie. in guten Händen ist. (Beifall bei der ÖV P. -

Sie würgen Parlamentsdebatten ab. Sie be- �'Wi8chenrufe bei der SPÖ.j Wir haben in 
achten andere Ai�gumente überhaupt nicht, 9stElrr<'lich Voll beschä.ftigung , Wir hab0n in 
Sie hÖ�'en andere Meinungen überhaupt nicht Osterreich eine stabile Währung. Wir sind 
an, und Sie sind nicht bej'eit, pa,Jamentarische in der Verschuldung fast an der unteren 
Diskussionen über sozialistische Initiativan- Grenze der westlichen Staaten. (Abg. Pa'!! : 
träge in diesem Parlament durchzuführen. Sind euch die Schulden noch zu gering ?) Wir 

Wir vertreten aber diese Interessen, und haben eine ständige Verbesserung des Ein­
wir werden dies auch beim Budget 1969 tun. kommens aller Österreicher. Ganz anders 
Wir werden für die Interessen der Jungen ist das in anderen Ländern und eben in den 
eintreten, für die Arbeitenden und für die Entwicklungsländern, von denen ich nun 

reden möchte. öste�reichische Demokratie. (Beifall bei der 
BPÖ.) Hohes Haus ! Meine Damen und Herren I 

Ich brauche in diesem Kreise sicher nicht zu 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als interpretieren, wie groß auch heute noch 

nä.chstem Redner erteile ich dem Herrn Ab- die Not auf dieser Wplt ist. Der OECD­
geordneten Neumann das Wort. Bericht steHt fest, daß zwei Drittel der Mensch. 

Abgeordneter Neumann (ÖVP) : Hohes Haus ! heit zu den Entwicklungsländern zähjen. 
Heine Damen und Herren ! Gestatten Sie, Das heißt aber, wie dieser OECD-B('rich� 
daß ich die Aufmerksamkeit des Hauses w.)iter feststellt, nicht nur, daß es für zwei 
(Ruf bei der SPÖ : . . .  auf Voitsberg richte !) Drittel der Menschen auf dieser Erde weniger 
von den innenpolitischen und inneröster- oder fast keine Schulen gibt (Abg. H aas :  

reichischen Problemen weg nicht nach Voits- Für 87 Prozen.t nach Pisa ! - Abg. Dr. TuU : 
berg und nicht nach Kirchberg, sondern Pisa weiß alles !  - Ruf bei der Ö V P :  Tull 
auf ein ganz anderes Problem, auf ein ganz weiß mehr !) , weniger SpItäler, Straßen und 
anderes Thema lenke : auf dal3 Thema und auf Fabriken, sondern daß nach dem OECD­
das Problem Entwicklungsländer und damit Bericht - und das ist für unsere österreichi­
auf das Problem Entwicklungshilfe. (Abg. sehen Verhältnisse kaum mehr vorstellbar -

Pay : Heute ist ja das Kapitel Bundeskanzler- zwei Drittel der Menschheit auch heute noch 
amt auf der Tagesordnung !) Natürlich, das hungern müssen, hungern in einem Ausmaß, 
Bundeskanzleramt. daß jährlich 40 MiIJionen Menschen Hungers 

In den vielfältigen Initiativen dieses Bud- sterben. Der Hunger ist also das größte 
gets wurde nämlich nicht nur auf die Werk- Problem deE Entwicklungsländer, und da­
tätigen, auf die Hilfsbedürftigen, auf Alt her leistet Osterreich auch im Rahmen des 
und Jung im Lande, sondern durch die Budget- Budgets 1969 zur Linderung des Hungerlll 
ansätze für die Entwicklungshilfe im Ausmaß in der Welt die größten B" iträge im Rahmen 
Ton rund 50 Millionen Schi1Iing wurde auch der gesamten Entwicklungshilfe. (Abg. Libal: 
auf die Hilfsbedürftigen in der Welt nicht ver- Sparen Sie die Staatssekretäre ein und schicke". 
gessen, Regierung und Parlament sind sich Sie sie nach Afrika ! - Abg. Hart l :  Mi. 
damit bewußt, da ß unsere soziale Einstellung dem Libal an �er Spitze ! - IIel:terkeit.) So 
an den Grenzen unSerer Republik nicht halt- betI ug schon 1m Jahre 1968 der Beitrag 
machen darf. Ja eine echte Sozialpolitik kann aJIein zum Welternährungsprogramm dt'r FAO, 
nur da rin bestehen, auch die Not jener M.it- also der Ernährungsorganisation der Ver­
menschen zu sehen, die durch Grenzen von I einte� Nationen, über �O Millionen Schilling, 
uns getrennt sind. Vielleicht sehen wir durch und 1m Jahre 1969 WIrd dieser Betrag auf 
einen Blick über unsere Grenzen auch unsere i 13 MiHionen erhöht. 
?ige�en österreichischen .verhältni8�e doch I Es kommt auc� unseren agrarischen Sorgen 
In eInem etwa.s a.nderen LICht, als dIes heute entgegen, daß dIeser Beitrag im Jahre 1968 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 89 von 171

www.parlament.gv.at



9330 Nationalrat XI. GP. - 1 1 6. Sitzung - 26. November 1968 

Neumann 
erstmals in größerem Ausmaß, in Form von 
agrarischen Produkten, von Magermilchpulver 
geliefert wurde, und wir hoffen sehr, daß dies 
auch im Jahre 1969 so der Fan sein wird. 
(Abg. Pay : Haben wir heute Landwirtschaft ?) 
Ich komme auch da noch hin, Herr Kollege 
Pay. Ich würde an Ihrer Stelle heute etwas 
ruhiger sein. 

Hohes Haus ! über den Beitra.g fÜl die 
FAO hinaus leistet Österreich auch noch auf 
vieJen anderen Gehieten im Rahmen des 
Budgets direkt oder indirekt Entwicklungs­
hilfe, Entwicklungshilfe zur Linderung des 
fürchterlichen Hungers in der Welt. Erst 
im Sommer des heurigen Jahres wurde von 
unserer Regierung beschlossen, eine halbe 
Million, zur Hälfte in bar und zur Hälfte 
in Form von Lebensmitteln, über das Inter­
nationale Rote Kreuz nach Afrika zu bringen, 
wo bei den blutigen Kämpfen in der Ost­
region von Nigeria laut authenti8chen Be,; 
richten al1ein im heurigen Sommer Hundert­
tausende Menschen des Hungers gestorben 
sind. 

Insgesamt dürfte von den 1 ,3 Milliarden, 
die jährJich von Österreich an Entwick­
lungshilfe geleistet werden - zu den Budget­
ansätzen von 50 Millionen im Budget kommen 
nämlich noch Zo]Jverziöhte, Exportförderungs­
kredite und Hilfen von verschiedenen Ver­
einigungen -, etwa. ein Drittel dazu dienen, 
mitzuhelfen, den Hunger in der Welt zu 
bannen. 

Es ist für uns nicht ermutigend und auch 
nicht beruhigend, daß das Problem Hunger 
in dieser Welt trotz dieser Entwicklungs­
hilfe laut Voraussagen in nächster Zeit, in 
den nächsten Jahren und Jahrzehnten, nicht 
kleiner, sondern größer werden wird. Heute 
hungern, wie gesagt, auf dieser Welt zwei 
Drittel der Menschen. Bis zum Jahre 1 980 
sollen es - immer laut OECD-Bericht - schon 
drei Viertel der Menschheit sein. EI; ist 
nicht abzusehen, wie es im Jahre 2000, also 
in einer Zeit sein wird, in die wir unsere 
ganze Hoffnung setzen. Bis zum Jahre 2000 
wird sich nämlich laut OECD-Bericht die 
Menschheit verdoppelt haben . Und wenn 
es nicht gelingt, so erklären übereinstimmend 
Fachleute, bis dorthin auch die Erzeugung 
von Nahrungsmitteln zu verdoppeln, so wird 
das zu einer Welt katastrophe ersten Ranges 
führen. 

Diese Feststellung wird erhärtet durch 
die Tatsache, daß schon jetzt auf der ganzen 
Welt die Zunnahme der Menschheit, die jäbr­
Jioh zirka 3 Prozent beträgt, größer ist 
als bei der Erzeugung von Lebensmitteln, 
die jährJich nur eine Zunahme v on nioht ein­
mal 2 Prozent erreioht. 

Ursache dieser Bevölkerungsexplosion, 'so 
stellt der OECD-Bericht interessanter weise 
weiter fest, ist nicht die Mehrgeburt v on 
Menschen, sondern der Rückgang von Kriegen 
und vor allem der Rückgang von Seuchen 
auf dieser Welt. Es kommen also nicht mehr 
Menschen auf diese Welt, sondern es sterben 
weniger. 

Darf ich mir dazu eine Nebenbemerkung 
erlauben, die die momentane agrarische Si­
tuation Österreichs betrifft. 

Wenn diese Entwicklung BO weitergeht, 
so müssen wir zur Kenntnis nehmen, daß 
die Entwioklungsländer schon sehr bald die 
Rohstoffe, die sie heute noch in großen Men­
gen in andere Länder liefern, selber brauchen 
werden. 

Wir sehen aus diesem Beispiel, daß sich 
unsere agrarischen überschüsse, die ohne- ' 
dies immer sehr stark dramatisiert werden, 
die nur 5 dkg pro Kopf ausmachen oder 
nur für vier bis sechs Wochen reichen, auf den 
Hunger in der Welt stützen. Wir er­
sehen daraus die ganze Problematik und daß 
es schon sehr bald anders kommen kann. 

Bis zum Jahre 1980 nämlich, so sagt der 
OECD-Bericht weiter, wird es beispielsweise 
in Amerika keine brachliegenden Felder mehr 
geben, und schon im Jahre 1981 werden die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika nicht 
mehr in der Lage sein, genügend Agrarprodukte 
auf eigenem Boden zu erzeugen. 

Eine weltweite Regelung, eine weltweite 
Lösung der Ernährungsfrage, der des Hungers 
und der agrarischen Überschüsse, mü ßte da­
her das große Ziel aHer jener sein, die für 
diese Welt Verantwortung zu tragen haben. 

Soviel also zum Beitrag Österreichs zur 
Linderung des Hungers in den Entwicklungs­
ländern, der im Budget 1969 im verstärkten 
Ma ße geleistet wird. 

Hohes Haus ! Ich stimme mit jenen über­
ein, die immer wieder sagen, daß es durch 
die Lieferung von Lebensmitteln allein und 
überhaupt durch wirtschaftliche Entwicklungs­
hilfe allein nicht möglich sein wird, das große 
Problem in den Entwicklungsländern einer 
Lösung zuzuführen. So hat beispielsweise 
Amerika ganze Schiffe mit Lebensmitteln 
nach Indien geliefert und sie in den indischen 
Häfen ausgeladen. Die Inder waren nicht 
einmal in der Lage, die Verteilung dieser 
Lebensmittel im Inneren des Landes durch­
zuführen. Die LebensmIttel verda.rben im 
Hafen, und die Menschen im La·ndesinneren 
sind weiter verhungert. 

Oder eine Fabrik Indonesiens wurde von 
den Deutschen aufgebaut, es war aber nie­
mand da, der sie hätte betreiben können. 
Oder ein mit Entwicklungsmitteln errich. 
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tetes Spital wurde trotz des großen Bedarfes 
in dem Augenbl ick aufgelassen, in dem die 
europäischen und amerikanischen Ärzte mit 
ihrem Hilfspersonal in die Heimat gezogen 
sind. 

Das heißt aber, Hohes Haus, daß die wich­
tigste Entwicklungshilfe nicht so sehr auf 
wirtschaftlichem, sondern auf geistigem Ge­
biet liegt. Was diesen Entwicklungsländern 
fehlt, ist nicht so sehr der wirtschaftliche 
Reichtum, es gibt dort Naturschätze noch 
und noch, weit mehr als bei uns in Öster­
reich ; was ihnen fehlt, ist Wissen und 
Können. 

Auch diese Tatsache wird von Österreich bei 
der Gewährung von Entwicklungshilfe im 
Budg('t 1969 voll berücksichtigt. So betrug der 
Aufwand Österreichs für Studierende aus 
Entwicklungsländern an den österreich ischen 
Hochschulen allein an Schul- und Lehrerauf­
wand im Jahre 1968 103 Millionen SchIlling, 
im Jahre 1 969 werden es zwischen 105 und 
UO Millionen sein. Dazu kommen noch Stipen­
dien für Studenten aus den Entwicklungsländern 
von jährlich fast 6 Millionen, die auch im vor­
liegenden Budget wieder ausgewiesen �ind. 

Des weiteren werden auch namhafte Beträge 
für die Errichtung von Studentenheimen für 
ausländische Studenten aufgewendet . Für 
Studien zur Errichtung landwirtschaftlicher 
und allgemein wirtschaftlicher Projekte werden 
ebenfalls entweder direkt oder über die UNIDO, 
die ihren Sitz beispielsweise in Wien hat, hohe 
Beiträge gewährt. Bis jetzt wurden dafür ins­
gesamt 45 Millionen Schilling aufgewendet. 

Hohes Haus ! Dazu eine Bemerkung : Der 
österreichische Steuerzahler braucht für diese 
große Mithilfe vor allem beim Studium aus­
ländischer Studenten an österreichischen Uni­
versitäten sicher keinen Dank. Er erwartet aber­
und das möchte ich gerade in dieser Stunde aus­
sprechen -, daß seine Gesellschaftsordnu ng, 
seine Lebensauffassung von diesen ausländi­
schen Studenten auch volle Beachtung und 
volle Respektierung findet. 

Und als drittes, Hohes Haus, sind, wie gesagt, 
die indirekten, die multilateralen Entwicklungs­
hilfen, also die Beiträge an die internationalen 
Entwicklungsorganisationen, sehr beachtlich. 
Der größte Beitrag hievon wird der Internatio­
nalen Entwicklungsorganisation bei der Welt­
bank in Washington, der IDA, zur Verfügung 
gestellt. Bis jetzt sind es insgesamt 10,8 Mil­
lionen US-Dollar. 

Die Mitgliedstaaten der IDA, zu denen auch 
Österreich seit Bestand dieser Hilfsorganisa­
tion gehört, haben sich nun nach langen Ver­
handlungen entschlossen, auf Grund des großen 
Bedarfes ihr Entwicklungsprogramm auf ins. 
gesamt 1 , 2  Milliarden US·Dollar zu erhöhen. 

Da der Anteil Österreichs zum Entwicklungs­
programm 0,68 Prozent beträgt, war eine 
weitere Aufstockung unseres Beitrages um 
8 Millionen US-Dollar oder rund 208 Millionen 
österreichische Schilling notwendig, was be­
kanntlich durch einen Parlamentsbeschluß im 
heurigen Sommer vollzogen wurde. 

Alles in allem sind es namhafte Beträge, die 
jetzt schon auch von Österreich für die Ent­
wicklungshilfe geleistet werden. Trotzdem 
scheint all das nicht auszureichen. So ist es das 
Ziel der OECD-Staaten, die Hilfe für die Ent­
wicklungsländer noch weiter, und zwar auf 
1 Prozent des Bruttonationalprodukts jedes 
Landes, zu erhöhen. Das jetzige Ausmaß der 
östel'reichischen Entwicklungshilfe beträgt 
bekanntlich nur 0,6 Pi'ozent unseres Brutto­
nationalprodukts. Man ist sich jedoch in allen 
Staaten einig und hat dies vor einigen Wochen 
bei einer Tagung der OECD.Länder in Paris 
einhellig zum Ausdruck gebracht, daß diese 
erhöhte Entwicklungshilfe . aus Budgetmitteln 
allein nicht aufgebracht werden kann, sondern 
daß e8 notwendig ist, den Kapitalmarkt hiefiir 
zu öffnen. So soll eine erste Entwicklungsan­
leihe noch im Laufe des Monats November auf­
gelegt werden, und eine zweite Tranche soll im 
kommenden J aille folgen. Alles in allem ist es, 
noch einmal gesagt, sehr beachtlich, was Öster­
reich an Entwicklungshilfe leistet. 

Hohes Haus ! Abschließend möchte ich aber 
doch noch anmerken, daß diese Entwicklungs­
hilfe Österreichs nicht nur ein reines Geschenk 
ist, sondern auch für Österreich selber von wirt­
schaftlicher und handelspolitischer Bedeutung 
ist. Verschiedene Organisationen von Entwick­
lungöländern,  so auch die von Süd amerika und 
von Südafrika, haben schon jet2.t den Beschluß 
gefaßt, handelspolitische Beziehungen nur mit 
jenen Ländern aufzunehmen, die sich an der 
Entwicklungshilfe beteiligen. Wohin aber 
werden wir unsere industriellen Exporte 
einmal liefern als dOfthin, wo alles in Entwick­
lung, wo alles im Aufbau begriffen ist. 

Die Beiträge für die Entwicklungshilfe, die 
unR jetzt große Opfer - wie eingangs erwähnt, 
im Gesamtausmaß von 1 3 Milliarden jähdich­
abverlangen, sind daher a uch eine Art von 
Pflege eines Marktes, eines Marktes, der für uns 
vielleicht schon morgen von allergt ößter Be­
deutung und VOll Vorteil sein kann. Schon jetzt 
haben österreichische Firmen beispielsweise für 
die von der IDA finanzierten Projekte ungefähr 
in der gleichen Höhe Aufträge erhalten,  als 
unsere Beiträge zur IDA ausmachen. 

Und schließlich, um noch ein letztes Argu­
ment anzuführen - und damit komme ich zu 
den Zwischenrufen von der Linken dieses 
Hauses -, kann es nicht in unserem Interesse, 
nicht im Interesse der freien Welt sein, die 
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Hilfe für die Entwicklungsländer, die im Jahre 
2000 nach den Voraussagen 90 Prozent der 
Menschheit umfassen werden, allein einer Ge­
meinschaft zu übetlassen, die mit dieser Ent­
wicklungshilfe politische Zwecke v erfolgt, 
nämlich der Gemeinschaft des Kommunismus. 

"Macht die Armen reicher, damit sie nicht 
eines Tages im Rahmen einer weltweiten kom­
munistischen Konfrontation euren Reichtum, 
eure Freiheit bedrohen ! "  Dies sagte schon vor 
Jahren ein Kenner der internationalen Welt­
situation. 

Und in der Enzyklika des Papste::; Johannes 
heißt es : "Es ist die große Tragik dieser Welt, 
daß die armen Länder immer ä .. :mer und die 
reichen immer reicher werden." 

Ein Wort, das nicht, wie es die Linke dieses 
Hauses ständig versucht, nationalpolitisch 
mißbraucht, sondern zum Anlaß genommen 
werden so11 , durch Entwicklungshilfe im Rah­
men des Möglichen mitzuhelfen, die immer 
ä.rmer Werdenden · in den unterentwickelten 
Ländern wirtschaftlich und geistig reicher zu 
maCheIl. Eine Aufgabe, der sich auch die 
Jugend dieses Landes, die voll Tatendrang ist 
und die ständig nach neuen Aufgaben sucht, 
mit ganzer Energie widmen soll .  

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
werden aus all den angeführten Gründen auch 
den Ansätzen für Entwicklungshilfe im Budget 
1969 gern unsere Zustimmung geben. (Beifall 
bei der O v  P.) 

Präsident Dip1.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner el'teile ich dem Herrn Abge­
ordneten Zeillinger das Wort. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÜ) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Hefren ! Ich bitte 
um Verständnis und Nachsicht, wenn ich nach 
diesen zwingenden Beweisen einer dringend 
notwendigen Entwicklungshilfe für die Schwar­
zen :lieser Erde wieder zu den Budgetkapiteln 
Oberste Organe und im besonderen Bundes­
kanzleramt zurückkehre (Abg. Dr. van Tong e l :  
Zu den Schwarzen in 08terreich l) , wobei mir 
die Gedankenassoziierung durchaus verständ­
lich ist angebichts der zeit weisen Hilflosigkeit 
des Herrn Bundeskanzlers heate in diesem 
Hause, daß der Schrei nach einer Hilfe für die 
Schwarzen laut geworden ist. 

Der Herr Bundeskanzler hat heute in beweg­
ten Worten Klage geführt wegen der über­
lastung, der ec als Kanzler ausgesetzt ist und 
die ihm nicht immer die notwendige Möglich­
keit der Konzentration gibt. Ich glaube, daß 
gerade die Beratung des Kapitels Oberste 
Organe auch ein Anlaß ist, über da8 Verhält­
nis Regierung-Gesetzgebung einige Worte zu 
sagen. Denn nicht nur der Herr Bundeskanzlei', 
d.er sich ja schon im Ausschuß darUber be-

schwert hat, daß er nicht genügend Zeit 
habe, sich öeinen parlamentarischen Verpflich­
tungen zu widmen, hat Besch we1Clen, sondern 
auch wir Abgeordneten haben sie. 

Ich darf daran erinnem , daß eine ganze Reibe 
von Beqchwerden in den Ausschüsqen - wo es 
leichter möglich ist - au ch von Regierungs­
mitgliedern bestätigt worden ist, so zum Bei­
spiel Beschwetden über das BundeE'finanzgeseb 
nicht allein hinRichtliüh seiner ziffernmäßigen 
Ansätze, sondern auch hinsichtlich seiner Er­
läuternden Bemerkungen. Ich da� f hit'r daran 
(>,1 innern - und ich möchte da.s anerkennen -, 
daß auch der Hen Velteidigungsminif:3ter bei 
seinen AUf:3führungen erklärt hat, er wäre auch 
völlig der Ansicht, daß die Erläuternden Bemer­
kungen in dieser F01"m u nzweckmäßig sind, 
ab0'J: er sagte wö', tlich : Das ist eben so eine 
Gewohnheit, und es wä;'e zweifellos besser zur 
Verkü:czung der Debatten, wenn die Erläutern­
den Bemerkungen der Arbeit tatsächlich 
dienlich wären . 

Herr Bundeskanzler ! Hier sind wir schon 
beim ersten Punkt : Die Erläuternden Bemer­
kungen, die immer wieder hiether ins Haus 
kommen und die zweifellos schon oft - auch 
von mir - kritisiert worden sind, zeigen eigent­
lich deutlich, wie wenig man übm haupt von 
vornherein annimmt, daß sich die Abgeord­
neten in diesem Hause mit ihnen beschäftigen. 
Wer etwa den Versuch unternimmt, in d�n 
E�'läuternden Bemetkungen tatsächlich eine 
Stütze füt die Budgetarbeit zu finden, der wird 
bitter enttäuscht sein. Darf ich nur zwei, drei 
Beispiele herausgreifen, um bei den Obersten 
Organen zu bleiben. 

Bei dem Budgetkapitel Bundesrat ist eine 
Staatsbürgerkunde für Abgeordnete zu finden. 
Es heißt hier : 

"Der Bundesrat setzt sich aus den von den 
einzelnen Landtagen entsendeten Vertretern 
zusammen und übt. gemäß Artikel 24 Bundes­
Verfassungsgesetz gemeinsam mit dem Natio­
nalrat die Bundesgesetzgebung aus." 

Das mag für die Regierung oder die Beamten) 
d ie das verfaßt haben, neu und überraschend 
sein, aber für Politiker, die doch schon einige 
Jahre in diesem Hause dienen , sind solche 
vel fassungsrechtliche Zitate eigentlich über­
flüssig. Wir würden eher eine Erklärung für 
Budgetansätze finden wollen. 

Es heißt aber weiter : "Seine vornehmliche 
Aufgabe ist hiebei, die Interessen der Länder zu 
wahren. Der Bundesrat hat das Recht der Ge­
setzesinitiative, das Recht der Einsp'uchser­
hebung zu den vom Nationalrat gefaßten Ge. 
setzesbeschlüssen mit Ausnahme der in Art. 4� 
Abs, 5 Bundes-Verfassungsgesetz bestimmten 
Fälle sowie das Interpellations- und Resolu­
tionsrecht. Außerdem kommt dem Bundesra' 
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ebenso wie dem Nationalrat eine Mitwirkung 
beim Abschluß von Staatsverträgen, sofern �ie 
politischen oder gesetzesändernden Inhaltes 
sind, zu." 

Wieweit diese verfassungsrechtlichen Zitate 
eine Hilfe bei der Beurteilung der Budgetansätze 
Bundesrat sein sollen, die damit gar nicht irgend­
wie zur Debatte gestellt werden sollen, ist un­
erklärlich. 

Das geht aber in diesem Stil weiter. Die 
Budgetansätze des Verfassungsgerichtshofes 
werden folgendermaßen begründet : 

"Die Aufgaben des Verfassungsgerichtshofes 
sind sehr vielseitig. Er entscheidet über ver­
mögensrechtliche Ansprüche an den Bund, die 
Länder oder Gemeinden, die weder im ordent­
lichen R€chtsweg ausgetragen noch durch Be­
scheid einer Verwaltungs behörde erledigt wer­
den können, . . .  " Und so weiter. 

Wenn Sie nebenbei die Verfassung zur Hand 
nehmen, sehen Sie, daß sich die Regierung 
beziehungsweise die Beamten, die das am,ge­
arbeitet haben - aber hier vertritt es die Regie­
rung -, die Aufgabe insofern leicht gemacht 
haben, als sie nicht<J anderes gemacht haben, 
als einfach aus der Verfassung heraus die Auf­
gaben des Bundesrates, des Verfassungsgerichts­
hofes, der übrigen Obersten Organe in diesem 
Staate zu zitieren. Aber das, wa� man wirklich 
braucht, das praktiache Handwerkszeug, um 
die Budgetziffern zu beurteilen, das missen wir. 

Ich kann auch andere Kapitel aufschlagen, 
etwa die Finan'lprokuratur. Hier heißt es : 

"Die Wirksamkeit der Prokuratoren in den 
österreichischen Ländern wird schon im Anfan­
ge des 15.  Jahrhund�rts festgestellt." Ich weiß 
nicht, wieso diese Feststellung irgend wie die 
Budgetziffern beeinflußt. Es geht dann weiter : 
"In neuerer Zeit ergangene Dienstinstruktionen 
datiel'en vom 16. Feber 1855 . . .  "In neuerer 
Zeit ergangene Dienstinstrukt10nen stammen 
also vom 16. Feber 1855. 

Wer aber etwa die Seite 306 aufschlägt und 
bei den MonopoJeinnahmen versucht, den Wahr­
heitsgehalt des Budgets zu prüfen, der fühlt 
sich auf einmaJ in einen historischen Vortrag 
versetzt. Hier heißt es : 

,,schon im Mittelalter zog der Staatsschatz 
in Österreich aus der Erzeugung und dem Um­
satz von Salz auf Grund des ,Salzregales' , eines 
Staatshoheitsrechtes, ein Einkommen, das so­
genannte ,Salzgefälle' ." 

Das igt bestimmt "lehr interessant. Meinen 
Buben mit 1 3  Jahren würde das wahr.:!cheinlich 
interessieren. Aber ich weiß nicht, ob da.s 
wirklich die notwendige Grundlage ist, die die 
Abgeordneten in diesem Hause brauchen, um 
Einnahmen und Ausgaben des Salzmonopols 
beurteilen zu können. 

"Später übernahm de.r Staat die Erzeugung 
von Salz in eigener Regie und errichtete zur 
Verwaltung der Betriebe ,Kammerhöfe' ." Auch 
interessant. Ich muß sagen, mir war das neu. 
Aber ich glaube, das ist nicht der Sinn der 
Budgetdebatte. 

"Da zum Sudbetrieb Holz der umliegenden 
Wälder als Feuerungsmaterial veIwendet 
wurde, standen Forste und Salzerzeugung unter 
gemeinsamer Verwaltung. Gemäß der Zoll­
und Staatsmonopolordnung vom 1 1 .  Juii 1 835 
bildet Salz in Österreich einen Gegenstand der 
Staatsmonopole . "  Ich muß sagen, durchaus 
beachtenswert, daß das jemand weiß. Es is� 
erfreulich, wenn es irgendwo festgehalten wird. 

Aber ich glaube, das, Herr Bundeskanzler, 
ist nicht Aufgabe der K läuternden Bemerkun­
gen. (Abg. Peter:  Es steht auch noch etwas 
ii-lJer das 18. Jahrhundert ! - Abg. Dr. Gruber :  
Das hat der Lehrer Peter wieder herausgefunden !) 
Herr Kollege ! Ich habe nichts gegen Lehrer 
einzuwenden, ich gehe nicht mehr in die Schule, 
aber ich glaube, daß selbst das einem Lehrer 
nicht genügt. 

Ich möchte hier den Herrn Bundeskanzler 
- wenn wir uns schon gegenseitig die Über­
lastung vorhalten - doch bitten und ihm 
vorschlagen, daß wir uns die Arbeit etwas 
mehr erleichtern und sie uns nicht gegenseitig 
1"0 erschweren. (Abg. Dr. Pi t termann : 
Dann hätte er etwas von den Einsparungen 
sagen müssen !) 

Umgekehrt, Herr Bundeskanzler, konnte 
ich mich, als ich Ihren Brief vom 2 1 .  No­
vember (Weitere Zwischenrufe.) Man 
würde es nicht glauben, wie die Monopol­
st eIlung des Salzes im 15.  Jahrhundert hier 
die Gemüter nach neunstündiger Debatte 
doch noch zu solchen Zwischenrufen anregt. 
Ich glaube, das hängt aber weniger mit 
meinem Vortrag zusammen, als damit, daß 
mein Vorredner so viel vom Hunger in der 
Welt gesprochen hat, sodaß allmählich wenig­
stens dieses Gefühl bei allen Abgeordneten 
geweckt worden ist. 

Herr Bundeskanzler ! Ich mußte den Ein­
druck gewinnen, daß die Tatsache, daß Sie 
unter Zeitmangel leiden, doch nicht sehr schwer 
wiegen kann, als ich Ihren Brief vom 21 .  No­
vember 1968 - ich glaube, er war an die 
Abgeordneten des Finanzausschusses gerich­
tet - gelesen habe. Es ging um eine schlichte 
und einfache Frage des Kollegen Glaser, 
die sicher interessant und berechtigt war. 
Kollege Glaser hat sich laut "Parlaments­
korrespondenz" vom 4. November nach dem 
Umfang der seit dem März 1966 eingebrachten 
Anfragen und nach der finanziellen Belastung 
des parlamentarischen Apparates durch diese 
Überbeanspruchung erkundigt. 
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In den Augen der Regierungspartei mag 
diese Wechselrede zwischen gesetzgebender 
Körperschaft und Regierung in eine Über­
beanspl'uchung münden. Wir freiheitlichen 
Abgeordneten sind allerdings der Ansicht, 
daß es gut ist, wenn Regierung und parla­
mentarische Parteien in einem lebhaften Ge­
spräch miteinander stehen. Meine Damen 
und Herren ! Wenn sie nicht mehr in diesem 
Gespräch stehen, wenn die Abgeordneten 
nicht einmal mehr fragen dürfen, wenn 
nicht mehr Antwort gegeben wird, dann, 
Herr Kollege Glaser, das kann ich Ihnen jetzt 
schon s9,gen, kostet das wesentlich mehr als 
den Betrag, zu dem der Herr Kanzler, ich 
muß sagen, in einer wirklich bewunderns­
werten Arbeit kommt. In sechs Seiten wird 
uns nachgewiesen, was jede einzelne Anfrage 
in diesem Hause kostet_ 

Einleitend wird hier festgestellt, daß bei 
den parlamentarischen Anfragen der Umstand 
kennzeichnend ist, daß während der ersten 
Hälfte der XI. Gesetzgebungsperiode fast 
doppelt so viele schriftliche parlamentarische 
Anfragen gestellt wurden als in der IX. und 
X. Gesetzgebungsperiode zusammen. Das 
liegt doch wohl in der Natur der Sache, 
nicht nur . weil sich die Oppositionsparteien 
vermehrt haben, sondern einfach deshalb , 
weil e3 auch mehr zu fragen gibt. 

Die Zahlen sind berechnet worden. Hören 
und s taunen Sie, wie viel der Herr Bundeska lz­
Ier, der so überlastet ist , Zeit hat, um alles aus­
zurechnen. (Abg. Staudinger  : In zwei Nächten 
hat er das gemacht !) Ich bewundere das ! 
Ich muß Ihnen sagen : Ich kann mir gar 
nicht vorstellen, da der Herr Kollege Glaser 
erst am 4. November gefragt .hat, daß der 
Bundeskanzler bi:'l zum 2 1 .  November etwas 
anderes getan hat als das auszurechnen, 
wovon ich Ihnen jetzt nur einen Bruchteil 
vorlese, damit Sie wi::;sen, was die SO:"gen eines 
Kanzle:cs oder einer Regierungspa.:rtei - d:1s 
weiß ich nicht - in Österreich sind. (Abg. 
Dr. Pi t t erman n :  Die Gage für die Anfrage­
beantwortung ! ) 

"Schematische Darstellung des 'Veges einer 
schrif.Jiehen parlamentarischen Anfrage an 
die Bundesregierung (die Zahl innerhalb des 
Klammerausdruckes bedeutet die aufgewendete 
Arbeitszeit in Minuten, der beigefügto Buch­
stabe die Verwendungsgruppe des Befl,:<,beiters) : 

Parlament - EinlaufsteIle Bundeskanzlei'­
amt (5 D) " - also 5 Minuten, ein Beamter 
der Verwendungsgiuppe D. (Heiterkeit.) 

Ich sehe den Bundeskanzler mit der Uhr 
dort stehen. \Venn sich der Beamte, Gott 
behüte, einmal Würstel gekauf0 hat, dann 
könnte das einmal 8 Minuten dauern ; 
das müßte man eigentlich einkalkulieren, 

das ist ja schließlich und endlich das Recht 
eines Beamten. - Aber der Herr Kanzler 
hat noch Zeit gefunden in diesen 14 Tagen. 
den Weg weiterzuverfolgen. 

Von der EinlaufsteIle Bundeskanzleramt 
geht der Weg zur Kanzlei : 10 Minuten, 
Beamter der Verwendungsgruppe C. 

Nächster Weg : Kanzlei zum Sektionsleiter , 
Präsidium : 10 Minuten, ein Beamter in der 
Verwendungsgruppe A. 

Vom Präsidium in die Kanzlei : 5 Minuten, 
ein Beamter der Verwendungsgruppe C. 

Von der Kanzlei zum Abteilungsleiter Mini­
sterratsdienst ; dort bearbeitet es 10 Minuten 
ein Beamter der Verwendungsgruppe A. 

Dann geht es zum Referenten Ministerrats­
dienst : Der bearbeitet das 60 Minuten ; 
es handelt sich um einen Beamten der Ver­
wendungsgruppe B. 

Dann geht es zu einer Schreibkraft : 30 Mi­
nuten, Verwendungsgruppe D. 

Dann geht es in die Kanzlei : 5 Minuten, 
Verwendungsgruppe c. 

Dann geht es zu. den Sektionen des Bundes­
kanzleramtes oder zu fremden Ressorts : Im 
Durchschnitt 60 Minuten eines Beamten der 
Verwendungsgruppe A und 60 Minuten einer 
Schreibkrl),ft der Verwendungsgruppe D. 

Dann geht es in die Kanzlei : 5 Minuten 
eines Beamten der Verwendungsgruppe C. 
Ich bitte um Entschuldigung. Ich habe 
mir extra die Zeit, Urlaub genommen, damit 
ich vorlesen kann, was der Herr Kanzler 
zwischen dem 4. und 2 1 .  November aus­
ge�:echnet hat. (Abg. Staudinger  : Herr 
Zeillinger, Sie wissen doch selbst, daß das 
Unsinn ist, was Sie da sagen !) Herr Kollege, 
was weiß ich selbst 1 (Abg. Staud 'inger :  
Daß das Unsinn ist ! - Abg. Dr. van Tong e l :  
Das ist ein Skandal ! Das ist ein ausgesprochener 
Skandal ! Da.s ist " Verwaltungsreform" !  -
Weitere Zwischenrufe.) Herr Kollege ! Ich 
danke Ihnen, wenn Sie sage:>}, ich weiß selbst, 
daß ei'l Unsinn ist ! Ich hä!,te nie gewagt" 
zu sagen, daß das, was der Herr Kanzler 
hier tut, Unsi;:m ist ! (Abg. Staudinger  : 
Nein, was S·ie sagen !) Was ich sage ? Aber 
Herr Kollege ! "Va<; ich sage, ist wörtlich 
der Brief des Herrn Bundeskanz1ers ! Ich 
zitiere nicht. ein Wort, das nicht von DT. Josef 
Klaus unterschrieben ist. (Abg. Dr. Pi t te r­
man n : Hat er gar nicht gesehen !) Daher : 
Wenn Sie sagen, es ist ein Unsinn, was ich 
sage, dann sagen Sie, es ist ein Unsinn, was 
dm' Kanzler hier de:1 Abgeordneten dieses 
Hause;;; ge'3chrieben hat, !  (Beifall bei F PÖ 
und SPÖ. - Neuerlicher Zwischenruf des 
Abgeordneten Staudinger.) Aber ich darf 
gleich sagen, Herr Kollege : Ich lese Ihnen 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)94 von 171

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - U6. Sitzung - 26. November 1 968 9335 

Zeillinger 

nur den vom Herrn Kanzler mitgeteilten 
Dienstweg eines Aktenstückes vor. Ich bin 
noch lange nicht fertig. 

Es geht dann weiter, es kommt ein zweiter 
Vorgang, und es kommt ein dritter Vorgang. 
Es sind drei Vorgänge, die so detailliert 
dargestellt sind. (Zwischenruf des Abg. Stau­
dinger.) Herr Kollege, es tut mir leid, aber 
das hat der Herr Bundeskanzler für notwendig 
gefunden : nicht auf eine oppositionelle An­
frage ! Der Herr Kollege Glaser von der 
Regierungspartei fand, �aß der Regierungs­
apparat durch die Tätigkeit des Parlaments 
überbelastet ist, und darauf hat der Herr 
Bundeskanzler - ich muß sagen : anerken­
nenswert ! sich die Mühe genommen, 
sicher mit Schweizer Präzisionsuhren, hier 
nach Olympiade-System zu stoppen. 

Also jetzt sind wir bei den Sektionen de"l 
Bundeskanzleramtes. Dort arbeitet ein A-Be­
amter 60 Minuten und eine Schreibkraft 60 Mi­
nuteTl. 

Dann geht es wieder in die Kanzlei : 5 Mi­
nuten ein Beamter der Verwelldungsgruppe C. 

Dann geht es zum Sektionsleiter Präsidium : 
10 Minuten ein Beamter der Verwendungs­
gruppe A. 

Dann geht. es zum Abteilungsleiter Mini­
sterratsdienst : 10 Minuten ein Beamter der 
Verwendu:r..gsgruppe A. 

Dann geht es zum Referenten. Bei dem 
bleibt das Aktenstück am längsten ; bei 
ihm bleibt es 90 Minuten. Man bedenke, 

wie lang so eine Anfrage braucht , bis de 
endlich zu dem kommt, der der Refm'ellt i,;t 
und der die ganze Sache be3;rbeite�j. ( Abg. 
Dr. Pit termann:  Der irrt sich dann !) 

Jetzt ist es also heim Referenten. Bei dem 
ist es im Durchschn itt 90 Minuten ; er gehör t 
der VerwenduHgsgruppe B al1. Dort i"t, a,uoh 
eine Schreibkraft damit beschäe,igt : 60 NE­
nuten, Vel'Wendullgsgruppo D. 

Da.llJ1 wird es auf die Tagesordnung de.o 
Ministerra1es gesetzt. Das dauert 10 Minuten , 

ein Beamter deI' Verwendungs gruppe B. 

Dann kommt es z um Beschlnßaki-. Dei' 
dauert 15 Minuten ; es ist damit eia Beam'.:e"-' 
der Verwe1�dn�lg8grnppe B befaßt. - Wieso 
wird der Beschlußaki, i l l  dm' Regiorung von 
einem Bco,mton der Vel'werldungsgruppo B 
bchaEClelt ? Ja richtig, die Minister machen 
es ehrenamtlich und eI·atis. 

Dann kommt es zu einem Rofe�'l:mten . 
Es sind wieder 60 Minnten eine"! BO&!l1ten 
der Verwen dungsgruppe B und 60 Minute'i1 
einer Schreibkraft der Vel"wen dnngsgruppe D. 

Dann geht es zum Abteilungsleiter Minister­
ratsdienst : 10 Minuten, ein Beamter der 
Verwendungsgruppe A. 

Dann, so hat der Herr Bundeskanzler fest­
gestellt, kommt das Aktenstück in die Schreib­
stelle. Dort ist es 60 Minuten bei einem 
Beamten oder bei einer Beamtin der Ver­
wendungsgruppe D. (Abg. Dr. van Tongel: 
Das hat aber länger gedauert als 60 Minuten !) 
Ich glaube nicht, daß die Erhebung in 14 Tagen 
möglich ist. Entweder hat es der Herr Bundes­
kanzler selbst gemacht, oder es war ein Heer 
von Beamten damit beschäftigt, diese sicher­
lich weltbewegenden Ziffern festzustellen. 

Dann geht es zum Sektionsleiter Präsidium. 
Dort ist es 10 Minuten in Bearbeitung eines 
Beamten der Verwendungsgruppe A. 

Dann kommt es zum Bundeskanzler. Da 
ist keine Minutenanzahl angegeben. Das ist 
gratis. Es kommt nämlich dann eine Preis­
aufstellung (Heiterkeit bei FPÖ und SPÖ), 
wieviel die Minute von jedem kostet. Beim 
Henn Bundeskanzler ist also keine Zeit und 
keine Verwendungsgruppe angegeben. (Ruf 
bei der SPÖ: Ein Freischaffender 1) 

Dann geht es in die Kanzlei. Dort ist es 
10 Minuten bei einem Beamten der Ver­
wendungsgruppe C. 

Und dann geht es ins Parlament. 

Es ist also, wie es der Herr Bundeskanzler 
für notwendig empfand (Abg. H orr: Die 
Verwaltungsreform !) , notwendig gewesen, das 
einmal festzustellen und es dem Parlament mit­
zuteilen. 

Herr Bundeskanzler ! Als ich das gesehen 
habe, ist bei mir die Frage aufgetaucht : 
Sie müssen viel überflüssige Beamte haben, 
viele, wenn sie Zeit haben, nicht nur diese 
Feststellung zu treffen, den Weg zu verfolgen, 
zn stoppen , sondern dasselbe auch noch für 
zwei weitere Fälle zu tun, nämlich bei An­
fi.'agen an den Bundeskanzler (Ruf bei der 
SP(j: Das wäre etwas für den Farkas !) und 
bei Anfragen an einen Minister in gleicher 
Weise. Das wird dann immer zusammen­
genommen. (Abg. Dr. Pi t t e l'mann: Ich habe 
geglaubt, der " W ül'fel" macht einen Witz !) 

Der Gesamtaufwand bei einer Anfrage an 
die Bundesregierung beträgt : 120 Minuten in 
der Velwendungsgruppe A, 235 Minuten in 
der Vel'wondungsgruppe B, 35 Minuten in der 
Vel'wendungsgmppe C und in der Verwen­
dungsgl'uppe D (inklusive 5 Minuten anteilige 
Beföj.'derungskosten) 280 Minuten. Das ist 
also die Bilanz einer schriftlichen Anfrage. 

Herr Kollege Staudinger ! Ich mächbe Sie 
nicht zu sehr reizen ; ich kann nichts dafür, 
daß del' Herr Kanzler das geschrieben hat. 
(Abg. S taudinge1': Sie langweilen mich !) 
Herr Kollege, es tut mir leid ! Zuerst be­
zeichnen Sie den Brief des Bundeskanzlers 
als Unsinn, . jetzt sagen Sie, er ist langweilig. 
(Heiterkeit bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Stau-

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 95 von 171

www.parlament.gv.at



�336 Nationalrat XI. GP. - 1 16. Sitzung - 26. November 1968 

Zeillinger 
4inger: Ja, weil es unsinnig ist, langweilt es 
mich !) Weil es ein Unsinn ist, langweile ich 
Sie. (Beifall bei FPO una apö und weitere 
Zwischenrufe. ) 

Der Herr Bundeskanzler kommt doch sicher­
lich hie und da zu euch in den Klub, und ihr 
werdet ihm doch hie und da dort nicht nur 
Blumen reichen, sondern auch einmal etwas 
Unfreundliches sagen. Dann sagen Sie aber 
nicht mir, daß das ein langweiliger Unsinn ist, 
sondern dann sagen Sie das dem Herrn Bundes­
kanzler. Dann sagen Sie ihm vor allem einmal, 
daß dieser Brief allein Grund genug für eine 
generelle Verwaltungsreform ist ! Herr Staats­
sekretär ! (Der Redner wendet sich Staats­
sekretär Dr. Gruber zu.) Sie sitzen zwar neben 
dem Kanzler, aber ich hoffe, Sie haben nicht 
auch mitgewirkt bei diesem Monstrum einer 
Stoppung des Arbeitsaufwandes bei verschie­
denen schriftlichen Anfragen. (Zwischenrufe.) 

Aber das ist ja nur der erste Teil ! Es ist 
&lso wochenlang gemessen und gestoppt wor­
den ; man hat festgestellt, welche Beamte 
mitgewirkt haben. Jetzt kommt die Zu­
sammenstellung des Perdonalaufwandes nach 
Minuten und nach den Kosten : 

"Unter Zugrundelegung von Gehaltsstufen, 
die nach durchschnittlicher 25jähriger Dienst­
zeit erreicht werden, ergibt sich bei Annahme 
von 215 Arbeitstagen pro Jahr ein Stunden­
aufwand für die Verwendungsgruppe A von 
S 90, daher" - der Herr Bundeskanzler 
hat wirklich alles für uns weggenommen, er 
hat das auch in Minuten ausgerechnet -
"P�;'o Minute S 1 ,50." Herr Kollege Staudinger ! 
Wenn Sie es nicht gewußt haben : Ein Beamter 
der Verwendungsgruppe A kostet in der 
Minute 1 ,50 S, teilt der Herr Bundeskanzlel' 
dem Hause mit. Ich darf mich ja darüber 
wundern, aber Sie haben es mit der not­
wendigen Reverenz als Regierungsabgeordneter 
zur Kenntnis z.u nehmen. - Ein Beamter 
der Verwendungsgruppe B kostet 60 S in 
der Stunde, das ist 1 S pro Minute. Das ist 
fast unbestritten. Ein Beamter der Verwen­
dungsgruppe C kostet 42 S in der Stunde, 
das sind 70 Groschen pro Minute, und ein 
Beamter der Verwendungsgruppe D kostet 
30 S in der Stunde, das sind laut Mitteilung 
des Herrn Bundeskanzler 50 Groschen in der 
Minute. 

gekommen. Sie haben die Mauer gemacht, 
während der Herr Bundeskanzler im Trainings­
anzug mit der Steppuhr abgestoppt hat., 
wie lange der Beamte der Gruppe C mit 
dem Aktenstück von Zimmer 217 in da. 
Zimmer 238 geht. 

Aber jetzt komme ich gerade darauf: Ich 
habe Sie dort, Herr Staatssekretär, um eine 
Budgetziffer bei den Obersten Organen gefragt, 
und da haben Sie gesagt, daß Sie mir das 
nicht sagen können ; ich soll den Parlaments­
direktor fragen. Das habe ich abgelehnt. 
weil ich der Ansicht bin, daß, wenn jemand 
einen Beamten fragt, das Aufgabe des Regie­
rungsmitgliedes, aber nicht des Abgeordneten 
ist. Aber jetzt weiß ich es : Ich werde in 
Zukunft immer gleich einen Beamten der 
Gluppe D fragen. Erstens bekommt man 
dann eine gescheite Auskunft, und zweitens 
ist das der billigste Weg, den es in Östel reich 
gibt. ( Heiterkeit und Beifall bei F P(J uncJ 
apO.) 

Ich will Sie jetzt nicht lange aufhalten, 
denn der Kollege Staudinger ist sicherlich 
schon sehr ungehalten über das, was der 
Bundeskanzler hier alles ausgerechnet hat ; 
das schaut wie ein Logarithmenbuch aus. 
Ich weiß nicht, daß Sie die Briefe des Kanzler ... 
nicht lesen, Herr Kollege ? (Heiterkeit bei 
FP(J und apö.) Wie ein Logarithmenbuch 
schaut das aus. 

Das ist jetzt die Zusammenstellung de8 
Personalaufwandes : Anfragen A :  47 Stück. 
Bei den Beamten der Verwendungsgruppe A 
waren das 5640 Minuten. Bei den Beamten 
der Verwendung�gruppe B waren das 1 1 .045 Mi­
nuten. Wenn da einer ein bisserl schneller 
gegangen wä::e, hätte es einen Schilling weniger 
gekostet. Das kommt, weil die Leute wahr­
scheinlich zu langsam gehen. Bei den Beamten 
der VerwendungE!g. uppe C haben diese 47 An­
fragen 1645 Minuten ausgemacht . Bei den 
Beamten der Verwendungsgruppe D wären 
das 1 3 . 1 60 Minuten. Ich komme eben darauf. 
daß das der teuerste Posten ist, obwohl daß 
die Leute sind, die am wenigsten dafür bezahlt 
bekommen, womit sich also wieder heraus­
stellt, daß offenbar die kleinen Leute doch 
am meisten damit z.u tun haben und die 
meiste Arbeit zu erledigen haben. 

Das ist nur eine Gruppe. Der Herr Bundes­
kanzler hat in freundlicher Weise die Anfragen 

Jetzt komme ich eigentlich gerade darauf in die Kategorien A (47 Stück), B (92 Stück) 
- wirklich, wir sollten etwas sparen -: und C (804 Stück) unterteilt und für jede 
Jetzt weiß ich erst, warum der Herr Bundes- _Unterteilung wieder die Kosten in der Ver­
kanzler in die Ausschußdebatte nicht selbst wendungsgruppe A. in der Vel wendungs­
hat kommen können. Er hat wahrscheinlich gruppe B, in der VeTwendungsgruppe C und 
mit der Stoppuhr stehen müssen. (Heiterkeit in der Verwendungsgruppe D bekanntgegeben. 
und Beifall bei FPO und SP(J.) Jetzt ist alles und er hat dann die Summe der Minuten aus­
geklärt, Herr Staatssekretär. Sie sind wieder gerechnet. Also wir können dann genau über­
einmal unschuldig im Ausschuß zum Handkuß prüfen, wie viele Minuten aufgewendet wurden. 
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Ich kann Ihnen zum Beispiel sagen : An 
den parlamentarischen Anfragen haben Be­
amte der Verwendungsgruppe C 33.353 Minuten 
gearbeitet. Das ist eine anerkennenswerte 
Mitteilung. Herr Bundeskanzler ! Das ist das 
Beste, was ich seit langem von Ihnen gehört 
habe. (Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

In dem Stile geht es weiter. Herr Staats­
sekretär Gruber, Sie lächeln. Es ist leider 
Gottes so : Es ist wirklich kabarettreif. (Abg. 
Dr. Pittermann: Und sowas hat der Glaser 
verlangt !) Wir schreien auf der einen Seite 
nach Verwaltungsreform,  auf der anderen 
Seite muß ich sagen : Ich glaube, es hätte 
sich eine Anfrage des Abgeordneten der 
Regierungspartei Gruber, der ungehalten war 
über parlamentarische Anfragen, weil er sie 
als überbeanspruchung bezeichnet hat . . .  

(Abg. Dr. Grub er: Wer ?) Nein, Glaser, ich 
bitte um Entschuldigung, es war ein gedank­
licher Fehler ! (Abg. Dr. Pi t t ermann: Nicht 
den Gruber beleidigen !) Aber Regierungsabge­
ordneter ist er schon noch, der Glaser 1 Der 
Name stimmt nicht, aber er ist schon noch 
bei derselben Partei. (Abg. Dr. Gruber: Ja !) 
Danke vielmals. Ich glaube also, daß man eine 
solche Anfrage, weil man es eben schon nicht 
unter vier Augen sagen kann, doch in etwas 
kürzerer Form hätte beantworten können. 

Herr Kanzler ! Wissen Sie, wann mir der 
Brief eingefallen ist � Als sich heute heraus­
gestellt hat, wie uninformiert Sie in wichtigen 
Dingen sind, wie Sie Ihre eigene Partei in 
die größte Verlegenheit bringen. Sie wissen, 
daß diese Anfragen von Beamten der Ver­
wendungsgruppe D in der XI. Gesetzgebungs­
periode in 65.560 Minuten behandelt worden 
sind. Das wissen Sie. Aber das, was Sie hier 
im Haus wissen sollen, das wissen Sie nicht. 
Das ist das Unangenehme, Herr Bundes­
kanzler. 

Ich glaube, diese Arbeit hat mehr gekostet 
- nämlich anteilsmäßig aufgerechnet - als 
die Anfragen. Ich will gar nicht behaupten, 
daß jede Anfrage wertvoll ist, aber ich be­
haupte, daß die Anfragen in diesem Hause 
zweifellos wertvoller sind als solche sechs 
Seiten lange Ausarbeitungen, die meiner Schät­
zung nach Hunderte und Hunderte Arbeits­
stunden gekostet haben und monatelange 
Beobachtungen, ehe man in der Lage war, 
ein solches Elaborat zu erstellen. 

Herr Bundeskanzler ! Wenn man das aber 
vor drei Tagen oder vor vier Tagen (auf 
das Datum sehend) - am 25. November 1968, 
also gestern erst - dem Hohen Hause über­
mittelt hat, dann soll man sich heute nicht 
beschweren, daß man überbelastet ist. Ich 
bezeichne diese Sache als überHüssig in der 

detaillierten Ausführung - nicht die Beant­
wortung der Anfrage eines Abgeordneten ist 
überflüssig, sondern die Detailausführung -, 
und auf solche Beantwortungen, die noch dazu 
ungeheure Spesen verursachen, sollte man 
verzichten, dann könnte man mehr im Parla­
ment sein, dann müßten Sie sich nicht vom 
Herrn Staatssekretär Gruber vertreten lassen. 
Das geht ja, wie Sie wissen, meine Damen 
und Herren, so weit, daß, nachdem der Herr 
Unterrichtsminister auch keine Zeit hatte, 
der Herr Bundeskanzler dann Unterrichts­
minister war, aber der Herr Bundeskanzler 
als Unterrichtsminister hat auch keine Zeit 
gehabt, dann ist in Vertretung des Herrn 
Bundeskanzlers wieder der Herr Staatssekretär 
gekommen, das geht aber nicht, denn der 
Herr Staatssekretär ist ja nur Vertreter des 
Bundeskanzlers, aber nicht des Bundeskanzlers 
als Unterrichtsminister, daher mußte doch 
wieder der Herr Bundeskanzler herkommen. 
Dieses Spiel - ich möchte fast schon sagen : 
dieses eines Parlaments unwürdige Spiel -
veranlaßt mich, an Sie den Appell zu richten, 
Herr Bundeskanzler : Das ist nach unserer 
freiheitlichen Sicht überHüssig. Wichtiger ist, 
daß Sie dem Parlament zur Verfügung stehen 
und daß Sie genügend Zeit haben, sich auf 
die Sitzungen vorzubereiten, um hier Rede 
und Antwort stehen zu können. (Abg. Doktor 
Pitt ermann: Wa8 braucht er eine Vorbe­
reitung ? Er hat eine Mehrheit !) Sie meinen, 
er braucht eine Mehrheit, um sich vorbereiten 
zu können � Ich glaube, vorbereiten kann er 
sich auch, ohne daß er einen Mehrheitsbeschluß 
bekommt, denn ich glaube, daß seine eigene 
Fraktion heute nicht glücklich war , und die 
Tatsache, daß sich die Abgeordneten der 
Volkspartei heute reihenweise von der Redner­
liste streichen ließen, ein sicherlich nicht 
gewöhnlicher Vorgang, ist zweifellos darauf 
zurückzuführen, daß sie auch nicht gewußt 
hätten, wie sie die etwas unglückliche Rolle, 
die die Regierung und der Herr Kanzler 
heute hier im Hause gespielt haben, zu be­
mänteln in der Lage gewesen wären. 

Es hat heute der Herr Präsident hier in 
Zurückweisung der Zwischenrufe etwas gesagt, 
was auch bedenk1ich ist, Herr Bundeskanzler. 
Er hat gesagt : Die Abgeordneten des Hauses -
es ist bedenklich, weil man bedenken muß, 
wie weit es hier gekommen ist, wenn der 
Präsident des Hauses so etwas sagt - sollen 
unterscheiden zwischen Lüge und Unwahrheit. 
Er hat damit praktisch gesagt : "Lüge" dürft 
ihr niCht sagen zu dem, was der Kanzler 
hier gesagt hat, aber "Unwahrheit." ist es. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
Herr Bundeskan'ller - Sie haben es auch 
sehr genau gehört -, ich glaube, das allein 
sollte Ihnen und uns allen zu denken geben. 

654 
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Es gibt nichts Gefährlicheres, als wenn man 
beginnt, sich im Parlament auf das Glatteis 
ungenauer Informationen, unrichtiger Infor­
mationen zu begeben 

Herr Bundeskanzler ! Ich darf Sie erinnern : 
Es waren gerade in der letzten Zeit einige 
solcher Informationen. Wir werden bei den 
einzelnen Budgetkapiteln unweigerlich noch 
darauf zu sprechen kommen. Es gab einige 
sehr unrichtige Informationen, die aus Ihrem 
Munde gegeben worden sind. 

Ich darf zum Beispiel daran erinnern, daß 
Sie - es ist dann in jener oft zitierten Schrift 
"für alle" schriftlich festgeha1ten worden -
hier erklärt haben, da ß im Zusammenhang 
mit der Tschechen-Krise niema1s irgendeine 
De-facto-Bedrohung unseres Landes feststellbar 
war. Wir freiheitlichen Abgeordneten haben 
das sofort angezweifelt, wobei wir gesagt haben : 
Das Überfliegen unseres Territoriums durch 
Aufklärungsflugzeuge des Ostblocks ist na.ch 
übereinstimmender miJitärischer Bemteilung 
eine De- facto-Bedrohung. 

Ich h abe mir nun erlaubt, Herr Bundes­
kanzler, dieselbe Frage, die Sie verneint 
haben, dem Herrn Verteidigungsminister im 
Ausschu ß vorzulegen. Ich nehme an, er b at 
mit Ihrem Wissen dort erklärt : Ich habe 
nie erklärt, da ß es keine Bedrohung Öster­
reichs gegeben habe, daß es keine militärische 
Bedrohung gegeben habe. Das al1es war 
zweifellos eine militärische Bedrohung Öster­
reichs.  

Herr Bundeskanzler ! Jetzt muß ich wirk­
lich fragen : Was stimmt jetzt � Wir Frei­
heitlichen sind der gleichen Ansicht wie der 
Verteidigungsminister, aber Sie haben hier 
erklärt - Sie haben dafür Steuergelder, v iel 
SteuergeJder aufgewendet, um der Bevölkerung 
das zu sagen -, es war keine Bedrohung ; 
und der Herr Verteidigungsminister erklärt 
im Ausschuß - er hat es richtig gesagt - :  
Ich habe das nie erklärt, daß e s  keine mI1i­
tärische Bedrohung sei, es ist zweifellos eine 
militärische Bedrohung. Er hat dann die 
technische Bedrohung durch kurzfristige Ein­
flüge über wenige Sekunden ausgenommen 
von den militärischen Aufklärungsflügen, von 
denen die Rede war, die zweifel1os nach 
Ansicht des Verteidigungsministers eine mili­
tärische Bedrohung waren. Ich finde - im 
Kapitel Landesverteidigung hat der Verteidi­
gungsminister völlig richtig anerkannt und 
zugegeben -, daß das, was der Bundes­
kanzler gesagt hat, falsch ist, aber nicht nur eine 
falsche Information gegenüber dem Haus, 
sondern eine falsche Information gegenüb81 
der Öffentlichkeit. Es werden Millionen von 
Steuergeldern aufgewendet, um unrichtige 
Feststellungen aus Ihrem Munde, Herr Bundes-

kanzler, der Bevölkerung weiterzugeben und 
einen falschen Eindruck zu erwecken. Es gibt 
keinen militärischen Fachmann, der das nicht 
als militärische Bedrohung bezeichnet hat, 
was sich in den Tagen des 22. und 23. August, 
vor allem über Ostösterreich, abgespielt hat. 
Herr Bundeskanzler ! Ich halte es daher für 
gefährHch, wenn man entweder wider besseres 
Wissen das Gegenteil behauptet, denn der 
Verteidigungsminister wird Ihnen das gleiche 
auch am 23. Oktober gesagt haben, oder wenn 
man wider besseres Wissen die Bevölkerung 
beruhigt, obwohl es notwendig gewesen wäre, 
in diesen ernsten Tagen auf den Ernst der 
Situation hinzuweisen. (Abg. M e l t er :  D·ie 
starke Hand des Dr. Klaus hat uns beschützt I) 
Wer sich darauf verläßt, der könnte unter 
Umständen plötzlich im Freien stehen. 

Es ist mit jener Feststellung, ebenfalJs auf 
dem Gebiete der Verteidigung, ähnlich gewesen, 
Herr Bundeskanzler, wo Sie gesagt haben : 
Es gibt keine Signatarmacht des Staats­
vertrageo, die Österreich in die strategischen 
Überlegungen einbezogen hätte. - Diese 
Erklärung ist damals lebhaft diskutiert worden. 
Wir können das Gegenteil so 18.nge D icht be­
weisen, solange wir nicht die geheimen Panzer­
schränke Rußlands, Englands, Amerikas oder 
Frankreichs aufsperren können. Allerdings 
haben wir nicht damit gerechnet, daß der 
amerikanische Verteidigungsminister Rusk mit 
einer anerkennenswerten Offenheit Sie be­
richtigt hat, indem er sehr wohl die Russen 
vor einem Schritt gegen Österreich und auch 
gegen Jugoslawien gewarnt hat. Wenn das der 
amerikanische Verteidigungsminister, der an 
der NATO-Verteidigung in Europa teilhat, 
sagt, dann zieht er Österreich nicht leichtfertig 
in eine solche Diskussion ein, sondern dann 
müssen konkrete Bedrohungen - wie sie der 
Herr Ka.nzler verneint hat - vorgelegen sein, 
dann müssen konkrete Gefahren bestanden 
haben. 

Die Russen haben postwendend erklärt : 
Wehe aber, wenn ihr - der Westen - eure 
Interessen an diesem Österreich weiter so 
kundtut, dann werden wir, auf den Staats­
vertrag gestützt, unsererseits Schritte unter­
nehmen. G1auben Sie, daß diese beiden 
Blöcke so über Österreich sprechen, wenn sie 
nicht sehr wohl genau ausgearbeitete strategi­
sche Pläne über diesen neutralen Staat haben � 
Ich sage : Es gibt keinen neutralen Staat der 
Welt, der nicht in die strategischen Über­
legungen seiner Nachbarstaaten, au ch der 
befreundeten, mit einbezogen ist. Es ist leider 
Gottes üblich, daß man selbst befreundete 
Nachbarstaaten in die strategischen Über­
legungen einbezieht. Herr Bundeskanzl er ! Sie 
sind also binnen kürzerer Zeit, als Sie es wahr-
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scheinlich vermutet haben, vom amerikani­
schen Außenminister berichtigt worden. 

Auch das gehört zu den ungenauen Informa­
tionen dieses Parlaments, und das gehört zu 
den Fehlinformationen, die Sie immer wieder 
hier dem Hohen Hause und der Öffentlichkeit 
geben. Ich darf hier an eine Diskussion, die 
Sie mit dem freiheitlichen Abgeordneten 
Dr. Tongel wegen des Impressums einer solchen 
Schrift geführt haben, erinnern ; wir werden 
zur gegebenen Zeit darüber noch sehr viel 
sprechen. Es stellt sich heraus, da ß diese 
Regierung bei ihren Schriften ein eigenartiges 
Impressum verwendet. Wenn das ein anderer 
Verein macht, würde der Staatsanwalt un­
weigerlich eingreifen. Es findet sich offenbar 
niemand mehr in dieser Regierungspartei bereit, 
die presserechtliche Haftung für das, was 
die Regierung ausspricht, zu übernehmen. 
Entgegen dem, was Sie einmal hier festgestellt 
haben, Herr Kanzler, darf ich Ihnen sagen, 
daß ein Fall vom Minister bereits zugegeben 
wurde, bei dem man nicht wußte, wer für 
eine solche Aufk1ärungsschrift verantwortlich 
ist . Es hat sich dann allerdings herausgestellt, 
daß mangels eines anderen ein schlichter und 
einfacher Angestellter der Druckerei, in der 
diese Zeitung gedruckt worden ist, als Ver­
antwortlicher herangezogen wurde. Der Ange­
stellte wird für das verantwortlich gemacht, 
was Sie und Ihre Partei hier in diesen Flug­
schriften aussagen. Das also auch nur am 
Rande, weil das geradezu symptomatisch für 
die ganze Einstellung der Regierung gegenüber 
diesem Hohen Hause ist . 

Meine sehr verehrten Anwesenden ! Wenn 
wir uns die heutige Sitzung nochmals ins 
Gedächtnis rufen, dann müssen wir nicht nur 
an die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers, 
sondern' auch an den Herrn Klubobmann der 
Regierungspartei denken ; er ist leider nicht 
da. Die Regierungspartei hat auch heute, 
so wie schon einmal, als in einer ihr unange­
nehmen Situation der Antrag auf Schluß der 
Debatte gestellt wurde, dem Antrag auf eine 
Diskussion über die Erklärung des Kanzlers 
in diesem Hause ihre Zustimmung verweigert 
und sie damit a.bgewürgt. 

Nun erlauben Sie mir an d ie Adresse der 
Regierungspartei das offene Wort : Das hat 
sehr wenig mit Demokratie zu tun ! Kann man 
dort, wo nur mehr der Regierungschef Er­
klärungen abgibt und die Abgeordneten nicht 
mehr darüber diskutieren dürfen, noch von 
einem demokratischen Parlament sprechen 1 
Ich muß Ihnen ehrlich sagen : Das allein wäre 
Grund genug, mit allen Mitteln eine solche 
Partei und eine solche Regierungspolitik zu 
bekämpfen. Es ist ein selbstverständliches 
Recht in der Demokratie, über das, was die 

Regierung sagt, nicht nur zu sprechen, sondern 
auch zu beraten. Wenn Sie aber die absolute 
Mehrheit, die Sie im Jahre 1966 bekommen 
haben, dazu verwenden, um die Diskussion 
abzuwürgen, so wird es notwendig sein - ich 
darf Ihnen versichern, da ß wir keine Ge1egen­
heit verabsäumen werden, und weitere De­
batten in diesem Hause werden die Gelegenheit 
bieten -, die Öffentlichkeit darüber zu 
informieren, daß Sie aus Angst vor der Dis­
kussion die heutige Debatte abgewürgt haben. 
Bei späterem Nachdenken werden Sie fest­
steHen, da ß die Sitzung wesentlich kürzer 
ver1aufen wäre. Es ist Ihnen kein Wort 
erspart geblieben, denn bei der Debatte über 
das Kapitel Oberste Organe kann man über 
alles sprechen. Die Sitzung wäre wahrschein­
lich schon aU9, wenn Sie heute hier eine 
Diskussion nicht verhindert hätten. Das gebe 
ich Ihnen zu bedenken. Da durch ist Ihre 
mangelnde demokratische Gesinnung eindeutig 
unter Beweis gestellt worden, so wie mit dem 
seinerzeitigen Antrag auf Schluß der Debatte. 

Es ist ein grundsätzlicher Standpunkt von 
uns Freiheitlichen, daß wir jedem Antrag, der 
die Debatte eröffnet und der die Möglichkeit 
gibt, über etwas zu diskutieren, zustimmen 
werden. Wir haben kein Verständnis dafür, 
wenn die Regierungspartei die Debatte ver­
hindert hat. 

Nun stehen wir vor einem weiteren Problem. 
Wir haben bereits in der Präsidialsitzung fest­
stellen müssen, da ß eine Fülle von ausge­
arbeiteten Vorlagen bereits in den Ausschüssen 
verabschiedet wurde. Wir haben darüber 
hinaus gehört, daß dem nächsten Ministerrat 
eine Fülle von Gesetzen vorliegen wird, die 
alle noch ins Haus kommen werden und die 
durch die Ausschußsitzungen durchgepeitscht 
werden sollen. Wenn Sie allein die heutige 
DiskURsion ansehen, wenn Sie die ganze Pro­
blema,tik dieses Budgets betrachten, so werden 
Sie mir recht geben, daß man kaum mit einer 
kürzeren Budgetdebatte als im Vorjahr re('hnen 
kann. Das Arbeitsprogramm, das die Re­
gierung dem Hohen Hause zumutet, ist aber 
ein Mehrfaches gegenüber früheren Jahren. 
Ich möchte gleirh zu Beginn der Budget­
debatte sagen, damit man dann nicht später 
erklärt : Jetzt, in Jetzter Minute, sagt ihr, daß 
das nicht mehr zu erledigen ist ! Ganz gleich, 
was allenfalls in einer Präsidialkonferenz be­
sprochen und ausgemacht wird : Man kann 
die Debatte nicht in Minuten berechnen. Man 
hat sicher angenommen, daß die heutige 
Sitzung mit der Debatte über das Kapitel 
Oberste Organe um 5 oder 6 Uhr abends aus 
sein wird. Man konnte nicht wissen, daß 
durch die Erklärung des Kanzlers eine Span­
nung im Haus entsteht, daß durch die Ver-
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hinderung der Diskussion duroh die Re­
gierungspartei die Verhandlungen um Stunden 
hinausgezogen werden. 

Es wird zweifellos unmöglich sein - das 
möohte ich schon heute sagen -, auch nur 
den Großteil dieser Gesetze in diesem Haus 
durchzubringen, es sei denn, man geht mit 
den Sitzungen sozusagen noch in die Weih­
nachtsfeiertage hinein. 

Die Regierung hat wie iu den letzten Jabren 
wieder in letzter Minute wichtige Gesetze, die 
am 1 .  Jänner in Kraft treten sollen, erst jetzt 
entweder ins Haus gebracht oder überhaupt 
noch nicht ins Haus gebracht . Sie gehen erst 
in den Ministerrat und sollen dann vom 
Bundeskanzleramt im "Minutenweg" - da 
müßte man auch den Minutenweg berechnen, 
man müßte fp�tstellen, wie lange es dauert, 
his alles ins Haus kommt weitergeleitet 
werden . 

Da. ist zum Beispiel die 23. Novelle zum 
ASVG . Ja, Herr Bundeskanzler, da muß ich 
wirklich sagen : Warum ist diese Novelle 
noch n.icht im Haus 1 Ich verweise auf die 2. 
Novene zum Bauern-Krankenversicherungsge­
setz ; die 2. Novelle zum Beamten-Kranken­
und Unfal1versicherungsgesetz ; eine Novelle zum 
Landwirtsobaftlichen Zuscbußrentenversiche­
rungsgesetz ; die Abänderung des Bundes­
gesetzes über den sozialversicherungsrecht­
lichen Schutz der den Präsenzdiellilt leistenden 
Wehrpßichtigen , und so weiter : eine Fülle von 
Gesetzen, mit denen sich die Regierung erst 
in ihrer nächsten Sitzung bescbäftigen will. 
(Zwischenrufe.) Also ich höre, in der heutigen 
Sitzung. Obwohl man seit einiger Zeit weiß, 
daß man das ins Haus bringen will, hat die 
Regierung bis zu dem Tag gewartet, an dem 
die Budgetdebatte beginnt. Die Tage bis zum 
1 7 .  Dezember, bis zum vorgesehenen Schluß 
der Diskussionen über das Budget, werden 
kaum ausreichen, um die Budgetkapitel ein­
gebend durohheraten zu können, da uns die 
Arbeit infolge der schlechten Vorbereitung 
und iufolge der mangelnden Erläuterungen 
kolossal ersohwert worden ist. Es werden 
also diese Ta.ge für die Budgetdebatte kaum 
ausreichen . Gestern hätte ein Ausschuß noch 
zusammentreten können, wenn Sie diese Ge­
setze in der Vorwoche in der Regierung 
besohlossen hätten. Ich habe den Verdacht -
ich weiß nicnt, welche Meinung Sie darüber 
haben -, hier hat man genau so lange zuge­
wartet, bis man gewußt hat : Jetzt gibt es 
nur mehr zwei Möglichkeiten : Entweder es 
wird nicht mehr Gesetz , dann wird die Re­
gierung sagen : Ja wir, die brave Regierung, 
haben es ohnehin gewol1t, die bösen Abge­
ordneten haben es verhindert ! ,  oder die 

Abgeordneten müssen - Sie wissen, daß wir 
das ablehnen - neben den Hau8sitzungen in 
den Ausschußsitzungen beraten, und sie müssen 
die Gesetze dann durchpeitschen , damit sie 
fertig werden. (Abg. Dr. Pittermann:  
Wer muß durchpeitschen ?  Niemand !) Man 
muß das nicht durchpeitschen : Man kann 
doch ein Gesetz rechtzeitig einbringen. Es 
sind dooh Gesetze dabei, über die wir seit 
Monaten reden, auf die wir seit Monaten 
warten, die wir unzählige Male urgiert haben. 
Auch solche Gesetze sind dabei. loh gebe zu, 
es gibt immer ein, zwei, drei Gesetze, die 
wirklich entsprechend ihrer Notwendigkei� 
überraschend ins Haus gebracht werden mÜbsen. 
Aber das ist nicht eine so lange Liste, und das 
sind nicht Gesetze, über die man zum Teil 
seit vielen, vielen Monaten diskutiert und die, wie 
ich aus einem leisen Zwischenruf - ich weiß 
nicht, ob ich ihn richtig aufgefaßt habe -
gehört habe, heute im Ministerrat behandelt 
worden sind, genau zu dem Zeitpunkt , wo 
dieses Haus keine Möglichkeit mehr hat, in 
den Ausschilosen ausführlich darüber zu bera­
ten, wo weder j ene berühmte Durchpehscherei 
in den AU8schüssen und im Haus beginnt ,  in 
der Hoffnung, die Abgeordneten - das i8� 
nie Spekulation, man rechnet mit den Instink­
ten der Abgeordneten - werden irgendeinma.l 
heimfahren wollen. Dann kommt die berühmte 
Nikolausrute im Fenster : Wenn ihr nicht 
brav seid und bis zum Freitag nicht das alles 
macht, dann müßt ihr am Samstag nach­
sitzen ! 

loh möchte gleich sagen, daß ich eine solohe 
Vereinbarung des Parlaments unwürdig finde, 
genauso finde ich e� des Parlaments unwürdig, 
wenn man sagt : Wenn ihr bis zum 17 .  De­
zember nicht fertig werdet, dann geht eben 
euer Familienleben drauf, dann werdet ihr 
dableiben bis zum 23. Dezember I Der Herr 
Bundeskanzler geht fort, wenn er keine Zeit 
hat. Wir müssen da.bleiben. 

Meine Damen und Herren ! So ist die Situa­
tion. Ich bin der Ansicht, Herr Bundeskanzler, 
Sie und Ihre Regierung haben bewußt die 
Sache verschlampt. Sie hahen bewußt die 
Gesetze liegenlassen . Sie haben bewußt 
alles getan, um die Arbeit dieses Hauses zu 
erschweren. (Abg. Dr. Pit term a n n :  Sie 
waren nicht fähig, einig z·u sein !) Dann setzen 
Sie sich aber mit Ihren Ministerkollegen ge­
schlossen hinanf und kJagen Sie nicht darüber, 
daß Sie keine Zeit haben . Denken Sie daran, 
da ß wir heute zwölf Stunden arbeiten. Wenn 
Sie nach Haus gehen, müssen ",ir eine K1ub­
sitzung abhalten, miissen uns die Reden für 
morgen vorbereiten und müssen morgen wieder 
ab 9 Uhr sitzen. Ich bin neugierig, ob Sie 
diese 17 Tage von 9 Uhr früh bis 9 Uhr abends 
sitzen werden oder ob Sie - was weiß ich -
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einen afghanistallischen Gesandten finden wer­
den, deI Sie "zwingt", zum Mittagessen wegzu­
gehen. Wir können uns auch nicht entsch uJ ­
digen, wir müssen auf a11es verzichten und 
müssen hierbleiben. Dann bleiben aber auch 
Sie hier. Denn Sie haben bew u ßt die Hand 
auf den Gesetzen gelassen. Sie taten das, 
obwohl das vorher im Pa.rlament kritisiert 
worden ist, obwohl - ich war seIher einmal 
Stellvertreter hei einer Sitzung der KIuhoh­
männer - von allen Fraktionen gewünscht 
worden ist, daß die GeRetze rechtzeitig ins 
Haus kommen. Sie sagten : Ich werde be­
stimmen , die Regierung wird hestimmen, wann 
das ParJament es zu heraten hat l 

Und jetzt, wo wir uns mit dem Budget 
befassen sollen, wo wir ohnehin durch die 
Nachlä"lsigkeit der Regierung 'eine endlos lange 
Liste bereits fertiggesteUter Gesetze haben, 
hören wir, daß der Ministerrat eine weitere 
Liste ins Haus schicken wird ; wieder zehn 
Minuten ein Beamter der Gruppe B und elf 
Minuten ein Beamter der Gruppe C, die das 
jetzt herübertragen werden, das wird alles 
gestoppt. Dann sollen wir in den Ausschüssen 
zu arbeiten beginnen und das alles noch vor 
Weihnachten erledigen. 

Meine Herren von der Regierung 1 Gehen 
Sie hinaus und sagen Sie den Bauern, den 
Beamten und so weiter, daß Sie schuld sind, 
daß Sie bewußt Hasard gespielt haben und 
daß das Parlament eben dann nicht mitmacht. 
Aber ich befürchte, die Mehrheit dieses 
Hauses - Sie können uns nicht am Reden 
hindern, das können Sie nicht - kann eines : 
kommentarlos, willenlos alles einfach an­
nehmen und sich weiter als treu er Diener der 
Regierung erweisen, der ohne Kritik einfach 
alles zur Kenntnis nimmt. (Abg. Dr. Pi t t er­
mann : Ober die Entwicklungshilfe reden !) . 

Der Herr Bundeskanzler hat heute - und 
das begrüße ich - auch einmal seiner Meinung 
Luft gemacht und sich über seine Über­
belastung und über die starke Belastung 
beschwert, der ein Regierungschef und dic 
Minister ausgesetzt sind. 

Das war eigentlich der Anlaß, warum ich 
mich in der heutigen Sit.zung zum Wort 
gemeldet und gesagt habe : All das liegt 
nicht nur am Haus. Natürlich ist, wei.::.n 
Regierung und Opposit.ion sich in zwei großen 
Blöcken gegenüberstehen, die Arbeit etwas 
länger und komplizierter. Aber man kann 
bei einigem guten Willen die sachlichen 
Beratungen vorantreiben oder man kann 
einander das Leben gegenseitig schwer machen. 
Das beginnt bei Erläuterungen über das Salz 
im 15. Jahrhundert, obwohl es um Millionen 
und Milliarden Schulden geht, die Sie machen. 
Sie glauben, Sie können dann vom Salz im 

15. Jahrhundert reden, und das endet bei 
der Tatsache, daß Sie bis zum Beginn der 
Budgetdebatte Gesetze liegenlassen und erst 
dann innerhalb der Regierung jene Vorlagen 
beschließen, die Sie gerne noch heuer in diesem 
Hohen Hause beraten haben wollen. 

Ich habe mich nicht mit den Ziffern zu 
beschäftigen gehabt. Die Auseinandersetzun­
gen mit den Ziffern haben meine beiden Klub­
vorredner hier klargestellt. Ich hatte mich 
mit dem Stil zu beschäft igen, mit der be­
wegten Klage des Bundeskanzlers im Ausschuß 
und hier im Hohen Hause. Herr Bundes­
kanzler ! Nehmen Sie zur Kenntnis : Uns tun 
Sie nicht leid, denn an dem Debakel, an dem 
Sie jetzt leiden, sind Sie selber schuld. 

Wir Freiheitlichen stimmen daher nicht 
nur gegen das Budget, sondern auch gegen 
den Stil der Regierung, wie er von Ihnen und 
Ihren Leuten vertreten wird. (Beifall bei der 
FP(j.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Pö}z das Wort. 

Abgeordneter Pö!z (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus 1 Herr Bundeskanzler 1 Ich bin 
sehr froh, daß Sie jetzt wenigstens, obwohl Sie 
viel beschäftigt sind, anwesend sein können, 
denn es wäre mir unangenehm, wenn ich Sie 
zitieren und kritisieren müßte und Sie nicht 
im lIause wären. 

Herr Bundeskanzler ! Sie haben vor unge­
fähr zwei Jahren, im November 1966, anläß­
lieh des Bauskandals hier im Hause - ich 
zitiere Sie wörtlich aus dem stenographischen 
Protokoll - ausgeführt : 

"Die gegenwärtige Bundesregierung jeden­
falls hat in ihrer Einstellung zur Verwirklichung 
des Rechtsstaatsgedankens die Tore für die 
ungehinderte Untersuchung solcher Vorfälle 
weit auf,sestoßen. Es wird durchgegriffen I "  
Der Abgeordnete Melter hat den Zwischenruf 
"Hoffen wir es ! "  gemacht. Das war ungefähr 
die Stimmung, die uns alle in der Opposition 
damals wahrscheinlich gefangen hatte. 

Herr Bundeskanzler 1 Ist Ihnen von Ihren 
Staat.sbek.retären und Mitarbeitern nie gesagt 
worden, wie sehr die öffentlichen Gerichte 
beim Bauskandal behindert werden ? Vor mir 
liegt ein Erkenntnis und Urteil des Ve:rfas­
sungsgerichtshofes, erst jetzt im November 
erschienen. Hier heißt es auf Seite 3, unter 
Punkt 2 :  Aus den Verwaltungsakten ergibt 
sich folgendes : Am 13. Dezember 1967 
ersuchte das Landesgericht Innsbruck mit 
Schreiben unter Zahl soundso die Bundes­
polizeidirektion Wien, Wirtschaftspolizei, die­
jenigen Organe der einzelnen Landesbau­
direktionen, die mit der Ausschreibung von 
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Straßenbauvorhaben befaßt waren, darüber 
zu vernehmen, ob beziehungsweise wann und 
auf welche Weise der Beschu.ldigte Dipl.-Ing. S .  
- zweimal kann man raten, wer der Dipl.­
Ing. S. ist, der hier beschuldigt wird - für 
die Ausschreibung rutschfester Asphalte nach 
Art des D. oder gar für das Erzeugnis des D. 
eingetreten ist .  

Das Endergebnis des Verfassungsgerichts­
hoferkenntnisses war : Wenn man schon früher 
so geschickte Beamte gehabt hätte, die auf 
die Idee gekommen wären, anzuzweifeln, ob 
die Wirtschaftspolizei überhaupt in den ein­
zelnen Ländern Untersuchu.ngen anstellen darf, 
dann hätte es gar keinen Bauskandal gegeben, 
weil niemand für . Untersuchungen zuständig 
gewesen wäre. (Präsident Wallner  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Wie ist das mit dem Dipl.-Ing. S. 1 Im Mai 
dieses Jahres habe ich die Anfrage gestellt, 
ob man daran denkt, das Verfahren gegen 
diesen ehemaligen Sektionschef solange hinaus­
zuziehen, bis er am Ende dieses Jahres pen­
sioniert und dann mit 80 Prozent seines 
letzten Gehaltes von der Republik "verab­
schiedet" wird. Und es hat den Anschein, 
denn hier ist das Gericht in der Wahrheits­
findung entscheidend behindert worden. (Abg. 
Dr. K ranzlmayr:  Wieso ?) Weil die Wirt­
schaftspolizei nicht einvernehmen konnte. 
(Abg. Dr. Kranzlmayr:  Wann ?) Das geht 
ja daraus hervor. Soll ich Ihnen den ganzen 
Akt hinbringen ? (Abg. Dr. K ranzlmayr:  
Aber das ist doch überhaupt kein Hindernis 
gewesen, Pölz !) Das war trotzdem ein Hinder­
nis. Warum 1 Wie gehen die Beamten der 
einzelnen Landesregierungen und Landesbehör­
den miteinander um 1 Darf ich gerade Sie 
daran erinnern, daß vor dem parlamentari­
schen Untersuchungsausschuß über die Streng­
bergstrecke einer der von uns Vernommenen 
ausgesagt hat, daß sie vorher alle zu einer 
Dienstbesprechung beim höchsten Mann, der 
das meiste in Niederösterreich verbrochen hat, 
eingeladen gewesen sind. Dort ist ihnen gesagt 
worden, daß sie sich gegenseitig nicht be­
schuldigen sollen. Sogar die Richtlinien haben 
sie mitbekommen, wie sie sich vor uns, vor 
dem parlamentarischen Untersuchungsaus­
schuß zu benehmen haben. (Hört ! Hört !-Rufe 
bei der SPÖ.) Es ist nur gut, daß der Mann 
gestorben ist und wir daher nicht mehr darüber 
reden können. 

Aber meine Frage geht ja dahin : Warum 
sind diese Schwierigkeiten ? Das geht ja noch 
viel weiter. Die Männer, die einvernommen 
hätten werden sollen - das hat der Herr 
Landesamtsdirektor mitgeteilt -, werden von 
ihm nicht der Schweigepflicht entbunden -
ist das eine Behörde der Republik 1 -, und 

beim anderen darf man gar nicht aussagen, 
wenn etwas aufkommen sollte. 

Herr Bundeskanzler ! Das müssen Sie doch 
auch gehört haben. Da hätten Sie doch ein­
schreiten müssen. Das sind Verzögerungen ! 
Warum ist der Fall Seidl bis heute nicht 
erledigt 1 (Abg. Dr. K ranzlmayr : Welche 
Kompetenz hat der Bundeskanzler hier ? Sagen 
Sie mir das ! -Abg. Dr. Pi ttermann:  Durch­
zugreifen !) Der Herr Bundeskanzler hat nie 
eine Kompetenz . (Abg. M oser :  "Die Regierung 
wird durchgreifen !" - Abg. Libal :  Es ist 
eingegriffen worden, um zu verhindern !) Es 
gibt auf der ganzen Regierungsbank ja keinen 
Minister, der überhaupt eine Kompetenz hat. 
Wir haben ja dieses Kreisspiel schon erlebt ! 
(Abg. M ayr : Eine Unterschiebung ! - Abg . .  
Dr. K ranzlmayr : Fragen Sie den Kollegen 
Broda, der ja nach Ihnen spricht ! - Weitere 
Zwischenrufe. - Präsident Wall  n er gibt das 
Glockenzeichen.) Herr Staatsanwalt ! Wir haben 
ja ungefähr eineinhalb Jahre lang, manchmal 
unter schwierigen Verhältnissen, weil es viele 
Personen waren, unsere Termine abgleichen 
müssen, damit wir in dieser leidigen Streng­
berg- und Bauskandalgeschichte zusammen­
gekommen sind. Wir alle, die dabei waren, 
mit Ihnen an der Spitze, haben das ungute 
Gefühl gehabt, es geht zu langsam, es müßte 
schneller gehen. Wir waren glücklich, als wir 
dann fertig waren. 

Es ist viel versprochen worden vom Herrn 
Bautenminister, was er alles ändert ,  damit 
das nicht mehr passiert. Es ist aber nichts 
geschehen. Die Ausschreibung ist immer noch 
dieselbe. Die fliegenden Kontrollen gibt es 
nicht. Und heute ruht irgendwo in einer 
Lade, was hier untersucht worden ist und 
was dann als Ergebnis unserer gemeinsamen 
Untersuchung herausgekommen ist. Ich bin 
überzeugt, daß dieser Bericht eines Tages 
kommen wird, wenn wir selbst nicht mehr 
wissen, was wir untersucht haben, wenn wir 
nicht unsere Gedächtnisstützen zur Hilfe 
nehmen. 

Und nun zu dem zweiten Punkt, Herr 
Bundeskanzler. Sie haben bei dieser Rede 
ausgeführt : 

"Als allgemeines Ergebnis der bisherigen 
Ermittlungen kann festgestellt werden, daß 
von Bauunternehmungen Geld- und Sach­
zuwendungen an etwa 150 Bedienstete des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden 
geleistet worden sind, die kraft ihres Amtes 
mit der Vergabe, mit der Bauaufsicht, mit der 
Bauabrechnu.ng, insbesondere mit der 
Anerkennung von Nachtragsforderungen, und 
mit der Auszahlung der Baukostensummen 
befaßt waren." 
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Herr Bundeskanzler ! Laut "Parlaments­
korrespondenz" vom 1 1 .  November hat der 
Herr Bundesminister für Justiz auf die Anfrage 
eines Kollegen geantwortet : 

"Im Zusammenhang mit diesen Bauunter­
nehmungen war gegen die als Empfänger von 
Geld- und (oder) Sachleistungen verdächtigten 
51 Beamten kein Verfolgungsantrag zu stellen. 
Dies deshalb, weil kein Beweis dafür erbracht 
werden konnte, daß der Beamte das Geschenk 
oder den Vorteil für eine in sein Amt ein­
schlagende Handlung angenommen, sich zu­
gewendet oder sich versprechen lassen hat. Die 
Geld- und Sachzuwendungen, die aus diesem 
Grunde eine Anklageerhebung gegen Beamte 
oder gegen Organe nicht zugelassen haben, 
belaufen sich derzeit auf einen Betrag von 
etwa 17,5 Millionen Schilling." 

Ich will die naive Frage stellen, weil hier 
von 51 Einstellungen gegen Beamte gesprochen 
worden ist und dieser Schaden 17 Millionen 
Schilling betragen soll - das sind ja 350.000 S 
für den Einzelfall, was der einzelne Beamte 
zugewendet bekommen hat - :  Hat das der 
Straßenkehrer X, der die Löcher zumacht, be­
kommen � Oder hat der Herr Beamte Soundso 
diese Zuwendungen bekommen, der Aufträge 
zu vergeben hat, der Millionen an Nachtrags­
forderungen beglichen hat, bestätigt hat für 
Berge, die gesprengt werden mußten, die es 
aber gar nicht gegeben hat � 

Das wird der einzelne Mann draußen über­
haupt nicht verstehen. Da geht der ganze 
Glaube an die Justiz und an den Rechtsstaat 
zugrunde, wenn hier solche Argumente gefun­
den werden. 

Da frage ich Sie wieder, Herr Bundeskanzler : 
Wo bleibt Ihr Versprechen : Die Tore weit 
aufgemac ht, es wird durchgegriffen ! ?  Wo Ihr 
Image ? Damals hat es eine gute Presse 
gegeben ! Überall ist etwas über diesen wunder­
baren Kanzler gestanden ! Beinahe war ich 
versucht zu glauben, daß das Ihr Ernst ist. 

Wo bleibt jetzt die Presse ? Wo bleibt jetzt 
das Image ? Es ist gar kein Wunder, Herr 
Bundeskanzler, wenn Sie sich selbst abwerten, 
denn so kann man einfach nicht handeln. 

Ihre Reden, Herr Bundeskanzler, sind ver­
gleichbar mit einem Schneemann : Wenn sie 
den Mund verlassen haben, dann ergeht es 
ihnen wie einem Schneemann in der Sonne. 
Sie werden immer kleiner und kleiner, ein 
Rinnsal bleibt übrig, aber Taten sieht man 
keine mehr. (Abg. Dr. Kranzlmayr:  Kollege 
Pölz ! Glauben Sie wirkl-ich, daß der Bundes­
kanzler ein Weisungsrecht hätte, ein Verfahren 
einzustellen oder eine Anklage zu erheben ? 
Das ist eine Demagogie, was Sie betreiben ! -
Abg. Weikhar t :  "Es wird durchgegriffen !") 
Herr Kollege Kranzlmayr, das weiß ich. 

Wenn ich in meiner Gemeinderatsfraktion 
einen Mann habe, der versagt, dann werfe 
ich ihn hinaus, dann hat er sein Mandat zu­
rückzulegen. Und wenn der Herr Bundes­
kanzler schon kein Weisungsrecht hat, dann 
kann er wenigstens Leute hinauswerfen, die 
etwas verhindern und nicht durchführen. 
(Abg. Dr. K ranzlmayr:  Nein, nein, das 
kann er auch nicht ! Wo ist denn der Rechts­
staat, Verehrter ? So würde es also aussehen, 
wenn Sie an der Spitze wären ! - Weitere 
Zwischenrufe. - Präsident Wallner gibt das 
Glockenzeichen.) Ich rede ja von den unfähigen 
Ministern. Sie haben j a  schon einmal die 
Regierung umgebildet und dabei nicht den 
Rechtsstaat verletzt. Es hat ja sogar Männer 
gegeben, die ihren Kopf angeboten haben. Der 
Herr Bundesminister wollte seinen Kopf für 
Seidis Kopf opfern, nur wollten wir ihn nicht, 
wir wollten Seidis Kopf haben, weil wir genau 
wußten, daß er der Hauptschuldige ist. 

Meine Damen und Herren ! (Abg. Dr. K ranzl­
mayr: Hier wird einzig und allein das Gericht 
entscheid.en und nicht Sie ! - Rute und Gegen­
rute bei Sp(j und (j VP.j 

Präsident Wallner (das Glockenzeichen gebend) : 
Ich bitt� um Ruhe ! (Abg. Dr. K ra nzlmayr 
zur SPÖ: Bringen Sie Beweise, wer das Gericht 
beeinflußt, wo die Möglichkeit ist ! - Abg. 
Dr. Pi t t ermann :  "Es wird durchgegriffen !") 

Abgeordneter Pölz (fortsetzend) : Meine 
Damen und Herren ! Wenn jene Leute be­
straft werden, die erstens den Staat schwerstens 
geschädigt haben und damit alle Steuerzahler 
und die zweitens über 50 Millionen Schilling 
an Geschenken dafür bekommen haben, daß 
sie nicht dem Staat treu gedient haben, wenn 
die bestraft werden, dann zertrümmern wir 
den Rechtsstaat ? (Abg. Dr. K ranzlmayr: 
Nein !) E s  ist Ihnen unangenehm, wenn davon 
gesprochen wird, und Sie wollen auf ein 
anderes Geleise kommen. 

Meine Damen und Herren ! Verehrter Herr 
Bundeskanzler ! Ich fordere Sie auf, daß Sie 
Ihren großen Worten, die Sie hier im Haus 
gesprochen haben, auch die Taten folgen 
lassen. (Beifall bei der SPÖ.-Abg. Dr. K ranzl­
may r :  Sie sind ein Demagoge ersten Ranges ! -
A bg. M a y r : Lauter Unterschiebungen !) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Haberl. Ich Cl'teile es 
ihm. (Abg. Dr. Pi ttermann zur Ö V  P: 
Ihr hättet ja den M üllner heute noch, wenn er 
nicht eingesperrt worden wäre ! - Abg. Glaser:  
Und wenn Sie nicht abgewählt worden wären, 
wären Sie noch immer Vizekanzler !) 

Zum Wort gelangt der Herr Abgeordnete 
Haberl. 
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Abgeordneter Haber! (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Ich möchte nun zu einer Sache sprechen, in 
der wir alle miteinander gerade in bezug auf 
die Fragen, die von meinem Vorredner be­
handelt worden sind, ernstliche Überlegungen 
anstellen sollten, und ich möchte wirklich 
hier um einen Gedankenaustausch ersuchen. 

Es ist dies die Frage des Rechnungshofes. 
Wir alle wissen, daß seine Kontrolltätigkeit 
gerade in den letzten Wochen und Monaten 
mancher Kritik ausgesetzt gewesen ist und 
daß dabei auch verschiedentlich der Wunsch 
geä.ußert und auch der Ruf laut wurde, man 
solle die Kontrolle nicht noch weiter aus­
bauen. 

Ich muß daher zu dieser Frage, aber auch 
zur Verteidigung des Rechnungshofes sagen, 
daß alle Forderungen nach weniger Kontrolle 
nicht nur vielfach egoistischen Interessen ent­
springen, sondern auch in krassem Wider­
spruch zu allen Notwendigkeiten, die sich aus 
der Entwicklung ergeben, stehen. Denn ohne 
Zweifel gehen immer größere Mittel der 
öffentlichen Hand in alle Zweige und Bereiche 
der Wirtschaft und Verwaltung, das bedingt 
aber auch im Interesse von Staat und Steuer­
zahler eine Intensivierung der Kontrolle. 
Ein solcher Weg setzt allerdings - und das 
muß ich betonen - ein volles und uneinge­
schränktes Bekenntnis zur Kontrolle voraus 
und bedeutet eine volle Unterstützung und 
Unabhängigkeit des Rechnungshofes. 

Die jetzige Lage auf diesem Gebiet ist unbe­
friedigend, vor allem die personelle Ausstattung 
unseres Organs, des Rechnungshofes. Diese 
Meinung wird besonders deutlich, wenn wir 
feststellen, daß viele wichtige Zweige unserer 
Staatsverwaltung nur alle zehn Jahre einer 
Kontrolle unterzogen werden. Es ist einmal 
vor einiger Zeit ausgerechnet worden, daß 
manche Dienststellen nur alle 29 oder 30 Jahre 
bei einer solchen Kontrolle darankommen 
würden. Bei einem solchen Zustand muß die 
Kontrolle vor allem ihre Vorbeugungsfunktion 
verlieren, und es kann niemand von uns daran 
interessiert sein, daß der Rechnungshof mit 
dieser beschränkten Anzahl von Personal 
agieren muß .  

I n  der Zeit.ung "Die Presse" ist im Jänner 
dieses J ah.:es ein Artikel mit der Überschrift 
"Kanzler gegen Rechnungshof" gewesen. Der 
Artikel bezieht sich auf eine Anfrage, die 
einige von uns an die Bundesregierung gerichtet 
haben und die von einem Vorschlag des 
Rechnungshofes selbst ausgegangen ist, der 
meinte, in die Bundesverfassung müsse eine 
Bestimmung aufgenommen werden, wonach 
die Voranschläge des Rechnungshofes dem N a­
tionalrat im Bundesvoranschlag unverändert 
'Vorzulegen sind. Der Rechnungshof verwies 

dabei als Begründung auf den Artikel 121 der 
Bundesverfassung, in dem die Unabhängigkeit 
des Rechnungshofes von der Bundesregierung 
verfassungsgesetzlich festgelegt ist. 

Die Antwort der Bundesregierung zeigte 
keine Bereitschaft , und deswegen auch diese 
Überschrift, dem Rechnungshof hier entgegen­
zukommen und ihn zu unterstützen. In der 
Antwort meinte der Herr Bundeskanzler und 
die Bundesregierung, eine einheitliche Ge­
staltung des Bundesvoranschlages wäre nur 
möglich, wenn alles bei der Bundesregierung 
konzentriert ist und nicht ein so kleiner 
Teilbereich des Budgets, der Rechnungshof 
und seine Gebarung, diesen wesentlich beein­
flussen könnte. 

Der Herr Bundeskanzler meinte dann, und 
dieser Hinweis, glaube ich, ist etwas bedenk­
licher, besonders in bezug auf die Unabhän­
gigkeit des Rechnungshofes, daß die vom 
Rechnungshof vorgeschlagene Regelung auch 
deswegen entbehrlich sei, weil die Voranschläge 
des Rechnungshofes ja unverändert über­
nommen w ürden, wenn - und hier ist die 
Einschränkung - die verfassungs gesetzlich 
festgelegten Grundsätze der Sparsamkeit, Wirt­
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit eingehalten 
sind, also Fakten, deren alleinige Beurteilung 
wieder dann beim Bundeskanzleramt und 
Finanzministerium liegen. Dieser Vorbehalt 
bleibt, und dies bedeutet aber in der Praxis 
auch eine Handhabe und Möglichkeit, zu 
bestimmen, wie groß der Umfang dieses 
Kontrollapparates ist. Das beeinträchtigt in 
der Praxis das Ausmaß der Kontrolle und damit 
auch die Unabhängigkeit des Rechnungs­
hofes. 

Hohes Haus ! Unter dem Titel Sparsamkeit 
kann man natürlich alles ablehnen, was zur 
Vergrößerung des Rechnungshofes dienen 
könnt e. Das ist überhaupt eine Stellungnahme, 
die unverständlich ist, denn es würde keinem 
Betrieb in der Privatwirtschaft einfallen, eine 
Personalverringerung dadurch anzustreben, 
daß man die interne Revision verkleinert . 

Auch hinsichtlich der Frage der Zweck­
mäßigkeit sind wir der Meinung, daß diese 
kaum von Stellen zu entscheiden ist, die selbst 
in der Praxis zu den Kontrollierten des Rech­
nungshofes gehören. 

Zum Schluß meint der Herr Bundeskanzler 
allerdings - und das steht etwas im Wider­
spruch zu den eingangs erwähnten Erklärun­
gen, in denen die Bundesregierung meinte, 
eine einheitliche Gestaltung des Budgets sei 
nur möglich, wenn die Bundesregierung das 
gesamte Budget bestimme und vorlege -, im 
übrigen sei die Unabhängigkeit des Rechnungs­
hofes gewährleistet , da der Nationalrat letzt­
lich entscheidet, also in der Lage ist, Wünsche 
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seines Organs Rechnungshof, die von der Rechnungshofgesetz noch einmal ausdrücklich 
Bundesregierung nicht berücksichtigt werden, festgehalten, und eine solche Nominierung 
zu erfüllen. ' würde in der Praxis bedeuten, daß ein solcher 

DaR ist ein etwas hämischer Schluß als Beamter praktisch aus dem Rechnungshof 
Antwort der Bundesregierung, der wohl zu ausscheiden müßte. 
der Frage an die Mehrheitspartei in diesem Nun möchte ich doch auch noch etwas 
Hause berechtigt, ob sie sich nun an das zum letzten Tätigkeitsbericht des Rechnungs­
Budget der Bundesregierung in allem gebunden hofes sagen. Er wird sicher im Jänner im Aus­
fühlt oder nicht, denn wenn ja, dann würde ja schuß und dann im Haus seine Behandlung 
diese Empfehlung des Herrn Bundeskanzlers finden. Der Bericht hat aber schon jetzt zu 
wirkungslos sein, denn dann würde ja der Reaktionen geführt, zu denen ich als Obmann 
Rechnungshof in der Folge wieder den Be- des Ausschusses doch etwas sagen möchte, 
schlüssen und der Meinung der Bundesregie- damit sich nicht von Bericht zu Bericht eine 
rung ausgeliefert sein. Steigerung bei diesen Reaktionen ergibt . 

Hohes Haus ! In dieser Sicht muß man auch Ich möchte hier gleich sagen : Wo ich eine 
die Behandlung der Beamten des Rechnungs- Kritik anbringe, ist sie keinesfalls einseitig 
hofes und ihrer Probleme als einen Beweis gemeint. Wir haben aber bei diesem Tätig­
ansehen, wie wenig man oft bereit ist , dieses keitsbericht, wenn wir nur die Presse verfolgt 
Organ und die dort Beschäftigten bei ihrer haben, gesehen, daß die Überschriften gelautet 
schweren Tätigkeit zu unterstützen. Nach wie haben : Tiroler Landtag greift Rechnungshof 
vor ist die Reisegebührenvorschrift ein schweres an - Tirol visiert Rechnungshof an - Hoch­
Unrecht an den Prüfungsbeamten des Rech- schülerschaft gegen Rechnungshof - Rektor 
nungshofes. kritisiert Rechnungshofbericht - Streit um 

Ich darf zur Erhärtung hier ein Beispiel Krankenkassenbau. - Ahnliche Artikel gab 
nennen : Heuer wurde vom Rechnungshof die es zu anderen Kapiteln dieses Berichtes. Es 
VÖEST geprüft,. Die Prüfung hat fast sechs ist natürlich das gute Recht eines jeden, eine 
Monate gedauert. Nach vier Wochen t.ritt Stellungnahme zum Bericht abzugeben, dage­
aber der sogenannte Tarif II in Kraft, das gen ist nichts einzuwenden, es ist das Recht 
heißt, daß die Beamten eine erhebliche Min- in der Demokratie und vor allem das Recht 
derung ihrer Tagesdiäten hinnehmen müssen. des Kritisierten, daß er sich wehrt. Nur meine 
Es ist aber durch nichts begründet, daß ein ich, daß doch bestimmte Grenzen eingehalten 
monatelangeg Arbeiten an einem anderen werden müßten, vor allem dort, wo man die 
Ort und getrennt von der Familie durch eine Berechtigung des Kontrollorgans überhaupt 
Senkung der ohnedies nicht hohen Tages- in Frage zieht oder mit der Forderung nach 
gebühren bestraft wird. Einschränkung der Kontrolle reagiert. Die 

Es war in dieser Frage, Hohes Haus, seiner- Kritik des Rechnungshofes soll nicht zur 

zeit schon eine Einigkeit darüber gegeben, Kritik am Rechnungshof werden, noch dazu 
daß bei der Reisegebührenvorschrift für die in einer Sprache und Form, die letzten Endes 
Rechnungshofbeamten eine Ausnahme ge- der eigenen Sache nicht dienen kann. 
macht werden soll. Leider hat der Klub der Es ist unbestritten, daß es bei der Vielfalt 
ÖVP dann wieder dem Druck des Bundes- der Arbeit trotz aller Gewissenhaftigkeit auch 
kanzleramtes nachgegeben, das darauf ver- Fehleinschätzungen des Rechnungshofes geben 
wies, eine Ausnahme würde zu unerwünsch- kann, und es wird - das haben wir im Aus­
ten Beispielsfolgerungen führen. Dieser Hin- schuß oftmals gesehen - oft Meinung gegen 
weis stimmt aber nicht, denn die übrige Beam- Meinung stehen. Deshalb habe ich es eigent­
tenschaft ist in keinem Fall so verpfliC'htet, lieh auch bedauert, daß es abgelehnt wurde, 
ihre Tätigkeit außerhalb des normalen Amts- für Gebiete dieses Tätigkeitsberichtes einen 
und Wohnsitzes zu vollbringen. Unterausschuß einzusetzen, weil die Praxis 

In der heutigen Debatte hat der Herr Kol- ja bei fast allen Unterausschüssen ergeben 
lege Glaser gemeint, man müsse - wie ieh hat, daß die Prüfungsbeamten des Rechnungs­
es verstanden habe - Beamte des Rechnungs- hofes in Auseinandersetzungen mit den Ge­
hofes bei der Tauernautobahn in die Organe p�·üften meistens außerordentlich gut abge­
einbauen. Hohes Haus ! Das ist auf Grund schnitten haben. 
der gesetzlichen Verhältnisse unmöglich, denn Nun aber zu der Frage einige Betrachtun­
die Beamten dürfen in keinem Organ einer gen, die vielleicht manche Mißverständnisse 
Gesellschaft sein, und auch bei den anderen aus dem Weg räumen können. Erstens glaube 
Beamten ist dies untersagt . Nur wenn dies ich, daß es vollkommen falsch ist, wenn etwa 
im Interesse des Staates notwendig ist, kann , ein Kampf gegen den Rechnungshof so geführl 
ein Ministerium eine Ausnahme machen. Für j wird, als ob die Kritik des Rechnungshofes 
die Rechnungshofbeamten ist dies aber im ' gegen die Sache selbst gerichtet sei. Denn wir 
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wissen alle, daß sich die Kritik vor allem auf 
die Ausführung bezieht, auf die Nichtbeach­
tung von Gesetzen und Bestimmungen und 
letzten Endes natürlich auf gemachte Fehler. 
Es ist die Pflicht des Rechnungshofes, solche 
Dinge aufzuzeigen. Oft wird natürlich dieses 
Aufzeigen nichts mehr an den Tatsachen 
ändern, aber wir wissen alle, die Kritik des 
Rechnungshofes ist eine ständige Mahnung an 
alle, die mit öffentlichen Geldern wirtschaften, 
immer die korrekteste Lösung anzustreben, 
und sie ist auch eine Grundlage für notwen­
dige Konsequenzen, die gezogen werden müs­
sen . 

Zweitens muß ich - ich bitte, das nicht 
mißzuverstehen - auch aus der Praxis heraus 
darauf hinweisen, daß sich in dieser Frage für 
uns Abgeordnete manchmal eine besondere 
Lage und auch eine Schlüsselstellung ergibt. 
Denn es ist natürlich, daß es zwischen den 
geprüften Dienststellen und dem Rechnungs­
hof Spannungen gibt und daß sich die Kriti­
sierten gegen manche Prüfungsfeststellungen 
wehren. Der Rechnungshof hat eine Funk­
tion zu erfüllen - das wissen wir alle -, die 
natürliche Feindschaften schafft und die ohne 
starken Rückhalt nicht erfüllbar ist. Hier 
müssen wir feststellen, daß der Rechnungshof 
unser eigenes Organ, das Organ des Parla­
ments ist, das außerdem die Durchführung 
von Beschlüssen zu kontrollieren hat, die wir 
hier in diesem Hause, vielfach einstimmig, 
fassen. Hier krankt es, wie mir scheint, oft 
am Verständnis zwischen dem Nationah'at und 
seinem Kontrollorgan. Das tritt dann beson­
ders hervor, wenn sich etwa einzelne Abge­
ordnete mehr bemühen, die Minister zu ver­
teidigen, als den Rechnungshof zu unterstüt­
zen. 

Aber es taucht dabei natürlich - und das 
muß man sehen - auch ein anderes Problem 
auf. Wir sind Abgeordnete von Wahlkreisen, 
von Ländern, aber wir sollten uns - ich sage 
das offen - vor einem falsch verstandenen 
Föderalismus hüten, der im Einzelfall die Aus­
sage unseres eigenen parlamentarischen Instru­
ments entwerten müßte. Das kann natürlich 
nicht bedeuten, daß wir Berichtigungen, die 
nachweisbar sind, nicht zur Kenntnis nehmen. 
Das ist für uns selbstverständlich. Allerdings 
soll man auch eine Kritik, von der man glaubt, 
sie sei unberechtigt, nicht damit beantworten, 
daß man Auseinandersetzungen auf eine per­
sönliche Ebene trägt, wie das mehrmals auch 
in manchen Aussendungen geschehen ist, in 
denen man versucht hat, den Untersuchungs­
beamten etwa die Q,uaJifikation für ihre Tätig­
keit, die sie durch lange Jahre und Jahrzehnte 
ausüben, abzusprechen. 

Hohes Haus ! Nun zu einem speziellen Fall. 
Ich möchte vorausschicken, daß man Fehler 

erklären kann, man kann sie oft sogar ver­
stehen, aber man soll Fehler nicht bewußt 
verniedlichen. Es hat sich das schon mehrmals 
ereignet - ich denke hier nur an die Auto­
bahnfrage, die heute schon mehrmals zur 
Debatte stand . Ich möchte hier, ohne auf 
die Sache einzugehen, weil sie ja dann im 
Tätigkeitsbericht behandelt wird, doch auf 
eine Erklärung des Herrn Ministers Dr. Kot­
zina zur Brennerautobahn hinweisen, der ich 
also, als ich sie am 24. ' Oktober im Fernsehen 
gehört habe, einfach nicht folgen konnte ; 
er meinte nämlich, er gebe dem Rechnungs­
hof kaum recht, denn auch bei berechtigter 
Kritik - so lautete die Antwort - müsse 
man das ganze gelungene Werk im gesamten 
sehen. 

Ich habe mir das aufgeschrieben, und ich 
weiß heute noch nicht, was der Herr Minister 
mit dieser sich in manchem widersprechenden 
Antwort eigentlich sagen wollte. ( Zwischen­
ruf des Abg. Machunze.) Kollege Machunze l 
Ich habe eingangs erwähnt, daß meine Kritik 
nicht einseitig ist. Ich habe hier lediglich 
darauf hingewiesen, daß man bei manchen 
Äußerungen gegenüber dem Rechnungshof 
vorsichtig sein soll. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was meinte also Minister Dr. Kotzina ? 
Was heißt also "kaum recht" 1 Er hat kurze 
Zeit später in einer Ausschußsitzung zu einer 
anderen Frage gemeint, bei der Tauern­
autobahn werde man anders vorgehen. Es 
ist auch heute der Wunsch geäußert worden, 
in die Tauernautobahn nach Möglichkeit Be­
amte des Rechnungshofes zu delegieren. Wenn 
man sich hier zu einem anderen Vorgehen 
bekennt und darauf hinweist, wieso dann 
jetzt anders, wenn man vorher die Meinung 
vertreten hat, es sei alles gut oder der Rech­
nungshof hätte "kaum recht" . 

Es kann daher keinesfalls gleichzeitig ge­
sagt werden "kaum recht" und dann "be­
rechtigte Kritik", denn wenn das stimmt, 
Herr Minister, dann kann es natürlich -
wenn die Kritik berechtigt ist - keine Ein­
schränkung für die Arbeit des Rechnungs­
hofes geben und schon gar keine Qualifikation. 
(Abg. Dr. Ko tzina : Wollen Sie mit mir 
d'i8hdieren, Herr Abgeordneter .2) Auch, sicher, 
Herr Minister ! Sie können darauf eingehen . 
Ich habe es mir damals genau aufgeschrieben, 
was Sie gesagt habell. Ich muß es erwähnen, 
weil es die Tätigkeit des Rechnungshofes in 
irgendeiner Form qualifiziert und betrifft. 

Sie haben dann gemeint, man müsse das 
ganze gelungene Werk sehen. Das gelungene 
Werk steht überhaupt nicht zur Debatte 
und ist als solches überhaupt nicht in Frage 
gestellt. Niemand wird die Schönheit der 
Autobahn bestreiten und niemand wird Lei-
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stungen, die erbracht worden sind, in Frage 
stellen. Aber eine Argumentation - ich ver­
einfache sie - :  Hauptsache, die Straße ist 
fertig und schön, egal aber, was sie gekostet 
hat ! ist eine Argumentation, der sich wir 
und der Rechnungshof keinesfalls anschließen 
können. (Abg. Dr. Kotz ina : Das hat doch 
das Hohe Haus gewußt, was sie kostet, das 
Hohe Haus hat die Kosten beschlossen !) 

Hohes Haus ! In jüngster Zeit werden 
(Abg. Dipl. -Ing. Dr. Le i tner :  Wer kon­
trolliert den Rechnungshof ?) Den Rechnungs­
hof werden wir kontrollieren, und wir werden 
auch den Tätigkeitsbericht behandeln, Kollege 
Dr. Leitner ! Das habe ich ja gesagt. Ich 
habe mich jetzt nur mit einigen Äußerungen , 
die sich gegen den Rechnungshof und Eeine 
Prüfungstätigkeit richten, befaßt. Wenn Sie 
der Meinung sind, daß der Rechnungshof 
in einigen Punkten geirrt hat , oder wenn 
Sie in anderen Dingen anderer Meinung 
sind, dann können Sie das ja sagen . 

Hohes Haus ! In jüngster Zeit werden 
immer wieder Fragen aufgeworfen - und 
darüber soll man , glaube ich, ernstlich reden -, 
ob die Prüfungsnormen, die in der Bundes­
verfassung und im Rechnungshofgesetz nieder­
gelegt sind, noch entsprechen. Es wurde 
zum Beispiel in einem Landtag erklärt ,  ein 
Bürgermeister müsse vielfach wie ein Wirt­
schaftsmanager handeln, werde aber - so 
wurde gesagt - durch die bürokratischen 
Vorschriften , auf deren Einhaltung der Rech­
nungshof Wert legt, behindert. 

Wenn dies zutreffen sollte, gäbe es nur 
die Möglichkeit, die Vorschriften zu ändern 
und zu verlangen, daß sie geändert werden, 
aber man kann vom Rechnungshof nicht 
verlangen , er habe etwa die Richtigkeit und 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung nicht mehr 
zu prüfen . 

Hohes Haus ! Wenn man sich daher ernst­
haft zu einer N ovellierung entschließen sollte, 
wäre es meiner Meinung nach notwendig , 

die gesamte Problematik der Kontrolle von 
der Prüfungsmethodik bis zur Berichtsab­
fassung gründlich zu diskutieren. 

Vom Rechnungshof wurde in dieser Sache 
mehrfach vorgeschlagen , daß die drei im 
Nationalrat vertretenen Parteien eine Kom­
mission bilden mögen, die sich mit den leiten­
den Beamten des Rechnungshofes darüber 
unterhalten sollte, was zu einer Verbesserung 
der Prüfungstätigkeit geschehen könnte. 

Ich möchte diesen Vorschlag hier auf­
greifen und wiederholen, und ich hoffe doch, 
daß es in absehbarer Zeit gelingt, daß wir 
uns in einer solchen Kommission finden. 
Ich sehe allerdings, daß hier die Regierungs­

partei gespalten ist. Der Kollege Machunze 

nickt nein, sein Hintermann hat vorher zu­
stimmend genickt - aber das konnte er ja 
nicht sehen. 

Hohes Haus ! So sehe ich also die Kontrolle 
als eine entscheidende Frage unserer Demo­
kratie an. In einer Zeit, wo Steuermittel 
großen Ausmaßes in fast alle Gebiete 
des wirtschaftlichen Lebens gelenkt werden, 
muß ein schlagkräftiger Rechnungshof ein 
kontrollierendes Gegengewicht für die Steuer­
zahler bilden. Mit Versuchen etwa der Ab­
wehr einer Kontrolle, mit Feststellungen, 
die in bezug auf die Beamten des Rechnungs­

hofes gemacht worden sind - eine Zeitung 
meinte, die Beamten des Rechnungshofes 
würden jährlich losgelassen -, ist kein sinn­
voller Fortschlitt zu erreichen. Eine solche 
Haltung wäre genauso falsch wie etwa ein 
Versuch, eine Verwaltullgseinsparung bei der 
effektivsten Einsparungsstelle, nämlich beim 
Rechnungshof, zu erzielen. 

Hohes Haus ! Zum Schluß möchte ich noch 
etwas zur Stellung des Präsidenten des Rech­
nungshofes sagen, weil wir seine Tätigkeit 
seit Jahren beobachten können. 

Es wurde schon mehrmals darauf ver­
wiesen, daß er keine Möglichkeit hat, sich 
hier im Hause zu melden und auf verschiedene 
Angriffe zu reagieren. Aber mir scheint 
doch ein Vorwurf, der gemacht wurde, auf 
keinen Fall berechtigt zu sein. Man hat 
in einer Zeitung gemeint : Der Präsident sei 
der Beckmesser im Rechnungshof und würde 
sehr verzopfte Anschauungen vertreten. Aber 
gleichzeitig wissen wir, daß der kleinste Aus­
bruch aus der Tradition oft verhindert wird, 
j a  daß man denselben Präsidenten schon 
mehrmals angegriffen hat, weil er einen 
neuen Stil versuchte. Man versagt also jede 
Anpassung an die Zeit und an die Entwick­
lung und kann daher, so glaube ich auch, 
einen solchen Vorwurf nicht machen. 

Ich habe hier zu beweisen versucht, daß 
viele Änderungsvorschläge auch vom Rech­
nungshof selbst gemacht wurden, daß aber 
seine Durchbruchsversuche bisher immer ab­
gewehrt wurden. So ist also der Ruf mancher 
Stellen, die Kont.rolle nicht auszubauen, doch 
ernster zu sehen und zu betrachten. Der 
Ruf mag für Betroffene sicher verständlich 
sein, aber eine Bundesregierung, die sich 
noch dazu in größter Finanznot befindet, 
könnte sich meiner Meinung nach einer solchen 
Einstellung nicht anschließen ; das wä.re un­
möglich. 

Wir als Abgeordnete, Hohes Haus, möchte 
ich zum Schluß sagen, haben die Pflicht, 
nicht nur den Rechnungshof als unser Organ 
zu unterstützen, sondern ihm auch die An­
passung an die Erfordernisse der Zeit zu er­
möglichen. (Beifall bei der SPO.) 
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Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnet.e Robert Weisz. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen 
und Herren ! Die bereits den ganzen Tag 
andauernden Auseinandersetzungen über das 
Budget 1969 (Abg. Machunz e :  Erst seit 
11 Uhr 'Vormittag !) geben auch mir 
Gelegenheit, Betrachtungen und Fest­
stellungen über die Situation des öffentlichen 
Dienstes im ganzen und der öffentlich 
Bediensteten im besonderen zu treffen. 

Die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
konnten mit der 18.  Gehaltsgesetz-Novelle 
und der 14. Vertragsbedienstetengesetz­
Novelle" sowie der Abänderung analoger Rechts­
vorschriften die Entwicklung ihrer Bezüge 
für die nächsten vier Jahre bestimmen. Ver­
bunden mit der Wertsicherungsvereinbarung 
kann der öffentlich Bedienstete bis zum 
Jahre 1972 mit einer schrittweisen Verbesserung 
seiner Entlohnung rechnen. Wir kommen 
damit dem erstrebenswerten Zustand näher, 
daß auch der öffentlich Bedienstete seine 
Leistungen in Staat, Land und Gemeinde 
in angemessener Weise honoriert erhält. (Abg. 
Machunze : Dank der D VP-Regierung !) Die 
hat gar nichts dazu beigetragen, möchte ich 
feststellen ! (Ironische Heiterkeit bei der DV P.­
Abg. Hartl : So ist das wieder nicht l) Das 
verstehen Sie ja nicht, Herr Hartl, das hat 
gar keinen Sinn, daß man mit Ihnen darüber 
debattiert. (Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. 1l art l.)  

Daß eine ökonomische Verwaltungsführung 
und sparsame Personalbewirtschafiiung nicht 
nur sinnvoll und erforderlich, sondern im 
Interesse der öffentlich Bediensteten auch 
wünschenswert ist, wurde von den Gewerk­
schaften nie in Frage gestellt. Wir haben es 
auch als Verhandlungsausschuß der vier Ge­
werkschaften schriftlich der Bundesregierung 
mitgeteilt, daß wir gerne bereit sind, an der 
Verwaltungsvereinfachung und Verwaltungs­
ersparnis mitzuwirken. Ich möchte hier an 
dieser Stelle nur feststellen, daß die Gewerk­
schaften bisher nicht zu Verhandlungen und 
Verwaltungsvereinfachungen und Verwal­
tungsreformen geladen wurden und daher 
auch keine Gelegenheit gehabt haben, ge­
eignete Vorschläge zu erstatten. ( Zwischen­
ruf des Abg. Machunze.) 

Wie ich heute gehört habe, wurden drei 
Beamte für Vorstellungen mit einer Remune­
ration ausgezeichnet. Man spricht immer 
wieder von einer wirklichen Verwaltungs­
vereinfachung, einer Verwaltungsreform. Ich 

glaube, in erster Linie wird dazu beitragen, 
daß auch die zuständigen Gewerkschaften 
zu einer wirklichen Mitarbeit herangezogen 
werden. Wir sind nämlich der Meinung, 
daß man nicht nur eine Politik der Schlagworte 
und der Augenauswischerei mit der Verwal­
tungsreform betreiben soll. 

Doch nun zurück zum Ausgangspunkt 
selbst. Als der Verhandlungsausschuß der 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
mit den Vertretern der Gebietskörperschaften 
im Dezember 1966 übereingekommen ist, 
die Besoldung der öffentlich Bediensteten 
von Grund auf neu zu gestalten, bestanden 
bei den Gewerkschaften sehr klare Vorstel­
lungen über die anzustrebenden Ziele. Sie, 
Herr Bundeskanzler, waren es, der für die 
Wünsche der öffentlich Bediensteten hoch­
trabende und klingende Attribute verwendet 
hat. Sie haben den öffentlich Bediensteten 
eine neue Besoldung nach modernen, sozialen 
und leistungsgerechten Gesichtspunkten ver­
sprochen. Daß Sie jedoch in diesen Ver­
heißungen nicht von den gleichen konkreten 
Vorstellungen einer echten besoldungsmäßigen 
Aufwertung des öffentlichen Dienstes aus­
gingen, ließen schon sehr bald Äußerungen 
erkennen, die Sie, und zwar beim Jugend­
parlament in Saalfelden im Jänner 1967, 
gemacht haben, wo Sie nämlich die Neu­
ordnung der Besoldung praktisch nur mit 
einer Erhöhung der Anfangsbezüge gleich­
setzten. Ich darf Sie bei der Gelegenheit 
noch einmal daran erinnern, daß Sie dabei 
den niedersten Bezug in einer Höhe genannt 
haben, die um 57 S unter jenem Betrag lag, 
der damals - also vor Beginn der N euord­
nung - schon zur Auszahlung gelangte. 

Das Jahr 1967 und der Anfang des Jahres 
1968 dienten den Vorarbeiten zur Neugestal­
tung des Schemaaufbaues des öffentlichen 
Dienstes, und wir konnten von dieser Stelle schon 
anläßlich der parlamentarischen Beschluß­
fassung zur 18. Gehaltsgesetz-Novelle und den 
analogen Rechtsvorschriften "unsere Genug­
tuung darüber zum Ausdruck bringen, daß 
der öffentliche Dienstgeber endlich zur Auf­
fassung gelangt ist, daß Leistungen im Dienste 
der Öffentlichkeit nicht nur einer ehrenvollen 
Anerkennung bedürfen, sondern auch durch 
eine angemessene Bezahlung zu honorieren 
sind. 

Die Bezugsregelung stellt jedoch nicht die 
versprochene Neuordnung der Besoldung dar. 
Wohl ist damit ein bedeutender Teil geschehen, 
nämlich die grundlegende Neugestaltung des 
Schemaaufbaus. Die schlichte Bezeichnung 
als Novellen zu den bestehenden Gesetzen 
läßt jedoch bereits erkennen, daß zu einer 
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tatsächlichen Neuordnung der Besoldung mehr 
gehört. Es liegt hier noch ein sehr weiter 
Weg vor uns. 

Auf geänderte Ausbildungs- beziehungs­
wei�e Verwendungsvoraussetzungen ganzer 
Gruppen des öffentlichen Dienstes nimmt die 
Bezugsregelung noch keine Rücksicht. So 
ist beispielsweise die Dienstleistung der Exe­
kutive durch die zunehmende Technisierung 
und Motorisierung in vielen Belangen schwie­
riger geworden. Hier dalf nicht nur auf die 
oft erheblichen Mehrdienstleistungen ver­
wiesen werden, sondern vor allem auch darauf, 
daß die Dienstleistung deE! Exekutivbeamten 
in immer höherem Maße Kenntnis von Vor-
8chrif"en und vor allem deren rasche Anwen­
dung erfordert. Entscheidungen, die aus 
einer momentanen Situation getroffen werden 
müssen, erfordern nicht nur eine ganz spezi­
fische Kenntnis der Vorschriften, sondern auch 
ein besonderes Maß an Verantwortung. 

In anderen Berufssparten haben sich die 
Ausbildungsvoraussetzungen tiegfgreifend ver­
ändert.  Wenn beispielsweise ein Volksschul­
lehrer in Hinkunft nicht nur die Reifeprüfung 
erbringen muß, sondern darüber hinaus auch 
noch vier Semester Ausbildung an der Päd­
agogischen Akademie zu absolvieren hat, dann 
muß dies auch vom öffentlichen Dienstgeber 
berücksichtigt werden. Daß die geänderte 
Ausbildung wieder ihre Ursache in den ge­
änderten Gegebenheiten des Lehrberufes hat, 
läßt erkennen, unter welchen Voraussetzungen 
der nach alter Vorschrift ausgebildete Lehrer 
seinen Dienst schon heute versehen muß 
und versieht. Und damit ist bereits die 
geänderte Situation für den Lehrer schlecht­
hin, gleichgültig an welcher Schulstufe und 
in welchem Schultyp er seinen Dienst ver­
sieht , beleuchtet . 

Überflüssig fast ist es, neuerlich bei dieser 
Gelegenheit zu betonen, daß die Dienst­
leistung des Personals an Krankenanstalten 
dringend einer besoldungs- und dienstrecht­
lichen Bereinigung bedarf. So könnten die 
Beispiele hier noch weiter fortgesetzt werden. 

Zusammenfassend zwingt sich schließlich 
aber der Gedanke auf, wie denn allen jenen 
Bediensteten, die keiner durch Bezeichnung, 
Berufsausübung , ja sogar Uniformierung klar 
erfaßbaren Berufsgruppe angehören , Ge­
rechtigkeit widerfahren soll, wie denn ver­
hindert werden soll, daß alle jene, die "nur" 
der "AlIgemeinen Verwaltung" angehören und 
für die der All sbau unserer Verwaltung und 
die immer weiter fortschreitende Speziali ­
sierung immer mehr und immer schwierigere 
Aufgaben bringt, davor bewahrt werden können, 
daß sie zu Parias des öffentlichen Dienstes 
degradiert werden. Es wird nur dann mög-

lieh sein, den hier schlagwortartig angeführten 
Umst.änden näherzutreten, wenn zu dem 
mit den letzten Novellen zum Schemaaufbau 
eingeschlagenen Weg noch Maßnahmen der 
Besoldung angesprochen werden können. Dazu 
gehören neben Struktur- und Berufgsruppen­
problemen des öffentlichen Dienstes auch 
Fragen des Laufbahnrechtes , der Vergütung 
von Mehrdienstleistungen , mit einem Wort 
Fragen, mit denen eine unqualifizierte Gleich­
macherei verhindert werden kann . 

Es soll der öffentliche Dienstgeber in unserer 
Zeit von seinem Dienstnehmer nicht Mehr­
dienstleistungen verlangen, für die er nicht 
bereit ist, eine entsprechende Abgeltung zu 
geben. Für die Abgeltung von Mehrdienst­
leistungen hat ein Rechtsanspruch auf Ver­
gütung in angemessener Höhe statuiert zu 
werden. 

Darrüt fast untrennbar verbunden ist die 
Frage, wann endlich und in welcher Form 
auch für den Beamten bestimmte Zulagen 
und Nebengebühren ruhegenußfähig werden. 
Das Land Wien hat hier bereits Pionierarbeit 
geleistet, und das dabei verwendete Speicher­
system müßte als die gerechteste Form auch 
der Bundeslösung zugrunde gelegt werden. Die 
Ruhegenußfähigkeit von Nebengebühren ist 
nicht nur eine Frage des Ausgebens, sondern 
auch eine Frage der Einnahmen, weil ja selbst­
verständlich auch entsprechende Pensions­
beiträge einfließen werden. 

Dies sollen nur einige demonstrativ zu 
verstehende Hinweise dafür sein, wie der Weg 
einer echten Neuordnung der Besoldung weiter­
gegangen werden muß, wenn damit ein um­
fassendes Reformwerk geschaffen werden 8011. 

Die vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes werden im Verba.nd ihres Ver­
handlungsausschusses diesen Weg unbeirrt 
weitergehen und erwarten von Ihnen , Herr 
Bundeskanzler, daß Sie die Gewerkschaften 
in ihrem Bestreben, die Besoldungsreform 
nach modernen sozialen und leistungsgerechten 
Grundsätzen durchzuführen, tatkräftig unter­
stützen. 

Nun, Herr Bundeskanzler, wende ich mich 
einer anderen Angelegenheit zu. 

Mein Parteifreund Kostelecky hat in einer 
Fragestunde an Sie die Frage gestellt, warum 

Sie Erlässe auf dem Gebiete des Dienstrechtes 
die das Bundeskanzleramt herausgibt , nicht 
einhalten. Es ist Ihnen bekannt, daß es 
sich im gegenständlichen Fall um Verein­
barungen über die Dienstpostenbewertung ge­
handelt hat, die mit der zuständigen Gewerk­
schaft abgeschlossen wurden. 

Ich möchte hier ausdrücklich feststellen 
daß die Verhandlungen zwischen dem Bunde8� 
kanzleramt und den Gewerkschaften fast zwei 
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Jahre gedauert haben und die Gewerkschaft 
ausdrücklich verlangt hat, einen bestimmten 
Posten, in diesem Fall den des stellvertretenden 
Leiters des Sicherheits büros , als Posten der 
Dienstklasse VIII, also als Hofratsposten, 
zu bewerten. Es ist den Gewerkschafts­
vertretern nicht gelungen, diese Forderung 
durchzusetzen. Die Gewerkschaft mußte dann 
schließlich dem erzielten Verhandlungsergebnis 
die Zustimmung geben, und dieses, also zwischen 
der Gewerkschaft und dem Bundeskanzleramt 
einvernehmlich zustandegekommene, Verhand­
lungsergebnis wurde in Form eines Erlasses 
des Bundeskanzleramtes an das Innenministe­
rium weitergegeben. Sowohl Innenminister 
Soronics wie Sie, Herr Bundeskanzler, haben 
sich jedoch in diesem von mir erwähnten 
Beförderungsfall und einem anderen an den 
Erlaß und damit an das mit den Gewerk­
schaften getroffene Abkommen nicht gehalten, 
sondern selbst eine Entscheidung getroffen, 
die gegen diese Vereinbarung ist. 

Dabei ist der Herr Innenminister sogar so 
weit gegangen, daß er bei einer Beförderung 
die zuständige Personalvertretung auch nach­
her nicht informiert hat, obwohl er nach den 
Bestimmungen des Personalvertretungsgesetzes 
hiezu verpflichtet gewesen wäre. 

Bei der zweiten Beförderung hat sich der 
zuständige Fachausschuß der Personalver­
tretung einstimmig, also auch mit den Stimmen 
der ÖVP-Fraktion, dagegen ausgesprochen, 
sodaß nach den Bestimmungen des Personal­
vertretungsgesetzes der Herr Innenminister 
verpflichtet gewesen wäre, den zuständigen 
Zentralausschuß beim Innenministerium über 
diese Beförderung zu informieren, da zwischen 
der Dienstbehörde und dem Fachausschuß 
keine Einigung erzielt werden konnte. 

Ich stelle hier fest, daß die Unterbehörde 
diesen Antrag über Weisung des Herrn Innen­
ministers eingebracht hat. Der Herr Innen­
minister hat es jedoch auch in diesem Fall 
unterlassen, den im Personalvertretungsgesetz 
zwingend vorgeschriebenen Weg zu gehen 
und den Zentralausschuß zu informieren. Er 
hat damit das Personalvertretungsgesetz nicht 
beachtet, also jenes Gesetz, das Sie, meine 
Herren von der Österreichischen Volkspartei, 
bei der Beschlußfassung im Parlament so 
gelo bt und gepriesen haben und das Sie als 
einen echten Schutz der Beamten hinstellten. 
Obwohl auch Herr Minister Soronics diesem 
Personalvertretungsgesetz die Zustimmung ge­
geben hat, setzt er Handlungen, die zeigen, 
daß er nicht willens ist, dieses Gesetz auch 
einzuhalten. Dies ist umso bedauerlicher, da 
Herr Minister Soronics immer wieder betont, 
er sei stolz, auch Mandatar der Personal­
vertretung bei der burgenländischen Landes-

regierung zu sein. Das zeigt nur immer 
wieder, wie die Mandatare des ÖAAB, wenn 
sie die Arbeitgeberseite zu vertreten haben , 
handeln und zu ihren Grundsätzen stehen. 
Sie alle, meine Damen und Herren, können 
versichert sein, daß wir es nicht verabsäumen 
werden, die Handlungen so mancher ÖAAB­
Spitzenfunktionäre der Kollegenschaft vor 
Augen zu führen. 

Als die beiden Anträge nun auf die eben 
geschilderte, nicht übliche Weise in das 
Bundeskanzleramt gelangten, wurde von dort 
ebenfalls entgegen den bestehenden Erlässen 
der Beförderung sofort die Zustimmung erteilt. 
(Abg. H artl: War die Beförderung von Doktor 
Kuso ungerecht ?) Es gibt ein Personalvertre­
tungsgesetz, Kollege Hartl, und das setzt 
gewisse zwingende Bestimmungen. Wenn eine 
Vereinbarung zwischen de.m Bundeskanzleramt 
und den Gewerkschaften abgeschlossen ist, 
dann hat sie für beide Teile zu gelten. Man 
erWartet wenigstens, daß der andere Partner 
informiert wird. Das ist aber nicht geschehen. 
(Abg. H artl: Das hat der Minister ohnehin 
gesagt ! - Ruf bei der SPO: Im 34er Jahr war 
das nicht üblich ! - Gegenrufe bei der 0 V P.) 

Es wurde also die Zustimmung erteilt, 
obwohl sich besonders in dem einen Fall 
das Bundeskanzleramt fast zwei Jahre dagegen 
gesträubt hat, diesen Dienstposten als einen 
Posten der Dienstklasse VIII anzuerkennen. 
Ich habe den Vorgang deswegen so ausführlich 
geschildert . . . (Abg. Soronics: Herr Abge­
ordneter Weisz ! Bringen Sie das dann am 
Freitag ! Dann werde ich Ihnen die Antwort 
geben ! Ich werde jetzt die jungen Beamten 
alle versetzen, die von Ihnen dorthin gesetzt 
wurden, damit die alten befördert werden können !) 
Ich hoffe, Sie halten sich an das Personalver­
tretungsgesetz. Das erwarten wir. (Zwischenruf 
des Abg. Soronics.) Das zeigt ja, wie der 
Schutz des Beamten durch dieses Personal­
vertretungsgesetz aussieht. Sie geben jetzt 
die richtige Antwort. (Abg. Soronics: Bringen 
Sie es am Freitag I Ich werde Ihnen die Antwort 
geben ! Belästigen Sie den Herrn Bundeskanzler 
nicht mit Dingen, die mich angehen ! - Gegen­
rufe bei der S pO. - Präsident Wall  n e r 
gibt das Glockenzeichen.) Nein, das ist eine 
Personalsache, die zum Bundeskanzleramt 
gehört, falls Sie das nicht wissen sollten, 
Herr Minister. (Abg. Soronics: Der Herr 
Bundespräsident hat den Beamten ernannt ! -
Abg. Lanc: Der Herr Minister ist heute ein 
bißchen nervös ! - Abg. Soronics: Da brauchen 
Sie keine Angst zu haben ! Werden nur Sie 
nicht nervös ! - Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weih s: 
Wir werden nicht nervös ! - Weitere Zwischen­
rufe und Gegenrufe bei (j VP und SP(j. -
Präsident Wallner  gibt erneut das Glocken-
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zeichen. - Abg. Soroni cs: Auch wir können 
das, was ihr 20 Jahre gemacht habt 1 - Heftige 
Gegenrufe bei der SP(). - Abg. Wei khart: 
Nicht drohen ! Sie brauchen nicht zu drohen ! 
- Abg. Soroni cs: Sie brauchen keine Angst 
zu haben 1 - Abg. Wei khart: Scharfe brauchen 
Sie �icht zu machen ! Sie brauchen gar nicht 
drohen, Herr Innenminister ! - Abg. Soroni cs: 
Schön langsam wird mir diese Vorlesung zu 
dumm 1 - Weitere Zwischenrufe.) Es braucht 
Ihnen nicht zu dumm werden, Herr Minister, 
Wenn Sie sich nicht an die Vorschriften 
halten, hört sich nämlich alles auf! (Abg. 
Soron ics: Nein ! Nein ! Es wird nicht das 
geschehen, was die Personalvertretung will, 
sondern das, was der Ressortminister will I) 
Na selbstverständlich, das ist ja wichtig, 
daß Sie als Personal vertreter das feststellen : 
Es wird nicht das geschehen, was die Personal­
vertretung will ! Schämen Sie sich ein bißchen, 
daß Sie ein Personalvertreter sind ! (Lebhafte 
Zustimmung bei der SP(). - Abg. Soronics :  

sich an  diesen Namen gar nicht erinnern. 
Er werde der Sache nachgehen, wieso diese 
Beförderung zustande gekommen sei. 

Bei der nächsten Haussitzung hat jedoch 
Innenminister Soronics hier wortwörtlich fest­
gestellt, daß er besonderen Wert darauf lege, 
die Beförderung dieses Beamten in die Dienst­
klasse VIII durchzusetzen, und er mit dem 
Herrn Bundeskanzler persönlich gesprochen 
hätte, um ihm die Gründe der Antragstellung 
klarzulegen. Diesen Argumenten konnte er 
sich nicht verschließen, und so wurde die 
Beförderung durchgeführt. 

Ich weiß jetzt nicht, war die Information, 
die der Herr Innenminister gab, nicht den 
Tatsachen entsprechend oder wollte sich 
vielleicht der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus 
nicht mehr erinnern, weil es ihm unangenehm 
gewesen wäre, die Begründung, die ihm Herr 
Minister Soronics gegeben hat, an einen Ab­
geordneten der sozialistischen Fraktion weiter­
zugeben. 

Ich war 20 Jahre Personalvertreter !) Das sieht E '  b t ht .c t H M" t S . 
d . S· d G t h dh b mes a er s e �es : err Ims er oromcs man aran, wie le as ese z an a en. h hl Z . . d H B d (Ab S . H"tt S ·  . h f "h d atte wo elt genug, mit em errn un es-g. o

,�
o n �cs: 

,�
en . �e StC ru er arum kanzler zu sprechen, aber anscheinend keine mehr gekummert, ware. es 'tnteressanter gewesen ! 

I Zeit seiner gesetzlichen Verpflichtung die 
F
lch 
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we
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D 
Ihnen d
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te 

S
N:"men.,. vorlegen am Per;onalvertretung zu informieren, na

'
chzu-ret ag . ann wer en te sc(�auen, wer wo  k sitzt !  - Gegenrufe bei der SP(). _ Abg. ommen. 

, . 
Weikhart: Nur nicht drohen ! _ Präsident Der Herr Bundeskanzler fand dIe Zelt, 
Wallner gibt das Glockenzeichen. _ Abg. den Auftrag zu.r Be,förderung zu .geben: war 
Soro nics: Ihr droht doch auch die ganze Zeit ! aber offenbar :r:lcht l� der Lage, sICh mit der 
Den ganzen Nachmittag droht ihr schon I) Gewerkschaft ms Emvernehmen zu setzen 

" . . ' .  und sie informieren zu lassen, daß beabsichtigt 
Prasident Wallner : Ich bItte. �m Ruhe. sei , eine Beförderung durchzuführen (Abg. 

(Abg. Mos er: Der Herr Innenm�ntster droht ! Soro n ics: Ihr werdet euch wundern !) , die 
- Abg. Sor? n i cs: Ic� drohe nicht ! - �rä8·ident den vereinbarten Bedingungen widerspreche. 
Wall  n e r g'tbt neuerhch das Glockenze'tchen.) ( Abg. S k r i t e k: Sie sollen beim Weggehen nicht 

Abgeordneter Robert Weisz (fortsetzend) : dr�h�n 1 - Abg. Soron ics: Ich will de"!,, 
Es zeigt sich, daß es notwendig war, daß ich M.�ntster Prade; e�was geben 1 D.as g�ht Ste 
diesen Vorgang so ,ausführlich geschildert habe, ntcht� an 1 V:elle�cht werden S�e. mtr vor­
weil der Herr Bundeskanzler in seiner AnfraO'e- schretben, was tch sagen darf !) Belde Herren 
beantwortung in diesem konkreten Fall erkl�rt stellten fest, daß sie das Recht hätten, Ent­
hat, daß seines Wissens bei Beförderungs- scheidungen zu treffen, die den von ihnen 
anträgen die Personalvertretung heranO'ezogen herausgegebenen Erlässen widersprechen, und 
worden wäre. Ich stelle nochmals fe�t, daß sie beriefen sich auf ihre Ministerverantwort­
das im gegenständlichen Fall nicht so war, lichkeit. 
( Ruf bei der () V P: Aber Sie waren ja gegen das Diese Feststellung wird auch von uns 
Personalvertretungsgesetz !) Aber das Gesetz nicht bestritten, Es sei aber darauf hinge­
haben Sie beschlossen, und Sie legen es jetzt wiesen, daß es sich hier nicht allein um Erlässe 
so aus. Sie verstehen ja nichts davon. Sie eines Ministeriums oder des Bundeskanzler­
haben auch keine Ahnung vom Personal- amtes gehandelt hat, sondern daß dieser Erlaß 
vertretungsgesetz . Mischen Sie sich nicht eine Vereinbarung dieser Organe mit der 
immer in Sachen, von denen Sie keine Ahnung Gewerkschaft zum Inhalt hatte. 
haben. 

Bezeichnend nämlich für diesen Fall ist 
noch eines : Als der Kollege Kostelecky nach 
der Fragestunde dem Herrn Bundeskanzle r 
den Namen jenes Beamten bekanntgab, der 
in die Dienstklasse VIII befördert wurde, 
erklärte der Herr Bundeskanzler, er könne 

Es entspricht dem Grundsatz von Treu 
und Glauben und ist ein Gebot der Aufrichtig­
keit, daß man zumindest einen Vertragspartner 
davon informiert, wenn man beabsichtigt, 
in einem bestimmten Fall von der getroffenen 
Vereinbarung abzugehen. Ich kann Ihnen ver­
sichern, Herr Bundeskanzler, daß wir, wenn wir 
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schon als Gewerkschafter ein solches Vorgehen, 
das man in der Rechtssprache als ein Verhalten 
gegen die guten Sitten bezeichnet, zur Kenntnis 
nehmen müssen, uns auch in Zukunft danach 
zu richten wissen. Es geht nämlich nicht an, 
daß sich die Mitglieder . . .  (Abg. H artl: 
Das ist keine Drohung ?) Wir werden eben 
nicht mehr solche Vereinbarungen schließen. 
Das ist die ganze Angelegenheit. Wir drohen 
nicht, das hat die Gewerkschaft nicht not­
wendig. Sie macht nur Feststellungen. 

Es geht nicht an, daß sich die Mitglieder 
der Bundesregierung, wenn es ihnen aus poli­
tischen Gründen angenehm ist, auf ihre 
Ministerverantwortlichkeit berufen, sie aber 
sofort vergessen, wenn unangenehme Fragen 
an sie gestellt werden ; dann wälzen sie die 
Verantwortung auf die Beamten ab. 

mitgeteilt, daß der Leiter des Bundespresse­
dienstes, Sektionschef Dr. Metznik, die Ein­
holung nicht der Önorm entsprechender Offerte 
veranIaßt hat. Wenn Sie auch wieder einen 
Beamten schuldig werden ließen, Herr Bundes­
kanzler, so entbindet Sie trotzdem die a.b­
gegebene Erklärung nicht Ihrer Verantwor­
tung, die Sie dem Parlament gegenüber zu 
tragen haben. 

Am 5. Juli 1968 erschien im ÖVP-Presse­
dienst ein von Staatssekretär Pisa gezeichneter 
Artikel unter dem Titel "Würfel, die ge­
fallen sind", der in dem vom Herrn Staats­
sekretär üblichen - er ist nicht da - unsach­
lichen und von politischen Gehässigkeiten 
strotzenden Stil geschrieben wurde. (Abg. 
G las e r :  So gehässig, wie ihr heute wart !) 
Daß die ÖVP-Presse diesen Artikel wieder­
gegeben hat, ist selbstverständlich. Weniger 
verständlich erscheint es aber, daß dieser 
Hetzartikel als Leitartikel in die amtliche 

So war es auch, als mein Kollege Dr. Tull 
Sie, Herr Bundeskanzler, am 26. Jänner 1968 
gefragt hat, ob die polemischen und im ÖVP­
Propagandastil verfaßten Artikel in der ersten "Wiener Zeitung" übernommen wurde. 

Nummer der Propagandaschrift "für alle" Auf eine Anfrage sozialistischer Bundes­
die Beamten des Bundespressedienstes aus räte, wer die Weisung zur Aufnahme dieses 
eigener Initiative verfaßt hätten. Sie, Herr Artikels gegeben habe, teilten Sie, Herr 
Bundeskanzler, erklärten, daß keinerlei Wei- Bundeskanzler, natürlich mit, daß kein Auf­
Bungen von Ihnen erfolgt seien. trag gegeben wurde, sondern der Chefredakteur 

Wie ich in der Zwischenzeit feststellen der "Wiener Zeitung" in eigener Verant­
konnte hat aber kein Beamter des Bundes- I wortung diesen Artikel abgedruckt habe. Da 
pressedienstes einen Artikel für die Nummer 1 ic� Herrn ?hefred�kteur Dr. Stampre�h �d 
dieser Propagandaschrift verfaßt, sondern eS 

I �.
elUe sachlIche ElUstellung . kenne, ?lU .lch 

sind diese Artikel vollinhaltlich vom ÖVP- uberzeugt davon, daß er dIesen LeItartIkel 
Pressedienst aus der Kärntner Straße geliefert nur über Auftrag seiner vorgesetzten Dienst­
worden. Vielleicht hat den einen oder anderen stelle abgedruckt hat. (Abg. Dr. Gorbac h :  
Artikel auch der erst kürzlich wegen Spionage- Das muß man schon nachweisen !) 
verdacht von der ÖVP-Bundesparteileitung Die Art, die Verantwortung auf Beamte 
entlassene Alois Euler geschrieben. Die Be- abzuwälzen, haben aber nicht nur Sie sich, 
amten des Bundespressedienstes jedenfalls Herr Bundeskanzler, sondern auch andere 
haben nur den Umbruch der Zeitung durch- Mitglieder der Bundesregierung zu eigen ge­
geführt. macht. WeH sich aber bedauerlicherweise 

Sie aber, Herr Bundeskanzler, haben, ob- diese Vorkommnisse fortsetzen lassen, möchte 
wohl Ihnen diese Tatsachen doch bekannt ich noch einen Fall zur Sprache bringen, der 
gewesen sein mußten, den Verdacht, daß so richtig zeigt, wie ein Minister seine Be­
sich die Beamten des Bundespressedienstes amten beurteilt. - Herr Minister Soronics 
parteipolitisch betätigt hätten - nicht ent- ist momentan nicht da. 
kräftet. Auf Grund einer Anfrage sozialistische'r 

Und als Sie, Herr Bundeskanzler, auf Abgeordneter wegen Differenzen bei der Posten­
verschiedene Anfragen meiner Parteifreunde besetzung im Polizeikommissariat Wels hat 
über die Ausschreibungsmodalitäten des Herr Minister Soronics in seiner Anfrage­
Druckauftrages für diese Propagandaschrift beantwortung die Beurteilung eines Amts­
immer wieder erklärten, es habe sich um eine sekretärs dieser Dienststel1e mit folgendem 
begrenzte Ausschreibung im Sinne der Önorm Wortlaut vorgenommen : 
gehandelt, mußten Sie zuletzt durch die ein- "Es ist richtig, daß (dieser) Amtssekretär"­
deutige Beweisführung meines Parteifreundes ich wi1l hier den Namen nicht nennen -
Moser doch zugeben, daß die Bestimmungen "seinen gegenwärtigen Posten ordnungsgemäß 
der Önorm verletzt worden sind. Sie haben - und zur Zufriedenheit des BehördenJeitere 
wie kann es anders sein - die Verantwortung versieht. Dieser Umstand kann aber daran 
hiefür sofort wieder auf einen Beamten ab- nichts ändern, daß das Verhalten (dieses) 
geschoben und meinem Freund Moser in Amtssekretärs in seinen früheren Funktionen 
einem Schreiben vom 3. Juli dieses Jahres nicht immer zufriedenstellend war. Gegen 
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(diesen) Amtssekretär mußte auch ein Diszi­
plinarverfahren geführt und er gleichzeitig 
vom Dienst suspendiert werden. Dieses Diszi­
plinarverfahren wurde in erster Instanz mit 
einem Schuldspruch und erst in der zweiten 
Instanz mit einem Freispruch abgeschlossen. 
(Dieser) Amtssekretär ist auch erst wieder 
81s Leiter des Strafamtes mit sehr gut quali­
fiziert worden, während er vorher nur mit gut 
qualifiziert war." 

Als Minister Soronics vorgeworfen wurde, 
er hätte diesen Beamten durch diese Fest­
stellung diskriminiert, erklärte der Herr Mi­
nister, er könne dem Parlament gegenüber 
nichts verschweigen und wäre daher ver­
pflichtet gewesen, den Schuldspruch in erster 
Instanz bekanntzugeben. 

Stellen Sie sich vor, meine Herren, ein 
österreichischer Staatsbürger bewirbt sich um 
eine Stel1ung in der Privatwirtschaft. Es 
wird ein Leumundszeugnis verlangt. In diesem 
Leumundszeugnis führt die ausstollende Be­
hörde an, daß der Bewerber in erster Instanz 
wegen einer strafbaren Handlung verurteilt, 
in zweiter Instanz aber freigesprochen wurde. 

Ja, meine Herren, ein solches Vorgehen wäre 
doch unmöglich. Einer Beschwerde des Betrof­
fenen würde auf jeden Fall hier Rechnung 
getragen. Das ausstellende Behördenorga n 
würde zur Verantwortung gezogen und wahr­
scheinlich bestraft werden. Und stellen Sie 
sich noch weiter vor, daß der Bewerber auf 
Grund der gegebenen Auskunft diesen Posten 
nicht erhalten würde. Dies wäre ein krasser 
Fall von Amtshaftung. Der Mann könnte 

Ich möchte hiezu feststellen, daß diese doch die Republik Österreich wegen Schaden­
Verantwortung völlig danebengeht. Das ersatz klagen und würde zweifelsohne diese 
Wesentliche ist doch, daß der Innenminister Klage auch gewinnen. Nur ein Beamter, wenn 
den Beamten infolge der Verurteilung in er von einem Minister, der danach gar nicht 
erster Instanz, obwohl ein Freispruch in gefragt war, sondern dies aus eigenem Belieben 
zweiter Instanz gefällt wurde, für den zu tut, in dieser Weise diffamiert wird, muß eine 
besetzenden Posten für nicht geeignet hielt. solche Bezichtigung widerspruchslos hinneh­
(Abg. Hartl:  Was hat bei euch der Olah ge- men. Der Minister braucht für diese Handlung 
macht ?) Fragen Sie doch die öffentlich- nicht geradezustehen. 
rechtlichen Bediensteten, was die zu einer Ich muß, Herr Minister Soronics, auch ein 
solchen Art sag�n werden. (Abg. Dr. J. Gru- solches Vorgehen, das Sie im gegebenen Fall 
he r :  Fragen S�e den Dr. W.�lf! Da.s g�ht aus parteipolitischen Gründen vertreten haben, 
vollkommen daneben ! Da mussen SM s�ch 

I entschieden zurückweisen. Ich muß Sie auch 
erkundigen !) Kollege Dr. Gruber ! Es geht aufmerksam machen daß die Gewerkschaften 
gar nicht darum. Es f�agt sich "?,ur, ob diese eine solche Behandl�ng ihrer Mitglieder nicht 
Darstellung (Wetterer Zw�schenruJ des widerspruchslos hinnehmen werden. 
Abg. Dr. J. Gruber.) Hören Sie doch ein . .  
b ' ß  h , I h ' ß  

. 
ht S· 

. WeIl SICh aber der Herr Bundeskanzler un d 1 c en . c wel nlc , warum le Immer 
d H I . , 

b 
. 

d Ab 'l  b . P lf d Id' 
. 

d t er err nnenmmlster Cl er Wa zung 
el ersona ragen so unge u 19 sm , war en 

d V 
" 

S· d h 
. 

b'ß h , (Ab D J G b er erantwortung auf dIe Beamten m guter le oe em I c en . g. r. . ru e r :  
G 11 h f b fi d ' 11 . h Ih h h W 'l . 

7. d F II ,/."ll · b k l ese sc a t e n en, WI IC nen aue noc e� �c(� en a zUJ a �g esser enne a s 
d H . . . . 

S ·  I) 
en errn BautenmIllIster ZItIeren : �e . 

Im Februar 1968 erschienen in vier verschie-
Er wurde für den zu besetzenden Posten 

für nicht geeignet gehalten, also deswegen 
schlechter beurteilt. Er hätte diesen U m­
stand dem Parlament gar nicht bekannt­
geben müssen, weil nach diesem weder ge­
fragt wurde noch diese Disziplinarsache zur 
Debatte stand. Ein solches Vorgehen des 
Herrn Ministers muß aber verurteilt werden . 
(Abg. Dr. Gruber :  Der Dr. Wolf hat ihn ja 
beurteilt !) 

Stellen Sie sich vor, meine Herren, ein 
österreichischer Staatsbürger . . .  Herr Kollege 
Gruber ! Hören Sie doch ein bisserl zu. Seien 
Sie doch nicht so ungeduldig. Hören Sie 
doch zu. Ich weiß nicht, warum Sie j etzt 
um %9 Uhr nervös werden. (Abg. Glas e r :  
Nervös seid nur ihr, wir bestimmt nicht !) 
Warum Sie nicht zuhören können, weiß 
ich nicht. Wenn man nicht nervös ist, kann 
man zuhören. 

denen Illustrierten Bildberichte über die Stra­
ßenräumung im Winter. Es handelte sich um 
Annoncen, welche das Bautenministerium um 
beträchtliche Geldbeträge aufgegeben hatte. 
In diesen Anzeigen wurde für die Person des 
Herrn Ministers Dr. Kotzina mit den in ver­
schiedenen Sparten der Genußmittelindustrie 
gebräuchlichen Slogans kräftig Propaganda 
gemacht. 

Der Herr Bautenminister wurde in einer 
Anfrage meines Parteifreundes Libal wegen 
dieser Werbung für seine Person zur Stellung­
nahme aufgefordert. Er erklärte hiezu, daß 
er für diese Art der Werbung keinen Auftrag 
gegeben hätte, sondern daß die zuständigen 
Beamten seines Ressorts dies aus eigenem 
veranlaßt hätten. Es ist doch kaum anzuneh­
men, daß der Herr Bundesminister diese An­
zeigen über zwei Seiten in vier verschiedenen 
Zeitungen nicht gelesen hat. Aber die Verant-

655 
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wortung, für diese Propaganda Hunderttau­
sende von Schillingen aus Steuergeldern aus­
gegeben zu haben, wälzt auch dieser Minister 
gleichfalls auf seine Beamten ab. 

Vielleicht darf ich aber noch ganz kurz 
auf jenes Ereignis zu sprechen kommen, das 
sich im Zusammenhang mit der Spionageaffäre 
Euler ergeben hat. Ich möchte dem Herrn 
Innenminister eine Stelle aus der Sitzung des 
Nationalrates vom 7. März vorlesen. Ich habe 
damals bei Behandlung einer dringlichen An­
frage erklärt, der Herr Minister Soronics habe 
es sich überlegt und "einen Journalisten 
namens Euler eingestellt, der von der ÖVP­
Jugendorganisation kommt". Darauf kam 
ein Zwischenruf : "Abg. Soronics : Falsch infor­
miert !"  Ich habe nur festgestellt, daß er im 
Innenministerium eingestellt wird. Das ist 
damals durch diesen Zwischenruf des Herrn 
Innenministers bestritten worden. Heute wird 
festgestellt, daß der Herr Euler als Redakteur 
im Innenministerium mit 1 .  März 1 968 ein­
gestellt wurde. Diese dringliche Anfrage war 
am 7.. März 1 968. Ich stelle das nur der Wahr­
heit halber fest. (Abg. Moser : Was soll man 
von so einem Minister halten ?) 

Und nun nochmals zurück zu dieser letzten 
Frage. Vielleicht darf ich hier auf dieses 
Ereignis mit Euler zu sprechen kommen. 
Kurz nach der Veröffentlichung dieses Falles 
in den Zeitungen wurde der der Spionage und, 
wie sich jetzt auch herausstellte, auch des 
Amtsmißbrauches verdächtigte Pressereferent 
des Herrn Innenministers vom Österreichischen 
Fernsehen zu einem Interview eingeladen. 
Er gab dort seine Stellungnahme zu den 
gegen ihn erhobenen Anschuldigungen. (Abg. 
Hartl :  Da ist die (} VP schuld ?) 
Lassen Sie das ! Hören Sie auch ein bisserl 
zu , ein paar Minuten, nicht wahr ? (Abg. 
Hartl :  Das hieße Eulen ins Ministerium 
tragen !) Hier sitzt der Vorsitzende des Auf­
sichtsrates, hier sitzt der Verantwortliche der 
Bundesregierung für den Rundfunk ! (Abg. 
G las e r :  Der stellvertretende V orsitzende sitzt 
da drüben I) Euler nützte nämlich diese Gele­
genheit, um sich als Unschuldsengel hinzustel­
len, dafür aber hohe Beamte des Innenmini­
steriums strafbarer Handlungen zu bezichti­
gen. 

heitsbüros, der diese Amtshandlung zu führen 
hat, dieses Diebstahls verdächtigen. Und das 
alles geschieht, ohne daß der Herr Bundes­
kanzler als verantwortliches Mitglied der Bun­
desregierung für das Österreichische Fernsehen 
dagegen etwas unternimmt. (Abg. M achun­
z e :  Kollege Weisz, was zahlen Sie dafür, daß 
es eine� Euler gibt ? Was würdet ihr heute auf­
führen ohne, Euler ?) Ja vielleicht wird sich 
bei Euler herausstellen, Kollege Machunze, 
daß es noch mehrere "Eulereien" gibt. (Abg. 
Machu n z e :  Es hat auch schon einen FrenzeL 
gegeben ! - Abg. K o n i r :  Ein Landsmann I) 
Natürlich, aber hier gibt es mehr Eulereien. 

Der Herr Innenminister selbst hat sich erst 
eine Woche nach diesem Fernsehinterview 
und nach der Verhaftung Eulers zu einer etwas 
vagen Stellungnahme aufgerafft, ohne abe r  
gegen die Vorgangsweise des Fernsehens selbst 
zu protestieren. Und der Vorsitzende des Auf­
sichtsrates der Österreichischen Rundfunk­
geseIlschaft, der Herr Erste Staatsanwal t 
Kollege Dr. Kranzlmayr, schweigt gleichfalls . 
(Abg. Dr. K ranzlmayr:  Und der stellvertre­
tende Vorsitzende des Aufsichtsrates hat auch 
geschwiegen ! - Abg. Glaser :  Was hat Dok­
tor Kreisky gemacht ? - Abg. Dr. Kranz l ­
mayr:  Sie wissen, daß wir keine Möglichkei t 
haben, dagegen einzuschreiten !) Das ist schon 
möglich, es schaut ja auch so aus, als ob keine 
Möglichkeit bestünde. 

Ich möchte nur feststellen, daß zum Bei­
spiel in den letzten Tagen in der Zeitung neuer­
lich eine Nachricht erschien, daß bei "Hori­
zonte" der bisherige Redakteur Wolf in der 
Maur gehen muß ; das bedeutet also, daß nach 
Prantl bereits Payrleitner, Wolf in der Maul' 
und ein Herr Erwin Fischer die Sendung 
"Horizonte" machten. (Abg. Dr. K ranz l­
mayr : Und wer hat die Schuld ? - Abg .  
Hart l :  Da hat der Euler schuld ! - Abg. Dok ­
tor Pi t t ermann:  Also bitte, keine Eulen in 
die, Ö V P tragen !) Das scheint im Zuge einer 
Verwaltungsvereinfachung beim Rundfunk z u  
erfolgen . (Zwischenruf bei der () V P.) Die 
Einstellung des Personals nimmt aber, wie 
ich annehme, doch nicht der Programm chef 
vor. Das glaube ich doch feststellen zu kön­
nen. 

Wenn diese Praxis weitergeübt wird, so Nun lassen Sie mich, meine sehr geehrten 
wird wohl das nächste Mal vom Österreichi- Damen und Herren, zusammenfassend und 
sehen Fernsehen ein vielleicht des Diebstahls abschließend die ernste Frage stellen : Was 
von Kunstwerken Verdächtigter, bei dem aber muß noch alles gegen Beamte vorgebracht 
die Verdachtsgründe vorläufig zu einer Fest - werden, damit sich die verantwortlichen Res­
nahme nicht ausreichen, zu einer Stellungnahme sortminister schützend vor sie stellen 1 Ist 
eingeladen werden. Er wird dort selbstver- denn der Beamte ein Freiwild, auf dem man 
ständlich genauso wie im Falle Euler vor alles Unangenehme abladen kann 1 Die Mit­
Hunderttausenden Fernsehern seine Unschuld glieder der Bundesregierung beteuern aber 
beteuern und vielleicht den Chef des Sicher- . immer wieder in aller Öffentlichkeit, das 
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Rechtsstaatsprinzip zu beachten und darnach 
vorzugehen. 

Ich darf sie auf ein Verwaltungsgerichtshof­
erkenntnis vom 9. 4. 1959 aufmerksam machen. 
In diesem wird nämlich in einem anderen Zu­
sammenhang festgestellt, daß im öffentlichen 
Dienst zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
der Grundsatz von Treu und Glauben gilt .. 
Dieser Grundsatz steht in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit § 21 der Dienstpragmatik, 
in welchem die Verpflichtung des Beamten, 
der Republik Österreich treu und gehorsam 
zu dienen und die Staatsgrundgesetze sowie die 
anderen Gesetze unverbrüchlich zu beachten, 
enthalten ist. 

Der Beamte geht durch die Ablegung dieses 
Dienstgelöbnisse& qualifizierte Verpflichtungen 
seinem Dienstgeber gegenüber ein. Damit steht 
im wechselseitigen Zusammenhang auch eine 
besondere Verpflichtung des Dienstge bers 
gegenüber dem Beamten - also eine Verpflich­
tung der Republik Öaterreich beziehungs­
weise ihrer obersten Organe ; dies sind natür­
lich auch die Mitglieder der Bundesregierung. 
Diese Verpflichtung hat sich in einer besonde­
ren Fürsorgepflicht dem Beamten gegenüber 
zu äußern. Darunter fällt selbstverständlich 
auch der Schutz des Beamten nach außen hin 

Herrn Bundeskanzlers - der Bericht umfaßt 
"nur" 13 Seiten und ist mit 19 Bildern ausge­
schmückt ! - schon einen Monat später 
das demagogische und beleidigende Blatt 
"Heute und morgen" gegenübergestellt, dann 
kann ich Ihnen dazu nur sagen : Wir lassen 
uns durch Unsachlichkeit und persönliche 
Beleidigungen nicht entmutigen und schon 
gar nicht von unserem Weg abbringen ! 
(Bt-ifall bei der SPÖ.) 

Vielleicht darf ich Ihren Parteifreund 
Schröder aus Deutschland zitieren, der nach 
der Wahl gesagt hat, als der Bundeskanzler 
Kiesinger gewählt wurde : "Schön schaun 
wir aus !" 

Ich will Ihnen aber zu diesem sinnvollen 
Text, der uns in der letzten Zeit auf meter­
langen Plakaten dargeboten wird : "Sicherheit 
in einer unruhigen W elt � Österreich in 
guter Hand", der hoffentlich nicht auch von 
Euler stammt, nur sagen : Es bleibt uns 
nichts erspart von der ÖVP ! (Beifall bei 
der SPÖ.j 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus. 
Ich erteile es ihm. 

und die Übernahme der Verantwortung. Bundeskanzler Dr. Klaus: Hohes Haus ! 
Ich habe schon bei der Anfragebeantwortung Ähnliche Feststellungen sind auch in den des Herrn Abgeordneten Kostelecky festge-Erläuternden Bemerkungen zur Regierungs- stellt, daß das Bundeskanzleramt genau nach vorlage des Beamten-Kranken- und Unfall- Gesetz, wo es Verordnungen gibt, auch genau versicherungsgesetzes aufgenommen worden. nach den Verordnungen, und wo es Verein-

Ich muß daher Sie, Herr BundeskanzJer, barungen gibt, auch genau nach den Verein­
und Ihre Ministerkollegen an diese Pflicht barungen vorzugehen gedenkt. 
erinnern und noch einmal die Feststellung Es hat heute der Herr Abg 0 d t W ·  ffi d ß S · · 11 d . fi .gt e r ne e elSZ tr� en, a I? m a en von mIr au gezel en wiederholt eine Vereinbarung zitiert. Ich bitte Fa�len und �elen anderen mehr �hrer Ver- I Sie, Herr Abgeordneter Weisz, nachdem es pfbchtung mcht nachgekommen smd. mir nicht gelungen ist, diese Vereinbarung 

Ich kann Ihnen aber gleichzeitig versichern, zu eruieren, mir den Wortlaut dieser Verein­
daß die soziaHstischen Gewerkschafter dieses barung frühestmöglich zu übergeben, damit 
Verhalten der ÖVP-Regierung gegenüber den ich es überprüfen kann, ob wir uns auch danach 
Beamten bei jeder sich nur bietenden Ge- gehalten haben. (Beifall bei der Ö V P. -
legenheit aufzeigen werden, und zwar so Abg. H orr : Wieder tJberlastung 1 Abg. S t e i­
lange, bis Sie sich darauf besinnen, daß man n inger :  Einen neuen Staatssekretär I) 
den Beamten, die brav und verantwortungs­
voll für unsere Heimat wirken, nicht nur bei 
Versammlungen, in Rundfunkreden und Flug­
blättern schöne Worte widmet, sondern auch 
in der Tat für sie einsteht. Glauben Sie ja 
nicht, daß die Bürger unseres Landes nicht 
sehr wohl zwischen unsachlicher und gehässiger 
Polemik und ehrlicher Arbeit zu unterscheiden 
wissen ! ( Beifall bei der S PÖ. - Rufe bei 
der Ö V P :  Gott sei Dank I) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist Herr Dr. Ottokar - Oskar Weihs. Ich 
erteiJe es ihm. (Heiterkeit. - Abg. Guggen­
berger :  Ottokars Glück und Ende 1 - Abg. 
Dr. Pitte rmann : Solang er nicht Pfzemysl 
ruft, macht es nichts 1 - Zwischenr'uf: Da 
kann man mit Robert Weisz nur sagen : Uns 
bleibt auch nichts erspart I) 

Abgeordneter Dr. Oskar Weihs (SPÖ) :  
Meine Damen und Herren der ÖVP ! Haben Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 

Sie dem herzergreifenden Bericht in der Ich will nicht sagen, lesen sollte man können : 
"Bunten Österreich Illustrierten" vom Ok- Ich bin zehn Jahre hier - jeder weiß, daß 
tober 1 968 über die 20jährige Tätigkeit des ! ich Oskar heiß.  (Heiterkeit.) 
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Hohes Haus r Mit dem Budget 1969 hat 
die ÖVP-Regierung ihr viertes und voraus­
sichtJich ihr letztes Budget beschlossen. Wenn 
man insgesamt vier Budgets erstellt hat, 
so übernimmt man die Verantwortung für 
die gegenwärtige budgetpolitische Situation 
.sowie für die der kommenden Jahre. 

Vorweg kann dazu festgestellt werden, 
daß es sich hiebei um eine überaus triste 
Situation handelt. 

Wenn behauptet wurde, daß jetzt efne 
Sanierung des Budgets vorgenommen worden 
sei, so wird damit wohl zugegeben, daß dank 
der bisherigen Budgetpolitik der ÖVP-Allein­
regierung eine Sanierung notwendig gewesen 
wäre. Doch leider ist diese wiederum nicht 
in die Tat umgesetzt worden. 

Man versucht, sich so recht und schlecht 
noch über das Jahr 1 969 hinwegzuturnen, 
kümmerte sich aber nicht mehr um die fol­
genden Jahre. Denn in diesen kommt das 
dicke Ende dieser Politik. Nach den gegen­
wärtigen Berechnungen des Finanz mini sters 
droht nämlich bereits für das Jahr 197 1 ein 
Defizit in der Höhe von 1 6,4 Milliarden 
Schilling. 

Trotz dieser Tatsache hat der Herr Bundes­
kanzler - in einer sonst für ihn ungewohnten 
Bescheidenheit - die Budgeterstellung für 
das kommende Jahr als die größte Leistung 
dieser Regierung in diesem Jahr hingestellt. 

Da die Erstellung eines Budgets ungeachtet 
seiner sehr eminenten Bedeutung eigentlich 
zu den laufenden Geschäften einer Regierung 
gehört, so gesteht der Herr Bundeskanzler 
mit dieser Erklärung direkt ein, da ß seine 
Regierung in Wahrheit nur mehr verwaltet 
und von "Regieren" keine Rede mehr sei. 

In dieser Rede, die als "Paukenschlag" 
bezeichnet wurde und einen Schock in den 
Reihen der Österreichischen Volkspartei her­
beiführen sollte, führte Professor Koren aUßt 
daß für 1969 ein Defizit in Höhe von 16  Mil­
liarden Schilling drohe, das durch geeignete 
Maßnahmen halbiert werden müsse, weil 
man höchstens nur diesen Betrag von rund 
8 MilJiarden Schilling finanzieren könne. 

Nach den bündIschen Auseinandersetzungen 
und den üblichen Raufereien wurden dann 
Ende März die beschlossenen Maßnahmen 
veröffentlicht. 

Dabei wurde ausgeführt, daß in erster 
Linie Einsparungen, und zwar in einer Ge­
samthöhe von 5 Milliarden Schilling, vorge­
nommen werden sollen, darüber hinaus jedoch 
Einnahmenerschließungen in der Höhe von 
3,8 MilJiarden Schilling erforderlich wären; 

Hinsichtlich der Emsparungen wurde erklärt, 
daß diese nicht zu Lasten der wachstums­
wichtigen Investitionen vorgenommen werden 
würden. 

Obwohl also das Hauptgewicht auf Ein­
sparungen gelegt werden sollte, beschloß 
man vorerst noch vor dem Sommer Ein­
nahmeerhöhungen im Ausmaß von rund 
3,8 Milliarden Schilling und gesetzliche Maß­
nahmen, durch die Verpflichtungen gegenüber 
den Sozialversicherungsträgern und dem Fa­
milienlastenausgleich in Höhe von 1 ,8 Mil1iar­
den Schilling hinausgeschoben wurden. 

Für die verbleibende Differenz von 3,2 Mil­
liarden Schilling Einsparungen verbürgten 
sich der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus, der 
Herr Vizekanzler Dr. Withalm und der Herr 
Bundesminister Dr. Koren - ach, der ist 
nicht da -, daß diese Einsparungen im Zuge 
der Budgetberatungen im Herbst vorge­

Da der Herr Bundeskanzler aber offenbar nommen werden soHen. 

der Meinung war, gegenüber der Öffentlich- Der Herr Finanzminister konnte im Zuge 
keit auf irgendwelche Erfolge hinweisen zu der Budgetverhandlungen im Finanz- und 
müssen, so hat er die Tatsache, daß sich Budgetausschuß den Nachweis, daß diese 
ein Sonderministerrat am 26. September 1968 Einsparungen tatsächlich vorgenommen wur­
mit dem Bundesvoranschlag befaßt hat, als den, jedoch nicht erbringen. 
besondere Leistung hingesteHt und gemeint, Unter Berücksichtigung dieser Tatsache 
daß noch nie so früh eine Einigung über ein hat der Herr Finanzminister offenbar in 
Budget erzielt worden wäre. seiner Budgetrede nicht mehr von Einsparun-

In diesem Zusammenhang darf ich al1er- gen, sondern nur mehr von Abstrichen ge­

dings daran erinnern, daß auch noch nie so sp�oc�en. J�derma� . 
weiß, daß selbstver­

früh die Budgetberatungen auf politischer . stan�hch�rwelse b�I leder BudgetersteHung 
Ebene begonnen haben, nämlich am 2 .  Fe- I be�rach.tliche AbstrIche vorgenom�en werden, 

bruar 1 968. An diesem Tag hielt der neue weIl die Summe der Ressortwunsche den 
Finanzminister, Professor Dr. Koren, nachdem möglichen Budgetrahmen bei weitem über­

sein Vorgänger Dr. Schmitz auch der Re- steigt. 
gierungspartei als Finanzminister nicht mehr Herr Bundeskanzler I Weder Sie noch der 
tragbar erschienen ist und daher ausge- Herr Vizekanzler noch der Herr Finanz­
wechselt wurde, vor dem Bundesparteirat minister haben daher das gegebene Wort 
.der ÖVP eine Rede. I eingelöst. Ich will mich hier nicht über den 
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ethischen oder moralischen Wert eines Ehren­
worteS mit Ihnen auseinandersetzen, aber eines 
gilt auch noch in der heutigen Zeit : Ein 
Ehrenmann hält sein Ehrenwort, oder er 
darf eS nicht leichtsinnig geben. (Zwischenruf 
bei der Ö V  P.) Na Sie verstehen das über­
haupt ! 

In diesem Zusammenhang gestatte ich 
mir, einen E nt s c h l i e ßungsantrag  vorzu­
lesen, betreffend Nichtdurchführung der von 
Spitzenfunktionären der Bundesregierung ga­
rantierten Einsparungen. 

Bundeskanzler Dr. Klaus, Vizekanzler 
Dr. Withalm und Finanzminister Dr. Koren 
haben der österreichischen Bevölkerung 
mehrfach ihr Wort dafür verpfändet, daß 
bei der Erstellung des Bundesfinanzgeset­
zes 1 969 ein drohendes Budgetdefizit von 
rund 1 6  Milliarden Schilling durch Einnahme­
erhöhungen im Ausmaß von rund 3,8 Mil­
liarden Schilling, durch Einsparungen im 
Ausmaß von 3,2 Milliarden Schilling und 
durch gesetzliche Kürzungen auf rund 
8 Milliarden Schilling reduziert werden 
wird. 

Die versprochenen Einsparungen von 
3,2 Milliarden Schilling bildeten einen Kern­
punkt der Regierungspropaganda. 

Dennoch war der Herr Finanzminister 
nicht in der Lage, gegenüber den Mitgliedern 
des Finanz- und Budgetausschusses die 
versprochenen Einsparungen nachzuweisen. 
Die vom Herrn Finanzminister vorgelegte 
Liste von Abstrichen bezieht sich nämlich 
nur auf die im Zuge der Budgetverhandlun­
gen reduzierten Ressortwüusche. Da,s Ver­
sprechen, neben den in bezug auf die Budget­
vorschau vorgenommenen Maßnahmen der 
Einnahmenerschließung in Höhe von rund 
3,8 Milliarden und gesetzlichen Ausgabe­
verminderungen in Höhe von rund 1 ,8 Mil­
liarden Schilling weitere 3,2 MiHiarden 
Schilling - ebenfalls in bezug auf die 
Budgetvorschau I - einzusparen, wurde 
nicht eingelöst. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher den 

An tr a g 
Der Nationalrat wolle beschließen : 
Der Nationalrat stellt mit Bedauern und 

E-ilt'cüstung fest, daß die von der Bundes­
regielung, namentlich VOll Bundeskanzler 
D�'. Klaus, Vizekanzler Dr. Withalm 
und Finanzminister Dr. Koren in 
aller Form versprochenen Einspa.rungen 
llicht dm chgefühl,t WUl den und daß es sich 
bi .. i den der Volksvel tretung vorgelegten Ein­
f'parungslisten nur um Abst�iche von über­
hö11ten Budgetforderungen einzelner Ressorts 
handelt. 

In formeller Hinsicht wird beant'tagt, übet· 
diesen Antrag namentlich abzustimmen. 
Meine Damen und Herren ! Gestatten Sie 

mir nun einige Bemerkungen zu dem von der 
Bundesregietung gerühmten Umstand, daß 
angeblich das Budget am 26. S, ptember 1 968 
beschlossen worden sein soll. E� gibt eine Reihe 
von Anzeichen, die darauf hinweisen, daß 
diesem Ministerrat, der als Sonderministerrat 
bezeichnet wurde, kein in allen Einzelheiten 
det:tilliertes Budget, insbesondere was die Ein­
nahmenseite betrifft, VOl gelegen hat. Denn 

1 .  die einzelnen Ansätze der Einnahmen­
seite insbesondere der einzelnen öffentlichen 
Abgaben wurden erst in der Zeit nach dem 
Ministerrat festgelegt ; 

2 .  der endgült.ige Umfang der Mehreinnahmeh 
aus Tariferhöhungen steht bis jetzt noch nicht 
fest., obwohl die Meh:'einnahmen im Budget 
1969 bereits berücksichtigt sind ; 

3. a.n die Stelle der un:p� ünglich beschlos­
senen zweiprozentigen Dienstpostenkülzungen 
sind später solche von nur 1 ,6 Prozent getreten. 

Unseren Vorschlag , diesen Verdacht ent­
wader durch überprüfung seitens des Rech­
nungshofes oder dm·ch Vorlage der diesbezüg­
lichen Ministerratsunterlagen zu entkl äften, 
hat der Finanzminister im Ausschuß abgelehnt. 
Diese Tatsache bestä··kt uns nun in dem Ver­
dacht, daß doch kein vollständiges Budget dem 
Sonderministerrat vorgelegen hat und man mi\ 
unzutreffenden Maßnahmen einen so großen 
Propagandaaufwand getdeben hat. 

Meine Damen und Herren ! Von a11 den wenig 
erfreulichen EI'scheinungen um die Budget­
erstellung 1 969 abgesehen, ist hinsichtlich der 
Budgetpolitik bisher · weder das im Wahl­
p"ogramm 1 966 der ÖVP enthaltene Venp" echen 
noch das von Ihnen, Herr Bundeskanzler, am 
20. April anläßlich der Regielungsel klä:. ung im 
Parlament abgegebene Vel sprechen eingelöst 
worden. 

In dem WahIpl'Ogramm, meine Damen und 
Herren von der rechten Seite diese<; Hauses, 
hieß es unter Punkt 1 2 : "Einordnurg der 
wichtigsten Staatsausgaben in eine länger­
fristige Budgetpolitik" . Sie, Herr Bundes­
kanzler, haben unter dem übertitel "langfIisti­
ges Budgetkonzept" in Ihrer Regierungserkli-
1 ung unter anderem wörtlich ausgefühl t : 

"Eine inflationistische Entwicklung würde 
ein stetiges Wirtschaftswachstum in Frage 
"teIlen. Deshalb ist eine klare Rangordnung der 
Staatsam:gaben im Rahmen eines länger­
f:iistigen Budgetkonzepts notwendig. Ein solche. 
Konzept whkt dei' dauernden über­
forderung des Staatshaushaltes und der daI au. 
wachsenden Gefährdung der Kaufkraft dei 
SChillings vom Budget her entgegen." 
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Gescheben ist jedoch bis heute nicbts ! Der 

I 
Urteil für die Tätigkeit dieser Regierung geben 

Herr Finanzminister hat im Ausschuß zu der kann als diese Feststellung. Sie wurde heute 
von mir aufgeworfenen diesbezüglichen Frage bei'eits zitiert, und ich erlaube es mir noch 
erklärt, daß ein brauchbal'es längerfristiges einmal zu sagen. 
Budgetkonzept nur unter der Voraussetzung D . t h 'ßt f S 't 46 " tl' b . ' . or Cl es au Cl e wor lC : 
erstellt werden könne, daß auch dIe wHtschaft-
liehe Entmcklung über einen längerfristigen 
Z·eitraum tatsächlich vorausgesehen werden 
kann. 

Dazu kann ich allerdings nur sagen, daß die 
Regierung ja bereits seit 1966 im Amt ist. Ein 
Zeitraum von vie;:, J al1.Ten hätte genügen müssen, 
ein solches längt'rfl'istiges Wirtschaftskonzept 
zu erstellen und nach diese:m ein ebenso länger­
fristiges Budgetkonzept zu ol'ientieren 
(Abg. Dr. Witha l m :  Wieso 4 Jahre ? - Abg. 
Glaser :  Wieso ? 1966 und vier ist 1970 1) Das 
Jahr 1969 behandeln wir ja hier, und wenn Sie 
eine wirtschaftliche V mausschau machen, Ren 
Vizekanzler, ist es klar, daß Sie das Jahr 1 969 
mit einbeziehen müssen , und da sind wir bei 
vier Jahren : 1966, 1 967, 1968, 1969. Also Sie 
werden lachen : es bleiben doch vier Jahre. 
(Abg. Dr. W itha lm:  Zweieinhalb Jahre ! -
Abg. G las er :  Ein paar Jahre auf oder ab sptelt 
bei euch keine Rolle !) 

Herr Bundeskanzler ! Weil wir schon vor­
hin dabei waren, davon zu reuen (Abg. Glaser :  
8 ie haben gerade von vier Jahren gesprochen, 
und zweieinhalb sind es ! Ein paar Jahre auf 
oder ab, macht Ihnen ja nichts aus I) Ren 
Glaser, Sie werde ich nachher gerne noch be­
lehren l (Abg. G l a s e r :  Auf diese " Belehrung" 
verzichte ich !) -, ob Sie Ihr Versprechen ein­
halten, stelle ich fest (neuerlicher Zwischenruf 
des Abgeordneten Glaser) - Sie haben einmal 
schon Bildungslücken gehabt, seien Sie still, 
Sie werden sie sonst wie(},er haben ! -, daß auch 
dieses Verspl'echen von Ihnen nicht eingehalten 
wurde. 

Im Sommer des vergangenen Jahres hatte 
der damalige Finanzminister Dr. Schmjtz einen 
Artikel unter dem Titel "Unterwegs zu einem 
Budgetkonzept" veröffentlicht. (Ruf bei der 
(j V P : Bildung brauchte man, daß man zwei­
einhalb Jahre zusammenkriegt 1 Sie werden es 
auch in zwei Jahren wahrscheinlich kapieren !  -
Abg. Glaser :  So präpotent müssen Sie gar nicht 
sein !) Offensichtlich setzt der neue Finanz­
minister Dr. Koren diese Reise weiter fort, 
ohne allerdings wie sein Vorgänger ans Ziel zu 
kommen. 

So fehlt uns bis heute noch immer das ver­
sprochene Budgetkonzept, und ich bin fest 
da.von überzeugt, daß diese Regierung auch 
keines mehr zustandebringen wird. 

Zur Budgetpolitik gibt es auoh im Koren­
Plan einige aufschlußreiche Feststellungen. Ich 
möchte dazu nur eine Stelle aus dem Koren­
Bericht zitieren, da es wohl kein kompetenteres 

"In der noch zur Verfügung stehenden Zeit 
der laufenden Legislaturperiode wäre es weder 
möglich noch zweckmäßig, ein längel'fristiges 
und umfassenderes Konzept der künftigen 
Wirtschaftspolitik zu entwickeln."  Professor 
Koren sagt dort weiter : "Ein anspruchsvolles 
Programm auf lange Sicht setzt bessere mate­
riell� Gl'undlagen voraus." 

Ich weiß nicbt, ob er damit auch die Zusam­
mensetzung dieser Regierung samt Ihnen, Herr 
Bundeskanzler, gemeint hat. Er fä11.Tt fort : 
"Mit deren Verbesserung soll wohl umgehend 
begonnen werden, die aktuelle Wirtschafts­
politik wird jedocb handeln müssen, ehe ein 
erst auszubauender Apparat tätig geworden ist 
und umfassendere Entscheidungsgrundlagen 
liefern kann."  

In den Veröffentlichungen aus propangan­
distischen Bedürfnissen heraus findet sich in 
dem aller Substanz entkleideten Koren-Plan 
zu den Grundsätzen zum Budget 1 969 folgende 
Feststellung : 

"Die Tendenz des überdurchschnittlichen 
Anwachsens jener Staatsausgaben, die nicht in 
den Investitionsbereich fallen, muß abge­
schwächt und der voraussichtlichen länger­
fristigen Wachstumsrate des Sozialproduktes 
angepaßt werden . Die notwendigen Maß­
nahmen müssen der Sicherung des Wil'tschafts­
wachstums und einer gerechten Einkommens­
vei·teilung dienen." 

Diesem Programmpunkt hat der Herr Fi­
nanzminister allerdings auf seine eigene Art 
und Weise Rechnung getragen. Durch Steuet­
und Tariferhöhungen im Ausmaß von mehr als 
4 Milliarden Schilling hat er seinen Beitrag zu 
einer "gerechten Einkommensverteilung" unter 
Anführungszeichen geleistet. Es ist über­
flüssig, dabei zu erwähnen, daß mit dieser Er­
höhung die vorjährige Einkommen- und Lohn­
steuersenkung zum Teil nicht nur zurückge­
nommen, sondern sogar noch überkompensiert 
worden ist. 

Damit haben Sie aber, Herr Bundeskanzler, 
ein weiteres Verspl'echen Ihrer Regierungs­
erklärung, nämlich eine "Politik für alle Öster­
reicher" zu machen, in der Ihnen eigenen Art 
und Weise erfüllt. 

Sowohl in der Regierungserklärung wie auch 
im Koren-Plan wird eine Sicherung des Wirt­
schaftswachstums versprochen. Nun, in den 
Jahren 1960-1965 betrug die durchschnitt­
liche reale Wachstumsrate immerbin noch 
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4,2 Prozent, während sie in den Jahren der Nationalrates zu umgehen und die Flexibilität 
ÖVP-Alleinregierung auf 3,5 Prozent gesunken der Ausgabengebarung des Finanzministel'iums 
ist. zu elhöhen. 

Offenbar als Entschädigung dafür ist es 
Ihnen gelungen, die Inflationsrate um dUTch� 
schnittlich 3,5 Prozent zu heben. 

Diese Entwicklung ist aber nicht verwunder­
lich, wenn man sich Ihre Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Investitionspolitik vor Augen 
führt. Betrugen nämlich die Ausgaben für die 
Investitionen und Invet3t.itionsfö:rderungen im 
Jahre 1968 noch 17 ,45 Milliarden Sch illing , so 
werden sie 1969 nur 16,9 'Milliarden Schilling 
betragen, wie das den El'läuternden Bemerkun­
gen zu entnehmen ist. Damit gehen die Inve­
st.itionsausgaben absolut um 550 Mill. S und 
anteilsmäßig, bezogen auf die Gesamtam'gaben 
des Budgets, von 20,2 auf 1 9,2 Prozent zutück. 

Wie unter solchen Umständen der Herr 
Finanzminister die Kühnheit aufbringt, in 
seiner Budgetrede zu behaupten, daß die Inve­
stitionsausgaben um 1 , 1  Milliarden Schilling ge­
stiegen sind, möchte ich dahingestellt lassen. 
Offenbar meint man, daß es vollständig genüge, 
zu bluffen und der Öffentlichkeit falsche Tat­
sachen zur Kenntnis zu bringen. 

Eine Analyse der Investitiol1sausgaben zeigt, 
daß von besonderer Wichtigkeit gerade ange­
sichts der notwendigen St:mkturreform unse'i'�,r 
Wirtschaft nicht nut der UmfaIlg der Investi­
tionen, sondern ' auch ihre Zusammensetzung 
ist . 

Daraus ergiht sich, daß im wesentlichen nur 
diejenigen Investitionsausgaben im Jahre 1 969 
steigen werden, die dm'ch zweckgebundene 
Einnahmen finanziert werden . 

Das gilt insbesondere von den Ausgaben für 
den Straßen bau und die Straßenel'haltung, wo 
die Zuwachsrate 7,6 Prozent oder 270 Millionen 
Schilling beträgt, sowie von den Anlageinvesti­
tionen der Post- und Telegtaphenvelwaltung 
mit einer Zuwachsrate von 23,7 Prozent odel' 
313 Millionen Sch illing. Die meisten übrigen 
Ausgabeposten, vor allem der Investitiol1sföl'de­
rung wurden gekürzt. 

Im Gegensatz zu der !,ltiefmütterlichen Be­
handlung der Invest.itionen aber , bei denen 
man auch entgegen aller Ankündigung im März 
w�whstums""i1 ksame reduziert hat, haben die 
Hartnäckigkeit und Rücksichtslosigkeit der 
Landwirtsch aft dazu geführt, daß sie mehr als 
mit Glacehandschuhen behandelt wurde und 
um 315 Millionen Schilling mehr als 1 967 be­
kommen hat. 

Mit Recht wurde daher auch gesagt, daß die 
Landwittschaft als Sieger aus dieser Budget­
schlacht hervorgegangen sei und das Gewerbe 
etwa, wie Herr Kollege Kulhanek im Finanz­
und Budgetausschu ß fcstgesteHt hat, unter die 
Räder gekommen ist . 

Unter die Räder gekommen il,;t aber auch die 

Industrie, und hier wiederum besonders die 
ver-staatlichte Industrie. Im Koren-Plan heißt 
es auf Seite 45 : 

, ,Eine stete Vermehl ung des Wohlstandes 
kann auf lange Sicht nur erzielt werden , wenn 
es gelingt, die Entwicklung weitet'hin in die 

Richtung eines modernen IndustI iestaates zu 
lenken." Entgegen dieser Auffassung kommt 
im Budget aber das Gegent(j] zum Ausdruck : 
So wurden die Investitionsausgaben für den 
Bereich "Indmkie und Bergbau" im Budget 
1 969 um rund 37 Pi ozent gegenübEr 1 968 ge­

kürzt. Besond<::rs sta: k betroffen sind dadurch 
d�e verstaatlichten Untel nehmungen, die im 
kommenden Jahr um rund 28 Pmzent weniger 
Zuwendungen aus Bundesmitteln erhalten wer­
den als heuer . 

Meinen Sie, Herr Bundeskanzler, daß dieser 
Zielsetzung etwa dadmch Rechnung getragen 
wird und die versp' ochene Reorganisation der 
verstaatlichten Industi'ie herbeigeführt werden 
kann, daß man für dieE'e Unternehmungen nur 
1 75 Millionen Sch illing pl äliminielt hat, ob­
wohl 373 Millionen Schilling allein erforderlich 

gewesen wä:.: en, um nur die bereits von !Seiten 
der BundesregiCl ung gegebenen Zusagen etwa 
gegenüber der ELIN und so weiter einzulösen � 

Von den übrigen Ausgaben stieg besonders Dies ist ein weiteres Beispiel dafür, Herr 
stark der Schuldendienst, nämlich um 48 Pro- Bundeskanzler, was man von Versprechungen, 
zent ; die Ausgaben für die Finanzschuld stei- , die Sie geben, halten kann. Wie es in der 
gen somit am stär-ksten von allen Ausgaben- Praxis mit dem aussieht, was im Koren-Plan 
kapitalien . auf Seite 49 zu lesen steht, nämlich : Mehraus­

Bemerkenswert ist aber auch die Tatsache, 
daß sich im Budget 1 969 erstmalig eine große 
Zahl von Pauschalvorsorgeausgaben findet . 

Sie betragen insgesamt l'und 1 Milliarde Scl1il­
ling, wovon 657 Millionen Schilling allein im 
Kapitel Kassenvelwaltung enthalten sind. 
Hier, scheint mir, will der Finanzminister den 
Versuch unternehmen, die Budgethoheit des 

gaben für Investitionen und Minderausgaben 
zum Beispiel für Subventionen, darf ich Ihnen 
an folgenden Beispielen erläutern : 

Für den Milchpreisausgleich sind im Budget 
1 969 einschließlich der Defizitabdeckung des 

Milchwirtschaftsfonds 1 866,5 MIllionen Schil­
ling vorgesehen. In Wirklichkeit kommen 
aber noch 855 Millionen Schilling, die von den 
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Verbrauchern anläßlich der Preiserhöhung für I Während die Lohnsteuer um 26 Prozent 
Milch und Milcherzeugnisse ab 1 .  Jänner 1967 ; steigen wird, wird etwa die Einkommensteuer 
gezahlt werden mÜSSen, dazu. über diesen I um 6,6 Prozent und rl;ie Körperschaftsteuer 
Betrag, der nicht im Budget aufscheint, ist um 1 6,7 Prozent hinter den Ansätzen des heu­
allein das Bundesministerium für Land- und rigen Budgets zurückbleiben. Dadurch ist 
Forstwirtschaft verfügungsberechtigt. Es wer- wohl jedem klargemacht worden, daß gerade 
den daher für die Milchpreisstützung in Wirk- die sozial schwächeren . Schichten unserer ' 
lichkeit insgesamt 2721,5 Millionen Schilling Bevölkerung durch dieses Budget am meisten 
aufgewendet werden, um 218 Mil1ionen Schil- belastet wurden. 
ling mehr ajs für 1968. 

Auch beim Brotgetreidepreisausgleich wur­
den um 20 Millionen SchiHing mehr vorgesehen, 
sodaß insgesamt 401 ,3 Millionen Schilling 
präliminiert wurden. 

Damnter findet man eine Post in der Höhe 
von 263 Millionen Schilling. Dabei wurde 
aber nicht gesagt, daß in diesem Betrag für 
rund 220.000 Tonnen Brotgetreide aus der 
Ernte 1968/69 rund 120 Millionen Schil1ing 
für die Vergällung, Lagerung und Abwertung 
auf Futtergetreide enthalten sind. Zuerst 
wird also das Brotgetreide bei Übernahme von 
den Bauern gestützt, dann eingelagert, wie-

. der ausgelagert, vergällt, zu Futtergetreide im 
Preis abgewertet und als solches soh1ießlich an 
die Bauern wieder zurückverkauit. Das ist 
eIn musterhaftes Beispiel für die Konzept­
Josigkelt dieser Regierung. 

Ähnlioh verhält es sich beim Preisausgleich 
für Schl/J,ohttiere. Auch hier werden mIt 
143 Millionen Schilling um 61,6 Mil1ionen Schil­
ling mehr alS 1968 aufgewendet, um bei stei­
gender Produktion Interventionskäufe, Ein­
lagerungen und Exportsubventionen bezahlen 
zu können. 

Die Mehraufwendungen für diese Preisaus­
gleiche betragen daher rund 293 Millionen Schil. 
ling. Dieser Betrag hätte allein drei Fünftel 
des Geldes gebracht, · um das die Investitionen 
und investitionsfördernden Maßnahmen ge-
kürzt wurden. ' 

Was nun die Einnahmenseite anbelangt, 
steigen die öffentlichen Abgaben im kommen­
den Jahr um rund 50 Prozent stärker als das 
Sozialprodukt. Diese hohe Zuwachsrate ist 
Tor allem eine Folge der Steuererhöhungen, 
die diese Regierung vorgenommen hat. 

Noch eine intereSsante Feststellung darf ich 
machen : Es ist nun schon die zweite Tarif­
erhöhungswelle in dieser Legislaturperiode. 
Belastet werden wieder jene, die sich am wenig­
sten helfen können, insbesondere jene Berufs­
tätigen, die nioht einmal so viel verdienen, 
daß sie sich zum "Pe:p.deln" ein privates Vehi­
kel leisten können, wie die "Kleine Zeitung" 
vom 28. Septembf!r 1968 gesohrieben hat. 

Der Finanzminister hat im Budget erstmalig 
eine Einnahmepost von 630 Mil1ionen Sohi1Jing 
aus Rücklagen eingesetzt. 

Damit sollen offenbar stille Reserven mobili­
siert werden, die aus den in den vergangenen 
Jahren angesammelten und noch nicht ver­
brauchten zweckgebundenen Einnahmen be­
stehen. Dies dUrfte nicht zuletzt die Sozia.l­
abgaben, wie Arbeitslosenversicherungsbei­
träge und Beiträge zum FamilienIastenaus­
gleich, betreffen, bei denen, wie man hört, noch 
beträchtliohe Kassenreserven vorhanden sein 
sollen. So sollen sioh zum Beispiel auf dem für 
den Reservefonds der Arbeitslosenversioherung 
bestimmten Konto der Postsparkasse rund 
700 Millionen Schilling befinden. Diese zweck. 
widrige Verwendung würde sehr wesentlich 
die Filianzierung des zum Beschluß heranste­
henden . Arbeitsmarktförderungsgesetzes er­
schweren. 

Meine Damen und Herren f Ich habe mich 
bisher nur mit den Mißerfolgen und Unterlas­
sungen der Regierung Klaus und der Regie­
rungspartei beschäftigt. Ich will nicht sohlie­
ßen, ohne auch einige "Erfolge" dieser Regie­
rung anzuführen. 

So ist es der ÖVP-Alleinregierung gelungen. 
das Bmttobudgetdefizit gegenüber 1965 zu 
verdoppeln. Es ist ihr auch gelungen, die 
Finanzschulden von 28 Milliarden Sohi1ling 

Die Betriebseinnahmen werden im kommen- Ende 1965 auf etwa 40 Milliarden Schilling 
den Jahr ungefähr im Ausmaß des Sozialpro- , Ende 1969 zu erhöhen, was einer Steigerung 
duktzuwachses &teig 

. . 

en. Das ist allerdings aUf l um zirka 50 Prozent gleichkommt. ' 

die AusWirkungen der Tariferhöhungen bei . •  

B hn d P t " kz führ S st würden Daß dadurch von vornherem der Entschel-a un os zuruc U en. on d ' ] . d künft' R '  . 
lie unterhalb Hegen. HinsiohtlIch der Struktur I 

ungssple raUIn: Je er 
. 

19�n egIer�g In 
der Einnahmen ist nooh besonders auf das hohem Maß� emge�ngt WIr�, 1st unbestrItten. 
ao4- k A . d' k1 J:r _ WI' heute schon ' Offenbar WIrd mIt all dIesen Maßnahmen 
.uM e useman er allen e d d di R '  b b '  h . bereits einmal erwähnt wurde _ der Einnah- gera e as von eser eglerung ea SIe t,Igt. 

men aus Lohn- und Ge:winm,teuern im kom- Das Budget 1969 wird weder den Erforder-
menden Jahr hinzuweisen. nissen der Wachstumsförderung und Umstruk-
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turierung der Wirtschaft noch denjenigen einer 
echten Budgetsanierung in entsprechendem 
Maße gerecht. 

Eine echte Budgetreform hätte vor allem 

Präsident Wanner: Der Entschließungsan­
trag der Abgeordneten Dipl .-Ing. Dr. OskaY 
Weihs und Genossen ist genügend unterstütd 
und steht somit mit zur Debatte. 

bei der Reform der Steuerstruktur und der Ich u n t e r br e c h e  nun die Sitzung bis mor­
Verwirklichung eines langfristigen öffentlichen gen Mittwoch, den 27.  November, 9 Uhr. 
Investitionsprogramms einzusetzen gehabt. 

Meine Damen und Herren ! Es wurde gesagt, .Na?h Wiedera�fnahme d.�r �erhandl.ungen 
daß das vorliegende Budget trotz allem das I wird In der Erledigung der fur die 1 16. Sltzung 
beste sei, das diese Regierung zu erstellen ausgegebenen Ta�esordnung fortgefahren w�r­
in der Lage war. Es ist aber alles in allem ein den. �ach BeendIgung der Tagesor�nung �rd 
schlechtes Budget, de8sen Wertung zugleich , n�ch emer. kurzen Unterbrechung eme weItere 
eine Wertung dieser Regierung ist : eine : SItzung mIt der Beratungsgruppe VI abgehal ­
schlechte Regierung für alle Österreicher, nur ten werden. 
für manche Österreicher weniger schlecht als 
für andere, denn die Parole der ÖVP-Allein­
regierung lautet nach wie vor : Gib den Reichen 
das, was du den Armen wegnimmst ! (BöiJall 
bei der SPÖ.) 

Die Sitzung ist u n t e r b r o c he n. 

Die Sitzung wird um 21 Uhr unterbrochen 
und am Mittwoch, dem 27. November 1968, 
um 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 27. November 1968 

Präsident: Ich nehme die gestern unter- I Und nun, Herr Bundeskanzler, verschieben 
brochene Sitzung wieder auf. Wir fahten wir die Dinge nicht und vermischen wir die 
in den Verhandlungen fort. Ebenen nicht I Wir mengen uns auch hier in 

Zur Beratung steht da s Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1969 : Spezialdebatte über die 
Beratungf�'uppen I und 11. 

keiner Weise in ein schwebendes Vel fahren 
ein, aber wir üben politische KTitik an diesem 
System der Vermengung von Parteipolitik 
und staatlicher Verwaltung, vor der wh' Sie 

Zum Wort gemeldet hIt der Abgeordnete gewarnt haben bei der Debatte über die dring-
Dr. Broda. Ich erteile es ihm. liehe Anf:mge im Zusammenhang mit der 

Abgeordneter DT. Broda (SPÖ) :  Herr � ä­
sident ! Hohes Haus ! SehT geehrte Damen 

Pressereferentenkonferenz in der Stiftskaserne 
am 7 .  Mä"z 1968 . 

und Herren ! Gestatten Sie, daß ich zuerst Ich ej 'innere an die Worte de"! Kollegen 
mit ein paar Bemel'kungen auf die geskige G' atz, der dem Sinne nach gemeint hat : 
Debatte zut'ückkomme. Der Herr Bundes- Bundesregierung ist eine Sache, und die 
kanzler hat in einer W Ol'tmeldung im Zu- Öste: reich ische VolkEpartei oder irgendeine 
sammenhang mit der Angelegenheit des Re- Pat'tei ist eine zweite Sache ! ,  der dem Sinne 
dakteuTs Euler gemeint, Heu' Eule'" ist nicht nach gnmeint hat : Sehr geeh: te Damen und 
übe:.füh:'t und da.ß nach östetreichischen Ge- He:'l'en von der Östeueichischen VolkEparteH 
setzen niemand als schuldig zu betrachten Die Republik g-ehört. nicht Ihnen ! 
ist, der nicht von einem unabhäagigen Ge� ieht Dieses System Pisa, vor dem wir Sie damals 
reohtskräftig verurteilt worden ist. Ich stimme g" wa1'nt habCln, hat inzwischen wirklich bank­
dem Henn Bundeskanzler darin vollkommen lott g, \macht ; das muß man sagen. ( Bei­
zu. Das gilt natü" lieh für jeden Staatsbü' ge", fall bei der SPÖ.j Darum geht es. Es is' 
f� je�� Rechtsa.ngelegen�.

eit, wie puhli� sie 
I das die S, llbstentlal'vung dieses Systems, vor 

sem moge, und gJlt auch fur den Staatsburger dem wi' Sie gewarnt haben , das eine Kette 
Euler. von Affä" en und V e: legenheiten für Sie und 

Aber, Herl' Bundeskanzle':', hier geht es für die R� p�l.blik Östcaeich geb�acht ha. 
doch um eine ganz andere F; ag,� . Hier geht und g.;zeigt hat, daß man die Regierung 
es datum, daß eine Vertl auenspa' son aus dej' Rcp'J.blik Östei reich nicht wie das Gene:'al­
der engsten Umgebung eines Mitgliedes der sekreta' iat der Östeneichischen Volkspartei 
Bundesregierung st::afge: iehtlichel' Ve: fehIun- füh" 'cn kann. 
gen in einem solchen Ausmaß als verdächtig Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen und 
betl-achtet worden ist, daß die Einleitung He'! ten !  Zu�,' Berufung des Helrn Staats� 
der g'3:, ichtlichen VorunteHmchung und die sek,'etä' s Pisa in die Bundes! egicrung möchte 
Verhängung der gerichtlichen Unte! suchungs- ich nur sagen : Sie hat Ihnen, Herr Bundes­
haft als gerechtfertigt betlachtet worden ist. kanzler, kein Glück gebracht. Von der Tätig-
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keit des Herrn Staatssekretärs Pisa gilt wohl 
fortlaufend eines : We7 anderen Gruben gräbt, 
fällt dann selbst hinein. (N euerlicher . Beifall 
bei der 8 PÖ.) 

Herr Bundeskanzler ! Wenn Ihnen Fragen 
in diesem Zusammenhang unangenehm sind , 
dann geben wir Ihnen einen Rat : Entbinden 
Sie Herrn Staatssekretär Pisa von seinen 
Amtspflichten ! Er möge sich wieder voll 
und ganz seiner Tätigkeit in der Kärnter 
Straße widmen. Dann wird diese seine Tätig­
keit nicht mehr Gegenstand unseres Frage­
und Kontrollrechtes im Nationalrat sein. 
(Beifall bei der Sp().) Solange der Herr 
Staatssekretär Pisa aber hier als Ihr Beauf­
tragter und Staatssekretär auf der Ministet­
bank sitzt, werden wir als Volksvertreter 
dieses Frage- und Kontrollrecht uneinge­
schränkt wahrnehmen. Seien Sie dessen ge­
wiß, Herr Bundeskanzler . 

Meine seh ... · geehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte noch etwas sagen. (Zwischenruf 
des Abg. Guggenberger.) An der zehn­
stündigen Generaldebatte zu.m Kapitel Ober­
ste Organe und Bundeskanzleramt hat mich 
gestern am meisten dei' bestellte Brief er­
schüttert - wirklich erschüttert, den der 
Herr Bundeskanzler unter der Geschäftszahl 
20.994-PrMf68 vom 21 . November 1968 an 
die Mitglieder des Finanz- und Budgetausschus­
ses geschrieben hat. Es haben sich die Kol­
legen Zeillinger und- Gratz mit diesem Brief 
schon sehr eingehend befaßt, insbesondere 
über den kuriosen Beitrag, den der Herr 
Bundeskanzler mit diesem Schreiben und den 
Erhebungen, die er in diesem S·chreiben .mit­
teilt, zur Vel'waltung'3reform geleistet hat. 
Ich sehe ' mich nicht in der Lage, diesen Brief, 
den ich der Lektüre und der vollinhaltlichen 
Aufmerksamkeit der gesamten österreichischen 
Öffentlichkeit und Presse dringend empfehlen 
möchte, von der heiteren Seite zu nehmen. 

Ich sehe, meine sehr geehrten Damen und 
Herren; in der Art, wie dieser Brief textiert 
,",orden ist - der Kollege Zeillinger hat ihn 
ja gestern analysiert -, einen deprimierenden 
Ausdruck der Geisteshaltung des Vorsitzenden 
der Bundesregierung gegenübel' Parlament 
und parlamentarischen Einrichtungen ! (Bei­
fall bei der SPÖ una aes Abg. Z ei l l inger.) 

Herr Bundeskanzler ! Dieser bestellte Brief 
- ich werde darauf noch zu sprechen kommen 
- zeigt, wie Sie über Parlament und parlamen-
tarische Kontrolle denken, für die Sie so lange 
große Worte gefunden haben, solang Ihnen 
diese parlamentarische Kontrolle nicht un­
angenehm geworden ist. In dem Augenblick 
- die Debatten zeigen das -,., wo diese parla­
mentarische Kontrolle erst recht ihre N ot­
wendigkeit unter Beweis stellt, wollen Sie sie 

mit solchen Mitteln, die der Verhöhnung des 
Parlaments gleichkommen, nun einschränken 
oder inhibieren. (Abg. Staudinger: Wollen 
Sie uns zum Weinen bringen ? - Abg. Gratz: 
Sie rührt sicher überhaupt nichts ! - Abg. 
Gug·genberg er: Es hat uns interessiert, wa" 
das kostet ! Und wir haben auch das Rech' 
der :tnjrage ! - Weitere Zwischenruje bei der 
SPÖ. - Der Präs ident gibt das Glocken­
zeichen.) 

Herr Kollege Guggenberger ! Da ich Ihre 
gestrige Rede als einen interessanten Beitrag 
zur Generaldebatte betrachte und mich mit 
ihr noch wiederholt beschäftigen werde, er­
lau ben Sie mir, daß ich einmal feststelle, 
daß es hier im Hause zwei Guggenberger 
gibt : den Redner Guggenberger und den 
Zwischenruf er Guggenbelger. (Heiterkeit.) Jetzt 
darf ich den Zwischenruf er Guggenberger auf 
folgende� aufmerksam machen (Zwischenruf 
bei der Ö V P) : Wir haben in der Sitzung dea 
Finanzausschusses am 4. November 1968 das 
Kapitel Oberste Organe verhandelt. Dort hat 
der Abgeordnete Glaser nach der ParIa­
mentskorrespondenz, die - das wissen wir -
nicht vollinhaltlich wiedergibt , was gesagt 
wird, aber dem Sinne nach , folgendes gesagt : 
"Unter Hinweis darauf, daß der parlamen­
tarische Apparat seit 1 966 einer Belastung 
ausgesetzt ist, die oft die Grenze des Er­
träglichen erreicht, meinte der Abgeordnete, 
daß das Anfragerecht zur Farce werde, wenn 
es ein bestimmtes übermaß erreicht. Er er­
kundigte sich nach dem Umfang der sei' 
Mäl'Z 1966 eingebrachten Anfragen und nach 
der finanziellen Belastung" - H�rr Kollege 
Guggenberger ! - "des parlamentarischen Ap­
parates durch diese Überbeanspruchung. ,., 
(Zwischenruf des Abg. Probst.) Die Frage 
wurde nicht gestellt nach der angeblichen 
oder fiktiven - Kollege Zeillinger hat eS 
dargelegt - Belastung des Regiel'ungsappa­
rates, sondern des parlamentarisohen Appara­
tes ! 

Mein Parteifreund, der Kollege Jungwirth. 
hat daraufhin in der Sitzung . . .  (Abg. Glaser: 
Sie selbst haben gesagt, es ist nicht alles drinnen !) 
Das habe ich gesagt ; ich gehe nach der ParIa­
mentskorrespondenz vor. Der Kollege Jung­
wirth hat da.raufhin folgendes erklärt. Auch 
das soll festgehalten werden, daß die soziali­
stischen Abgeordneten sofort mit allem Erns. 
diesem Versuch entgegengetreten sind, nun­
mehr, nachdem wir andere Anschläge gegen 
das Fragerecht des Nationalrates zurück­
gewiesen haben, mit staatsfinanziellen Er­
wägungen - es ist das ja grotesk - dem 
Fragerecht zu Leibe zu rücken. Kollege 
Jungwirth hat a.lso folgendes etklärt : " . . .  
daß die Sozialisten, die als Opposition 
die Funktion de'" Kontrolle in der Demokratie 
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übernommen haben, in keiner Weise auf die 
Möglichkeiten des Anfragerechts velzichten 
werden. Er legte dagegen det ÖVP nahe, ihre 
Anfragen, die lange Edolgsbel'ichte der Mini­
ster auslösen, einzuschränken, da sich ja die 
Regierungspai:tei Millionen für die Öffentlich­
keitsarbeit selbst zur Verfügung gestellt hat." 
Ich stehe nicht an zu sagen, daß wir voll­
inhaltlich hinter dieser Erklärung des Kollegen 
Jungwirth im Finanz- und Budgetausschuß 
stehen. 

Kollege Glaset ! Aus der Parlamentskorre­
spondenz ej:gibt sich nicht - Sie werden das 
sicher eingesehen haben -, daß der Hel l' 
Bundeskanzler in seiner Antwort erklärt hat, 
daß er nun jedem einzelnen Mitglied des 
Finanz- und Budgetausschusses schreiben wer­
de, wieviel nach dieser Minut,enrechnung 
- die ist wirklich etwas vollkommen Neues 
für uns - die einzelnen Anfragen dem Bundes­
kanzleramt und dem Regierungsappant 
kosten. 

Ich möchte ausdl'ücklich sagen, daß das 
nicht in der Parlamentskorrespondenz steht, 
aber ich will nicht ausschließen, daß der Herr 
Bundeskanzler es entweder in der Sitzung 
gesagt hat - ich war bis zum Schluß dabei ; 
i ch habe es nicht gehörtj aber ich schließe 
es auch nicht aus - beziehungsweise diese 
Erklärung einzelnen Abgeordneten unmittel­
bar abgegeben hat. 

Nun hören und staunen Sie über den 
Zufall. Wenige Tage vor der Generaldebatte 
hier im Hohen Haus wird nun mit dem 
Datum 21 .  November 1968 der gestern er­
örterte Brief des Herrn Bundeskanzlers an 
die Mitglieder des Finanz- und Budget­
ausschusses gelichtet, damit er zeitgerecht 
hier zur Generaldebatte vorliegt . 

Nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, möchte ich folgendes sagen : Es ging 
gar nicht darum, wieviel die einzelnen An­
fragen der Regierung kosten - Kollege 
Glaser sagte, er habe auch das gemeint oder 
gefragt ; auch das will ich nicht ausschließen -, 
sondern, Kollege Guggenberger, um die Be­
lastung des parlamentarischen Apparates. Und 
darauf kommt es ja an . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich darf seht offen folgendes sagen : Hier 
a.ntwortet der Hell' Bundeskanzler - es ist 
das ja offenbar auf Grund einer Vereinbarung 
mit dem Henn Abgeordneten Glaser ge­
schehen -, daß bei den schriftlichen Anfragen 
der Aufwand bei der Vel wendungsgruppe 
A 71 . 1 60 Minuten war, bei der Verwendungs­
gruppe B 42.185 Minuten, daß er bei der 
Verwendungsgruppe C 33 .353 Minuten ge­
wesen ist und bei der Verwendungsgruppe 
D 65.560 Minuten. 

Hohes Haus ! Hier antwortet der Herr 
Bundeskanzler hinsichtlich einer Sache, wor­
über die Entscheidung nur dem Parlament 
zusteht ! Es ist nicht das Geld der Bundes­
regierung, um das es da geht - wenn ich darauf 
überhaupt eingehen will -, sondern nur das 
Geld, das die Volksvertretung, das Parlament, 
dem die Budgethoheit zusteht, beschließt. 
Und seien Sie versichel t, unser parlamen­
tarischer Apparat wird auch weiterhin in 
der Lage sein, diese unsere Anfrage- und 
Kontrolltätigkeit zu leisten ; und wenn dieser 
parlamenta:rische Apparat diesen Anforde­
lungen nicht mehr gewachsen sein sollte, 
dann werden wir, Herr Bundeskanzler - wir, 
die Volksvettretung ! -, die notwendigen 
Beschlüsse fassen. Das werden nicht Beschlüs­
se der Einschränkung der Kontrolltätigkeit 
der Volksvertretung sein, die ihre Notwendig­
keit gerade in diesen Tagen neuerlich unter 
Beweis gestellt hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Bundeskanzler ! Mich hat die Episode 
beschämt. Ich würde es im Interesse der 
östeneichischen Demokratie und des öster­
reichischen Parlamentarismus wünschen, wenn 
Sie dazu hellte aufklärende Worte finden 
würden und uns sagen könnten, daß Sie 
Diktion und Inhalt dieses Briefes, der auch 
unüblich , ist, bedauern. Briefe dieser Art 
kommen vor, aber sie sind unüblich. Die 
Regieiung soll dem Parlament im offenen 
Haus sagen, was sie ihm sagen will. Ich 
schätze aber diese Art und Weise der un­
mittelbaren Korrespondenz nicht, weil sie ja 
nicht dem ganzen Hohen Haus zur Kenntnis 
kommt. Dieses Bedauern auszusprechen ist 
mein Vorschlag an Sie, Heu Bundeskanzler ! 

Zwei Bitten habe ich noch an Sie, Herr 
Bundeskanzler : Nach dem, was Sie in diesem 
Brief an Geisteshaltung und Auffassung nieder­
gelegt haben - ich schließe mich noch einmal 
dei' Kritik des Kollegen Zeillinger a.n -, 
habe ich die Bitte : Sp::echen Sie, solange Sie 
Bundeskanzler sein werden, nie wieder von 
der Aufwertung des Parlaments ! Und noch 
etwas, Herr Bundeskanzler : Sprechen Sie 
auch nicht von der Vel"waltungsreform !  Das 
sind meine Bitten an Sie. Es fehlt diesen 
Worten nämlich die Glaubwürdigkeit. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Kollege Guggenberger hat in 
eincr Rede, die meines Erachtens durchaus zur 
Tagesordnung und zum gestrigen Gegenstand, 
Generaldebatte über Oberste Organe und 
Bundeskanzleramt, gehört hat - wie ich 
ebenfalls übereinstimmend mit dem Kollegen 
Gratz sagen möchte -, sehr interessante Aus­
führungen zu dem, was er "V erwaltungs­
politik" genannt hat, gemacht. Er hat sich 
insbesondere im Zusammenhang mit ,den 
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Problemen der Verwaltungsreform für das 
eingesetzt, was er die "konzertierte" Aktien 
für Verwaltungsreform, " kon'l.ertie1"te" Aktion 
der Verwaltung - Wissenschaft, Gewerkschaf­
ten, Staatsbü�'ger - nannte. 

Herr Kollege Guggenberger ! Sie haben 
so wie ich gehö�·t, daß Kollege Weisz, Gewe' k­
• chafter wie Sie, später sagen mußte, daß bei 
den Bemühungen dieser Bundesregierung um 
eine Verwaltungsreforro die Gewerkschaften 
bisher übei'haupt noch nicht herangezogen 
worden sind, überhaupt noch nicht die Möglich­
keit gehabt haben, zu den Plänen, die die 
Regim'ung hat oder nicht hat, an denen Herr 
Staatssekretär Gm bel' arbeitet oder nicht 
arbeitet, Stellung zu nehmen. Sie werden 
zugeben, daß schon dadurch Theorie und 
Praxis, wie die Probleme der Vel waltungs­
reform in dieser Gesetzgebungsperiode behan­
delt werden, eigenartig beleuchtet werden. 

Herr Kollege Guggenberger ! Ich möchte 
weitet - ich will Ihnen gar nicht unter­
stellen, daß Sie darauf das ausschließliche 
Gewicht legen - vor einer Uberschätzung der 
personalpolitischen Seite und der Bedeutung 
der Probleme des Dienstpostenplans für die 
Verwaltungsreform warnen. 

Ein paar Beispiele ; Wir sind aUe sehr 
froh, daß durch Vermehrung von Dienstposten 
beim Verwaltungsgerichtshof in den letzten 
Jahren langsam ein Abbau der Rückstände 
bei diesem Gerichtshof möglich gewesen ist . 
Ich sage Ihnen, Herr Kollege Guggenberger , 
Herr Staatssekretär Gruber ; Wir werden noch 
auf viele Jahre hinaus bei der gesamten Justiz, 
bei allen Gerichtshöfen de's öffentlichen Rech­
tes und bei der Exekutive, bei der Polizei, bei 
der Gendarmerie, beim Justizpersonal Dienst­
posten nicht kürzen und nicht einsparen 
können, wenn der vielzitierte Rechtsstaat 
nicht weiter Schaden erleiden soll. Linear 
geht das also überhaupt nicht. Ich möchte 
im Hinblick auf die großen Probleme der 
Verwaltungsreform überhaupt vor einer über­
bew0rtung dieses einen Aspekts der Ver­
waltungsreform warnen . Aber, Kollege Guggen­
berger, durchaus einverstanden ; Ich wünsche, 
daß diese eine Schwalbe Ihrer Rede für die 
Verwaltungsreform diesmal wirklich einen 
Frühling machen wird. 

Ich hoffe - um Sie noch weiter zu zitieren, 
aber diesmal als Zwischenrufer, Herr Kollege 
Guggenbel'ger -, daß es nicht so sein wir d, 
daß man am Ende dieser Gesetzgebungs­
periode, Herr Staatssekretär Gluber, Hen 
Bundeskanzler - der Hen Bundeskanzler ist 
ja verantwortlich -, wieder über die Ver­
waltungsreform wird sagen müssen ; Die Bel ge 
haben gekreißt und sie haben ein Mäuslein 
geboren. (Abg. Z e i l l inger :  Den Gruber 
geboren ! - Ru! bei der S pO : Den Pisa I) 

Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen und 
Herren ! Wenn ein W 01 t wahr ist, so kann 
man es h ier anwenden : Durch die östel leichi­
Behe Verwaltung, durch das ganze österreichi­
sche Staatswesen geistel't seit Jahrzehnten 
ein Gespenst ; es geht ein GeFpenst um : 
das Gespenst der Vlorwaltungsrt:form ! (Abg. 
Machu nz e :  Im Jahr 2000 1) Jawohl ! (Abg . 
Mel t e r :  Eine Fata Morgana !) Gel€gentlich 
<::rscheint im Laufe dieser Gesetzgebungs­
periode gleich der Ahnfrau bei GrilJpal zer Herr 
Staatssekj'etäT Gmber als pl rsonifiziettes Ge� 
spenst dieser Verwaltungsl'efol m und bringt 
sie uns in Erinnerung. 

Hohes Haus ! Die Probleme sind sehr alt, 

Kollege Machunze ! Ich möchte Sie nicht damit 
beh�lligen. Ich glaube, daß wir in zwei Jahr­
hundel ten - wenn ich auf die Ma:: ia The: esia­
nische Verwaltungsreform zurückgehe, kann 
ich das sagen - zweieinhalb Vel waltungs­
-reformen gehabt haben ; eine unter Kaiselin 
M aria The: esia und J oseph 11. Ihr vel danken 
wir zum Beispiel, daß die Justiz übm haupt 
große Gefangenenhäuser hat . Das war nämlich 
die Vei. waltungsreform in Form der Auf­
hebung, der Säkularüdelung vieler Klöster. 
Denken Sie an Stein, Garsten und so wf'iter 1 
(Abg. Dr. Gru b e r :  Deswegen sind die Klöster 
aufgelöst worden !) Dann hatten wir die Ver­
waltungsreform im Gefolge der Revolution 
von 1848 und die Einfüh:. ung des Velfassungs­
staates in Österreich. Schließlich hatten wir 
eine halbe Vel waltungsl-eform in der EI sten 
Republik . Seither gab es nichts mehr, was 
diesen Namen wirklich verdient. Ich will 
darauf nicht näher eingehen. Die Verwaltungs­

reform ist in den folgenden Jahrzehnten 
steckengeblieben. 

Ich möchte zur Ehre der Ersten Republik 
sagen, daß der letzte Akt einer großzügigen, 
umfassenden Rechtsbereinigung - diese ist 
verbunden mit der Velwaltungslefor m, ist 
Voraussetzung oder jedenfalls unentbehilicher 
Bestandteil der Verwaltungsreform - die Ver­
waltungsverfahrensgesetze des Jahres 1925 
und das Vel'waltungsentlastungsgesetz aus 
demselben Jahr gewesen sind. 

Ich möchte zur Ehre der Ära der Ersten 
Republik sagen, daß es ihr damals noch 
- später nicht mehr - gegeben war, ein 
großes bedeutendes Gesetzgebungewel k, das 
echte Vel waltungsrefOl m war, zustandezu­
biingen . Seit 1925 hat die Gesetzgebung nicht 
mehr die Kraft - ich möchte hier nicht auf 
Einzelheiten eingehen - zu einer umfassenden 
geset'l.gebet'ischen Rechtsbereinigung als einer 
wichtigen Voraussetzung der Vel waltungs­
refor m gehabt . 

Dieses Problem ist tatsächlich sehi', sehr 
ernst und geht uns 8.11e an. In Uberein� 
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Btimmung mit dem Kollegen Guggenberger 
da�'f ich darauf velweisen, daß sich erfreulicher­
wdse gerade in den letzten Monaten die 
Literatur und die Publizistik dieser P·,·obleme 
wj.�der zunehmend anzunehmen beginnen. 

Ich möchte zu"!' E rmunterung der Publizistik, 
der wissenschaftlichen Erarbeitullg dieser Fi a­
gen ausdrücklich auf einige maßgebliche Bei­
träge dieses Jahres Bezug nehmen. Ich 
verw.:lise auf den hochinteressanten Artikel 
von Dr. H;jlige, einem hohen Beamten des 
Finanzmi nistel iums, in der "Presse" Anfang 
dieses Jahres, auf den vom Kollegen Guggen­
bergür zitjerten Artikel des nunmehrigen Uni. 
vel·sitätsp.1·ofesso�·s Koja in Salz burg über die 
Probleme der Verwaltungsreform in det' 
"P�08se" vom Ende Oktober dieses Jahres und 
auf die sehr interessanten Aufsätze des Prorek­
tors der Wiener Universität Pl"ofessor Schwind 

Woran liegt das 1 Computergesetzgebung , 
Ich habe nicht den Wunsch, daß der Computer 
auch hier in das Parlament seinen Einzug 
nehmen möge, ebenso wie es mir kalt über 
den Rücken läuft, wenn ich in ausländischen 
Publikationen lese, daß die Zeit nicht so fern 
ist, in der man keine Richter, kein Ger icht, 
keine unabhängige Rechtsprechung mehr 
brauchen wird, weil das der Computer viel 
vel'läßlicher und viel besser machen wird, 
als die Richter und Gel ichte es tun können. 
Computergesetzgebung 1 Nein ! Ich kann sie 
mir nicht v orstellen, ich wünsche sie mir auch 
nicht für unsere Generation. 

Mir schien es, daß Herr Vizekanzler 
Dr. Withalm mir zugenickt hat, als ich die 
Überlt'gungen über unsere mangelnde Kraft 
ZU" go'oßen gesetzgebl?rischen Konzeption aus· 
g,�f-F ochen habe. Aber, Herr Vizekanzler 

in der Jubiläumsnummer der "Presse" - und Klubobmann Dr. Withalm, da muß 
,,50 Jahre Republik" - über Gesetzesstaat und man doch gerechtelweise sagen : Wer hat in 
Ver'waltung ; das gehört nämlich auch hierhei'. dieser GesetzgebungFperiode die Möglichkeit 
Schließlich möchte ich Sie auf die Ausfühi un- i gn,habt, zu regieren und die Meru heit so einzu. 
gen eines B.eamten d�s

. 
I�nenminis�etill�s , setzen, daß wir alle zusammen in der Lage 

De .. Fessler, In ?er sozmbstlSchen ZeItsch:']ft g : wesen wä�:en, diesen ungeheuren P2piel bel g. 
"Dle �ukunft"

. 
In �en vergangenen Monaten den wir in die nächste Gesetr g bungs. 

verWeIsen, der In dIesem Zusammenhang sehr p'31jode - das ist uns, die wir in den Aus­
bemerkenswerte Feststellungen getroffen hat. schüssen arbeiten, ja längst allen klar - weiter-

Ich habe gesagt, daß die Gesetzgebung in t" agen werden, den das nächste Pailament, 
der ETsten R'3publik, in einer Zeit, als es wie immer es zusammengesetzt sein wir d, 
mit der Demokmtie noch llicht zu Ende ging, ab.zua· be:te"J. haben wild, zu bewältigen 1 Hat 
auch noch die Kraft ZUf großen gesetzgebeli- die Meh� heit die Kraft gehabt, diesen Papim berg 
schen Kodifikation gehabt hat. Wir haben abzubauen � Wir alle wissen , daß das nich� 
sie heute nicht mehr. Sehen Sie sich die Liste dlw Fall ist . (Abg. Dr. Witha l m :  He" 
vom 22. November über die Vorlagen an, Kollege Brcda ! Wollten Sie m 'ttun ? Das is' 
die derzeit in den Ausschüssen vorzuberaten natürlich auch die Frage I) Herr Kolle ge 
sind : Einschließlich der Initiativanträge sind Withalm ! Sie wissen ganz genau, in wie 
das fast 1 5  Seiten unerledigter, nicht zu Ende vielen Ausschüssen und bei wie vielen Gesetzes­
beratener oder nicht beratener Vorlagen. materien die Opposition viel mehr als ihre 
Darunter sind eine ganze Reihe sehr we�ent- Pflicht getan hat, unermüdlich im Interesse 
licher Vorlagen, die überhaupt die Voraus- der Rf'publik gewirkt hat. Das ist von den 
ßetzung für die Vel waltungsreform sind, wenn Sp" eche:'n der Regielungspa�'tei hier wiedei holt 
sie diesen Namen verdienen soll ; insbesondere b0i großen Gesetzen, nicht bei den Gesetzen, 
ist das der Komplex der Rechtsbereinigung die für den Tag gemacht werden, ane1 kannt 

im engeren und im weiteren Sinn. worden ! Sie wissen ganz g0nau, Hetr Kollege 
Withalm, daß es an uns nicht liegt, sondern Jetzt möchte ich entgegen dem gestrigen 
_ ich sage das ohne jede Polemik -, daß 

Klima dieser Debatte ein paar überlegungen die Mehrheit, die Regierungr pa? tei, a.nstellen. Woran liegt es denn, daß wir uns in dieser Gesetzgebungsperiode einfach gegenseitig immer wieder sagen : Alles das überfordert ist. Die Ptobleme sind schwierig, muß geschehen ! ,  und es doch nicht geschieht ? das weiß ich. Sie können übelhaupt nur mehr 
Wir bejahen die R.3chtsbereinigung, wir bejahen die d'ringendsten Angelegenheiten erledigen. die Wiederverlautbarung der Bundesvel fas -

sung, wir bejahen das Angehen des Diver­
genzenpcoblems der Höchstgerichte, wir be· 
jahen die E"i:'weiterung der Verfassungs. und 
Verwaltungsgerichtsbarkeit im Sinne der Vor­
schläge des Verfassungsgerichtshofes, und 
dennoch kommen-wir im Gegensatz zur Ersten 
Republik - ich verweise auf 1 925 - zu 
keinen Ergebnissen. 

Denken Sie daran, was an Tel mingcsotzen 
uns bis Weihnachten bevorstehen wi� d, an 
Gesetzen, von denen die B\mdeSlf gieiung 
glaubt, daß sie unbedingt noch beschlossen 
werden müssen. Ich habe unlär; gst in einem 
A�·tikel erklärt : Die Mehlheit ist nur mehr in 
der Lage, die dringendsten "gesetzgeber ischen 
FälligkeitenH zu begleichen. Darüber hinaus 
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fehlt dieser Mehrheit aus Gründen, die Sie I die Impulse müssen . . .  (Abg. Dr. W i thalm : 
selbst oft in der Öffentlichkeit ja schon mit- Das ist ein ausgesprochener Widerspruch : ent­
geteilt haben, die Kraft. Sie sind überfordert. weder vom Parlament oder vom Justizminister I) 
Wir werden alle, vor allem die österreichischen Herr Dr. Withalm !  Das ist überhaupt keIn 
Wähler, sehr zusammenwirken müssen, daß Widerspruch : Der Impuls zur Strafrechts­
das nächste Parlament diege ungeheure Erb- reform ist auch aus dem Parlament gekommen. 
schaft nicht nur an Schulden im Sinne des Die Kollegen, die schon damals im Parlament 
Budgets, sondern auch an Schulden der Gesetz- waren, wissen, daß es eine Enquete des Justiz­
gebung wird aufal-beiten können. Keine ausschusses im Jahre 1954 gewesen ist, sie 
Computer, Herr Kollege Guggenberger, sondern wissen, daß es die Entschließung des Parlaments 
ein besseres Wahlergebnis mit einer besseren aus dem Jahre 1954 gewesen ist, die überhaupt 
und arbeitsfähigeren Parlamentsmehrh�it erst die große Strafrechtsreform eingeleitet 
werden wir brauchen ! (Beifall bei der SPÖ.) haben. Der Impuls ist auch nicht von der 

Beamtensch aft, auch nicht von der Lehre 
Ich möchte noch auf einen Punkt verweisen : ausgegangen, der Impu1s zur Strafrechtsreform 

Wir sollten auch ein Problem sehen, das ist vom Parlament ausgegangen, Herr Kol­
sehr ernst genommen werden so]] .  Man sagt, lege With8 lm ! Aber ich bekenne mich dazu, 
daß in der modernen Gesellsch aft die LegisJa- daß ich in den sechs Jahren meiner Tätigkeit 
tive in den Schatten der Exekutive rückt, in der Exekutive bemüht war, diesen Impu1sen 
man sagt, daß die moderne arbeitsteilige, der Legislative wirklich Rechnung zu tragen. 
spezialisierte Industriegesellschaft es bewirkt, Oh das allen anderen Mitgliedern der heutigen 
daß die Exekutive die Legislative überwuchert, Bundesregierung so gelungen ist, das weiß 
alle Dinge in die Hand nimmt. I ich nicht. Das werden wir ja am Ende der 

Ich warne auch hier vor Vereinfachung. G
.�

setzge bung?peri�de in. einer Bilanz feststellen 

Ich sehe, daß die Exekutive im weitesten Sinn konnen. Das 1st kem WIderspruch. 

bei allen Bemühungen der Beamtenschaft und 
der Pflichttreue der österreichischen Beamten­
schaft auch nicht die Kraft hat, diese schwie­
rigen Probleme der Industriegesellschaft - und 
dazu gehören Rechtsbereinigung und Ver­
waltungsreform - wirklich zu JÖsen. Warum 
steht es so schlecht um die Verwaltungsreform, 
so schlecht, daß man dieses Wort ja kaum 
auszusprechen wagt, ohne sich der Gefahr aus­
zusetzen, daß man im "Watschenmann" zi­
tiert wird, weil das schon so abgegriffen ist 1 
Warum steht es so schlecht um diese V erwal­
tungsreform 1 Deshalb, weil die nötigen Im­
pulse für sie nicht - das ist meine feste Über­
zeugung - aus der Beamtenschaft und der 
Exekutive kommen können, sondern aus der 
Legislative, von uns, vom Parlament. Nur 
von uns aus und nur vom Parlament aus - das 
ist meine Überzeugung - werden wir Impulse 
entwickeln können, die uns bei der Verwaltungs­
reform so weiterhelfen, wie wir sie unser 
aUer Gefühl nach brauchen, damit man dieses 
Wort überhaupt wieder aussprechen darf. 
(Abg. Dr. Withalm : Hatten Sie diese Ober­
zeugung auch als Minister ?) Sie wissen, daß 
gerade der Justizminister Dr. Broda eine 
umfangreiche gesetzgeberische Initiative ein­
geleitet hat. (Abg. Dr. Withalm : Aber da ist 
jetzt ein Widerspruch drin !) Ich bitte nachzu­
lesen, wie viele wichtige Justizgesetze in 
diesen heute geschmähten Jahren der Koalition 
hier im Parlament verabschiedet werden konn­
ten. Vergleichen Sie dies mit der Ausbeute 
dieser Gesetzgebungsperiode ! (Abg. Dr. W i t­
halm:  Das ist doch ein Widerspruch, was Sie 
fetzt sagen !) Das ist kein Widerspruch, sondern 

Herr Kollege Withalm ! Darf ich auf folgendes 
verweisen : Da Sie eine Doppelfunktion in 
Exekutive und Legislative ausüben - die 
bekannte Doppe1funktion -, ist es wirklich so, 
daß Sie ein sehr geeigneter Gesprächspartner 
dafür sind. Die ganze Problematik, vor der 
wir stehen, spiegelt SICh in folgendem Umstand 
wider : 

Es wird immer häufiger, daß sich die Ein­
parteienregierung, die hier über die Mehrheit 
des Hauses V'erfügen kann, dadurch hilft; 
weil ihr die Kraft zur legislatiV'en Initiative 
fehlt, daß sie uns statt Gesetzentwürfe, 
die das Parlament bekommen und beraten 
soU, nur mehr Berichte gemäß § 15 der Ge­
schäftsordnung zusendet. Der letzte dieser 
Berichte war über das alte Anliegen der Er­
weiterung des Verfassungs- und Verwaltungs­
gerichtshofes. Nun wartet die Regierung, bis 
Sie, Herr Klubobmann von der Mehrheit der 
Österreichischen Volkspartei, dem Vizekanzler 
in der Regierung antworten werden, was die 
Mehrheit und natürlich auch das ganze Haus 
- was nicht kontroversell ist - der Regierung 
sagen soll. Schauen Sie sich an, wie viele 
Beriohte in den Ausschüssen liegen, wie die 
Regierung auf die Erledigung dieser Berichte 
wartet und wie umgekehrt - was meine Mei­
nung ist, das läßt sich im einzelnen alles be­
weisen - einfach dieser Parlamentsmehrheit 
die Kraft fehlt, diesen ungeheuren Rückstau, 
diesen Berg aufzuarbeiten. 

Der Kollege Gratz hat in der Sitzung des 
Finanz- und Budgetausschusses über das 
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Kapitel Oberste Organe - ich schließe mich 
dem an - bei der Diskussion dieses Problems 
gesagt : Bitte nicht zu vergessen ! In diesem 
Parlament haben Sie die Mehrheit, daher auch 
Sie die Hauptverantwortung, wie sich das 
Parlament gegenüber seinen Aufgahen recht­
fertigen kann und diese Aufgaben erfüllen 
wird ! 

Wenn die Mehrheitsverhältnisse einmal an­
ders sein werden - sagen wir, in der nächsten 
Gesotzgebungsperiode -, werden wir diese 
Rauptverantwortung tragen. Das ist gar kein 
Zweifel. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Darf ich Ihnen. noch ein paar Schwerpunkte 
der Problematik der Verwaltungsreform vor 
Augen führen und damit einen Beitrag zur 
Generaldebatte leisten, der ganz gewiß Alter­
native ist . Ob Sie das wissen und anerkennen 
wollen oder nicht, das ist ganz gleichgültig. 
Ich bin sehr sorgfältig vorgegangen. Ich habe 
mir aUe schriftlichen und mündlichen Er­
klärungen, die die Bundesregierung zur Ver­
waltungsreform abgegeben hat, sehr genau in 
Erinnerung gerufen und - wie Sie vielleicht 
bemerkt haben - der ganzen gestrigen De­
batte zugehört, damit ich nicht vielleicht in 
einem Punkt nicht vollkommen den Tat­
sachen entsprechend meinen Standpunkt be­
ziehe. 

Vor allem eine met,hodische Frage. Die 
Bundesregierung verweist immer wieder darauf, 
daß sie doch einen bedeutenden Fortschritt auf 
diesem Gebiet deshalb eingeleitet hat, weil sie 
erstmalig einen eigenen Staatssekretär, den 
Herrn Staatssekretär Dr. Gruber, mit Agenden 
der Verwaltungsreform und der Koordination 
der Verwaltungsreform beauftragt hat. Ich 
glaube, daß darin nicht nur ein Vorteil liegt, 
sondern daß damit etwas geschehen ist, was 
in weiterer Sicht der Verwaltungsreform nicht 
unbedingt geholfen hat. Es sieht nun so aus, 
als ob das eine reine Ressortfrage eines Herrn 
Staatssekretärs sei, als ob mit der Delegienmg 
der Fragen der Verwaltungsreform an den 
Herrn Staatssekretär Dr. Gruber in der Sache 
selbst wirklich schon etwas geschehen sei . 
Von der Tätigkeit des Herrn Staatssekretärs 
Dr. Gruber - er möge mir das nicht nachtra­
gen - wissen wir sehr wenig. Ihre Ausführun­
gen im Finanzausschuß - der Herr Kollege 
Guggenberger hat sie gestern zitiert - waren 
wirklich außerordentlich knapp. Daher glaube 
ich, daß sich das Parlament und die Öffent­
lichkeit von Ihrer bisherigen Tätigkeit über­
haupt kein Bild machen können. 

alles geschehen. Wir haben sogar einen eigenen 
Herrn Staatssekretär damit betraut. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Das ist in der langen leidvollen Geschichte der 
österreichischen Verwaltungsreform nichts 
Neues. Ich darf Ihnen in Erinnerung rufen, 
daß es in der Regierung Renner in den Jahren 
1919 bis 1920 sogar einen eigenen Staatssekre­
tär, also ein Voll mitglied des Kabinetts, für 
Verfassungs- und VerwaJtungsreform gegeben 
hat, den nachmaligen christlich-sozialen Bun­
deskanzler Dr. Michael Mayr. 

Wenn gestern wiederholt hervorgehoben 
wurde, daß die in ihrer Zusammensetzung, in 
ihrer Art der Tätigkeit, in ihrer Zielset­
zung dem Parlament und sogar den Gewerk­
schaftern völlig unbekannte Rationalisierungs­
kommission, die unter Ihrem Vorsitz, Herr 
Staatssekretär Dr. Gruber, arbeitet, der wesent­
liche Fortschritt ist, so darf ich darauf auf­
merksam machen, daß das auch nichts Neues 
ist , denn im Jahre 1912 hat man eine Kommis­
sion zur Förderung der Verwaltungsreform 
eingesetzt. Ich glaube nicht, daß sie heute 
noch arbeitet, weil zwei Weltkriege dazwischen­
gekommen sind. Aber Kommissionen dieser 
Art, Rationalisierungskommissionen, bringen 
an sich noch sehr wenig auch bei bester Be­
mühung weiter. 

Herr Staatssekretär Minister Dr. Gruber ! 
Ich respektiere Sie als Persönlichkeit außer­
ordentlich, da Sie ja eines der Mitglieder der 
Provisorischen Staatsregierung vom Jahre 1945 
sind, die noch unter uns wirken, aber eines, 
glaube ich, werden Sie mit allem Realismus 
und mit aller realistischen Selbsteinschätzung 
mit mir übereinstimmend sagen : Ihr Platz 
in der österreichischen Geschichte wird nicht 
der des Reformators der österreichischen Ver­
waJtung sein. So habe ich Ihr Lächeln immer 
aufgefaßt, und so fasse ich es auch heute auf. 

Verantwortlich ist der Herr Bundeskanzler 
als Vorsitzender der Bundesregierung und als 
Ressortverantwortlicher des Bundeskanzler­
amtes, zu dem die Agenden der Verwaltungs­
reform gehören. 

Rerr Vizekanzler Dr. Withalm ! Ich habe mir 
die Dinge heute wirklich genau angeschaut und 
habe dabei gesehen, daß einer Threr Amts­
vorgänger, der Herr Vizekanzler Dr. Frank, 
bei der Einbringung der von mir zitierten 
Allgemeinen VerwaJtungsverfahrensgesetze und 
des Verwaltungsentlastungsgesetzes am 5. Juni 
1924 folgendes gesagt hat - ein wahres 
Wort eines Vizekanzlers ! - : 

Diese Berufungen und ständigen Verweisungen , ,Das Wort ,Verwaltungsreform' allein, ohne 
auf den Herrn Staatssekretär Dr. Gruber Angabe, in welcher Richtung, nach welchem 
kommen verteufelt einem Alibi nahe : Wir Ziele sich die Reform bewegen soll, ist natür· 
machen doch ohnedies alles, es ist ohnedies lieh ein Wort ohne Inhalt, ein Schlagwort, 
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und gerade in der Tendenz unterscheidet sich I wir immer dringender brauchen werden, ist 
die heutige" - nämlich damali ge - " von I die Koordinierung und die Planung des Ein­
der Regierung eingebrachte Vorlage von frü- : satzes der heute noch gar nicht absehbaren 
heren Reformversuchen." Möglichkeiten der Rationalisierung durch mo-

Gerade das vermissen w ir an der H altung derne Datenverarbeitung, da der Beginn dei 

der Bundesregierung, trotz aller Bemühungen, Computerzeitalters auch für die österreichischlil 
die der Herr Staatssekretär Dr. Gruber unter- Verwaltung gekommen ist. 
nehm en möge. Wir vermissen die Klarheit Die Antworten, die wir auf unsere Anfragen 
über Ziel und Konzept und wie wir mit dieser von der Bundesregierung, vom Herrn Bundes ­
Verwaltungsreform, die eine ganze Fülle von kanzler in diesem Zusammenhang bish er be­
weitreichenden gesetzgeberischen und organi- kommen haben, waren mehr als dürftig. Ich 
satorischen Maßnahmen erfordern würde und möchte hier gar nicht polemisieren, ich m öchte 
die vor allem die Scha.ffung eines wirklichen mich nur auf eine sehr interessante Studie 
Verwaltungsreformbewußtseins nötig macht des Österreichischen Instituts für Wirtschafts­
- ich wiederh ole das hier im Parlament -, forschung, Heft 3, von Josef Steindl und Bruno 
in der ganzen Verwal tung weiterkommen. Es Kalchhauser, 1968, beziehen. Hier wird mit 
ist m eine Überzeugung, daß dies in dieser Recht auf die Gefahr gigantischer Fehll)itungen 
Gesetzgebungsperiode auch nicht gelungen ist. und Fehlplanungen durch nicht koordinierte 

Hohes Haus!  Meine sehr geehrten Damen Einführung von elektronischen Datenverarbei­

und Herren! Was kann überhaupt die Ver- tungsanlagen
.
in der enge:en staatlichen. Ver­

waltungsreform, und was kann sie nicht 1 wa.ltung
. 

und m der Hoheitsverwal�ung, m der 

Der vom KoJIegen Guggenberger zitierte Ar- PrIvatwrrtschaftsverwaltung und 
.. 

m der Ver­

tikel des Universitätsprofessors Koj a  i n  der �altun? all er S�lbst�erwal
.
tu�gskorperschaften 

"Presse" sa gt es sehr zutreffend : ·1 h�nge�esen. HIer hor�n WIr dI� Fests�ellu�gen, 
die WIr von der Regierung bIsher m dIesem 

" Die Verhältnisse der modernen Industrie- I Zusammenhang gänzlich vermissen. SteindI 
gesellschaft in einem relativ dicht besiedelten ! sagt : 
Land bedingen mehr Rechtsnormen und mehr Gemeinsam ist diesen Problemen daß eine 
Normvollzug. " S;;ache gefunden werden muß und

' 
daß man 

Wer das nicht anerkennt und wer diese sich über ihren Geb rauch einigt, die alle Be­
ReaJität nicht sieht, wird auch keine Bezi e- teiligten - Menschen und Maschinen - ver­
hung zur Verwaltungsreform bekommen. Koj a  stehen. " 
sagt weiter : Wir tun uns schon manchmal schwer genug. 

"E s geht also in erster Linie um die Frage, uns hier zu verstehen, und nun sagt man mit 
wie die h eutige intensive staatliche Verwal- Recht : Es ist eine Z eit angebrochen, in der 
tung - intensiv in Befolgung der Rechtsstaat- Menschen und Maschinen einander verstehen 
lichkeit und der Sozialstaatlichkeit - in müssen, wenn wir diese Aufgaben bewältigen 
ihrer Arbeitsweise rationeller und b illiger wollen. 
gestaltet werden kann. " 

Ich g('hließe mich dem vollkomm en an. 
Die Grenzen j eder Verwaltungsreform si nd 
unser Bekenntnis zur RechtsstaatHchkeit und 
zur Sozialstaatlichkeit. Und innerhalb dieser 
Grenzen muß man nun ausrichten, wie es 
überhaupt weitergehen soll, wenn dieses Wort 
"Verwaltungsreform " nicht weiter zu Tode 
geritten werden soll. 

Ich möchte nur auf zwei Umstände ver­
weisen. 

Ein Umstand: Die Datenverarbeitungs­
anlage spielt in der Verw altungsreform und 
in der Verw altung eine immer größere Rolle. 
Auch darauf wurde schon verwiesen. Es genügt 
nun nicht, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, daß man bei der Eröffnung der Com­
puteranlage i m  Innenministerium a m  1 . 10. 1968 
nun sagt - was eine Selbstverständlichkeit 
ist -, welch groß e B edeutung die Datenver­
tung und Automatisierung in der Verwaltung 
haben wird. Was uns bis j etzt fehlt und was 

Steindl sagt dann warnend : Noch ist es 
Zeit in Österreich, aber i n  den siebziger Jahren 
wird die Entscheidung faJlen, ob wir durch 
koordinierte Einsetzung dieses völlig neuen 
Phänomens elektronischer Datenvera.rbeitungs­
anlagen in allen Zweigen der Verwaltung die 
Automatisierung überhau pt bew ältigen oder 
ob wir einen ungeh euren Scherben- und Trüm­
merhaufen haben werden. 

Steindl sagt:  "Die Notwendigkeit von Maß­
nahmen der Koordination zwischen Verwal­
tungsst ellen verschiedener Art und privat­
wirtschaftl ichen Betrieben wird immer dringen­
der. Für eine solche Koordination war bisher nie­
mand zuständig . Die PIObleme li egen im 
luftleeren Raum zwischen den durch Tradition, 
Wirtschaftsordnung und Gesetz bestimmten 
Kompetenzen. " 

Meine sehr geehrten Damen u nd H erren ! 
Wir werden uns im kleinen Österreich nicht 
den Luxus des Gegeneinanders von Kompeten­
zen auf diesem Gebiet erlauben können, Bon-
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dern die nächste Regierung und das nächste 
Parlament wird ein wirklich großes und ko­
ordiniertes Konzept haben müssen. Daß in 
dieser Gesetzgebungsperiode auf diesem Gebiet 
oder auf anderen Gebieten noch Gras wachsen 
wird, das glaube ich nicht - das fürchte ich ! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Abschließend noch das große Problem, das 
auch bei der rein personalpolitischen Betrach­
tungsweise der Probleme der Verwaltungsre­
form in den Geheimsitzungen der Rationali­
sierungskommission des Herrn Staatssekretärs 
Dr. Gruber offenbar zu kurz kommt : Was wir 
brauchen, ist ein völliges Neudurchdenken 
des Verhältnisses zwischen Verwaltungsrecht 
und Verwaltungswissenschaft in Österreich. 

In den letzten Jahren haben wir, wahrschein­
lich aus naheliegenden Gründen - nach dem 
Ende des totalitären Dritten Reiches war das 
verständHch -, einseitiges Gewicht und zu­
viel Gewicht auf die bloßen FormalprobJeme 
der Verwaltung gelegt. Das, was in Österreich 
einmal große Bedeutung hatte, die Verwal­
tungswissenschaft, ist immer mehr in den 
Hintergrund getreten. Man soll heute auch 
nicht auf vergangenem Lorbeer ausruhen. 
Es ist heute nicht mehr so, daß man einfach 
sagen kann : Es gibt diesen ausgezeichneten 
Ruf der österreichischen Verwaltu.ng, u.nd 
daran wird sich auch in Zukunft nichts ändern ! 
Was wir brauchen, sind heute auch Impulse 
für eine lebendige Weiterentwicklung der Ver­
waltungswissenschaft. Das ist etwas, was in 
Österreich in den letzten Jahrzehnten - so 
scheint mir - zu stalk in den Hintergrund 
getreten ist. Da gebe ich dem Kollegen Guggen­
berger recht : Diese konzertierte Aktion von 
öffentlicher Meinung, Wissenschaft, Verwaltung 
und Parlament, die brauchen wir unbedingt. 

Was kann daher in den nächsten Monaten 
noch geschehen ? Ich möchte, meine Damen 
und Herren, zu folgenden Schlußfolgerungen 
kommen und möchte hier auch für den Rest 
der Gesetzgebungsperiode folgende praktische 
Vorschläge machen : 

Ich glaube erstens, daß wir den Rechnungs­
hof bitten sollten, im Rahmen seiner Zustän­
digkeit und verfassungsmäßigen Kompetenzen 
über das hinaus, was er verdienstvollerweise 
auch heute schon in einer Reihe von Punkten 
tut, besondere Aufmerksamkeit der Verwal­
tungsreform zuzuwenden. Ich würde anregen, 
daß uns der Rechnungshof in seinem nächsten 
Tätigkeitsbericht - abgesehen davon, daß er 
bei Einzelkapiteln und Einzelansätzen zu 
Fragen der Verwaltungsreform Stellung 
nimmt - zusammenfassend seine Meinung 
über das jeweils hinter uns l iegende Jahr, 
das er in seinem Tätigkeitsbericht zu behan­
deln hatte, sagt, was auf dem Gebiet der 

Verwaltungsreform geschehen ist oder was 
hätte geschehen können. 

Ich möchte weiter sagen, daß wir versuchen 
sollten, die Wissenschafter an den österreichi­
sehen rechtswissenschaftJichen Fakultäten und 
anderen Hochschulen zu bitten, allen Proble­
men der Verwaltungswissenschaft, nicht nur 
des Verwaltungsrechtes, viel mehr Aufmerk­
samkeit zuzuwenden und mit uns gemeinsam 
zu überlegen, wie das Konzept der Verwaltungs­
reform der Zweiten Republik erarbeitet werden 
soJI. 

Und das dritte - das sage ich auch ganz 
offen - :  Ohne Mitwirkung der öffentlichen 
Meinung wird es nicht gehen. Aber für diese 
öffentJiche Meinung müssen die Impulse eben 
erst von hier, von diesem Parlament, ausgehen. 
Ohne diese Impulse wird es nicht gehen. 

Ich sage nochmals, daß ich glaube, daß die 
Erörterung der Probleme der Verwaltungs­
reform einmal mit dem Ziel, daß man dieses 
Wort überhaupt wieder aussprechen darf, 
ohne sich der Gefahr, sich lächerlich zu machen, 
auszusetzen, fällig gewesen ist und daß das 
sehr wohl in die Generaldebatte dieses Budgets 
gehört hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
In der nächsten Gesetzgebungsperiode werden 
wir in einem Regierungsprogramm der näch­
sten Bundesregierung ein sehr konkretes Pro­
gramm für a])e diese Maßnahmen der Ver­
waltungsreform brauchen. Wir haben ver­
sucht, in unserem Wirtschaftsprogramm schon 
eine ganze Menge dieser Vorschläge aufzu­
zählen, und wir werden sie weiter konkretisieren 
und werden sie weiter zur Diskussion stellen. 
Keine Phrasen von der V erwalt ungsreform, 
keine Platitüden, keine Banalitäten, keine 
alten Ladenhüter, keine Leerformeln, und noch 
etwas : keine Konjunktive, was alles geschehen 
könnte, müßte, sollte, dürfte, sondern Vor­
schläge, was geschehen wird, Aufzählung 
konkreter legislativer und administrativer Maß­
nahmen, die eine Regierung, die Verwaltungs­
reform ernst nimmt, durchführen wird ; das 
werden wir brauchen. 

Und dann, meine sehr geehrten Damen · 
und Herren, wiederhole ich das, was ich bei 
anderer Gelegenheit schon gesagt habe : Auch 
hier im Parlament werden wir in der nächsten 
Gesetzgebungsperiode diesen ungeheuren Pa­
pierberg, der aufgetürmt worden ist und der in 
diesem Parlament nicht mehr abgebaut wer­
den kann, wie immer die Zusammensetzung des 
Parlaments sein wird, abbauen müssen. Es 
wird einen sehr klaren Arbeitsplan der Aus­
schüsse geben müssen - ich habe so etwas 
einmal den Vierjahresplan der legislativen 
Tätigkeit genannt. Es wird sicherlich sehr viel 
Einsatz aller Ausschußmitglieder und aHer 
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Abgeordneten geben müssen. Es wird mehr 
unmittelbare Heranziehung von Sachverstän­
digen zur parlamentarischen Arbeit geben 
müssen, und eS wird auch - ich sage auch 
das hier - mehr Sachkundige auf dem Gebiete 
der Verwaltungsreform im Parlament selbst 
geben müssen, wenn wir wirklich weiterkommen 
wollen. Das ist sehr, sehr viel Arbeit, die unauf­
schiebbar geworden ist, die sich aber lohnen 
wird. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Ich möchte nur eine einzige Be­
trachtung an den Schluß dieses meines Bei­
trages stellen : Bei der Bedeutung der Ver­
waltungsreform geht es in Wirklichkeit um 
das Vertrauen des Staatsbürgers in den Staat. 
Verwaltungsreform ist nicht eine Summe, 
eine Addition von unzähligen kleinen, kleinsten 
wichtigen Maßnahmen auf organisatorischem, 
personalpolitischem Gebiet, sondern Ver­
waltungsreform der Zweiten Republik - so 
sehe ich das - heißt ganz etwas anderes : 
Wiederherstellung des Vertrauens des Staats­
bürgers in die österreichische Verwaltung, die 
nicht immer nur auf ihrem alten guten Ruhm 
und Ruf ausruhen darf, Wiederherstellung 
des Vertrauens der österreichischen Staats­
bürger überall dort, wo dieses in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten zu schwinden drohte 
oder geschwunden ist. Das ist die Aufgabe der 
Verwaltungsreform, nicht einzelne einseitige 
Sparmaßnahmen. Man kann daher auch nicht 
immer von Verwaltungsreform und Verwal­
tungsvereinfachung sprechen. Das ist viel 
zuwenig. Unsere Aufgabe ist eine zeitgemäße, 
moderne Verwaltung, die das Vertrauen des 
Staatsbürgers wirklich verdient, erhält und 
genießt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Darum glauben wir, daß die Schaffung des 
VerwaJtungsreformbewußtseins in diesem Par­
lament für das nächste Parlament, von dem 
ich sprach, so außerordentliche Bedeutung hat. 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, kann ich a]]er­
dings auch in diesem Punkt die Kritik nicht 
ersparen, daß die Jahre Ihrer Regierungs­
tätigkeit für die echte österreichische Ver­
waltungsreform letzten Endes verlorene Jahre 
gewesen sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Kranzlmayr. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! Bitte werfen Sie mir nicht gleich 
Überheblichkeit vor, wenn ich am Beginn 
meiner Ausführungen sage, daß ich mich zeit. 
lebens bemühe, ein friedfertiger Mensch zu 
sein, daß ich bestrebt bin, Gegensätze auszu· 
gleichen, Streitigkeiten zu schlichten, daß ich 

immer bemüht bin, das Recht zu suchen, 
und meine, so am besten dem friedlichen 
Zusammenleben der Menschen zu dienen. 

Diese Grundhaltung brachte mich auch in 
meinem Beruf als Staatsanwalt nie in eine 
Gegensätzlichkeit. Ich glaube, viele - ich 
weiß das auch aus einigen Zwischenrufen 
in diesem Hause - sind der Meinung, der 
Ankläger des Staates müsse immer nur zu 
einer Verurteilung des Angeklagten kommen ; 
er müsse jede Anzeige zur Anklage bringen. 
An Hand vieler Akte könnte ich die Beweise 
hiefür erbringen, daß ich oft lieber eine Anzeige 
zurückgelegt als eine Anklage erhoben habe 
und daß ich in manchen Verhandlungen von 
der Anklage zurückgetreten bin und so einen 
Freispruch des Angeklagten herbeigefiihrt 
habe. Immer in dem Bewußtsein, daß, solange 
nicht die Schuld eines Menschen bewiesen ist, 
solange noch das letzte Glied in der Beweiskette 
fehlt, es nach unserem Grundsatz in dubio 
pro reo so besser ist. In diesem Geiste, meine 
Damen und Herren, möchte ich meine Aus­
führungen machen, und ich hoffe, daß mir 
dies auch gelingt. 

Herr Kollege Dr. Broda ! Sie haben im 
Zusammenhang mit dieser Informationstagung 
dem Herrn Bundeskanzler Vorwürfe · gemacht 
und auch das Sprichwort zitiert : Wer andern 
eine Grube gräbt, fällt selbst hinein ! - Ich 
möchte auch Ihnen dieses Sprichwort zitieren. 
Man könnte auch sagen : Wer selbst im 
Glashaus sitzt, so11 nicht mit Steinen werfen ! 
oder : Wer Butter auf dem Kopf hat, soU 
nicht in die Sonne gehen ! (Beifall bei der 
Ö VP. - Abg. Dr. Pi t t ermann : Haben Sie 
das dem M üllner gesagt ?) 

Sie haben, verehrter Kollege Dr. Broda. 
gemeint, wir hätten schon die Wochen vor 
den letzten Nationalratswahlen und das, was 
Sie als Bundesminister für Justiz damals an­
geordnet und veranlaßt haben, vergessen. Ich 
glaube, Sie wissen schon, worauf ich hinzieJe. 
Es sind das die Weisungen des Bundesministers 
für Justiz Dr. Broda an den jeweils dienst­
habenden Richter, die "Kronen Zeitung" zu 
lesen und zu überwachen und sofort (Abg. 
Dr. Broda : Herr Staatsanwalt, Weisungen an 
Richter können nicht erteilt werden !) den 
Leitenden Staatsanwalt Dr. Douda und den 
Rechtsanwalt Dr. Rosenzweig, Ihren persön­
lichen Vertreter, zu informieren, damit die 
"Kronen Zeitung" rechtzeitig beschlagnahmt 
werden kann. (Abg. M ayr ,'  Das ist der 
sozialistische Rechts.staat ! ) Das ist sicherlich 
nicht sehr angenehm. Seien Sie überzeugt, 
Herr Kollege Dr. Broda, ich gehöre nicht zu 
jenen, die gerne solche Dinge, insbesondere 
hier in diesem Hohen Hause, bei Versamm­
lungen oder sonstwo, anführen. Aber wenn Sie 
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Vorwürfe in dieser Art machen, so muß ich 
sagen : Hier war die Frage berechtigt : Gehört 
das Bundesministerium für Justiz dem Justiz­
minister für seine privaten, für seine partei­
politischen Angelegenheiten 1 Ich glaube, wenn 
jemand je Mißbrauch getrieben hat, so waren 
es in diesem Falle Sie ! (Beifall bei der Ö V P.) 

Ich muß in diesem Zusammenhang den 
Kollegen Robert Weisz, der leider nicht im 
Hause ist, nochmals fragen, was er gestern 
mit der angeblichen, zwischen dem Bundes­
kanzleramt und dem Bundesministerium für 
IlUleres getroffenen Vereinbarung gemeint hat. 
Wenn hier eine solche Zitierung erfolgt und 
wenn die Bitte ausgesprochen wird, diese zur 
Verfügung zu stellen, so, glaube ich, ist es ein 
Akt der Fairneß, dies auch zu tun. (Abg. 
Dr. Stari bache r :  Da ist doch drei Jahre 
verhandelt worden über diesen Erlaß. Dann 
kann man nicht sagen, daß nichts existiert I) 
Es ist keine solche Vereinbarung vorhanden, 
und ich darf daher . . . (Abg. Dr. Staribacher :  
Drei Jahre ist verhandelt worden I) Ich glaube, 
es ist doch nichts dabei, wenn Kollege Weisz 
nun diesen Erlaß vorlegt, damit man sehen 
kann, welchen Inhaltes er ist. 

Ich habe Verständnis, so wie Kollege 
Weikhart gestern gesagt hat, daß Sie von der 
SPÖ vorzeitige Neuwahlen haben möchten 
(Abg. We i khar t :  Sie wollen es ja l) und es 
nun so darstellen, als würde die Bevölkerung 
dies wünschen. Herr Kollege Weikhart, Sie 
haben so getan, als könnten Sie sich gar 
nicht mehr erwehren. W öhin Sie kommen, 
überall ertönt der Ruf nach Neuwahlen. 
SIe haben auch gesagt, daß selbst Funktionäre 
von uns damit Jiebäugeln. 

Ich darf Ihnen, Kollege Weikhart, und der 
Sozialistischen Partei sagen : Das sind reine 
Spekulationen von Ihnen, das sind Luft­
ballons. Eines sage ich Ihnen : Nur Sie sind 
daran interessiert ! Sie fragen vielleicht, warum. 
Auch das möchte ich Ihnen sagen : Weil Sie 
wissen, daß die Zeit nicht für Sie arbeitet. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

In diesem Zusammenhang möchte ich zi­
zieren, was Kollege Kreisky laut Bericht der 
"Arbeiter-Zeitung" vom 1 1 .  November 1967 
wörtlich festgestellt hat : "Die Sozialistische 
Partei Österreichs, würde sie die Regierung 
stellen, hätte sich heute mit denselben Proble­
men auseinanderzusetzen wie die Österreichi­
sche Volkspartei und hätte auch die inter­
nationaJe Konjunkturabschwächung nicht ver­
hindern können." 

Wir, meine Damen und Herren, scheuen 
uns nicht, die Verantwortung für dieses Land 
und unsere Mitmenschen bis zum Ablauf der 
Legislaturperiode zu tragen, und werden uns 
dann den Wählern stellen. Sie verteufeln 

unsere Politik in Grund und Boden und machen 
zum Beispiel jetzt lächerlich, wenn wir auf 
Plakaten der Bevölkerung sagen, daß Öster­
reich in einer unruhigen Welt sich in starker 
Hand befindet. (Ruf bei der SPÖ : In sicherer 
Hand I) In sicherer Hand, in starker Hand. 

Meine Damen und Herren ! Auch wenn es 
Ihnen nicht paßt, eines können Sie nicht weg­
diskutieren : daß Österreich seit 23 Jahren 
einen Kanzler der Österreichischen V olks­
partei hat und seit dem Wiedererstehen 
unserer Republik die Österreichische Volks­
partei die Hauptverantwortung in diesem 
Staate getragen hat. (Beifall bfi der Ö V P. -
Abg. Ing. Kuns t :  . . .  noch nie so schlecht war 
wie jetzt in der Alleinregierung I - Lebhafte 
Gegenrufe bei der Ö V P.) 

Die Österreichische Volkspartei hat die 
Hauptverantwortung getragen in Zeiten, die 
wahrlich nicht ohne Sorgen waren ; nicht 
ohne Sorgen nach dem Zusammenbruch 1945, 
aber, wie Sie wissen, sind die Sorgen bis zum 
heutigen Tage nicht verschwunden. Ihr 
Parteivorsitzender hat ja selbst festgestellt, 
daß die Konjunkturabfiachung kein Verschul­
den der Österreichischen Volkspartei ist. Ich 
habe Verständnis, daß es Ihnen nicht paßt, 
daß die Österreichische Volkspartei als AJIein­
regierung diese Konjunkturflaute, diese Kon­
junkturabschwächung so gut überstanden hat, 
daß sie über diese zweieinhalb Jahre so gut 
hinweggekommen ist . Es glaubt Ihnen nie­
mand, wenn Sie sagen, daß es uns heute 
schlechter geht als je zuvor. Das ist auch 
in der gestrigen Debatte schon bewiesen 
worden. 

Eines, meine Damen und Herren, hat mich 
auch ein bi ßchen verwundert : Am Tage vor 
der Eröffnung dieser Budgetdebatte hat ein 
Rundfunkinterview über die kommende 
Budgetdebatte stattgefunden. Und ganz 
interessant : Von seiten der Österreichischen 
Volkspartei hat der Obmann des Budgetaus­
schusses dazu Stellung genommen. Die Soziali­
stische Partei hat hiezu ihren Klubsekretär , 
den Parlamentsrat Dr. Fischer, gestellt. (Abg. 
Oze t t e l :  Der ist gut, der Dr. Fischer I) Sicher-
1ich, aber ich glaube nur, Kollege Czettel, es 
ist nicht ganz einzusehen und nicht ganz ver­
ständlich : Haben Sie keinen Abgeordneten, 
der hätte sagen können, so wie . . .  ( Abg. 
W e ikhar t :  Das ist unsere Angelegenheit I) 
Sicherlich. Ich möchte nur sagen, daß es mich 
wundert. (Abg. We i khar t :  Er ist kein 
Schlechter I) Nein, gewi ß nicht. Wären Sie 
so gut wie er, dann hätten Sie gestern hier 
ein besseres Bild gemacht ! (Zwischenrufe bei 
der SPÖ. Beifall bei der Ö V  P. - Abg. 
Wei khart :  Das überlassen Sie nur uns selber I) 
Sie braucLtm nicht schon wieder rot und zornig 
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zu werden. (Heiterkeit bei der Ö VP. - Abg. 
Wei khart : Wir haben nur gesagt, was der 
Herr Bundeskanzler und die Ö V P verdienen I) 
Nur das Bild, das Sie sich eingelegt haben, 
ist nicht das beste Bild gewesen, Kollege 
Weikhart. (Abg. We 'ikhart : Das überlassen 
Sie der Bevölkerung I) Es ist nur schade, 
daß Thr Auftritt nicht im Rundfunk und 
Fernsehen übertragen wurde. (Neuerliche 
Heiterkeit und Beifall bei der Ö VP. - Abg. 
Dr. Pi t t erman n :  Legen Sie ein gutes Wort 
beim Bacher ein !) Zu Ihrem Anti-Bacher­
Komplex komme ich ein bißchen . später, 
Kollege Pittermann. (Bt ifall bei .der ÖV P. -
Weitere Zwischenrufe bei der S PÖ .) Je länger 
Sie Zwischenrufe machen, desto länger werde 
ich darauf antworten. (Abg. Weikhar t .'  Das 
ist der ausgleichende Staatsanwalt .' in aller 
Gehässig keit I - A bg. Pan s i .'  Ihre Rede steht 
in krassem W iderspruck zu Ikren einleitenden 
Worten I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Meine 
Damen und Herren, bitte sich etwas zu 
beruhigen. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Der Klubsekretär Dr. Fischer hat uns ja bei 
diesem Interview in seinen Ausführungen 
darauf aufmerksam gemacht, daß Sie in dieser 
Budgetdebatte mit allen Mitteln und mit allen 
Geschossen kommen werden. (Abg. Gratz : 
Mit allen parlamentarischen Mitteln I) 

Meine Damen und Herren ! Sie haben uns 
in den letzten Tagen auch immer wegen 
bestimmter Karikaturen und wegen einiger 
Auslassungen in Zeitschriften und Zeitungen 
Vorwürfe der Unfairneß gemacht. Ich darf 
Ihnen eines sagen : Ein Politiker muß einen 
etwas breiteren Rücken haben, er darf keine 
Mimose und nicht immer gleich beleidigt sein 
und einen roten Kopf bekommen. Warten Sie 
ein wenig - die Ergüsse in Ihren Dokumenta­
tionen sind ja gerade auch nicht fein. Ich 
möchte nur "Politik und Dokumentation" . . .  

(Anhaltende Zwischenrufe.) 
Präsident : Am Wort ist Dr. Kranzlmayr. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Ich hoffe, Sie kennen es, weiJ es die Information 
für Vertrauenspersonen der Sozialistischen 
Partei ist. Ich möchte hier die Nummer 30 vom 
16. Dezember 1966 zitieren. Bitte, da sind auch 
Karikaturen darauf. Zum Beispiel schreiben 
Sie hier : "Österreichs Mini-Gaullismus nimmt 
Kurs auf Ständestaat. Nach den ersten 
Monaten der ÖVP-Herrschaft über das öster­
reichische Volk läßt sich ein Konzept der 
Klaus-Regierung erkennen, das in seiner Raffi­
nesse und Brutalität die unverkennbaren 
ZüO'e von Klaus und Withalm trägt. "  (Ironi­
bch� Heiterkeit bei der Ö V  P.) Und wie wenn 

Klaus etwas dafür könnte, sagen Sie, um unter. 
schwellig bei Ihren Vertrauensleuten zu 
schüren, über Klaus : "Zu Beginn des austro­
faschistischen Systems promovierte er 1934." ­
Oh, oh, wie schrecklich. "J osef Klaus ist der 
österreichische Mini-de-Gaulle par excellence." 
"Gleich de Gaulle ist KlauB mit einer penetranten 
Eigenliebe gesegnet." Und so geht es fort und 
fort. 

Aber das igt ja nicht nur in einer solchen 
Information zu lesen ; in derselben Zeitschrift 
vom 2. November 1966 steht : "Seit dem 
6. März ist der liebe Steuerzahler zum Ge­
prellten geworden. Er kriegt durch die Ge­
werkschaften in die linke Rocktasche wohl 
mehr Lohn, gleichzeitig wird ihm aber durch die 
ÖVP ein Vielfaches davon wieder in Form 
von Preis- und Tariferhöhungen aus der 
rechten Tasche herausgestohlen. " (Abg. We i k­
har t: Ist das unwahr ? - Abg. Ing. Hä user: 
Stimmt das nicht?) 

Ich darf Ihnen sagen : Das Mehr bekommt 
er nicht durch die Gewerkschaft oder von 
der Gewerkschaft, sicherlich nicht. (Abg. Ing. 
Häuser: Von der ÖV P, nicht ?) Nein, auch 
nicht. Wir sind ja nicht so größenwahnsinnig 
wie Sie. (Beifall bei der 0 V P - Abg. I ng. 
Häus e r: Manchmal schon I - Abg. Weik­
hart: Die Ö VP nimmt nur, sie gibt nicht I) 

Ich möchte noch einen Satz über Ihre 
feine Schreibweise zitieren : "Die ÖVP erhielt 
die absolute Mehrheit und damit die absolute 
Macht, ihre räuberischen Instinkte auszutoben." 
(Heiterkeit und Hört ! Hört /-Rufe bei der Ov P.) 

Es ist nur schade, daß der Herr Partei­
vorsitzende Dr. Kreisky nicht hier ist, der 
sich vor einigen Tagen über etwas, das ihn 
betroffen hat, so aufgeregt hat. Sie kennen 
sicherlich die Zeitschrift "Der Sozialist" vom 
Oktober 1967, wo es heißt : "So zeigt sich in 
diesen Tagen der katastrophalen Finanzkrise 
des Staates, eines Defizits im Staatshaushalt, 
das es in dieser Höhe nie vorher gegeben 
hat, daß Klaus schwächer als alle seine Vorgänger 
ist : Schwächer als Gorbach . . .  Klaus hingegen 
war dazu unfähig 1965, deshalb ist die Koali­
tion zerbrochen . . .  " (Abg. M ayr: Lauter Lügen ! 
- Abg. Lanc: Das Zitat war ein Bumerang I) 

"Dr. Klaus ist nicht mehr gesund." Selbst 
hier scheuen Sie sich nicht, Klaus mit Chinas 
Staatsführer Mao Tsetung zu vergleichen. 
(Heiterkeit bei der ÖVP. - Abg. Ing. Häuser: 
Beim Kadar war er schon, da könnte er zum 
Mao Tsetung auch noch gehen l - Weitere 
Zwischenrufe. ) 

Ich könnte noch vieles sagen. Meine Damen 
und Herren, verzeihen Sie mir, wenn ich das 
sage, es ist mein persönliches Gefühl , daß viele 
Spitzenpolitiker der Sozialistischen Partei böse 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)132 von 171

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 16. Sitzung - 27. November 1 968 9373 

Dr. Kranzlmayr 
und beleidigt sind, weil es keine Koalition 
mehr gibt. (Beifall bei der Ö V P. - Abg. W e i k­
hart: Wir werden ja noch sehen 1 Sie sollten 
nicht mit soviel Genuß zitieren I) 

Vielleicht haben jene sozialistischen Funk­
tionäre, die an jenem denkwürdigen N ach­
mittag des 18 .  April 1966 die angebotene Zu­
sammenarbeit ablehnten, nicht bedacht, daß 
das Brot der Koalition vielfach nicht ein Honig­
kuchen, sondern ein hartes und bitteres Brot ist. 
(Abg. Dr. Pit t ermann: Aber angenehm I) Nicht 
angenehm ? (Abg. Dr. Pit t ermann: An­
genehm 1 ) Ja, nach Ihrem Aussehen scheint 
es Ihnen ja zu bekommen. (Heiterkeit bei der 
o V P.) Ihre Parteigenossen sind aber ein 
bißchen anderer Meinung, daß ihnen das 
Brot der Koalition besser geschmeckt hat 
als das der Opposition, weil sie nicht immer das 
Richtige treffen. (Abg. Wei khart: Das ist 
das "Ausgleichende", Herr Staatsanwalt I) 

Ich habe schon mehrfach ausgeführt, meine 
Damen und Herren, daß eine echte Demokratie 
einer Opposition bedarf und daß es nicht 
nur das Recht, sondern auch die Pflicht der 
Opposition ist, die Regierung zu kontrollieren, 
zu überwachen und Auswüchse aufzuzeigen. 
(Abg. Weik hart: Warum beschweren Sie sich 
dann ?) Lassen Sie sich ein bisserl Zeit ! Ich 
stimme, um es gleich vorwegzunehmen, mit 
Kollegen Gratz überein, der gestern gesagt 
hat, die Regierung muß das Parlament so 
behandeln, daß es arbeiten kann. Aber dazu 
einen Nachsatz : Auch das Parlament muß die 
Regierung so behandeln, daß sie arbeiten kann. 
(Beifall bei der Ö V  P.) 

Lassen Sie mich einiges zur Fragestunde 
und zu den Anfragen überhaupt sagen. Es 
ist sicherlich das unbestrittene Recht des 
Parlaments,  über alle Akte der Vollziehung 
zu befragen, Auskünfte abzuverlangen, Fragen 
zu stellen und Antworten erhalten zu dürfen. 
Aber jede Einrichtung kann auch zum Miß­
brauch führen. Theoretisch könnte zum Bei­
spiel an einen Minister die Anfrage gerichtet 
werden - und mich wundert es ja fast, daß 
das noch nicht geschehen ist -, wie viele 
Akte in seinem Ministerium in den letzten 
drei Jahren negativ entschieden wurden, wor­
um es sich hiebei gehandelt und wie die 
Begründung dieser Ablehnungen lautete . (Abg. 
Wei khart: Warum kann man das nicht 

machen ? - Abg. Dr. Pit termann: Wir 
werden uns Ihre Anregung überlegen I) Das 
ist der typische Mißbrauch des Fragerechtes. 
(Beifall bei der Ö VP. - Abg. Weik h art: 
Der Abgeordnete hat ein Recht, anzufragen 1 
- Abg. Dr. Pit termann: Über alle Gegen­
stände der Vollziehung I) Ja, selbstverständlich, 
aber Sie müssen letzten Endes - wie vielfach 

' im Rechtsleben - Ihr berechtigtes Interesse 

nachweisen. Wenn Sie der Meinung sind, daß 
bei einem Akt der Vollziehung die Regierung 
ein Unrecht gesetzt hat, dann bin ich ganz 
der Meinung, daß Sie anfragen, aber nicht 
in Bausch und Bogen, nur um Arbeit, Arbeit 
und Kosten zu machen. (Beifall bei der Ö V  P. 
- Abg. Dr. Pit termann: Weinheber hat 
gesagt: "Abschaffen" 1 Das ist das Billigste I) 
Niemals ! Niemals ! Legen Sie mir nicht etwas 
in den Mund, was ich nicht gesagt habe. (Abg. 
Probst: Sie wollen bestimmen, was wir tun 
dürfen I) Wenn von uns etwas gesagt wird, 
dann erklären Sie immer : Wir bestimmen, 
wir machen Vorschriften. (Abg. Dr. K l e iner: 
Sie reden über das Fragerecht als Staatsanwalt I) 
Sicherlich nicht, ich rede nur von dem Miß­
brauch von parlamentarischen Einrichtungen, 
und dazu gehört diese Art des Fragerechtes. 
(Beifall bei der Ö VP. - Abg. Wei khar t: 
Was ist ein Mißbrauch ? - Abg. Dr. Pit t er­
mann: Weil es den Regierungsgöttern unan­
genehm ist 1 - Abg. A ltenburger: Nein, 
gegen den Mißbrauch reden wir ! - Abg. 
Dipl.-Ing.Dr.O. Weihs: Das werden Sie bestimmen, 
was Mißbrauch ist l) Aber, Kollege Dr. Oskar 
Weihs, auch Sie bestimmen nicht, was Miß­
brauch ist. (Beifall bei der () V  P. - Abg. 
Dr. Pi t t e rmann: Einigen wir uns auf die 
Geschäftsordnung I) 

Mich wundert es auch, daß Sie sich auf­
geregt haben, als mein Parteifreund Glaser 
in der Budgetdebatte im Ausschuß gefragt 
hat, welche K.osten diese vermehrten Anfragen, 
die Anfragen an den Herrn Präsidenten und 
an den Herrn Bundeskanzler, dem Parlament 
und der Regierung gemacht haben. 

Diese Frage ist schon beantwortet worden, 
was reden Sie noch dazu � Kein Mensch hat 
sich aufgeregt, daß Sie die Frage gestellt 
haben. (Abg. Pay,' Reden Sie lieber darüber, 
was Ihre Plakate kosten l - Abg. Dr. Witha lm: 
Die Gemeinde Wien hat für nächstes Jahr 
31 Millionen Schilling für Öffentlichkeitsarbeit 
eingesetzt 1 - Abg. W e i khart: Dafür wird 
Ihre Partei stimmen 1 Das ist der Unterschied 
zwischen hier und dem Rathaus 1 - Abg. 
Dr. W i t h a lm: Die Gemeinde Wien allein 
sOf,iel wie die ganze Regierung 1 - Anhaltende 
Zwischenrufe. ) 

Präsident : Bitte, meine Damen und Herren, 
etwas mehr Ruhe. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Sie haben ja der Budgetpost zugestimmt, und 
ich glaube, Ihre ganze Aufregung besteht 
nur darüber, daß alle Druckschriften nicht 
im "Vorwärts" -Verlag gedruckt werden. (Bei­
fall bei der Ov P. - Abg. Wei khart: Nein, 
das wissen wir schon, daß das nur in den Ö V p. 
Druckereien gemacht wird 1 Das wissen wir 
schon I Das ist durch Anfragen bloßgestelU I) 
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Meine Damen und Herren ! Ich selbst ge­
hörte zu jenen Abgeordneten, die für die 
Einführung der mündlichen Anfragen in unse­
rem Parlament plädierten und leidenschaft­
lich dafür eingetreten sind. (Abg. Dr. Kle iner: 
Das ist wie eine Fahrprüfung I) Ich war 
überzeugt, daß dadurch die Verlebendigung 
im Verhältnis zwischen den Abgeordneten 
und der Regierung eintreten würde. Ich war 
auch der Meinung, daß die Budgetdebatten 
entlastet würden, wenn ' die Abge­
ordneten die Möglichkeit bekommen würden, 
ihre örtlichen Belange in Form von münd­
lichen Anfragen vorzubringen. (Abg. Lanc: 
War es gestern nicht lebendig ? ) Sicherlich. 
(Abg. Glaser: Bei Ihnen nicht, Herr Lanc, 
bei Ihnen war es langweilig !) Ich darf Ihnen 
sagen, Kollege Lanc : Das betrifft nicht Sie, 
aber der Regisseur des gestrigen Nachmittags 
Ihrer Partei - hätte ich mir vorgestellt -
hätte sich manchen Schauspieler ersparen 
können. (Beifall bei der Ö VP. - Abg. Weik­
ha rt: Sie brauchen mich nicht so anzuschauen, 
Herr Staatsanwalt I Ich bin kein Angeklagter, 
Herr Staatsanwalt ! - Heiterkeit bei der SPÖ. 
- Weitere Zwischenrufe.) Bitte, Kollege Weik­
hart : Ich habe bestimmt nicht Sie gemeint ! 
(Abg. M ayr: Aber er hat sich betroffen ge­
fuhU ! - Neuerliche Heiterkeit. - Abg. W e i k­
hart: Dann ist es der Herr Bundeskanzler, 
den Sie gemeint haben 1 ) Nein, auch nicht . 
(Abg. W e i khart: Auch nicht ? - Neuerliche 
Heiterkeit. - Abg. Pro bst: Der lauft heute 
80 rot an ! - Abg. Weikhart: Er ist gestern 
auch so angelaufen wie ein roter Paradeiser I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Also 
bitte, meine Damen und Herren, sich wieder 
etwas mehr zu beruhigen ! Am Wort ist der 
Redner ! (Weitere Zwi8chenrufe. - Der Prä-
8 ident  gibt neuerlich das Glockenzeichen. -
Abg. Probs t  zum BandeskanzZer: Ganz sicher 
sind Sie nicht !) 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Aber auch bei der Institution der mündlichen 
Anfrage - das muß ich zugeben - wird oft­
mals Mißbrauch getrieben. Viele Fragen, 
insbesondere Zu satz fragen , werden oftmalS 
gestellt, die im glatten Widerspruch zur 
Geschäftsordnung stehen (Zu)ischenruf des Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. O. W e i h s) ,  weil sie oftmals 
nichts mit der Vollziehung zu tun haben 
beziehungsweise, was Zusatzfragen anbelangt, 
mit der Hauptfrage nicht im Zusammenhang 
stehen (Abg. H aas :  Darüber zu befinden ist 
Sache des Herrn Präsidenten I) oder nicht 
kurz und konkret geotellt werden. Ich bin 
aber dafür, daß die Bestimmungen so wie es 
ja bisher der Fall gewesen ist, von unseren 
Herren Prä&identen nicht rigoros gehandhabt 
werden. (Abg. Dr. Pi t t ermann: Na sehen 

Sie !) Aber eines möchte ich sagen : Hüten 
Sie sich bitte, davon einen Mißbrauch zu 
machen ! (Beifall bei der Ö V P.) 

Meine Damen und Herren ! Gestern erregte 
auch der Fall Alois Euler die Gemüter, und 
es wurde uns unterschwellig manches unter­
schoben, wa'3 richtiggeqtellt werden muß.  
Vorerst, Kollege Czettel, ein Wort an Sie 
- wieder ein Sprichwort - :  Gute Beispiele 
verderben gute Sitten. (Heiterkeit bei oer 
SPÖ. - Abg. Weikh art: Aber, aber, Herr 
Staatsanwalt ! - Abg. Probst :  bt schon 
wie-ler 1'erloren ! - Zwische nruf des Abg. Doktor 
P i tt e rmann.) Schauen Sie : Einen Sprach. 
fehler kann jeder einmal machen. (Abg. 
Probst: Jetzt haben Rie wieder einen Fehler 
gemacht, weil es ein Sprechfehler und kein 
Sprachfehler war ! - Weitere Zwisohenrufe.) 
Das Sprichwort heißt : Schlechte Beispiele 
verderben gute Sitten ! 

Vor Ihnen, Herr Kollege Czettel, hat kein 
Minister persönliche Pressereferenten einge­
setzt, Sie haben kurze Zeit nach Ihrem Amts­
antritt Henn Doktor Pfitzner von der "Ar­
beiter-Zeitung" eingestellt, Herrn Philipp vom 
"Expreß" und als Dritten im Bunde Herrn 
Pospischil. (Abg. H aas: Keiner ist ein Spion 
geworden ! - Abg. ,W e i khart: Keiner von 
den dreien hat spioniert ! - Weitere Zwischen­
rufe. - Abg. M ayr: Drei hat er gleich ge­
braucht ! - Abg. Weikhart: Keiner ist ein 
Spion geworden von den dreien; das ist der 
Unterschied! - Anhaltende Zwischenrufe. -
Der Präsident  gibt das Glockenzeichen.) 

Haben Sie nicht, Herr Kollege Czettel, 
diese drei Henen etwas leichtfertig, ja ich 
möchte sogar sagen, vielleicht gesetzwidrig 
eingestellt � (Abg. Gze t t e l: Waren das Spione ?) 
Keiner der drei Herren (Abg. Weik hart: 
. . .  war ein Spion I) hatte einen Dienst­
vertrag, einen Werkveltrag oder sonst i; gend­
ein Papier seiner Dienstverwendung und An­
stellung in Händen. (Abg. K on ir: Alle drei 
haben weniger gekostet als Euler I) Sie hätten 
daher, ohne irgend etwas unterschieben zu 
wollen, keine Möglichkeit gehabt einzuschrei­
ten, wenn - wenn ! - einer irgend eine Ver­
fehlung begangen hätte. (Abg. Oze t t e l: Was 
hat das mit der Spionage zu tun ?) Mit dem 
Fall Euler hat es zu tun ! (Weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Nein ! Sie haben die' drei 
Herren ohne Zustimmung des · Finanzministe­
riums eingestellt. (Abg. Ozet t e l: Es waren 
keine Angestellten I) Wenn es keine Ange­
stellten waren, dann, Kollege Czettel : Wieso 
haben Sie dann aus den Zentralausgaben 
je  2000 S an jeden der Herren monatlich 
zahlen können ? (Abg. W e ikhart: Die Antwort 
kriegen Sie ! - Abg. Oze t t e l: Es sind ja 
Belege da ! - Abg. Mayr: Wo war der finanz. 
gesetzliche Ansatz dafür ? - Abg. Ozettel: 
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Es sind Belege da l - Weitere Zwisohenrufe. 
- Der Präs ident  gibt das Glockenzeichen.) 
Siehe'dich ! Aber nicht der Beleg saniert Aus. 
zahlungen ! Mit welchem Recht haben Sie die 
Auszahlungen vorgenommen 1 (Abg. K onir: 
Was hat Euler bekommen im Monat ? -
Abg. Oze t t e l: Wo sind die Spione vom Ozettel, 
Herr Kranzlmayr ? - Abg. P ay: Was kostet 
der Pisa ? - Weitere lebhafte Zu:ischem'ufe,) 
Der Dienstvertrag . .  , (Abg. So ronics: Er 
hat Sie rechtzeitig gewarnt ! - Weitere heftige 
Zwischenrufe.) Reden Sie nur von etwas 
anderem, um Kollege Czettel zu decken ! 
(Weitere Zwischenrufe. - Abg. W e i khart: 
Nein, Sie wollen von etwas anderem reden, um 
die Spionage zu decken I - 1 mnische Heiterkeit 
bei der Ö V  P.) 

Mit l. Mäi'z 1968 wurde unter Zahl 1 .951 
ein Konsulentenvertrag, ein Werkvertrag mit 
Herrn Euler geschlossen (Abg. Oze t t e l: Lesen 
Sie meine Briefe auch vor ! Seien Sie auch so 
loyal !), wobei genau (Abg. Oze t t e l: Das ist 
nicht loyal, was Sie da machen I) der PRichten­
kreis umschrieben ist, und im Punkt 4 . . .  ( Abg. 
Weikhart: Lesen Sie jetzt auch die Schreiben 
vom Ozettel vor, dann können Sie sagen, Sie 
sind eine "ausgleichende" Natur 1 - Abg. 
Oze t t e l: Wo sind die Briefe ? - Weitere 
Zwischenrufe. - Abg. Soroni cs: Werde ich 
sofort besorgen ! Sie haben nur mündliche 
Weisungen gegeben ! - Weitere heftige Zwischen­
rufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Meine 
Damen und Herren ! Wenn alle gemeinsam 
reden, kann doch niemand mehr den Ver­
handlungen folgen ! 

Abgeordneter Dr . Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Ich darf sagen : Sie müssen mir schon das 
Recht einräumen, zu entgcheiden, was ich hier 
vorlese und was ich nicht vorlese. (Abg. 
Weikhart: D:;r,nn sind Sie nicht einseitig ?) 
Wenn mir . .  , (Abg. Wei khart: Dann sind 
Sie nicht einseitig, dann sind Sie loyal ! -
Weitere Zwischenrufe . - Der Präsident  
gibt das Glockenzeichen.) Sehen Sie, j€\tzt 
haben Sie sich auch versprochen. ( Weitere 
Zwischenrufe . - Abg. Glaser: Herr Weik­
hart, was }taben Sie gestern aufgeführt ?  
Zwischenruf des Abg. Gugg e nberger .) 

In Punkt 4 dieses Werkvert,rages heißt es : 
Herr Euler verpRichtet sich, über alle ihm 
bekannt gewordenen Angelegenheiten anderen 
Stellen gegenüber Stillschweigen zu beobach­
ten. (Zwischenruf des Abg. H aas . - Abg. 
W e i khart: Deswegen ist er verhaftet worden ! 
- Abg. A lt enburger: Denkt an euren mahl 
- 4-bg. Dr. Pittermann: Den ihr bis zuletzt 
gehalten habt ! - Weitere heftige Zwischenrufe .) 
Ich möchte sagen . . . (Anhaltende Zwischen­
ruJe.) 

Präsident (mehrmals das Glockenzeichen ge­
bend) : Hohes Haus ! Soll das jetzt die ganze 
Zeit so dahingehen � Ich bitte, sich etwas 
zurückzuhalten. (Weitere Zwischenrufe. - Der 
Präsident  gibt abermals mehrmals das Glocken­
zeichen.) Von allen Seiten erbitte ich das ! 
(Zwischenrufe bei Ö VP und SPÖ. - Abg. 
Zei l l inger: Wir haben ja gar nichts getan ! -
H eiterke1:t .) 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) :  
Der Akt Eulp,r ist a.m 1 1 .  März vom Personal­
referenten Ministerialrat Dr. Weihs unter­
sch:cieben und am 12 .  März von Euler über­
nommen worden, sodaß nun auch aufgeklärt 
ist - Kollege Robert Weisz ist noch nicht 
hier -, daß am 7. März ganz richtiger:weise 
Euler noch keinen Vertrag hatte. (Abg. 
M oser: Es bestand am 7. März auch nicht 
die Absicht, ihn einzustellen, wie der Herr 
Minister gesagt hat l) 

Ich darf Ihnen noch etwas dazu sagen. 
(Abg . M os er: Bestand am 7. März überhaupt 
nicht die Absicht, ihn anzu,')tellen ?) Selbst­
verständlich. - Jetzt werde ich wahrschein­
lich wieder von Ihnen gelobt werden. - Jedes 
solche Vorkommen ist nicht nur peinlich, 
sondetn selbstverständlich verpflichtet es alle 
Stellen, rigoros zu untersuchen, wo v ielleicht 
Lücken bestanden haben, wieso unter Um­
ständen dieses oder jenes möglich war. Ich 
glaube, der Innenminister hat auch recht getan, 
als er sofort hier die Verständigung an die 
Herren Klubobmänner deI' Sozialistischen Par­
tei , der Östelfeichischen Volkspartei und der 
Freiheitlichen Partei gegeben hat. Es war 
am 14. November. (Zwischenrufe .) Als einen 
Tag zuvor die ersten Nachrichten über die 
angebliche Spionage des Redakteurs Alois 
Euler erschienen, wurde eine offizielle 
Aussendung vom Bundesministerium für Inne-;ces 
veranlaßt, von der ich eine Ablichtung hier 
habe. Und dazu kommt noch dann eine sehr 
ausführliche drei Seiten lange Information, 
in der es heißt : "Zu den verschiedenen Be­
hauptungen in den Wiener Tageszeitungen vom 
1 1 .  November wird wie folgt Stellung ge­
nommen." Ich lese das nicht vor, aber ich 
glaube, Sie können nicht behaupten, daß in 
dieser so wichtigen Angelegenheit nicht sofort 
die anderen im Parlament vertretenen politi­
schen Parteien durch die Klubobmänner unter­
richtet wurden, um auch hier in ihren Klubs, 
in ihren Parteivertretungen das zu sagen, 
wOi."über sie informiert wurden. 

Aber, Kollege Weikhart, ich muß doch noch 
einmal auf Sie zu sprechen kommen. Sie haben 
gestern, ich möchte sagen, eine infame Frage 
an den Herrn Minister Soronics gerichtet : 
Waren Sie bei der Aufbrechung des Schreib­
tisches dabei oder nicht, haben Sie den 
Schreibtisch aufgebrochen 1 
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Die "Arbeiter-Zeitung" schreibt heute auf 

Seite 3 :  "War Soronics bei der Schreibtisch­
öffnung dabei � Auch mit Innenminister 
Soronics geriet Weikhart in eine Kontroverse . . . " 
(Abg. Kabesch : Mit wem nicht ?) "als er an 
ihn die Frage richtete, ob er tatsächlich mit 
dabei gewesen sei, als Eulers Schreibtisch auf­
gebrochen und durchsllcht wurde. Soronics 
bestritt dies erregt." - Und nun das Infame, 
das jetzt in der Zeitung steht, ich mache 
nicht Sie dafür verantwortlich, sondern die 
"Arbeiter-Zeitung" : "Seine Antwort wird 
aber mit Skepsis zu betrachten sein, da diese 
Tatsache von leitenden Beamten des Innen­
ministeriums bestätigt worden war." 

Ich fordere den verantwortlichen Redakteur 
der "Arbeiter-Zeitung" auf, uns mitzuteilen, 
welche leitenden Beamten diese Äußerung 
gemacht haben, weil sonst alle leitenden 
Beamten verdächtigt werden. Als alter Ge­
werkschaftsfunktionär im öffentlichen Dienst 
bin ich nicht gewillt, die Beamtenschaft so 
verdächtigen zu lassen. (Beifall bei der ÖV P.) 

Aber nun, um es gleich vorwegzunehmen, 
meine Damen und Herren, ich habe hier 
folgenden Amtsvermerk : 

"Der Leiter der Generaldirektion für die 
öffentliche Sicherheit, Sektionschef Dr. Seidler, 
bringt den anwesenden Herren 

I) Sektionschef Dr. Oswald Peterlunger, 
Leiter der Sektion III, 

2) Ministerialrat Dr. Franz Häusler, Leiter 
der Gruppe staatspolizeilicher Dienst, 

3) Sektionsrat Dr. Johann Pachernegg, Vor­
stand der Abteilung 17. 

Im Bundesministerium für Inneres 
zur Kenntnis, daß in der Nr. 274 der 
,Arbeiter-Zeitung' vom 27 . November 1968 
a.uf Seite 3 unten ein Passus folgenden W ort­
lautes erschienen ist : . . . I. - Und jetzt kommt 
der Wortlaut, den ich eben aus meinem Steno­
gramm zitiert habe. Dann heißt es : 

"Sektionschef Dr. Peterlunger und Mini ­
sterialrat Dr. Häusler erklären zunächst über­
einstimmend, daß die Behauptung, daß der 
Schreibtisch Eulers in Anwesenheit des Bundes­
ministers Soronics aufgebrochen und durch­
sucht worden sei, völlig unrichtig sei. Die 
Nachschau in dem Schreibtisch, der unver­
sperrt war, sei durch die beiden genannten 
Herren mit Zustimmung und in Anwesenheit 
Eulers erfolgt. Weitere Personen seien hiebei 
nicht anwesend gewesen.1 <  (Ruf bei der SPÖ : 
Wann war denn das ? - Abg. Dr. Withalm : 
Heute war das ! - Ruf bei der SPÖ : Die 
Verfolgungsmaschinerie ! ) 

"Die bei den letztgenannten Herren, wie auch 
Sektionschef Dr. Seidler und Sektionsrat 
Dr. Pachernegg erklären nachdrücklich, daß 
sie niemandem gegenüber eine anders lautende 
Darstellung oder Andeutung gemacht haben. 

Sie sehen sich daher veranlaßt, die in der 
,Arbeiter-Zeitung' enthaltene Verdächtigung 
leitender Beamten des Innenministeriums , 
was sie betrifft, mit aller Entschiedenheit und 
Entrüstung zurückweisen zu müssen." (Abg. 
Dr. Wit halm :  Ehrenabschneiderei nennt man 
so etwas ! - Abg. Wei khart : Das habt ihr 
notwendig ! - Abg. Harr :  Das haben Sie 
notwendig, ihr seid Meister auf dem Gebiet ! -
Abg. M ayr : Das ist ja laufend eure 
Methode ! - Abg. A lt e nburger : AZ, die 
Lügnerin I) 

"Da, wie erwähnt, bei der Nachschau im 
Schreibtisch Eulers kein anderer Beamter zu­
gegen war" (anhaltende Zwischenrufe - der 
Präs ident  gibt das Glockenze'ichen) , "ist es 
auch ausgeschlossen, daß ein anderer leitender 
Beamter eine diesbezügliche Mitteilung auf 
Grund eigener Wahrnehmungen hätte machen 
können. 

Wien, am 27. November 1 968. 
Dr. Seidler, Dr. Peterlunger, Dr. Häusler, Dok­

tor Pachernegg", eigenhändig unterschrieben. 
(Abg. M ayr:  Wie heißt dieser sozialistische 
Schmierfink, der das geschrieben hat ? -
Abg. Harr :  Ober den Seidler werden wir noch 
reden ! - Abg. A ltenbu rger :  So eine 
Lüge ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Bevor 
die Freundlichkeiten wieder steigen, muß ich 
schon ersuchen, sich wieder zurückzuhalten. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Nun hat auch gestern . . . . (Abg. H orr :  Fangen 
Sie beim Vize kanzler an ! Der Ehrabschneider, 
der will noch etwas reden ! Sie haben es not­
wendig, "Ehrabschneiderl< Z'lt sagen, Sie schneiden 
am meisten die Ehre ab ! - Abg. Dr. Withalm : 
Seien Sie vorsichtig ! Herr Präsident, ich bean­
trage einen Ordnungsruf ! Das wird er mir 
nicht sagen ! - Abg. Ze i l l inger :  Seit wann 
kann man das durch Zuruf ? - Abg. E b erhard:  
Wer hat denn "Ehrabschneider" gesagt ? - An­
haltende Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Einen 
Ordnungsruf kann man nicht von da bean­
tragen ! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren ! J ch ersuche Sie 
bei aller Einsicht für eine berechtigte Erhitzung, 
sich die Vokabeln zu überlegen ! Ich ersuche 
Sie auf allen Seiten ! (Abg. Horr :  Da gehört 
ihm einer ! Er glaubt, weil er Vizekanzler ist, 
kann er sich alles erlauben !) 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) :  
Ich bin sicher, daß der Herr Präsident des 
Hauses sich das stenographische Protokoll 
wird geben lassen, um dann den Ordnungsruf, 
der beantragt wurde, zu erteilen. (Abg. 
Dr. Broda : Herr Kollege I Sie sind hier kein 
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Subsidiaritätsankläger J - Abg. Dr. Wit- i nahmen nach dem 2 1 .  August durchgeführt 
halm:  Das ist eine Ehrabschneiderei 1 - Wei- ' und in der Folge der Öffentlichkeit bekannt­
tere heftige Zwischenrufe bei der SPO.) Das darf gegeben worden sind, hat der Inhalt der Be­
ich doch wohl sagen, daß ich der überzeugung · sprechung den geheimen Charakter verloren. 
bin, vi�lleicht ir�e ich mich. (E�r:�ute Zwischen- Ich habe das deshalb gesagt, damit mein 
�ufe b�� der .SPO) D�r Herr Prasldent .brauch� Kollege Robert Weisz beruhigt sein kann , 
Ihn sICherlIch mcht . (Abg. Dr. W�thalm .  daß von der zuständigen Stelle mit den zu­
Heute sind Sie gereizt, weil wir Ihnen das sagen 1 ständigen Herren des Rundfunks diesbezüglich 
Gester� konnten �ir u� alles. vo� Ihnen s�gen gesprochen und verhandelt wurde. ( Abg . 
lass�n .  Heute s�nd S�e he�kel . - . We�tere W e i khart :  Aber Euler hat doch den Peter­
ZW�8c�enrufe. - Abg. Harr : tJberhebl1,ch, sonst lunger im Fernsehen der Spionage bezichtigt I 
gar mchts !) Das können Sie doch nicht ableugnen 1 Das haben 

Präsident : Ich bitte, nicht zu provozieren, Millionen Menschen gehört I) Ich glaube, Kol­
daß ich eine Proporz serie von Ordnungsrufen lege vVeikhart, Sie sind noch von gestern und 
erteilen muß ! Meine Damen und Herren ! von heute so aufgeregt, daß Sie meinen Aus­
Ich bitte, doch etwas ruhiger zu werden und führungen nicht folgen konnten. (Abg. Weik­
sich zu überlegen, daß auf allen Seiten die hart :  Wären Sie in Ihren Reden nur immer so 
Äußerungen schon sehr an der Schnittfläche ruhig wie ich l - Ironische Heiterkeit bei der 
sind ! O VP. - Abg. Weikhart :  Daß ich eine laute 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : Stimme habe, dafür kann ich nichts I) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Präsident : Wenn niemand aufgeregt sein 
Der Kollege Robert Weisz hat mir in diesem will, dann bitte ich, jetzt nicht aufgeregt zu 
Zusammenhang gestern als Vorsitzenden der sein ! (Abg. Wei kh art : Herr Präsident ! Bitte, 
Österreichischen Rundfunkgesellschaft den Herr Präsident, das auch dem Herrn Redner zu 
Vorwurf gemacht, ich hätte nichts gegen das sagen !-Abg. Robert Graf:  Wie schauen Sie dann 
gesamte Interview mit Euler unternommen. erst aus, wenn Sie sich aufregen, wenn Sie gestern 
Ich habe Ihnen mit einem Zwischenruf schon ruhig waren ? Würden Sie uns das sagen 'I -
gesagt, daß ja auch der Vorsitzende-Stell - Abg. Wei khar t :  Wenn man Sie anschaut, 
vertreter, der Parteivorsitzende der Sozialisti- könnte man aufgeregt werden ! _ Abg. Dr. Wit­
.schen Partei Dr. Kreisky, ebenfalls nicht s halm : Was Ihnen nicht schwerfällt !) 
gemacht hat, weil wir nichts machen können ; 
weder im Ges. m. b. H.-Gesetz noch im Rund- Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
funkgesetz haben wir dazu die Möglichkeit . Ich darf noch etwas verlesen. " Am 20. Novem-

Aber hier darf ich Ihnen sagen, daß schon ber 1968, um 15.45 Uhr, hat der General­
am 19. November zwischen dem Herrn Bundes - intendant des Österreichischen Rundfunks den 
minister für Inneres Franz Soronics und de m gefertigten" - Sektionschef Dr. Seidler - "tele­
Generalintendanten des Österreichischen Rund _ phonisch angerufen und mitgeteilt, daß er bereit 
funks Bacher eine Aussprache über die Bericht - sei, in der heutigen Sendung ,Zeit im Bild' 
erstattung im Zusammenhang mit den in der zu dem Fernsehinterview mit Alois Euler eine 
Öffentlichkeit diskutierten Spionagefällen statt - Erklärung ausstrahlen zu lassen, in der der zwei­
gefunden hat. Herr Generalintendant Bacher te Absatz des ihm vom Herrn Bundesminister 
hat der Auffassung zugestimmt, daß sich Rund - übermittelten Entwurfes inhaltlich nur mit 
funk und Fernsehen in so heiklen Angelegen- der Veränderung gebracht wird, daß anstelle 
heiten auf die offiziellen Aussendungen des der einleitenden Worte ,hat der General­
zuständigen Ministeriums beschränken und intendant zur Kenntnis genommen' die Worte 
von weiteren Kombinationen Abstand nehmen gebracht werden : ,wie das Bundesministerium 
sollten. für Inneres bekanntgibt' . 

Auf das Fernsehinterview mit Euler ein- Eine Entschuldigung, wie sie im Schluß-
gehend, wurde dann vereinbart, am selben absatz des Entwurfes des Herrn Bundes­
Abend zu senden, daß Euler niemals ver- ministers vorgesehen ist, lehnte Bacher mit der 
dächtigt worden sei, einen sogenannten Mob- Begründung auf das entschiedenste ab, da 
Plan preisgegeben zu haben, und daher auch mang�ls einer Verurteilung Eulers noch nicht 
seine Behauptung, Sektionschef Dr. Peter - erwiesen sei, daß dessen Angaben tatsächlich 
lunger habe ein solches Geheimnis vor ihm unrichtig gewesen seien. Schließlich erklärte 
preisgegeben, jeder Grundlage entbehre. sich der Generalintendant über Vorschlag des 
Dr. Peterlunger hatte vor dem 2 l .  August Gefertigten jedoch bereit, einen Schlußsatz 
keine Kenntnis von der am 23. Juli dieses folgenden Wortlautes anzufügen : ,Der Öster­
Jahres zwischen Vertretern der Bundesmini- reichische Rundfunk nimmt diese Mitteilung 
sterien für Inneres und Landesverteidigung . des Bundesministerinms für Inneres gerne zur 
stattgefundenen Besprechung. Da diese Maß - i Kenntnis.' " 
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Den ersten Absatz des Entwurfes erklärte 
Bacher aus dem Grund nicht übernehmen 
zu können, weil durch einen Hinweis auf eine 
Aussprache mit dem Herrn Innenminister der 
Angelegenheit eine Bedeutung beigelegt würde, 
die ihr nicht zukomme. Wenn er auch mit dem 
Minister übereinstimme, daß Rundfunk und 
Fernsehen ihren Sendungen grundsätzlich die 
offiziellen Verlautbarungen zugrunde legen 
sollen, könne er doch nicht die Verpflichtung 
übernehmen, über diese amtlichen Verlaut­
barungen hinaus keine Mitteilungen zu senden. 
Dadurch hätte es jedes Ministerium in der 
Hand, die Darstellungen im Rundfunk und 
Fernsehen nach seinem Gutdünken zu be­
schneiden. 

Ich glaube, ich habe das Hohe Haus jetzt 
hinlänglich informiert. (Abg. M e lte r :  Welche 
Versuche die Bundesregierung unternimmt I) 
Das ist zweifellos die freie Rundfunkbericht­
erstattung, wenn sie über eine amtliche Mit­
teilung hinaus noch einen Kommentar gibt. 
(Zwischenruf des Abg. Pölz.) 

Kollege Pölz ! Sie haben anscheinend gewußt, 
daß ich nun etwas zu Ihren Ausführungen zu 
sagen wünsche. (Abg. Pölz : Drum bin ich 
hier geblieben, Herr Staatsanwalt I) Das ist sehr 
nett, und ich danke Ihnen vjelmals ! Ich glaube, 
Sie haben gestern am unrichtigen Platz, 
nämlich beim Kapitel Bundeskanzleramt, zum 
Bauskandal gesprochen. (Abg. Pölz : Das war 
doch die Erklärung des Bundeskanzlers, zu der 
ich gesprochen habe I) 

Lassen Sie mich ein bißchen weiterreden. 
Selbstverständlich weiß ich auch hier nur zu 
genau, daß das Parlament das Recht und die 
Verpflichtung hat, darüber zu reden. Ich 
warte gerne jenem Tag entgegen, an welchem 
der Bericht des Untersuchungsausschusses 
hier im Hohen Hause verhandelt wird, weil 
manches klargestellt und weil vielleicht auch 
für die Zukunft manches in neue, bessere 
Bahnen gelenkt werden wird. 

Aber, Kollege Pölz, nochmals : Der Herr 
Bundeskanzler ist für die Verfahren, die im 
Zusammenhang mit dem Bauskandal durch die 
unabhängigen österreichischen Gerichte ge­
führt werden, nicht verantwortlich, weil er 
auch nicht zuständig ist. (Abg. Pölz : Dann 
soll er keine solchen Erklärungen abgeben, wenn 
er nichts dazu zu reden hat I) Ich darf Ihnen sagen : 
Er hat nur gesagt, daß ohne Rücksicht auf 
Persönlichkeiten zugegriffen wird (Abg. Pölz : 
Das soll der Justizminister sagen I) , und hat 
gemeint, daß von keiner Seite, soweit er, der 
Herr Bundeskanzler, darauf Einfluß hat, 
irgendwie darauf Bedacht genommen wird. 

Ich darf Ihnen, Kollege Pölz, jetzt noch 
etwas sagen, das Ihnen vielleicht ein biß ehen 
wehtun wird. (Abg. Pölz : Nein, nein !) Die 

Verfahren in einem Rechtsstaat sind ein 
bißehen anders als Strafverfahren in einer 
Diktatur ! (Abg. Pölz : Herr Staatsanwalt ! 
Sechs Monate schweren Kerker habe ich bekom­
men von österreichischen Gerichten auf Verlangen 
der Russen 1 So sind die Verfahren, weil sie 
keinen Mut haben ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Meine 
Damen und Herren, ich bitte Sie ! 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Kollege Pölz, seien Sie mir nicht böse (Abg . 
Pölz : Ich schicke Ihnen meinen Akt ! Fünfmal 
hinausgeschmissen von den Russen !) : Das muß 
doch zu einer Zeit gewesen sein, als kein ÖVP­
Mann Justizminister war. (Beifall bei der 
Ö VP. - Abg. Pölz : Aber die Herren Richter, 
Herr Staatsanwalt ! - Ruf bei der SPÖ :  
Kann der Justizminister einem Richter Wei­
sungen erteilen ?) 

Präsident : Amt Wort ist Dr. Kranzlmayr. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Ich darf eines sagen : Bevor ein Richter über 
einen Menschen ein Urteil fällen kann, muß 
zuerst der an das Weisungsrecht des Ministers 
gebundene Staatsanwalt eine Anklage machen 
- und das ist in Ihrem Fall wahrscheinlich 
geschehen. (Abg. Pölz : Vor der Verurteilung 
ist mir mitgeteilt worden :  Sei ruhig, 
du bekommst sechs Monate, weil es die 
Russen verlangen ;  in der nächsten Instanz, 
in Wien, in der neutralen Zone heben wir e8 
auf I) 

Was hat nun . . .  (Abg. Pölz : Ich schicke 
Ihnen meinen Akt !  Fünfmal hinausgeschmis­
sen von den Russen !) 

Präsident : Meine Damen und Herren ! Jetzt 
keine Zwiegespräche ! (Abg. Pölz : Ein Skandal ! 
Das verteidigen Sie ! Ich würde mich schämen ! -
Abg. G laser : Wenn man sich so benimmt, 
muß man sich schämen ! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Kollege Pölz ! Ich darf Ihnen in aller Ruhe 
eines sagen . . . (Abg. Pölz : Verteidigen Sie das, 
daß 17,5 Millionen genommen wurden und es 
keinen Schuldigen gibt ?) Wir reden jetzt ent­
weder noch einmal von Ihrer Verurteilung 
oder von dem anderen. Sie haben angefangen, 
daß Sie von österreichischen Gerichten zu Un­
recht verurteilt wurden und daß Ihnen daher der 
G laube an diese Gerichte verlorengegangenist. So 
habe ich es entnommen. (Abg. Pölz : In 
meiner Frage - ja ! Sogar im Akt ist vermerkt, 
daß die Russendolmetscher bezahlt haben werden 
müssen !) 

J ch weiß nicht, wann das gewesen ist. Ich 
habe die feste überzeugung, daß -wahrschein­
lich Ihre Freunde in der Koalitionsregierung, daß 
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wahrscheinlich der Herr Bundesminister für Jus. 
tiz denFall gekannt hat ( Abg. Dr. Pit t ermann : 
Das war der Gerö !) und daß sie wahrscheinlich 
alles versucht hätten, wenn die Möglichkeit 
bestanden hätte, nicht österreichische Gerichte 
zu einem Urteil zwingen zu lassen, das von den 
Russen vielleicht aufoktroyiert war. Aber hat 
es irgend jemanden gegeben, der das verhindert 
hätte . . . (Abg. Pölz : Aber mir werden Sie 
nicht vorwerfen können, daß ich ostanfällig 
bin / - Gegenrufe bei der O VP. - Ruf bei der 
o V P :  Das behauptet ja niemand ! - Weitere 
Zwischenrufe. ) 

Präsident: Meine Damen und Herren ! Zu· 
rück zur Sache ! Wir reden doch jetzt von 
etwas ganz anderem ! 

Abgeordneter Dr. Kranz1mayr (fortsetzend) : 
Ich glaube, mit Ihnen ist eine Diskussion 
so schwierig, weil Sie ja sofort auf etwas 
anderes übergehen . . . (Weitere Zwisohenrufe 
bei der 8 pO. - Unruhe.) 

Präsident : Kollegen ! Ich bitte, sich doch 
etwas zu beruhigen ! 

Abgeordneter Dr. Kranz1mayr (fort8etzend) : 
Jetzt, Kollege Pölz, darf ich Ihnen noch eines 
sagen : Wenn die Freiheit Österreichs da­
mals schon dagewesen wäre, hätte doch zu­
mindest das Staatsoberhaupt von seinem 
Begnadigungsrecht sofort Gebrauch gemacht. 
-( Abg. Pö lz :  1959 vor der Wahl habe ich an­
gesucht, weil ich als " Verbrecher" nicht hätte 
gewählt werden können ! Vorher war es mir eine 
Ehre, für Österreich verurteilt worden zu sein !) 

Wenn Sie früher zu mir gekommen wären, 
wären Sie durch meine Intervention früher 
begnadigt worden. (Abg. Pay : Jetzt wissen 
wir, wie man es macht !) Sicherlich ! Weil das 
ein Recht ist ! 

Präsident : Also Hohes Haus ! Ich bitte 
jetzt wieder sachlich zu debattieren ! (Anhal­
tende Unruhe.) 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Ich darf Ihnen sagen : Das Gnadenrecht des 
Bundespräsidenten ist in der Verfassung ver­
ankert, und es steht jedem frei, ein Gnaden­
gesuch zu machen. - Ich weiß nicht, viel­
leicht bekomme ich den Akt Pölz, ich werde 
ihn dann studieren und ein anderes Mal 
dem Hohen Hause darüber berichten. Hohes 
Haus ! Ich kann mir beim besten Willen 
nicht vorstellen, wenn nicht ein Versehen 
unterlaufen ist, daß eine Verurteilung, die 
auf Verlangen der Russen erfolgt ist, nicht 
sofort im Jahre 1955, als wir die Freiheit 
gehabt haben, wieder kassiert worden wäre. 
Ich kann mir das nicht vorstellen. 

Hohes Haus ! Es ist . . . (Abg. Dr. Pit t er­
mann : Es gibt auch noch Rassenschande als 

Vorstrafe in Österreich !) Das müssen Sie 
auch erst beweisen, Kollege Pittermann ! (Abg. 
Dr. Pit t e rma n n :  Schauen Sie sich die Ein­
gabe der J urüJtenkommi8sion an !) Das kann 
ich mir auch nicht vorstellen, aber bitte, 
Sie behaupten ja so manches, was Sie dann 
widerrufen müssen. 

Und nun zu meinem letzten Kapitel, das 
auch hierhergehört und das auch von meinen 
Vorrednern angeschnitten wurde : Rundfunk. 
Ich komme zum Anti-Bacher-Komplex des 
Herrn Vize kanzlers Pittermann. ( Präsident 
Dipl .. lng. Waldbrunn e r  übernimmt den Vor­
lSitz.) 

Herr Vizekanzler Pittermann ! Ich möchte 
Ihnen eines sagen : Sie sagen immer, daß 
Sie füt' eine freie Berichtetstattung nicht ein· 
treten können, weil Sie von der Objektivität 
der Herren nicht überzeugt sind. Der alte 
Volks bürgermeister Lueger hat einmal ge­
sagt : " Wer ein J ud' ist, bestimme ich !" Mir 
kommt es so vor, daß Sie auf dem Stand· 
punkt stehen : Was objektiv ist, das bestimme 
ich, Pittermann ! (Abg. Dr. Pi t t ermann:  
Das bestimmt der Bacher !) 

Sie haben nach der Parlamentskorrespondenz 
kritisiert, daß die Österreichische Rundfunk 
Ges. m.  b. H .  ihl'er Pflicht einer objektiven 
Information der Öffentlichkeit über die Tätig. 
keit der gesetzgebenden Körperschaften nicht 
entsprechend nachkomme. Sie haben dann 
die Kurznachrichten von Ö 3 über die Vor­
lage des Budgets sowie auch die Fernseh­
sendung "Stimme der Zeit" vom 25. Oktober 
zitiert und Ihre Behauptung zu erhäl'ten 
versucht, worin es im Zusammenhang mit 
der Stellungnahme zum Problem Brenner­
Autobahn hieß : Die Sozialisten seien nicht 
erschienen, weil der sozialistische Lalldesrat 
Zechtl die Verantwortung dafür trage. Ich 
habe mir nun die beiden Sendungen aus· 
heben lassen. Ich darf Ihnen sagen, daß 
in Ö 3 nichts anderes gekommen ist, als in 
der Padamentskorrespondenz enthalten ist. 
Es wurde über die Vorlage des Budgets 
nichts anderes gemeldet, als Pittermann und 
die Sozialisten hier vorgebracht haben, daß 
sie protestiert haben und so weiter. (Abg. 
Dr. Pit t erman n :  Das waren die Nachrichten 
von 11 Uhr, da gab es noch gar keine Korre­
spondenz !) 

Ich darf Ihnen auch sagen : Vb er die 
Brenner-Autobahn ist auch kein unrechtes 
Wort gesagt worden und auch nichts Un­
objektives. Es hat nur geheißen, daß der 
Straßenbaureferent der Sozialistischen Partei 
angehört. (Abg. Dr. Pit t erma n n :  Für die 
Landesstraßen ! Für die Bundesstraßen der 
Herr Landeshauptmann !) Es gibt in der 
Tiroler Landesregierung nur e i ne n  Straßen. 
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referenten. (Abg. Dr. Pi t terman n :  Zu'ei, 
Herr Kranzlmayr ! Bundesstraßen und A uto­
bahnen der Herr Landeshauptmann ! Erkun­
digen Sie sich bei Kotzina ! - Rufe bei der 
SPÖ : Das wurde in der Fragestunde klar­
gestellt ! Das will er nicht wissen ! Da8 kann 
er nicht zur Kenntnis nehmen ! Das paßt 
nicht ins Konzept !) Ich habe volles Ver­
ständnis dafür, daß sie natürlich - ich meine 
die Sozialistische Partei sehr, sehr 
daran interessiert ist, mehr Einfluß auf den 
Rundfunk und mehr Einfluß auf das Fern­
sehen zu bekommen. (Abg. Dr. Pi t t ermann : 
Objektivität wollen wir haben !) Aber ich darf 
Ihnen sagen, daß es ein Segen für die Demo­
kratie ist (Abg. Dr. Pi t t erma n n :  Für tfie 
Ö V P sicherlich !), daß die Kompetenzstreitig -
keiten des Parteiproporzes vom Rundfunk 
entfernt wurden. (Zwischenruf: Tatsächlich ?) 
Jawohl, tatsächlich ! Ich glaube, Sie können 
keine Beweise erbringen, daß dies nicht 
der Fall ist . 

Sie haben immer noch einen Anti-Bacher­
Komplex, obwohl ich Ihnen, Herr Vize­
kanzler, das letzte Mal nachgewiesen habe -
Sie haben mir Vorwürfe gemacht, daß ich 
dies als V OTsitzender der Gesellschaft mache, 
aber ich glaube, ich bin dazu vel'pflichtet -, 
daß auch der Östetteichiscbe Rundfunk nun 
ein internationales Niveau erhalten hat , 

Die konsequente Entpolitisierung dieses 
Unternehmens hat sicherlich dazu geführt, 
daß die Reform durchgeführt werden konnte 
(Ruf bei der SPÖ : Das ist ja lächerlich I) 
und daß nun Investitionen gemacht werden 
konnten. 

Von einem Redner wurde gesagt : Nichts 
anderes ist gemacht worden als die Gebühren 
zu erhöhen ! Sicherlich - ich habe das scbon 
einmal gesagt - hätte der alte Vorstand mehr 
machen können, wenn er auch diese Ge­
bühren gehabt bätte ; aber solange eben der 
Parteiproporz gewesen ist, konnte kein Vor­
stand zu einem einstimmigen Beschluß kom­
men, die notwendigen Gebühren für den Be­
trieb zu erhalten. Ich kann Ihnen hier sagen : 
Die erste Gebührenerhöhung hat der damals 
zustänrlige Ressortminister Dipl.-Ing. Wald­
brunnel' beantragt, und zwar · mit vollem 
Recht, weil auch er die Rechnungen über­
prüft und eingesehen h at, daß eine solche 
Erhöhung notwendig gewesen wäre. Ich bin 
aber auch bier der Meinung, daß es absolut 
in Ordnung ist, wenn wir alle darauf be­
dacht sind, daß keine Auswüchse geschehen, 
daß hier tatsächlich kein Mißbrauch geübt 
wird, denn wir wissen nur zu genau, daß 
nicht nur Diktaturen, sondern daß auch 
Demokratien in die Gefahr kommen, zur 
"Telekratie" zu werden. 

Es hat sich auch nicht herausgestellt, 
wie so manche gemeint haben, daß durch 
das Fernsehen und durch die Reklame im 
Fernsehen das Zeitungsgeschäft zerstört wer­
den würde. Es wal' vielleicht eine Zeitlang 
etwas schwierig, aber auch hier, glaube ich, 
ist ein gutes Kompromiß geschlossen worden, 
daß eben die Begrenzung im Wel'befernsehen 
gesetzlich festgelegt wurde und nun jedem 
das Seine zuteil wird, 

Wie mächtig diese Massenmedien sind, 
erkennen wir gerade in den Diktaturen. 
Immer wird bei Rev olutionen nicht in erster 
Linie das Regierungsgebäude oder das Par­
lament besetzt, sondern in erster Linie werden 
das die Gebäude, in denen die Massenmedien 
daheim sind und von wo sie senden können. 
Diese Massenmedien kommen in starke Ab- ·  
hängigkeit, ich möchte sagen i n  eine Hörig­
keit von den jeweils herrschenden Gruppen. 
Ich glaube, Sie tun es mit vollem Recht, · 
wenn Sie mithelfen, dies zu überwachen, 
damit nicht soJche Dinge eintreten können. 

Kol1ege Lanc oder sonst einer der Abge­
ordneten hat gesagt : Ja - er hat auch wieder 
unterschwellig den Neidkomplex geschürt -, 
nun geht das Österreichische Fernsehen daran, 
das Farbfernsehen einzuführen, nur für wenige 
Reiche, obwohl noch nicht alle Österreicher 
das Erste und das Zweite Fernsehen empfangen 
können. (Ruf bei der S P Ö : Ist auch 80 !) 
Stimmt, ganz richtig. Aber es wurde hier 
falsch zitiert. 

Bacher hat bei der Pressekonferenz folgendes 
gesagt : Im Unterschied zu vielen ausländi­
schen Stationen deklariert der Österreichische 
Rundfunk seine Farbsendungen vorderhand 
als Farb-Versuchsprogramm . .  Damit so11 doku­
mentiert werden, daß der Österreichische 
Rundfunk - und jetzt hören Sie - zwar den 
Anschluß an den technischen Fortschritt 
halten wird, dem Farbfernsehen jedoch keinen 
Vorrang vor anderen, wichtigeren Investi­
tionsvorhaben einräumen wird. (Abg. 
Dr. Pi t t erm a n n :  Zweites Fernsehprogramm !) 
Imme! hin ! Es wird hier getrachtet, daß 
nach dem Investitionsprogramm der vor­
gesehene Ausbau aller Senderketten für Rund­
funkempfang und der Ausbau für den Empfang 
des Ersten Fernsehens und des Zweiten Fern­
behens so vor sich geht, wie er dank des Be­
schlusses des Hohen Hauses, hier verbilligt 
Kreditmöglichkeiten zu haben, erfolgen kann. 

Vielleicht darf ich abschließend sagen : 
Es hat keinen Sinn und keinen Zweck, sich 
gegenseitig zu verdächtigen, gegenseitig zu 
unterschieben, man würde dies oder jenes 
gegen das Gesetz machen. Ich glaube, Sie 
haben auch gestern keinen guten Offizier 
gehabt, der diese Schlacht geplant und ein.-
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geleitet hat, denn das Pulver, das Sie gestern Sinn 1) über Geschmack läßt sich streiten. 
in so großem Ausmaß verschossen haben, (Zwischenrufe bf-i der Ö VP.) Ich habe, Herr 
haben Sie zweifellos zu früh verschossen. Kollege Kranzlmayr, das sehr bedauert. (Abg. 
Aber seien Sie überzeugt, eines haben Sie Dr. Withalm : Das 80llen sich Ihre Herren 
erreicht : Wenn vielleicht auch da und dort merken ! Denken Sie an die gestrige Debatte ! -
einer von uns dieses oder jenes kritisiert Abg. Dr. K ranzlmayr ,' Was Geschmack anlangt, 
hat - nach Ihrem gezielten Angriff stehen würde ich an Ihrer Stelle sehr bescheiden sein I) 
wir weit fester und weit dichter hinter Klaus Ich möchte, Herr Kollege Kranzlmayr . . .  
und seiner Regierung ! ( Anhaltender Beifall I (Heftige Rufe und Gegenrufe bei Ö V P 
bei der (J VP. - Zwischenrufe bei der SPÖ .j und SPÖ. - Abg. Ko nir :  Takt muß man 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als näch- haben ! - A bg. Dr. Withalm : Den haben 

stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord- wir gestern bemerkt, den Jlakt !) Zwischenrufe 
neten Dr. Broda das Wort. sind, glaube ich, keine Argumente. Setzen 

wir also die Debatte fort. 
Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Herr Prä- Ich mo" chte d 't h d . I t 'd r H h H r S h h D 

' amI auc as emma gesag SI ent . 0 es aus . e r gee rte amen WI'rd noch . I k] t ]l f . h , elnma ars e en, worau SIC und Herren ! Auch der Kollege Kranzlmayr, I der KoII g P "I " t . R d 
d S d
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R�gIe- in der Debatte vom 23. November 1966, in rungsparteI, WIe er SIC a zelC ne , emen dem s h' ß .  guten Dienst erwiesen. (Abg. Dr. W i thal m :  

e Ie .
. .. . 

Den Stil haben Sie gestern geprägt !) Statt Bauskandal . , ,?le gegenw�rtlgen Unter-
daß Sie, sehr geehrte Damen und Herren s�chu�gen haben l�� ,,:,"urzel In Erhebunge�, 
von der Österreichischen Volkspartei, über dIe vIe�e Ja�e zuruckl�eg

.
en. Ich werde SIe 

dieses Ihr Budget sprechen, sprechen Sie sofort 1m emzel�en skIz�leren.: �ber Erhe­
von allen anderen Dingen, die nicht hierher bungen und stnkte gerIChtsf ormlge Verfol­
gehören. (Abg. Dr. K ranzlmayr : Ich habe gung unter vol1er Anwendung der

. 
Gesetze 

nur auf die Dinge repliziert, die Sie und Ihre u;nd ohne Ansehen der B�troffenen. 
smd von­

Leute in der Budgetdebatte gebracht haben !) el�a�der zu unt�rscheId�n. DIe gegen­
Verehrter Kollege Kranzlmayr ! Ich rufe wartlge BundesregIerung Jedenfalls hat in 
das ganze Hohe Haus zum Zeugen auf: ihrer Einstellung zur . Verwirkl

.�
chu;ng des 

Sie haben nicht in einer einzigen Frage der R:echtsstaatsgedankens dIe Tore fur �le ung�­
Verwaltungs reform über die ich eine Stunde hmderte Untersuchung solcher Vorfalle welt 
hier gesprochen habe, repliziert. Nicht in aufgestoßen. Es wird durchg�griff�n ! " (Abg. 

einer einzigen Frage I (Abg. Dr. K ranzl- Dr .
. 
Kranzlmayr:  Und wo. '/,st .ntcht durch. 

mayr : Sicherlich nicht l Ich bin auch nicht ge�rtffen worde
"
n ? Von wem '/,st ntcht durchge-

verpflichtet dazu !) gnffen worden . )  

Hohes Haus ! Ich habe mich der Mühe Sehr geehrte Damen und Herren ! Hohes 
unterzogen, mich sehr ernst mit den Argu- Haus ! Der HelT Bundeskanzler hat damals 
menten Ihres Kollegen Guggenberger ausein- ohne velfassungsmäßige Notwendigkeit in die­
anderzusetzen. (Abg. Dr. K ranzlm ayr : Ich seI' Angelegenheit hier vor dem Hohen Hans das 
werde nicht wieder darauf replizieren !) Sie Wort ergriffen, und der Kollege Pölz hat ihn 

brauchen gar nicht replizieren, Herr Kollege gestern in seiner Rede an dieses Wort erinnert. 
Kranzlmayr, aber für StaatsanwäJte und Nichts anderes ist ge<;chehen. 
Nichtstaatsanwälte gilt ein alter Grundsatz : Der Herr Kollege Kranzlmayr hat am Ein­
Retourkutschen zählen nicht ! (Beifall bei gang seiner Rede als Staatsanwalt sich auch 
der SPÖ. - Abg. Dr. Kranzl may r :  Ent- mit meiner Person beschäftigt. Ich darf dazu 
schuldigen Sie, was ·  machen denn Sie jetzt ?) gerue heute vor dem Plenum folgende Erkla-

Ich möchte mich nicht auf das Niveau rung abgeben. 
der vorherigen Zwiesprache llllt dem KoJ]egen Sie haben, Kollege Kranzlmayr, die Niede­
Pö]z begeben, das Sie, Kol1ege Kranz]mayr rungen des Winterwahlkampfes 1965/66 in 
- ich bedauere es, weil wir uns schon so Erinnerung gerufen, und Sie haben damit die 
lange kermen -, hier angegeben haben, u nqualifizierbaren Methoden in Erinnerung ge­
als Sie es für richtig befunden haben, Justiz- ,ufen, mit denen damals (Abg. Glas e r :  . . . die 
minister, die entweder nicht mehr unter den Soziali8ti8ch�. Partei gea'ybe'itet hat I) die Propa­
Lebenden weilen, wie Justizminister Gerö, oder ganda der Osterreichischen Volkspartei gear­
Amtsvorgänger, die schon lange aus dem Amt beitet hat .  (Zwischenrufe bei der SPÖ. -
geschieden sind (Abg. Dr. K ranzlmayr : Abg. L i b a l  zu .. !1bg. Glaser : Sei vorsichtig ! -
Ich habe sie nicht any€griffen !) , zu apostrophie- Ruf bei der SPO : Laßt den Glaser weitersingen, 
ren. (Abg. Dr. K ranzlmayr ,' In gutem e8 zahlt sich nicht a7ts : Heiliger Klau8 I -
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Weitere Zwischenrufe bei der S PÖ. - A bg. 
G las e r :  Was haben Sie gesagt ? - Anhaltende 
Zwischenrufe. - Präsident Dipl. -Ing. Wald­
b ru n n e r  gibt das Glockenzeichen. - Abg. 
Glas e r ,'  Das ist eine Unverschämtheit ! Ihr 
habt das notwendig mit eurer Lügenpropaganda !­
Abg. Dr. W ithalm ,' "Die räuberischen Instink­
te", haben wir gerade zuvor gehört, hat .-1ie Ö V P !) 
Aber nicht von mir . (Abg. Dr. W i thalm ,' 
Von Ihnen nicht, aber in einer offiziellen Streit­
schrift für den sozialistischen Funktionär steht 
das !) Soweit es ein� Antwort auf . . . (Abg. 
Pro b s t : Ich werde die antisemitischen Töne 
Ihrer Zeitung darlegen, was Sie da über Kreisky 
geschrieben haben !) Darf ich . . . (Abg. Glas e r :  
Haben Sie das FUßsach-Büchel in der Hand ? -
Abg. L i b a l : Glaser, schau einmal, daß du eine 
Wahl gewinnst, unO. sei ruhig !) Hell' Kollege 
Kranzlmayr ! (Abg. G laser :  Die letzte haben 
wir sehr gut gewonnen bei den Anstalten ! 
In Salzburg 27 Mandate wir und 12 ihr, vor 
allem bei den Arbeitern !) Gehört daq zu 
den Obersten Organen, was der Kollege Glaser 
hier sagt ? (Abg. Dr. Withalm : Was gestern 
gesagt wurde, gehört auch nicht alles zu den 
Obersten Organen !) 

Hohes Haus ! In diesen Niederungen des 
Wintel'wahlkampfes 1965/66 hat sich - das i'!t 
Tatsache - die Wahlpropaganda der Öster­
reichischen Volkspal·tei auch nicht gescheut, 
nur um einen ihrf3r Gegner, den damaligen 
Justizminister: anzugreifen, die ganze öster­
reichische Justiz mit in den 'Vahlkampf 
hineinzuziehen ! Das ist Tatsache. Erinnern 
Sie sich an da'!, was geschrieben worden ist : 
Es wird ein kommunistisches Strafgesetz aus­
gearbeitet ! - Es ist in der Zwischenzeit, im 
Jahr 1 968, im wesentlichen, in den Fundamen­
ten dasselbe, wieder eingebracht worden. Es 
ist . . .  (Abg. Dr. Wi tha lm:  Sie haben ein 
gutes Gedächtnis : Wo Ütt das von dem kommu­
nisti�chen Strafgesetz gestanden ?) In der von 
Ihnen gern zur Kenntnis genommenen Wahl­
propaganda . (Abg. Dr. Withalm : Dann lesen 
Sie das vor, wo dos gestanden ist !) Auch der 
Pressedienst der Österreich ischen Volkspartei 
hat hier . . .  (Abg. Dr. Wi thalm : Das werden 
Sie auf den Tisch legen müssen ! Wo ist das ge-
8tanden von dem kommunistischen Strafgesetz ?) 

Ich kann Ihnen gen au sagen, wo das gestan­
den ist : in einer Zeitung, deren Namen ich 
hier nicht aussprechen werde und zu deren 
Verteidiger sich hier Kollege Kranzlmayr jetzt 
im Zuge der Rekapitlllierung dieses Winter­
wahlkampfes gemacht . hat, ( A bg. Dok­
'or W i t h a l m :  Diese Zeitung war nicht eine 
Zeitung der Östeneichischen V olkspat·tei !) Mir 
hat der Presseaienst der Österreichischen 
Volkspartei von damals genügt. (Abg. Dok­
lor W i t h a l m :  Sie haben gesagt, wir, d·ie Ö VP, 

hätten das gesagt !) Mir haben die Leitartikel 
in Ihren Parteiorganen übel' die roten Richter 
genügt . Mir hat alles das genügt, was von der 
Parteizentrale, der Propagandazentrale des 
Herrn Staatssekretärs Pisa damals über die 
Justiz gesagt worden ist. (Abg. Dr. W i t­
halm : Mir hat genügt, was Sie bezüglich der 
" Kronen-Zeitung" an Aktionen unternommen 
haben ! - Abg. Glaser, eine Zeitung hoch­
haltend : Und dem österreich ischen V olk hat 
genügt, was ihr da geschrieben habt : "Ö V P -
M assenarbeitslosigkeit f", "Ö V P - Ohaos !") 

Herr Kollege Kran�lmayl' ! Ich darf Ihnen 
heute mittc:.ilen, daß alle jene Strafve:lfa.hren, 
die damals eingeleitet worden sind, weil unter 
anderem der damalige Bundedminister für 
Justiz des Mißbrauchs der Amtsgewalt bezich­
tigt worden ist - interessantel'weise im Zu­
sammenhang mit dem Müllner-Verfahi'en -, 
daß alle diese Strafvel fahren, die damals gegen 
Verleumder dieSel' Art eingeleitet worden sind 
in der Zwischenzeit zur Gänze und in" jede� 
Fall mit dem Schuldspruch und der Verurtei-
1ung durch die unabhängigen österreich ischen 
Gerichte geendet haben. Ich danke Ihnen 
Kollege Kranzlmayr, daß ich die Möglichkeit 
hatte, diese Feststellung auch vor diesem 
Hohen �ause einmal zu treffen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Und wenn Sie, Kollege Kranzlmayr, jetzt 
noch - ich nehme Ihnen das vorweg, ich habe 
nach der Geschäftsordnung keine weitere 
Wortmeldung mehi' in dieser Debatte -
darauf zurückkommen wollen, was damals 
auch Gegenstand der öffentlichen Disku3sion 
und Polemik wal', nämlich, daß wir Vorkeh­
rungen gegen die'!e Kampagne getroffen haben 
die von einer bestimmten Seite, die ich nicht 
nennen werde, geführt wurde, so möchte 
ich , Hel'T Kollege Kl'anzlmayJ', auf § 46 Aba. 4 
der geltenden Strafprozeßordnung verweisen, 
wo es heißt : "Auf den Wunsch des Privat­
anklägers kann der Staatsanwalt dessen Ver­
tretung übernehmen".  - In diesen Grenz.gebie­
ten von Amtsdelikten und Privatanklagedelik­
ten wal' daher diese Vorkehrung durchaus 
gesetzmäßig. (Abg. Dr. K ranzlmayr:  Nein, 
da8 bestreite ich nach wie vor !) 

Ich komme zu einer weiteren Frage, die 
Herr Kollege Kranzlmayr nochmals aufgewor­
fen hat und die mir sehr ,  sehr wichtig ist : 
Mißbrauch der 8chriftlichen Anfrage, Miß­
brauch der mündlichen Anfrage, Mißbrauch 
des Parlamentarismus. (Abg. Dr. Kreis k y :  
Das haben wir schon einmal geh;jrt !) Alles 
wird nur zu leicht zum Mißbrauch .  

Hohes Haus ! Auch i n  einer modernen 
Rechtspflege kommt man längst weg davon, 
überall dort, wo sich der Staatsbürger betätigt, 
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von vornherein die Möglichkeit des Mißbrauchs 
zu sehen. Herr Kollege Kranzlmayr ! Sie sind 
hier Abgeordneter, aber nicht Ankläger von 
angeblichen Mißbräu chen de'3 Parlaments. 
(Abg. Dr. K ranzlmayr : W1:e oft haben Sie 
schon gewarnt ? Aber Sie diirfen e.'! ja tun, 
80 nach dem Sprichwort : Quod licet J o1.,i, non 
licet bovi !) 

Herr Kollege KranzlmaYf ! Bleiben wir 
bei den vVarmmgen, bleiben wir bei den Wa:c­
nungen vor dem Mißbmuch des Anfmgerechts. 

Unser rühriges Klubsekretariat hat mir in 
der Schnelligkeit - wenn wir mehr Zeit haben, 
werden wir mehr finden - von einem einzigen 
Tag fünf oder sechs - wir werden sie jetzt 
zählen - Anfragen zusammengerichtet, näm­
lich vom 18.  September 1968 ; die AnLagen 
mit den Nummern 882, 883, 884, 885, 886, 887 
und 888, alle vom 18 .  September 1968, alle 
unterzeichnet vom Kollegen Dl·. Kranzlmayr 
(Heiterkeit bei der SPÖ) , gerichtet an den 
Herrn Bundeskanzler beziehungsweise an den 
Herrn Bundesminister fü-c Auswärtige Ange­
legenheiten . . . (Abg. Kran z l m a y r :  Jetzt 
paßt auf, jetzt kommt ein Bumerang ! Sagen 
Sie, worum es sich handelt ! - Abg. Oz e t t e l :  
Das ist ja wurscht ! - Abg. Dr. K ranz lmayr :  
Nein, sagen Sie, worum es sich handelt, es han­
delt 8ich um eine Europarat88ache ! - Abg. 
Prob s t :  Sie dürfen anfragen, wir nicht ? -
Ruf bei der Ö V P :  Der I nha,lt ist da8 ausschlag­
gebende ! - Abg. Dr. K ranzlma y r :  Das sind 
Anfragen, wo der Europarat gebeten hat, sie 
hier im Hau.<je, in den nationalen Parlamenten, 
das sind diese Anfragen, zu stellen, und hier 
wird das kritisiert ! Schämen Sie sich, das 
werde ich in Straßburg vorbringen ! - Abg. 
Ing. Häus e r :  Sie nehmen das Recht in An­
spruch ! - Abg. Dr. Pi t t e rma n n :  ��ie haben 
von Mißbrauch gel etfet ! - Abg. Dr. K ranz l­
mayr:  Kollege Gzernetz prahlt jede8mal über 
die Tätigkeit in den nationalen Parlamenten !  -
Abg. W e i khart : Sie erklären, daß das Miß­
brauch ist ! - Abg. Dr. Witha lm : Warum 
macht der Broda dem Kranzlmayr einen Vor­
wurf? - Weitere Zwischenr1tfe.) Herr Klub­
obma.nn Dl' . Withalm ! Nach Nestroy : Wer 
ist stärker : ich oder ich � Ist der Vizekanzler 
oder der Klubobmann stärker ? (Abg. D1 . Wit­
ha lm : Das weiß ich schon !) Ach, das wissen 
Sie, es ist sehr gut, wann wenigstens Sie es 
wissen . (Abg. Dr. Wi thalm : Es ist auch 
wichtig, daß ich das weiß !) Ja, Herr Kollege 
Withalm, es ü;t sehr gut, wenn wenigstens Sie 
es wissen. 

Ich wollte damit nur diese ganze grandiose 
Mißbrauchstheorie des Anfmgerechtes ad ab­
surdu m führen. (Abg. Dr. K ranz lmayr :  
Also Sie behaupten, das ist ein Mißbrauch ! -
Anhaltende Zwischenrufe. - Abg. W e i khart : 

Sie ! Er scheint nicht mehr zu wissen, was er 
gesprochen hat ! - Abg. Dr. Kra nz lm ayr :  
Um Gottes willen : Es kommt auf den Inhalt 
einer Anfrage an ! - Abg. Dr. P i t t e rmann:  
Wer beurteilt das ? Dooh nicht det· politische 
Gegner !  - Abg. Dr. Kranz lmay r :  Und noch 
etwas ilarf ich feat8tellen : Ich habe keinen kon­
kreten Vorwu.rf gebracht, daß Sie eine llfstimmte 
Anfrage mißbräuchlich eingebracht hätten ! -
Rttf bei der SPÖ : Generell haben Sie es gesagt ! ­
Abg. We ikhart : Das war ein Bumerang für 
Kranzlmayr ! - Abg. M ayr :  Für den Broda 
war das ein Bumerang !) 

Herr Kollege Kranzlmayr ! Ich möchte 
Ihnen nun ein für allemal folgendes sagen 
- damit das klargeRteIlt wird - :  Ich glaube, 
man muß den Anfängen wehren, das gerade 
dort, wo es um den Parlamentarismus geht ! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich nehme den Zwischenruf des Abgeordne­
ten Dl'. Kreisky auf. Meine Damen und Her­
ren ! Den Klemsioi'er Reichstag 1848/49 hat 
man mit Bajonetten auseinandergejagt. Spä­
tere östNreichische Parlamente hat man auf­
gelöst oder durch den berühmten § 14 suspen­
diert. Das Ende des östel'reichischen Pa.rla­
ment!3 in der Ersten Republik ist unserer 
Generation in Erinnerung und bekannt, über 
alles das sind wir heute hinweg. Das wissen 
und betonen wir, aber wir sollen das nicht an 
Feiertagen und bei Republikfeiel'n betonen. 
Man kann aber auch , Herr Kollege Kranzl­
mayr, pal'lamenta1'ische Einrichtungen un­
wirksam machen, dies gerade dann, wenn sie 
einem nicht passen. 

Wir, die sozialistischen Abgeordneten, sagen 
Ihnen - Herr Kollege Kranzlmayr, bitte, 
hören Sie einen Augenblick zu - :  Hände weg 
von dieser Mißbrauchstheorie, die nichts ist 
und die nicht in unser Parlament gehört ! 
(Beifall bei der SPO.) 

Jetzt, Herr Kollege Kranzlmayr, bestätige 
ich Ihnen, daß ich alle Ihre sieben Anfragen, die 
Sie an diesem 18.  September 1968 gestellt haben, 
für berechtigt und sachlich gerechtfertigt halte. 
(Abg. Dr. Withalm:  Jetzt auf einmal !) Ich 
sage Ihnen aber gleichzeitig, Herr Kollege 
Kranzlmayr, daß Sie in der grotesken Statistik, 
die sich der Herr Bundeskanzler den Mitglie­
dern des Finanzausschusses vorzulegen getraute 
und die Kollege Zeillinger gestern charakteri­
sierte, mit ihren Minuten und Stunden von 
Beamten des Bundeskanzleramtes hier mit­
umfaßt sind. Unerhört ist, daß Sie mit zweier­
lei Maß messen. Auf der einen Seite sagen Sie ; 
Berechtigte Anfragen, ja. Auf der anderen 
Seite geben Sie sich zur Mauer her für diese 
Mißbrauchstheorie, vor der ich nur Warnen 
kann. Das war der Sinn meiner Wortmeldung. 
(Abg. Dr. Withalm : Mit zweierlei Maß 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 143 von 171

www.parlament.gv.at



9384 Nationalrat XI. GP. - 1 16. Sitztmg - 27. November 1 968 

Dr. Broda 

haben eben Sie gemessen I Zuerst haben Sie Wahrheitsbeweis verlieren, und ich würde ihn 
Kranzlmayr Vorwürfe gemacht und jetzt sagen gewinnen. Der Wahrheitsbeweis ist geführt : 
Sie, sie waren berechtigt !) Aber, Kollege, ich Es ist erwiesen, daß das aus Ihren Zeitungen ist. 
habe ihm einen V orworf gemacht 1 ( Abg. (Abg. Dr. W i t halm:  Das können Sie leicht 
Dr. Pi t t erman n :  Sie wissen schon wieder behaupten !) Im Fegefeuer der Klassenjustiz . . . 
nicht, was im Protokoll steht und was in der (Abg. Dr. Withalm:  Der Wahrheitsbeweis ist 
Präsidialsitzung beschlossen wurde I - Abg. ihm nicht gelungen I - Weitere Zwischenrufe.) 
Dr. Wi tha lm:  Das haben wir sehr genau gehört l Herr Dr. Withalm ! Ich möchte Ihnen nur 
- Abg. Dr. Pit termann : Nichts wissen Sie l - sagen : Wissen Sie, wir sind gewarnt durch 
Abg. Dr. K ranz lmayr:  Peinlich ist es Ihnen, den Winterwahlkampf 1965. Wir werden auch 
Kollege Pittermann l) hier den Anfängen wehren. (Abg. Dr. Wit -

Herr Klubobmann ! Ich schlage Ihnen vor : ha lm:  Wir waren auch gewarnt !) Wir werden 
Hören wir auf mit der Mißbrauchstheorie. beim geringsten Zeichen, wie es jetzt schon ge­
Herr Klubobmann, wenn Sie das nächste Mal schehen ist, falls Sie in diese Methoden von 
als Vizekanzler in die Regierung kommen, dann damals zurückverfallen, mit allen Mitteln 
schlagen Sie dem Herrn Bundeskanzler vor, er zurückschlagen. Nehmen Sie das zur Kennt­
soll auf diese Mißbrauchstheorie nie wieder nis ! (Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. Wit­
zurückkommen. Das raten wir Ihnen. Das ist halm : Das werden auch wir tun, seien Sie davon 
ein guter Rat im Interesse des ganzen Parla- überzeugt ! - Abg. Soronics :  Das war keine 
ments. (Abg. Dr. Witha l m :  Es ist Ihnen sehr Drohung ?) 
unangenehm, wenn Sie auf solche Dinge auf- Noch einmal zur Mißbrauchstheorie über das 
merksam gemacht werden !) parlamentarische Kontrollrecht : Mich hat 

Herr Kollege Withalm I Sie haben mich vor- dieses Wiederholen von Mißbrauch, Mißbrauch 
hin apostrophiert, Ihnen zu sagen, wo inner- und Mißbrauch ein wenig an den berühmten 
halb Ihrer Wahlpropaganda, und nicht nur der Ausspruch eines österreichischen Kaisers des 
Wahlpropaganda jener Zeitung, deren Namen Vormärz erinnert, der, als gemeldet wurde, daß 
ich nicht aussprechen werde, gesagt wurde, nicht mehr alles der damaligen Regierung mit 
daß der Strafgesetzentwurf - in seinen Funda- Ihrem Amtsvorgänger, Minister Sedlnitzky, 
menten ist es ja der jetzige Strafgesetzentwurf, Herr Kollege, nach Wunsch gehe (Abg. So ro­
der von Ihrer Partei im Parlament eingebracht ni c s : Jetzt komme ich wieder an die Reihe I) -

worden ist - ein kommunistisches Strafrecht jawohl - gemeint hat : "Ja, derfens' denn des 1" 
ist. Meine Herren von der Mehrheit, wir dürfen 

Ich darf Ihnen aus dem "Volksblatt" vom hier im Parlament und wir werden weiter dür-
4. März 1966 vorlesen (Abg. Wei khart :  fen !  (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 
Schon wieder eine Ohrfeige I) : 

"Anlehnung an Ulbricht. Dabei handelt es 
sich nicht um einmalige Entgleisungen, sondern 
um Symptome für eine Entwicklung, die den 
Rechtsstaat (dessen Gewalten geteilt, der an 
eine verfassungsmäßige Ordnung gebunden 
und in dem die demokratischen Grundrechte 
gewährleistet sind) in Gefahr bringen. Man 
sehe sich nur den Strafrechts entwurf des 
Ministers Broda an, der deutlich die Etikette 
einer Justiz trägt, welche die Gesellschaft in 
Klassen einteilen will. 

Mit Sorge wurde von der Vereinigung öster­
reichischer Rechtsanwälte dieser Tage auf das 
bedenkliche Indiz hingewiesen, daß zahlreiche 
Gesetzestexte sich eng an das Recht des kom­
munistischen Ostdeutschlands anlehnen, ja 
teilweise sogar wörtlich übernommen worden 
sind." (Rufe bei der S PÖ : Herr Vizekanzler ! -

Abg. Dr. Withalm : Wo steht jetzt, daß wir 
geschrieben haben, Ihr Entwurf sei ein kommu­
nistischer Entwurf ?) 

Herr Kollege Withalm ! Wenn wir, was wir 
in diesem Fall nicht tun können und auch nicht 
tun werden, diese Frage vor dem Strafbezirks­
gericht austragen würden, würden Sie jeden 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Abgeord­
neten Czettel das Wort. 

Abgeordneter Czettel (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich darf zunächst 
eine persönliche KlarsteIlung vornehmen : 
Ihnen allen wird noch bekannt sein, daß vor 
einigen Jahren die Tätigkeit der Staatspolizei 
im Mittelpunkt der öffentlichen Auseinander­
setzungen gestanden ist und es offensichtlich 
war, daß diese Tätigkeit reformiert gehört. 

Ich habe damals meine Aufgabe darin ge­
sehen, diese Reform einzuleiten. Ich gestehe 
heute gerne, daß der damalige Staatssekretär 
im Innenministerium dabei mitgeholfen hat, 
und eine dieser Reformmaßnahmen war, daß 
wir mit dem Unfug Schluß gemacht haben, der 
darin bestanden hat, daß bis dato über den 
staatspolizeilichen Dienst für Spitzeldienste 
Honorare bezahlt wurden. 

Reden wir deutlich, Herr Dr. Kranzlmayr, 
sonst bleibt der Eindruck, Sie haben da etwas 
aufgedeckt, was offenbar ein sozialistischer 
Mandatar zu verantworten hätte. Diese Reform 
wurde erfolgreich durchgeführt. Im Zuge die-
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ser Reform, von der wir überzeugt waren, daß 
sie im Interesse der Republik liegt, habe ich 
einige Journalisten ersucht, jetzt im umgekehr­
ten Sinn mitzuhelfen, daß das leider erschüt­
terte Vertrauen der Öffentlichkeit in die Polizei 
und in das Innenministerium unter Zuhilfe­
nahme der Reformergebnisse wiederhergestellt 
wird. 

Es stimmt, daß einige Herren für die Spesen, 
die damit verbunden waren, Entschädigungen 
aus den bis dato gezahlten Konfidentengeldern 
bekommen haben. Aber das weiß jeder, das ist 
kein Geheimnis ; es soll nur klargestellt werden, 
damit Sie wissen, daß es sich um keinen Dienst­
vertrag für irgendeine Parteipropaganda ge­
handelt hat. Insofern besteht doch ein enormer 
Unterschied zu der Art, wie Sie jetzt mit dem 
Konzentrat Pisa in allen Ministerien politische 
Propaganda ma.chen. Zunächst diese eine 
Klarstellung. 

Eine zweite Klarstellung, damit das auch 
einmal gesagt wird : Ausgangspunkt dieser 
Auseinandersetzungen war der Streit um den 
Spion Euler. Es hat den Anschein gehabt, daß 
man jetzt nicht mehr diesen Tatbestand wür­
digt, sondern in eine Reihe von Nebengebieten 
geht. Ich möchte diesen Tatbestand nur des· 
halb in Erinnerung rufen, weil es sich hier um 
mehr handelt als um eine parteipolitische 
Auseinandersetzung. 

Meine Damen und Herren von der Öster. 
reichischen Volkspartei und Herr Innenmini­
ster ! Ich frage Sie in aller Öffentlichkeit : Ist 
niemandem von Ihnen einmal der Gedanke ge­
kommen, ein bißehen tiefer in das Problem zu 
blicken 1 

Im Jahre 1964 wurde eine Dame - "blonde 
Helga" hat sie geheißen -, die dann geflohen 
ist, nachweislich der Spionagetätigkeit für 
einen östlichen Nachrichtendienst überführt. 
Sie wa.r Angestellte des Generalsekretariats der 
Österreichischen Volkspartei. Das wissen Sie 
genau. (Abg. Konir :  Kärntner Straße !) 

Meine Herren, ich zeige die Probleme auf, 
damit Sie daraufkommen, worum es uns geht. 
Einige Zeit später - das wissen Sie auch noch­
ist es der Sicherheitsbehörde gelungen, einen 
großen entscheidenden Spionagering des öst· 
lichen Nachrichtenwesens in Österreich aufzu· 
decken. Uns war damals klar, nachdem einige 
Leute geflohen waren - auch durch meine Uno 
vorsichtigkeit , das gebe ich ehrlich zu . . . (Abg. 
So r 0 n i c s .'  Also bitte, dann sind wir uns 8chon 
einig I) Natürlich, wir zeigen ja das Problem 
auf. 

Einige Leute sind geflohen. Es war uns doch 
allen klar, daß man heute oder morgen wie· 
der damit rechnen muß, daß diese Leute ihre 
Finger wieder dort hinbringen werden, Wo 
man aus der Essenz der Politik Dinge erfahren 
kann. 

Meine Damen und Herren ! Jetzt, wo wir 
in der Opposition sind, sind wir auf Grund der 
natürlichen Situation die relativ uninteressan­
tere Partei für derartige Absichten. 

Ist Ihnen nicht der Gedanke gekommen, 
daß da. etwas dahinter stecken muß 1 Wer 
ist der Herr Adamek gewesen 1 Pressereferent 
im Herzen der Regierung. Wer war denn 
der . . .  , ich nenne den Namen nicht, a.ber er 
steht im "Volksbla.tt" vom 16. November. 
Adamek, Mühlha.user und Euler - wer ist 
denn der Herr Mühlhau!'!er ? Repräsentant 
eines ÖVP.Verlages. Das bedeutet Zugang zu 
allen wichtigen Informationen der Regierungs­
partei. Wer ist Euler ? Ein Mann aus dem 
ÖVP-Generalsekretariat. Ich sage hier, wir 
verdächtigen nicht Beamte des Innenministe­
riums der Spionage, sondern es wird immer 
offensichtlicher, daß es wahrscheinlich 
wieder eine Bewegung gibt, die unmittelbar 
bei Ihnen in Ihrem Generalsekretariat liegt. 

Und wenn Sie, Herr Innenminister, aufge. 
standen wäreh und gesagt hätten : Jawohl, 
dieser Verdacht liegt nahe, und wir werden 
jetzt alles daransetzen, daß wir unsere Partei 
von diesem Verdacht befreien, dann hätten Sie 
auch die Zustimmung des Hauses bekommen. 
Jetzt fangen wir zum Togerzen an, ob das 
richtig ist oder nicht. Ich will nur auf den 
Kern des Problems zu sprechen kommen und 
Sie bitten : Setzen Sie alles daran, daß Sie die 
Spione aus Ihrer eigenen Partei wegbringen, 
damit leisten Sie auch der Republik Österreich 
einen guten Dienst ! (Bei/all bei der SP(). -
Abg. Soronics : Fragen Sie die Generaldirek­
tion, was sie für einen Auftrag hat I Genau 
den, den Sie soeben gesagt haben !) Na, dann 
hätten Sie es gesagt, dann hätten wir nicht 
zwei Tage streiten müssen. Das wollte ich 
nur klarstellen. (Beifall bei der SP(). -
Abg. S oronic8 .' Ich bin ja bis jetzt nock nich' 
zum Worte gekommen !) 

Herr Dr. Kranzlmayr, jetzt noch etwas : 
Sie haben auch Beschwerde geführt gegen die 
Art der Verunglimpfung, der Propaganda, die 
angeblich von uns jetzt eingeleitet wird. Meine 
Damen und Herren ! Ich habe hier wieder 
Herr Dr. Withalm, die Flugblätter der ÖVP 
Niederösterreichs : "Die Juden in der SPÖ 
greifen nach der Macht" und wie sie alle 
heißen. Ich komme noch einmal auf die 
eigentliche Ursache zu sprechen, weswegen 
ich mich gemeldet habe, auf den Fall Pölz. 
Herr Bundeskanzler ! Ich möchte Sie persön­
lich ansprechen. Was sich heute hier ereignet 
hat, war symptomatisch für eine Mentalität, 
die es zurzeit in weiten Teilen Niederöster­
reichs gibt. 

Herr Bundeskanzler ! Sie ha.ben auf dem 
Landesparteitag der Ö VP in Krems unter 

657 
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Hinweis auf die Vorgänge . in der Tschecho­
slowakei gesagt, Niederösterreich dürfe kein 
E.xerzierplatz des Sozialismus werden. Als 
ich Sie gestern konkret gefragt habe, sind Sie 
dann wieder mit so einem Pathos in das Finale 
gekommen : Wir wollen verhindern, daß die 
SPÖ die Alleinregierung bekommt. Das ist 
Ihr gutes politisches Recht, aber das Thema 
ist j a  auch wieder ein anderes. Warum wei cht 
man denn aus ? 

Rote Katze dort, wohin sie gehört ! (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundeskanzler 
Dr. Klaus . Ich erteile es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Hohes Haus ! 
Die durch sehr viele Stunden zu den beiden 
Gruppen I und II des Bundeshaushaltes 1969 
durchgeführte Debatte veranlaßt mich, ent­
weder als ein Schlußwort oder als ein Zwischen­
wort einige Klarstellungen und einige Meinun­
gen der Bundesregierung Ihnen zur Verfügung 
zu stellen. 

Herr Bundeskanzler ! Sie haben das zu einem 
Zeitpunkt gesagt, in dem ganz Österreich 
endlich weiß, daß diese ewigen Verdächtigun­
gen Ihrerseits gegenüber uns, daß wir so 
kommunistenfreundlich seien, doch in Wirk­
lichkeit nur Propaganda waren. Irgendwo hat Diese� Bun?�E>haushalts�e�etz 1969 mit sei-
es Menschen gegeben, die geglaubt haben, nen . . 9.3 Y2 .MIlharden . �chIllmg l!mfang .hat 
gerade diese tschechoslowakischen Erfahrun- naturhch emen entscheIdenden Emfluß mcht 
gen und die Tatsache, daß Sie mehr in den . nur auf ��b�nsfragen :,-mser�s Volk.es, ",:,ie die 
Ostländern waren als unsere Regierungsmit- Vollbeschaftigung, SOZIale SIcherheIt, BIldung 
glieder, hat Ihnen jetzt die Position erschwert, und Fors?hung, sondern anch einen entschei­
uns gegenüber eine solche Propaganda zu denden Emfluß. auf unsere Staatlichkeit. Eine 
führen. Und jetzt kommen Sie und sagen gesunde :finanzIel�e Grund�age,. eine Erfüllung 
den Niederösterreichern : Paßt auf auf die der Aufgaben, dIe man III elllem modernen 
Sozialisten ! Und Pölz _ nicht böse sein Sozialstaat zu erfüllen hat, bietet auch eine 
ich gehöre auch dazu _ und mit uns Tau� Gewähr für die Sic.her�eit des Landes.  Kein 
sende von Arbeitern, Angestellten und Funk- G�s�tz steht also III ellle� engeren, wechsel­
tionären haben zehn Jahre - meine Damen 881tIgeren Verflechtung mIt solchen Lebens­
und Herren, uns ist das Ernst _ täglich zit- f�agen unseres . Landes als der Haushalt. Ich 
tern müssen. Wir haben auf die Kommandan- bm daher kemeswegs überrascht, daß wir 
tur müssen, wir sind blutig geschlagen worden. hauptsächlich �icht vom Budget gesprochen 
Und wenn in den letzten 25 Jahren jemand h�ben, denn hmter dem B�dget stehen eben 
den Kommunismus in Österreich verhindert dIese Lebensfragen, auf dIe das Budget in 
hat Herr Kanzler _ wenn Sie es noch nicht seiner Weise durch nüchterne Ziffern und 

.wis�en, ich sage es Ihnen jetzt _, dann waren Zahlen Rücksicht nehmen muß. 
es die sozialistischen Arbeiter und Angestellten 
dieses Landes. (Langanhaltender Beifall bei 
der SPO.) Man soll doch jetzt verstehen : 
Dort sitzt jet7t einer, der von den Kommuni­
sten und Russen bedroht und eingesperrt wor­
den ist. (Zwischf!,nruj der Abg. Lola Solar.) 
Und dem sagen Sie jetzt, er hat gestern zum 
Ausdruck bringen wollen : Schmeißen Sie die 

. Beamten hinaus. Natürlich hat er sich auf­
geregt, meine Damen und Herren. Aber begrei­
fen Sie doch, in welcher Situation wir uns in 
Niederösterreich befinden. (Abg. Dr. Kranzl­
m a y r : Sie können doch nicht mit den Sachen 
von 1955 den gestrigen Tag entschuldigen !) 
Aber nein, das haben Sie leider vergessen. 

Dr. Klaus ist damals zu seinem Glück im 
goldenen Westen gesessen, während Pölz und 
seinesgleichen eingesperrt worden sind. Das 
wollte ich nur zum Ausdruck bringen, damit 
endlich einmal klargestellt wird, meine Damen 
und Herren : Wir haben mit den Kommunisten 
nichts zu tun, wir wollen mit ihnen nichts zu 
tun haben, und wir werden auch in Zukunft 
mit den Kommunisten nichts zu tun haben. 
Aber lassen Sie endlich einmal die verreckte 

Worin erblickt die Bundesregierung diese 
Lebensfragen unseres Volkes 1 Erstens in der 
Sicherheit des Landes nach außen, zweitens 
in der Sicherung der Vollbeschäftigung, drit­
tens in der Sicherheit der Währung, viertens 
in der Sicherheit, die wir als soziale Sicherheit 
bezeichnen, und fünftens in der Sicherung des 
Vorranges von Bildung und Forschung . 

Wir können mit dem Blick auf die Jahre 
1967 und 1968 doch feststellen, daß es der 
Politik dieser Regierung, aber auch der Zu­
sammenarbeit der Sozialpartner in unserem 
Lande und schließlich und endlich auch dem 
Leistungswillen aller Österreicher zu danken 
ist, daß die Arbeitslosenrate in einer Zeit 
der verschiedenen Gefahren, die auch unser 
Land nicht verschont haben, niedrig geblieben 
ist. Sie war im Jahre 1967 mit 2,9 Prozent 
niedriger als in manchen Jahren vorher 
in denen wir nicht eine solche Rezession z� 
verspüren bekommen haben. Sie war über­
haupt nur 1961 und 1966 niedriger. 1958� 
wo wir ebenfalls ähnliche Verhältnisse gehabt 
haben, hat die Arbeitslosenrate in Österreich 
5,4 Prozent betragen. 
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Ich glaube, daß es uns aber auch gelungen 
ist, eine Politik der sozialen Sicherheit zu 
machen, sodaß wir diese Posten im kommenden 
Budget ebenfalls nicht kürzen mußten, son­
dern weiterhin ausbauen konnten. Wir konn­
ten schließlich und endlich auch den Vorrang 
für Bildung und Forschung aufrechterhalten 
und verstärken. Das alles und noch viele 
Einzelheiten sind in den Erläuternden Bemer" 
kungen des Bundeshaushaltes enthalten, wie 
er Ihnen zur näheren Diskussion vorliegt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte mich aber doch noch etwas mit 
einigen Prinzipien unserer Bundesverfassung 
und damit unserer Staatlichkeit befassen, die 
ebenfalls in dieser Diskus'lion einen sehr star­
ken Niederschlag gefunden haben. Wir wollen 
nicht nur die Sicherheit nach außen feststellen 
und weiter erhalten, wir wollen nicht nur, daß 
das, was im Staatsvertrag enthalten ist und 
was im Gesetz über die immerwährende 
Neutralität ausgesagt ist, verwirklichen und 
selbstverständlich aufrechterhalten, sondern 
wir wollen auch nach innen tatsächlich eine 
parlamentarische Demokratie, t.1tsächlich 
einen Rechtsstaat und tatsächlich einen Bun­
desstaat verwirklichen. 

Und gerade im Zusammenhang mit der 
parlamentarischen Demokratie komme ich 
noch einmal auf unsere Auseinandersetzungen 
von gestern und auch von heute zu sprechen. 

Das Verhältnis der Regierung zum Parla· 
ment ist natürlich ein sehr diffiziles. Ich habe 
schon einmal gesagt : was die Regierung im 
Parlament erbittet, ist Waffengleichheit, ist, 
der Bundesregierung die Möglichkeit zu geben, 
die Dinge so darzustellen, wie sie -sich wirklich 
verhalten und wie sie dann auch ihren Nie­
derschlag in Gesetzgebung und Verwaltung 
finden. 

Ich komme jetzt auf die konkrete Anfrage, 
die mir im Finanzausschuß - am 4. Novem­
ber war es, glaube ich - gestellt worden ist, 
zurück. Es war das die 44. Frage von rund 
60 Fragen. Ich habe mir das, wie Sie gesehen 
haben, vorgemerkt. Ich habe bei manchen 
Fragen - nicht nur bei dieser einen - mit­
geteilt, daß ich eine schriftliche Antwort 
geben werde, weil ich eben einfach nicht in 
der Lage bin, diese Dinge sozusagen aus dem 
Hemdärmel heraus zu beantworten. 

Nun möchte ich Sie aufmerksam machen : 
Nicht dieser vom Herrn Abgeordneten Doktor 
Broda so genannte bestellte Brief allein war es, 
den ich in den letzten Tagen beantwortet habe, 
sondern es war eine Reihe von Anfragen. I eh 
kann mich erinnern : Frau Abgeordnete Dok­
tor Firnberg hat eine solche Antwort bekom­
men, und verschiedene andere Abgeordnete 
gerade der sozialistischen Fraktion haben 

schriftliche Antworten auf ihre Anfragen 
erhalten. Ich bin es gewohnt, hier rasch zu 
handeln. Machen Sie jetzt nicht irgendeine 
Kombination damit, daß wir heute in dieser 
Angelegenheit hier sprechen. Natürlich war 
ich bestrebt, Ihnen diese Antwort zu einem 
Zeitpunkt zur Verfügung zu stellen, zu dem 
sie wieder diskutiert werden kann, und ich 
glaube, daß davon reichlich - zumindest 
von zwei Abgeordneten - Gebrauch gemacht 
worden ist. -

Nun aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren : In dieser Anfragebeantwortung wer· 
den Sie mit keinem Wort und mit keinem 
Ton eine Kritik oder gar den Ausdruck des 
Mißbrauches irgendweJcher Rechte oder Pflich­
ten hier in diesem Hause im Verhältnis von 
Bundesregierung zu Nationalrat beziehungs­
weise Gesetzgebung finden. Mit keinem Ton, 
möchte ich sagen, nicht einmal mit einem 
Worte. Es war vielmehr eine Anfrage, die 
mir ein Abgeordneter gesteUt hat. Ich habe 
sie unter Zustimmung von Ihnen anen im 
Finanzausschuß zurückgesteJJt und habe Ihnen 
eine schriftliche Beantwortung genauso wie 
in einigen anderen Fällen - ich glaube, 
es waren noch zwei oder drei andere solche 
Anfragen, die ich nicht sofort beantwortet 
habe - zugesagt und habe danach gehandelt. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Broda 
mir den Rat gegeben ha.t, ich solle hier nie 
wieder von der Aufwertung des Parlamentes 
sprechen, so muß ich sagen, daß ich als Ab­
geordneter dieses Hohen Hauses nicht müde 
werde, von einer Aufwertung des Parlamentes 
gerade in der heutigen Zeit zu sprechen, 
nicht aber von einer Abwertung. ( BeifaU 
bei der Ö V P.) Es ist in den letzten Re­
gierungsperioden oder letzten Legislaturperio­
den, nehmen Sie das eine oder das andere 
(Abg. Dr. P i t termann:  Daher keine Debatte­
über Ihre Erklärungen !), nie soviel lebendige 
Demokratie in diesem Hause praktiziert wor­
den. Ich fasse das positiv, auch in der Öffent­
lichkeit. Auch in meiner SOfist so viel ge­
lästerten Kremser Rede habe ich gesagt : 
Wir haben noch nie in den letzten Jahren 
eine so lebendige Demokratie gehabt : Tau. 
sende von mündlichen Anfragen, Dutzende 
von schriftlichen Anfragen, zahlreiche dring­
liche Anfragen, eine ständige (Abg. 
Dr. Pit terma n n :  Das nennen Ihre Herren 
Mißbrauch ! WaB uzlt jetzt ?) Ich glaube, 
ich spreche für mich und die Bundesregierung. 
Eine ständige lebendige Auseinandersetzung 
zwischen den beiden Gewalten, glaube ich, 
wird der Demokratie in Österreich nicht 
schaden, sondern nützen. ( Beifall bei der 
Ö V P.) Also bitte mir zu gestatten, daß 
ich der Aufwertung des Parlamentes, soweit 
ich dienen kann, weiterhin diene. 
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Was nun das andere betrifft, man so11 
hier nie wieder von Verwaltungsreform 
sprechen, muß ich sagen : Sooft es das Hohe 
Haus verlangt - es hat schon einige Male 
von uns diesbezügliche Berichte verlangt -, 
werden wir davon reden. Sooft es das Hohe 
Haus verlangt, werde ich es selbstverständlich 
tun. Auch wenn sich sonst eine Gelegenheit 
ergibt, über Dinge, die schon in vergangenen 
Jahren oder vergangenen Legislaturperioden 
von der Regierung verlangt worden sind, 
werden wir ebenfalls berichten, auch wenn 
es die Verwaltungsreform betrifft. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß ich jetzt zu den Dingen 
der Bundesverfassung etwas sagen 8011 . Ich 
habe mich heute außerordentJich darüber 
gefreut, daß der Herr Abgeordnete Dr. Broda 
in einer so bestimmten Weise gesagt hat : 
Wir wonen, daß die Bundesverfassung hier 
weiterhin diskutiert wird, daß über eine 
NeukodifizIerung gesprochen wird ; wir wollen, 
daß die Rechtsbereinigung weitergeht ; wir 
wollen, daß der Ausbau der beiden obersten 
Gerichtshöfe für Verwaltung und für Ver­
fassung fortschreitet. 

Hier darf ich aber sagen, was die Bundes­
regierung gerade in letzter Zeit oder in den 
letzten zwei Jahren, seit diese Regierung 
im Amte ist, getan hat : Am 10. Mai 1966 
haben wir den von unserer Vorgänger in dem 
Nationalrat erstatteten Bericht über die Pro­
bleme, die mit einer Neukodifikation der 
österreichischen Bundesverfassung verbunden 
sind, wiederum vorgelegt. Dieser Bericht 
ist im Verfassungsausschuß des National­
rates anhängig. Daß eine Totalrevision 
Schwierigkeiten bereitet, das wissen nicht nur 
wir, das ist ebenfalls ein internationales Pro­
blem, wie fast alle unsere Probleme heute 
in Varianten in allen modernen demokratischen 
Staaten aufgetaucht sind. Das zeigen am 
besten die Überlegungen, die man in der 
Schweiz ebenfal1s im Zusammenhang mit 
einer TotaJrevision der dortigen Verfassung 
angestellt hat. Man ist auch dort bis zum 
heutigen Tage zu keiner einmütigen Auf­
fassung gekommen. 

Was die Neukodifikation der Grund- und 
Freiheitsrechte anlangt, darf ich Ihnen be­
richten : Das konkrete Arbeitsprogramm, das 
jetzt seit zweieinhalb Jahren beraten wird, 
umfaßt 28 Gruppen. Von diesen 28 Gruppen 
sind 15  samt Untergruppen bereits beraten, 
und zwar in 28 ganztägigen Arbeitssitzungen. 
Ich kann sagen, daß diese Arbeit mit größter 
Gewissenhaftigkeit - und ich glaube, einige 
Abgeordnete sind mit dankenswerter Tätig­
keit vertreten - und Objektivität sämt­
licher Mitglieder des Kollegiums geleistet 
wird. 

Was nun den Ausbau der Verfassungs­
und Verwaltungsgerichtsbarkeit anlangt, so 
ist die Regierung weder untätig noch säumig. 
Hohes Haus l Das Schicksal der Bemühungen 
um eine Verbesserung des Rechtsschutzes -
worum sollte eS sich denn anderes handeln 
aJs um einen Rechtsschutz des · einzelnen 
Staatsbürgers in Österreich - ist bisher 
selbstverständlich wechselvoll gewesen. Aber 
im Juni 1966 wurde der Verfassungsausschuß 
bereits anläßlioh der Beratung des Tätig­
keitsberichtes des Verfassungsgerichtshofes für 
die Jahre 1964 und 1 965 wiederum mit diesem 
Problem befaßt. Das Bundeskanzleramt sei­
nerseits hat die in den vergangenen Jahren 
erstellten Entwürfe noch einmal überarbeite' 
und noch einmal den obersten Gerichts­
höfen zu einer mehr oder weniger kurz­
fristigen Begutachtung übersendet. Das Bun­
deskanzleramt hat dann einen Entwurf aus­
gesendet, der in breitestem Umfang begut­
achtet worden ist. Es haben sich heftige 
Widerstände, insbesondere im Zusammenhang 
mit dem Divergenzenproblem, ergeben. Wir 
haben dann zweierlei gemacht : Wir haben 
einen Vorschlag in das Hohe Haus gebracht, 
der das Divergenzenproblem behandelt, und 
einen, der dab Divergenzenproblem nicht be­
handelt. Es liegen beide Entwürfe hier. 
Unter diesen Um::.tänden kann ich der Be­
ratung des Ausschusses des Nationalrate. 
nicht vorgreifen. 

Aber nun auch ein Wort zur Verwaltungs­
reform, meine sehr geehrten Damen und 
Herren : Wenn Sie überlegen, was wir auf 
dem Ge biete der Verwaltungsreform gerade 
in den letzten drei Jahren unternommen 
haben, so verdient, glaube ich, dieses Problem 
Beachtung. Daß es wiederum ein permanentes 
Problem ist, zeigt, daß es eine Verwaltung 
in jedem Kulturstaat gibt. Daß es auch ein 
internationales Problem ist, zeigt die Kon­
ferenz in der Nähe von Gaeta in Italien, 
an der auch ein Vertreter der österreichischen 
Verwaltung teilgenommen hat. Ich glaube. 
wir sollten dieses Problem nicht vom Tische 
wischen. Wir sollten selbstverständlich Im­
pu18e des Hohen Hauses zur Kenntnis nehmen. 
Wir werden die Imtiativen des Hohen Hausei 
genauso ernst nehmen, wie wir alle bis­
herigen Initiativen des Hohen Hauses erns. 
genommen haben. 

Einer der Sprecher hat gesagt, daß wir 
mit den Gewerkschaften nicht verhandel� 
hätten. Es wurde sehr wohl wiederholt mit; 
den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
verhandelt. Diese Verhandlungen sind so­
gar im Geiste der Zusammenarbeit zwischen 
Regierung und Gewerkschaft vor sich ge­
gangen. Ich besitze einen Brief, den mir 
die Gewerkscha.ften des öffentlichen Dienstes 
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Bchon am 10. Oktober 1967 übermittelt 
haben. Da heißt es : 

.. Zu der bei der Besprechung am 9. Oktober 
1967 an die Gewerkschaften gerichteten Auf­
fotderung, Vorschläge für Einsparungen auf 
dem Sektor des Personalaufwandes zu er­
statten, wird bemerkt, daß in einem ernst­
haften Bemühen um eine Verwaltungsverein­
faehung, unter gebührender Berücksichtigung 
der bei den Bundesbetrieben gegebenen be­
sonderen Verhältnisse, die einzige wirksame 
und tragbare Möglichkeit gesehen wird. Die 
Gewerkschaften sind jederzeit bereit, bei 
solchen Bestrebungen tatkräftig mitzuwirken, 
wenn dabei auf die von der öffentlichen Ver­
waltung zu erbringenden Leistungen entspre­
chend Bedacht genommen wird und die be­
stehenden Rechte der öffentlich Bediensteten 
gewahrt bleiben." 

Ich darf auf den Dienstpostenplan ver­
Weisen. Der Dienstpostenplan steht ja heute 
hier mit zur Beratung. Wir werden im Laufe 
der Beratungen über ihn abstimmen. Der 
Dienstpostenplan 1969 sieht gegenüber dem 
Dienstpostenplan 1968 um 3915 Dienstposten 
weniger vor. 

Aber auch mit der Modernisierung der 
Verwaltung, mit der Reform der alten Kanzlei­
ordnung, die seit 1923 in Kraft ist, hat sich 
diese Verwaltungsreformkommission wieder­
holt beschäftigt. Es gibt eine neue provisori­
Bche Kanzleiordnung, die es bereits ermög­
licht, weitgehende Vereinfachungen durch­
zuführen. So wurde zum Beispiel die Appro­
bationsbefugnis nach unten verschoben. Der 
Unterschriften flut wurde Einhalt geboten. 
Der Aktenlauf wurde vereinfacht und der­
gleichen mehr. 

Darüber hinaus wird aber auch der 
Einsatz von Computern von uns selbst­
verständlich sehr sorgfältig studiert und - wo 
es möglich ist - auch durchgeführt. Das 
War wieder ein Impuls des Nationalrates. 
Die Entschließung vom 24. Juni 1 966 
und eine zweite vom 15.  Dezember 1 966 

hat sich der Ministertat sehr zu Herzen 
genommen und diesen Themenkreis bereits 
im Jänner 1 967 eingehend beraten. Am 10. März 
1967 fand die ei"ste interministerielle Erörte­
rung statt, auf Grund der eine Erhebung 
über die in der Bundesvel'waltung vorhandenen 
und bereits bestellten oder zur Anschaffung 
geplanten elektronischen Datenverarbeitungs­
anlagen veranstaltet wurde. DM Ergebnis 
wurde vom Ministerrat in seiner Sitzung am 
22. Februar 1968 behandelt. Es wurde ein 
Komitee für die Koordination des Einsatzes 
der elektronischen Datenverarbeitungsanlagen 
in der Bundesverwaltung eingesetzt . Diese 
Arbeit hat am 18. März 1968 begonnen. Das 
Komitee hat Beschlüsse über das weitere 

Vorgehen gefaßt und seinerseits eine Arbeits­
gruppe gebildet, in der ständig das Bundes;­
kanzleramt, der Rechnungshof, das Bundes­
ministerium für Finanzen und das Österreichi­
sche Statistische Zentralamt vertreten sind. 
Es werden natürlich jeweils Vertreter der 
einzelnen Ressorts herangezogen, wenn solche 
in Betracht kommen. 

Seit der ersten Sitzung am 30. April 1968 

hat diese Arbeitsgruppe bereits folgende Daten­
verarbeitungsanlagen geprüft : Österreichi­
sches Statistisches Zentralamt, Innenmini­
sterium, Postsparkassenamt, Land- und Forst­
wirtschaftsministerium, Post- und Telegraphen­
verwaltung, Bundesamt für Zivilluftfahlt und 
Bundesministerium für Finanzen. Im Pt·ü. 
fungsstadium befinden sich jetzt noch die 
Bundesministerien für Finanzen und für 
Unterricht, aber auch Detailfragen aus dem 
Bereiche der Land- und Forstwil·tschaft. 

Herr Abgeordneter Broda ! Sie haben einen 
Aufsatz von Dr. Steindl zitiert, der eine gemein­
same Sprache zwischen Mensch und Maschine 
oder - auf uns übertragen - zwischen der 
Bundesregierung und den Datenverarbeitungs­
anlagen fordert. Hier handelt es sich um 
ein intel'nationales Problem . Ich weiß nicht, 
ob Ihnen bekannt ist, daß man überall darunter 
leidet, daß es etwa ein halbes Dutzend von 
Computersprachen gibt, die man nicht über­
einstimmen kann. Die Amerikaner haben 
eine andere als die Franzosen, die Russen 
haben eine andere als die Engländer, IBM hat 
eine andere als ihre Konkurrenzfirmen. Man 
arbeitet schon an einer Vereinheitlichung, 
aber das können nicht wir in Österreich 
machen, da wäre die Bundesregierung ü ber­
fordert, da würde sie sich zuviel vornehmen. 
Man ist jetzt daran, auf internationaler Ebene 
auf einem Kongreß, der im nächsten Jahr 
in London stattfinden wird, zu versuchen, 
zu einer gemeinsamen Sprache, zu gemein­
samen Zeichen und Symbolen zu kommen, 
damit man diese Maschinen auch richtig 
fragen kann und die Antworten gemeinver­
ständlich herauskommen . 

Ich muß aber hier wiederholen, daß auch 
die Rechtsbereinigung und die Rechtsverein­
fachung wichtige Voraussetzungen für die 
Datenverarbeitung darstellen. Ich stimme 
dem Abgeordneten Broda zu, daß ein Schwer­
punkt in der Vel waltungsreform in der Gesetz­
geblmg liegt, und wir begrüßen jede Initiative 
des Hohen Hauses in dieser Richtung. 

Darf ich aber darauf hinweisen, daß seit 
Jahr und Tag schon eine Vorlage über ein 
erstes vor bereitendes Rechtsbereinigungsgesetz 
im Hohen Haus liegt, und darf ich Sie auf­
merksam machen, daß wir ein zweites Rechts­
bereinigungsgesetz bereits im Entwurf ausge-
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a"t b,c-itct haben, das d�e RechtsvoTs�hl'iften I Besuch mache, ist es höchste Zeit - das war 
des Bundes aus der ZeIt von 1918 bIS 1 967 Anfang 1967 -, daß ich auch dem Landes­
umfassen wird. Ich hoffe, daß es möglich hauptmann von Wien einen Besuch mache. 
sein wird , einen derartigen Entwurf noch Bei diesem Besuch habe ich ein Paket mitbe­
in der Frühjahrstagun� 1969 dem Hohen kommen, sozusagen ein Ehrengeschenk, und 
Hause vorzulegen. SovIel zur Verwaltungs- zwar war das das Wiener Memorandum. 
reform. (Abg. Dr. Pi t t erm an n :  Nicht nur bei diesem 

Und nun zum "Bauskandal." Herr Abge- Besuch, Herr Bundeskanzler I) Selbstver­
m'dneter Pölz ! Eine Erklärung der Bundes- ständlich nicht. Sorgen und Wünsche gibt 
I'egierung kann hier nur der Bundeskanzler es überall in unseren Bundesländern. Ich 
abgeben. Selbstverständlich muß er sich habe dieses 'Viener Memorandum natürlich 
mit manchen Dingen beschiiftigen, die ein nicht in die Tischlade gelegt, sondern es im 
anderes Ressort betreffen. Aber ich kann, näch')ten Ministerrat den zuständigen Herren 
weil ich damals die E:'klärung abgegeben habe, Ministern übergeben. Es ist auf dem Gebiete 
daß durchgegriffen worden ist, Ihnen . jetzt des Hochwasserschutze') 'Zwischen dem zu­
nicht sagen, was zum Beispiel auf dem Gebiete ständigen Minister - dafür bin ich nicht 
der Justizve" waltung oder im Innenministei'ium verantwortlich - für IJand- und Forflt­
diesbezüglich geschehen ist. Es besteht aber wirtschaft oder für Bauten, wegen der U-Bahn 
selbstverständlich bei der Beratung der ein- zwischen dem Finanzminister und dem zustän .. 
schlägigen Kapitel des Bundeshaushaltsge- digen Stadtrat zu verhandeln. Ich darf 
setzes die Möglichkeit, die Herren Minister übrigens sagen, daß das Projekt der U-Bahn 
_ sowohl Soronics wie auch vor allem den am 1 8 .  Oktober 1968 vorgelegt worden ist. 
Justizminister _ zu fragen. Also alle Kritiken, man tue nicht�, gehen 

deshalb ins Leere : Bevor man nicht selber 
Was aber die Beamten betrifft, muß ich weiß, was das Projekt beinhaltet, was es 

Ihnen sagen, daß eine Reihe von Disziplinar- kostet, ist es natürlich auch schwer über 
verfahren sofort eingeleitet worden ist, daß die Finanzierung zu sprechen. 

' 

es - wie es im Gesetz vorgeBehen ist -
dazu gekommen ist, Disziplinarverfahren zu Schnellbahn :  Die Finanznöte des Bundes 
unterbrechen, wenn gleichzeitig ein Straf- sind ja  bekannt. Trotzdem haben wir oie 
verfahren vor dem öffentlichen Gericht statt- Schnellbahn in Wien gebaut, und im Einver­
findet ; das ist, glaube ich, bekannt. Aber nehmen mit dem Finanzreferat der Stadt 
selb'3tverständHch werden diese Disziplinar- Wien haben wir eine Finanzierung, bei der 
verfahren samt und sonders durchgeführt Zinsenleistungen durch die Stadt gegeben 
werden. worden sind, vereinbart. 

Im übrigen aber haben seit meiner damaligen Grundstückstransaktionen wurden hier eben-
E-L'klä' ung die Gerichte das Wort und nicht falls bekrittelt ; ich weiß nicht warum. Waht'­
der Bundeskanzler. Ich würde mich hier "!cheinlich , weil die Illformation des neuesten 
g.egenüber der Gewaltenteilung, die wir in Standes noch nicht gediehen war, denn am 
Österreich sehr achten, und gegen einen 12 .  November hat die Bundesregierung den 
Ressortminister verfehlen, wenn ich dies- BeschlUß gefaßt, ein Gmndstück, da" dem 
bezügliche Auskünfte geben würde. über Bund g�hö:·t, im Ausmaße von 1 ,5 MiHionen 
die Zahl und über den Stand der Verfahren, Quadratmetern Bmnnenschut7·ßäche in Wöl­
was eingestellt worden ist, was im Anklage- lersdorf, von wo die Stadt Wien erh8bliche 
stadium, was noch im Erhebungs- oder Unter- Grundwassermengen für die '" iener Wasser­
suchungsstadium ist, wo be;�eits Verfahren versorgung schon jetzt entnimmt, Mengen, 
eingeleitet worden sind, darüber kann Ihnen die in Zukunft noch gesteigert werden sollen, 
der Justizminister selbstverständlich Auskunft der Gemeinde Wien zu widmen. Bei den dies­
geben. bezüglichen Ver han llungen mit der Stadt 

Jetzt möchte ich kurz noch etwas über den Wien, die natü1'lich jüngsten Datums sind, 
Bundesstaat sagen. Es W'u� de von einem wurde grundsätzlich über die meisten son­
Abg0o'; 'dneten die Politik der Bundesregierung stigen wichtigen und anhängigen G:, und­
gegenüber einem Bundesland - es ist Unqer transaktionen Einigung erzielt. Zuständig 
g- ößtes und noch dazu unsere Bundcshaupt- .sind hie.t' die Ministerien für Bauten und 
stadt - einer Kritik unterzogen. Es hat Technik sowie für Finanzen. 
mich niemand eing.,;laden, und es hat mich Das Länderstudio 'Wien ist im Ausbau. 
niemand aufgefordert - auch im eigenen Es hat derzeit bel'eit13 70 Dienstnehmer. 
Be'i'eiche nicht -, dem HelTn Landeshaupt- Sonstige Leistungen des Bunde"! an die 
mann von Wien einen Besuch zu machen. Stadt W ien : Beit: äge zu den Kosten der 
Ich "!agte mir : Wenn ich sämtlichen Landes- Donau-Nordb- ücke, Gesamtkosten der Donau­
hauptmännel'n in den Bundeslä.ndern einen Südbrücke, Gesamtkosten der fertiggestellten 
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beziehungsweise im Bau befindlichen Auto- sierung von Truppen aus Staaten des War­
bahnkilometer in Wien, bedeutende Au'Swei- schauer Paktes in unserem Nachbarland ein 
tung d3s Bundesstraßennetzes in Wien , Ge- miIitärisch-taktischesElementdarstel1t, das eine 
währung von Mitteln aus dem WassCl wict- besondere Beachtung erfordert. Nur das konnte 
schaftsfonds für die Wasserversorgungsbauten der Herr Verteidigungsminister gemeint haben� 
der Stadt Wien und Mittel aus dem gleichen wenn er es mit einem anderen Wort umschrie­
Fonds für Abwässerkläranlagen der Stadt ben hat. 
Wien. Zweitens habe ich aber gesagt, daß in keinem 

Alle diese Aufwendungen gehen in die Augenblick dieser Entwicklung irgendwelche 
Milliarden, werden die Mil1iardengrenze heute Drohungen gegen Österreich ausgesprochen 
schoa en'eicl].ell und gehen sehr bald in mehrere I wurden oder irgend welche De-facto-Bedrohun­
Milliardea. gen unseres Landes feststell bar waren. Für diese 

Ich habe ein Schreiben dee;; Herrn Bürger- zweite Feststellung liegt auch das Zeugnis des 
meiaters von Wien und erlaube mir, Ihnen, Parteivorsitzenden der Sozialistischen Partei, 
meine sehr geehrten Damen und Heuen, der großen Oppositionspartei, vor, der laut 
nur den letzten Passuq vorzulesen. Das "Arbeiter-Zeitung" vom 4. Oktober 1968 
Schceiben 3tammt vom 13.  August. Der beim SPÖ-Parteitag wörtlich erkJärte : "Zum 
Bürgermeister schreibt : Glück gab es und gibt es keine direkte Bedro-

h .. , h '1 b 1 1 ' hung unseres Landes." - Hier stimme ich "Ic mochte es nIC t untel assen, a sc 1 1e- 't D K ' k  11 t" d' " b  
. 

Bend noch einmal beE:.onders hervorzuheben, m1 r. reIS Y vo s an 19 u erem. 
daß die Stadt Wien die Fortdchritte, die vor Die nicht in einem offiziellen Wortlaut - ich 
allem in direkten Ge"pJ ächen mit den z ustän- glaube, auch das gehört in Österreich betont -, 
digen Bundesminie;;tern seit der überreichung sondern lediglich auf Grund von Pressemeldun­
des Memorandums erzielt werden konnten, gen vorliegenden Äußerungen des amerikani­
aI<! ersten Schritt in Richtung auf eine positive sehen Außenministers wurden deshalb vom 
Erledigung der im Wiener Memorandum ange- Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
führten Probleme gebührend zu würdigen heiten mit Recht mit einem Hinweis auf den 
weiß." (Beifall bei der ÖV P. - Abg. Dr. Pi t t er- österreichischen Staatsvertrag und mit der 
man n : Abe1 nach dtm ersten Schritt dauert Feststellung kommentiert, daß Österreich vol. 
es lange, 'his m:m gehen kann ! - Abg. D,.. Wi t- les Vertrauen hat, daß sich die Signatarmächte 
ha lm : D3r Herr B'Ürgerm'3ister ist sehr dankbar des Staatsvertrages ihrer mit diesem Vertrag 
für den e"sten Schritt !) Herr Dr. Pittermann ! übernommenen Verantwortung bewußt sind 
Rom ist nicht an einem Tag erbaut worden, und daher die Unabhängigkeit Österreichs und 
und Milliardenbeträge in der Richtung eines die Unverletzlichkeit seines Staatsgebietes auch 
Bundeslandes können nicht in einigen Monaten in Zukunft achten werden, 
bereitgest�llt werden . (Beifall bei der ÖV P.) Im übrigen ergibt sich aus dem Wortlaut 

Was nun, meine sehr geehrten Damen und des Neutralitätsgesetzes und aus allen in 
Herren - um 2'·um Schluß zu kommen -, jüngster Zeit von der österreichischen Bundes­
die Sicherheit Östeueichs anlangt, so habe regierung abgegebenen Erklärungen, daß wir 
ich am 18.  SEptember 1968 hier vor dem absolut entschlossen sind, unset Staatsgebiet 
Hohen Hause erklärt, daß Ö':lte;:-reich durch mit allen zu Gebote stehenden Mitteln zu 
den Staatsvel'trag im Sinne der Moskauer verteidigen. 
El'klä-:.'ung in seinen Vorkriegsgrenzen 'l.ls Was die aktuelle Frage der Währungssicher­
ein unabhängiger uad in seiner tertitorialen heit betrifft, so muß im Zusammenhang mit 
Unversehrtheit nicht verletzbarer Staat wieder- dem Budget 1969 festgestel1t werden, daß die 
hergeRtellt worden ist . Von den vier Signatar- Finanzschuld mit einem Anteil von 13,53 Pro­
mächten wird diose Bestimmung des Staat,-;- zent am Bruttonationalprodukt nicht nur 
vertmges besonders geachtet. niedriger ist als in den Jahren 1959 und 1960 

Dieser Staatsvertrag wurde von den vier - mit ihrem prozentmäßigen Anteil, nicht mit 
Signatarmächten unterschrieben und bildet der absoluten Höhe ! -, sondern auch Öster­
den Grundpfeiler der österreichischen vöJker- reich im Vergleich mit anderen Ländern einen 
rechtlichen Position. Un-:.ere Grenzen sind guten Platz einräumt. 
international anerkannt, es gibt keinerlei Rech- Die österreichischen Währungsreserven, die 
te irgendeiner Großmacht, die sich auf unser 1966 um 1 ,75 Milliarden abgenommen haben, 
österreichisches Staatsgebiet beziehen. haben 1967 um 5,5 Milliarden und im ersten 

Ich habe damals auch sehr genau unter- Halbjahr diesns Jahres um 3 Milliarden zu­
schieden - und das ist jetzt wichtig, weil ein genomm3n, Im Juli dieses Jahres war der 
Abgeordneter hier einen Unterschied zwischen österreichische Schilling zu 78 Prozent durch 
Erklärungen verschiedener Regierungsmitglie- Gold und Valuten gedeckt. Das ist ein wesent­
der aufgezeigt hat -, daß erstens die Mas- lich höherer Prozentsatz als bei der D-Mark, 
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bei der Lira, bei der Schwedenkrone, beim 
Pfund Sterling oder beim französischen Franc. 
Auch die Währungsreserven Österreichs, die im 
Juli 1 968 für 6,3 Monatsimporte reichten, waren 
na.ch diesem Vergleichsmaßstab höher als in 
den vorhin gena.nnten Ländern. 

Zweifellos ruft jede Regierung in jedem Land 
und in jeder Gesetzgebung Kritik hervor. 
Der Maßstab aber, den die Bevölkerung an 
unserer Politik anlegen wird, wird ohne 
Zweifel vom Maßstab abhängen, den wir den 
Lebensinteressen und dem Sicherheitsbedürf­
nis der österreichischen Bevölkerung angelegt 
haben. Ich glaube, die Bundesregierung hat 
eine Politik gemacht, die die Sicherheit in 
Österreich über alles stellt. (Lebkafter ankal­
'enaer Beifall b( i der Ö V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Pittermann. Ich erteile es ihm. 

1. 3. angestellt worden. (Abg. Dr. K rand­
mayr : Kein Widerspr'ltch l) Das ist Ihre Sache. 
zu sagen, daß es kein Widerspruch ist, aber 
entweder hat der Herr Innenminister nicht jene 
Aufklärung gegeben, zu der er sich moralisch 
verpflichtet gefühlt hat, oder ma.n hat ihm das 
vorher nicht gesagt. 

Ich möchte zur Frage Regierung und Volks­
vertretung ein paar Feststellungen machen. 
Es wäre der Zukunft der parlamentarischen 
Demokratie in Österreich nicht zuträglich. 
wenn nur die Abg30rdneten der Opposition, 
und manchmal in sehr akzentuierter Form, auf 
die Einhaltung der Rechte der Legislative 
gegenüber der Exekutive bestehen würden. 

Jeder Abgeordnete dieses Hohen Hauses 
ist ein frei gewählter Volksvertreter und hat als 
solcher die Aufgaben, die ihm die Verfassung 
zuweist. Dazu gehört untet anderem, die Re­
gierung zu kontrollieren und dem Willen des 
Nationalrates durch Entschließungen Ausdruck 
zu verleihen ; dazu gehört nicht nur die Dis­
kussion, dazu gehört die Stellungnahme in der 
Diskussion, dazu gehört vor allem, daß man 
Diskussionen nicht mit Mehrheitsentscheidlln­
gen abwürgt. 

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Einer meiner Vorredner, der Herr Ab­
geordnete Dr. Kranzlmayr, hat zur Einleitung 
seiner Budgetrede unter anderem das Zitat 
gebraucht : in dubio pro reo, im Zweifel für 
den Angeklagten. Obwohl ich Oppositions­
redner bin, will ich den Herrn Bundeskanzler 
nicht als Angeklagten bezeichnen _ für oder Was Sie sich gestern hier im Hause geleistet 

gegen ihn -, sondern als den für dieses Kapitel haben, das zeugt von keinem Verantwortungs­

verantwortlichen Bundesminister und Vor- bewußtsein gegenüber den Pflichten eines 

sitzenden der Bundesregierung. demokratischen Abgeordneten. Man hat, wenn 
ein Regierungsmitglied eine Erklärung abge-

Es hat gestern viel Streit um Daten gegeben. geben hat, den Abgeordneten, vor alJem den 
Herr KoHege Kranzlmayr, Sie sind schon wie- Oppositionsabgeordneten, auch Gelegenheit zu 
der das Opfer einer, sagen wir, nicht eindeu- geben, zu dieser Erklärung Stellung zu nehmen. 
tigen Info�mation ge�orde�. Sie haben in (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. K ranzlmayr:  
Ihrer ReplIk darauf hmgewlesen, daß der �ft Herr Kollege Pittermann, eine Frage : Haben 
genannte Herr Euler erst am 1 1 .  oder 1 2 .  Mar.z , Sie wirkliek keine Gelegenheit gehabt ?) 
angestel1t wurde. Ich habe das bekannte Schrei-
ben des Herrn Innenministers an die Klub­
obleute vor mir. Ich werde Ihnen dann eine 
Photokopie geben. Darin heißt es : "In einigen 
Zeitungen wurde berichtet, daß der Presse­
referent des Bundesministers für Inneres 
unter Spionageverdacht steht. Hiezu gibt der 
Bundesminister für Inneres Franz Soronics 
folgendes bekannt : 

,Seit 1 .  3. 1 968 wurde der Redakteur 
Alois Euler mit einem Sondervertrag von 
3000 S monatlich für stundenweise Arbeits­
verrichtung zur Unterstützung des Leiters der 
Pressestelle . . .  verwendet. '  " ( A bg. Dr. Kr a n  z l­
m a y r :  Gar kein Widerspruch 1 Wenn Sie den 
Akt sehen : Er ist am 11. vom Personalreferenten 
unterschrieben ; mit 12. Euler übernommen 
mit Wirksamkeit vom 1. März 1968 1) 

Herr Abgeordneter Kranzlmayr ! Mir ist der 
Akt nicht zugänglich, sondern nur das erwähnte 
Schreiben (Abg. Dr. K ranzlmayr :  Hätten 
Sie aufgepaßt, ich habe es kier gesagt I), in dem 
der Herr Bundesminister sagt : Euler ist mit 

Herr Abgeordneter Kranzlmayr ! Ich werde 
Ihnen sogar noch mehr sagen : Wir werden 
in Zukunft von der uns zustehenden Möglich­
keit, jederzeit jedes Regierungsmitglied, auch 
Seine Majestät, den Herrn Bundeskanzler, 
durch .eine dringliche Anfrage zum Reden zu 
bringen, Gebrauch machen. (Beifall bei der 
SPÖ.j Kommen Sie nur dann nicht und be­
klagen Sie sich nicht, daß die Parlaments­
sitzungen länger dauern. (Abg. Dr. Wit­
h al m :  Es kat sich nie jemand beschwert darüber I) 
Wenn man das untereinander abspricht, kann 
man ohne Schwierigkeiten beides vereinen : 
sowohl das Recht des Parlaments nach freier 
Aussprache als auch einen gewissen Zeitplan, 
der zumindest bisher einvernehmlich festgelegt 
wurde. (Abg. Dr. Witkalm : Es ist nock nie 
jemand gekommen und kat siek beschwert ! -
Heiterkeit bei der Ö VP.) Bitte sehr, Herr Klub­
obmann Dr. Withalm, ich nehme das gern für 
die nächsten Gespräche über den Arbeitsplan 
des Parlaments zur Kenntnis. 
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Jetzt komme ich gleich zum nächsten Punkt. 
Wir stehen neuerlich vor der Tatsache, daß 
die Regierung im letzten Augenblick - soweit 
es bis jetzt vorliegt - 37 Gesetzesvorlagen in 
einen Arbeitsplan hineinstopft, der zwischen 
den Fraktionen und dem Parlamentspräsidium 
vereinbart ist und in dem absolut kein Platz 
für eine solche Flut von Regierungsvorlagen 
zur Unzeit vorhanden ist . (Abg. Dr. Kranzl­
mayr:  Herr Kollege Pittermann ! Hier hat sich 
wahrlich zwischen der Koalition und heute 
nichts geändert !) Nein, Herr Kollege Kranz!­
mayr ! Nicht so sehr das, sondern hier hat sich 
auch seit dem Zeitpunkt nichts geändert, als 
Ihr Klubobmann noch Klubobmann war, 
und dem Zeitpunkt, in dem er jetzt als Klub­
obmann zugleich Vizekanzler ist . (Abg. Dok­
tor W i thalm:  Dann spielt es ja keine Rolle !) 
Ich habe schon damals gesagt : Es wird dann 
sehr interessant werden, festzustellen, wer 
stärker ist : loh oder ioh, der Vizekanzler oder 
der Klubobmann. 

Die überflutung des Parlaments mit einer 
Papierflut von mehreren hundert Seiten, die 
voriges Jahr hier gerügt wurde - und auch 
in Ihrem Kreis gerügt wurde -, ist genau 
zu dem Zeitpunkt eingetreten, zu dem Ihr 
Klubobmann jetzt auch in der Regierung sitzt. 
Hier hat sich überhaupt nichts geändert. 
Herr Kollege Withalm, entschuldigen Sie : 
Ich habe den Eindruck, daß Ihre vorherige 
politische Struktur als "Eiserner Hermann " 
in der Regierung in Stanniolpapier umgewandelt 
wurde, in das man dann Unannehmlichkeiten 
für Ihre Parlamentarier sowie für uns etwas 
attraktiver zu verpacken versucht. 

Wie soll das Parlament, wie solJen wir, wenn 
wir unsere Pflichten ernst nehmen, wenn wir 
nicht den böswilligen Stimmen in einem Teil 
der österreichischen Presse neue Nahrung und 
neuen Stoff liefern wollen, diese Aufgaben 
bewältigen können 1 Das ist vollkommen aus­
geschlossen ! Herr Abgeordneter Kranzlmayr ! 
Dabei war beispielsweise die lange Verzögerung 
der Vorlage der 23. Novene zum ASVG. 
nicht auf einen Koalitionsgegensatz in der Re­
gierung zwischen ÖVP und SPÖ zurückzu­
führen. Sie hätte ohne den Widerstand aus den 
eigenen Reihen längst dem Hause vorgelegt 
werden können. 

Ich will hier auch offen eines sagen : Schrei­
ben an die Klubobmänner, ebenso Landes­
verteidigungsrat und so weiter - meine 
Herren ! Es gibt keine Parlamentsersätze. 
Hier im Parlament hat die Regierung ihrer 
Verantwortung gegenüber dem Parlament Ge­
nüge Zll tun ; hier hat sie Rede und Antwort 
zu stehen ; hier hat sie sich ResoJutionsanträgen 
zu stellen ; und hier hat sie in a]]er Öffentlich­
keit auch unter Umständen ein Mi f3trauens­
votum entgegenzunehm{'n. 

Freilich - ich wiederhole das, was ich schon 
in eine.r Debatte am Ende der Frühjahrssession 
gesagt habe : Wir sind daran nicht unschuldig, 
wir aJ ]e miteinander. Wir haben uns einreden 
lassen, da ß es Dinge gibt, für die der Parla­
mentarier zwar durch seine BeschlußfasBung 
die volle Verantwortung zu übernehmen hat, 
aber die zu verstehen er nicht geeignet ist. 
Wir haben uns einreden lassen, daß Abgeordnete 
zum Nationalrat unter Ausnahmebestimmun­
gen gesteUt werden, daß man eine sogenannte 
Politiker klausel neben den ja bereits bestehen­
den Unveleinbarkeitsbestimmungen hat. (Ru! 
bei der SPÖ : Saumäßiger Zustand ! - Beamte 
de8 Hauses verteilen Vorlagen an die Abgeord­
neten. - Abg. Pe t er :  Jetzt werd/!'n die Paket. 
ausgeteilt !) Was sagen Sie, Herr Peter ! 
(Abg. Pete r :  Gute Regie ! Drei Vorlagen 1) 
Ich habe nur aus der Einlaufstelle gewußt, 
was noch auf uns zukommt, wie der moderne 
Journalistische Ausdruck sagt. 

Wir haben uns das selbst gemacht. Meine 
Damen und Herren ! Es ist Zeit, daß wir selbst 
mit dieser eigenen Selbstabwertung des Par­
laments Schluß machen und daß wir aller 
Öffentlichkeit sagen : Wenn ihr wollt, daß 
Politiker die Verantwortung für ihre Beschlüsse 
übernehmen, dann habt ihr auch zu dulden, 
da ß die Politiker sich darum kümmern, wie 
ihre Beschlüsse in der Verwaltung durchgeführt. 
werden. (Beifall bei der SPÖ.) Das ist etwas, 
was uns aHe angeht. Nun sind wieder Regie­
rungsvorlagen in Vorbereitung. Schauen Sie 
nur ins Bundesbahngesetz hinein, wo alle 
anderen berufen sind, hineinzureden, nm 
nicht die, die das Defizit der Bundesbahn vor 
den Steuerzahlern zu verantworten haben. 

Wir haben uns sehr mühsam zu manchem 
durchgerungen, stellen wir das nicht aufs 
Spiel ! Ich verweise darauf, daß eine Zeit­
lang sogar unklar war, ob das Anfragerecht 
das Anfragerecht einer Gruppe von fünf Abge­
ordneten ist oder ob es nur dem Nationalrat 
zusteht. Das ist erledigt worden. ( Abg. 
Kranz lmayr : Außer Streit f) Ich glaube, 
wir sollten auch in Zukunft mit all den Dingen 
dooh etwas zurückhalten. 

Herr Bundeskanzler, schauen Sie : Ich habe 
mir auch diesen Brief angesehen. Zuerst möchte 
ich eine Feststellung machen. Öffentlich 
Bedienstete beziehen ein Gehalt, Mitglieder 
der Bundesregierung beziehen ein Amt sein­
kommen. Mit diesem Gehalt und mit diesem 
Amtseinkommen will die Republik auch den 
Zeitaufwand abgelten, den die parlamentari­
sche Demokratie und ihre Arbeitsformen von 
Beamten wie von Regierungsmitgliedern ver­
langen. Es ist daher sinnlos, hier vorzu­
rechnen : Für einen A-Beamten macht dal!l 
1 ,50 S pro Minute aus ; für den Bundes-
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kanzler - ich habe das nachgerechnet - I gehandelt hat. Initiativanträge der größten 
ungefähr 4 S. Wollen Sie damit sagen, daß es Oppositionsfraktion hat man bestenfalls in 
eine Verschwendung von Steuergeldern ist, erste Lesung genommen und dann "schub­
wenn Sie als verantwortHcher Ressortminister ladiert" ; dann ruhen sie im Ausschuß, bis 
und Bundeskanzler hier stundenlang sitzen 1 sie durch den Ablauf der Gesetzgebung�­
Es gehört zum Wesen der parlamentarischen periode wieder außer Kraft getreten sind. 
Demokratie, daß auch für die Erfüllung ihrer Das ist nicht drinnen in dem Versprechen. 
Aufgaben bezahlte Arbeit geleistet wird. Ich Initiativanträge respektieren heißt, sich vom 
kann es als Mitglied der Opposition sa gen, Standpunkt der Regierung mit diesen In­
daß der Aufwand, den die Republik itiativanträgen auch auseinanderzusetzen, sei­
Österreich für die Funktion und das Funktio- ner Mehrheit zu sagen : Wir können vom 
nieren seiner Volksvertretung den Steuerzah- Standpunkt der Regierungspolitik diesen In­
lern auferlegt, einer der geringsten in der itiativ anträgen nicht zustimmen ! Das ist 
ganzen Welt ist . Wir können ohne falEtche ihr Recht. Das bestreitet niemand. Aber 
überheblichkeit sagen, daß die Abgeordneten überhaupt nicht darüber zu diskutieren-Herr 
des Hohen Hauses wie die Mitglieder des Bun- Bundeskanzler, so konnte Ihre Erklärung 
desrates in einer so bescheidenen Weise mit I in der Regierungserklärung nicht verstanden 
technischen Hilfsmitteln ausgestattet sind, wie werden . (Abg. Dr. W ithalm ." Das geschieht 
es sich kaum ein anderes demokratisches Par- in der ersten Lesung ! Was wollen Sie ? Da 
lament in der Welt noch gefanen ließe. Man findet eine Diskussion statt !) Das ist alles, 
halte uns doch nic,ht so etwas vor ! und dann nichts mehr. Dann diskutieren 

Herr Bundeskanzler ! Was heißt denn das : wir nicht, dann ist es aus. Bei der ersten 
Für eine kurze mündliche Anfrage müssen Lesung nehmen wir höchstens einen Redner; 
Sie oft bis zu fünf Antworten auf Zusatzfragen und es hat Zeiten gegeben, Herr Klubobmann, 
vorbereiten. Woher wissen Sie denn, welche wo Sie nicht einmal das getan haben. (Abg. 
Zusatzfrage kommt 1 Woher nehmen Sie den Dr. Withalm:  Es hat einige gegeben, di6 
Kreis mit den Fünf 1 Früher einmal hat man mit einbezogen wurden in den A usschüs.sen / 
einen Papagei gehabt, der die Zettel hera us- Das wissen Sie sehr genau ! ) Ja, wenn Sie 
gezogen hat. Das ist doch wirklich ein Wider- dann bereit waren, in solche Sachen einzu­
spruch. Kurze mündliche Anfragen sind zu treten. Das Initiativrecht der Abgeordneten 
beantworten. Ich sage Ihnen eines : Wer aus I kann aber nicht so ausgelegt werden, daß 
der Volksvertretung kommt, wer als Abgeord- man nur Initiativen von Abgeordneten zur 
neter nach langjähriger Tätigkeit in den Aus- Debatte steHt, die auch von den Abgeord­
schüssen und im Haus mit der Verwaltung neten der Regierungspartei mit unterzeichnet 
Kontakt bekommen hat, der wird - der eine sind. 
etwas besser, der andere etwas weniger gut -, Zuletzt zu diesem Kapitel möchte ich noch 
wenn er ein Ressort übernimmt, in der Lage etwas sagen. Wir haben in der Frühjahrs­
sein, nach einer gewissen Anlaufzeit auf Fragen session bei der Beratung der sogenannten 
im Haus so und in einem solchen Stil zu antwor- Sondersteuer auf die Bezüge der öffentlichen 
ten, wie er seinerzeit als Abgeordneter gefragt Mandatare und Abgeordneten von den drei 
hat. Betrachtet man das vom bürokratischen Fraktionen verschiedene, aber im Inhalt gleich­
Standpunkt, dann sieht man in der Er- lautende Erklärungen abgegeben. Nach Schluß 
ledigung kurzer mündlicher Anfragen aus dem der Frühjahrsession hat der Klubobmann 
Nationalrat einen Aktenlauf. Ich muß sagen, Dr. Withalm in einer �ressekonferenz die 
daß ich das nicht als mit den Übungen und mit I �rklärung abgege"?en, 

.
die OVP-Fraktion werde 

den Funktionen des Parlaments im Einklang I SICh nunmehr mIt emem solchen Vorschlag 
stehend betrachte. beschäftigen und, sobald sie mit den Be-

Herr Bundeskanzler ! Sie haben in der ratungen fertig ist, an die übrigen Fraktionen 
Regierungserklärung unter anderem gesagt - herantreten. Ich gebe hier die Erklärung 
jetzt komme ich ja zur Regierungserklärung �b, da� wir jederzeit bereit s!nd, mit Ihnen 
und zu ihren Details, zur Erfüllung und Nicht- uber eIllen solchen Vorschlag In Verhandlung 
erfüllung - :  Es wird dem Initiativrecht zu treten. 
der Abgeordneten des Hohen Hauses und Heer Bundeskanzle� ! Es war heute e' was 
den Einrichtungen der direkten Demokratie coehr üuc1Tasche- -,d, daß der He1'f Kollege 
in der kommenden Gesctzgebungsperiode Kra11 zlmay'· al:f einmal wicdü:' die ve"gange-:en 
größte Bedeutung zukommen. - Als An- Koali iOlmzci ' e:1 ni ;ht al':l die Zei ' e� des 
gehöriger einer Oppositionspartei kann ich Chaos und de1 Sch-'-ecke�ls hhge:;1 ell� hat, 
sagen, daß einem Initiativrecht im Parlament waR glüddiche- 'weise durch en:e Einpa�teien­
nUr dann Rechnung getragen wurde, wenn . egie- ung übe,'wuT!de'l ist , sondm'n mit Re ht 
es sich zumindest um einen Zwei-, wenn a,},� e' was, h dem die Ö , ' erj'eiGhi�che Volks­
nicht sogar um einen Drei-Parteien-Antrag partei stets den Bunde3kallzler, den Fi:aanz-
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mi_:ist er UJ:d ande1'e Ressort.miEi�t er ge3ielt kanzler, sie waren niedrig, ich habe ja nie 
hat.. Aber das i'3t r, icht ganz neu, neu nur behal,p1-et, daß die KoaW ionsregierung gar so 
im InlaTld. Ich habe zum Bei"piel vor mi� Mehlecht war und daß die je�zige im Gegensatz 
eille Rede, die vor dem Europa1 at gehaL en dazu gar so gut i3t. 
wurde und wo die f ühere Koali ionszei� Ende 1966 - nehmen wir die dreiviertel Jahre 
- damals hat sie noch bes1 anden - fast als noch at.f Konto der Koali � ion - betrug die 
beispielhafc hingestellt wulde. Staatsschuld 29,3 Milliarden ; jetzt beträgt sie 

"Es gibt kaum ein zweites Land in Europa, 42 Milliarden. Das Tempo der Schulden­
in dem sich die Sj-abili äI; der Regierung da- vermehrung ist schon ganz re:>pektabel, und, 
durch abzeichnet, daß seit nunmehr 20 JahTen Herr Bundeskanzler, aus dem Star der Spar­
ununterbrochen die gleiche Regierung die samkeit und der Zurückhaltung bei der 
poW ische Verantwortung trägt, wobei die Staatsschuld von einst ist jetzt beinahe ein 
Öst erreichische Volkspartei den Bundeskanzle" Rekordhalter im Galopp der dahinschreiten­
und die zweitgrößte ö3terreichische Partei, den Staatsschuld geworden. Denn jetzt geht's 
die Sozialist ische Partei, den Vizekanzler entEp1'echend rasch, und das ist es, Herr 
stellt." Bundeskanzler, was ich Ihnen und Ihrer 

Der Bundeskanzler wird sich j a  an diesen Regierung am stä:'ksten vorhalten möchte : 
Teil dieser seiner Rede sehr wohl e:-innern Nicht, daß Sie eh1e gegenteilige Auffassung 
können. von der Organisation des Staates und der 

Es hat natürlich auch in dieser Koalitions- Wirtschaft haben ; das ist richtig, dazu ist 
zeit Regierungs-, Budget- und Finanzpolitik die Demokratie da, wir werden uns das halt 
gegeben, und es hat auch damals gewisse auf demokrat ischem Weg aushandeln und 
Richtlinien dafür gegeben. Sie waren gar ausstreiten müssen. Der Gegenstand meines 
hicht so schlecht, denn die Defizite, die die Hauptvorwurfs ist, daß Sie nicht bei dem 
Alleinregierung aufzuweisen hat, haben die geblieben sind, was Sie in der Zeit der Koali­
Koali t ionsregierungen selten gehabt. tion ver�reten haben oder auch, was Sie in 

I h .. h B "  1 f d P bl 
- der RegIerungserklärung gehabt haben. 

c moc te zum eIspIe au as ro em 
der Staatsschulden hinweisen. Herr Bundes- j Zum. Beispiel, Herr Bundeskanzler� spre­
kanzler ! Es ist ja etwas anderes, wenn ehen SIe unter anderem vom Bekenntms zum 
Staaten wie GroßbIitannien, Schweden oder Rechtsstaat. Ihre Regierung, und zwar 
die Vereinigten Staaten kontinuierlich seit die Alleinregierung, war die erste bisher, 
Jahrhunderten bestehen oder wenn die Re- die es zustandegebracht hat, daß von drei 
publik Österreich 1945 wieder aus dem Nichts Finanzgesetzen zwei vom Velfassungsgerichts­
ar: fangen mußte. Daß man in der kurzen hof teilweise aufgehoben wurden, weil ein 
Zeit (Abg. Glaser :  Unsere Leistung Teil dieser Gesetze als mit der Vel fassung 
ist dann umso größer !) Was denn 1 (Abg. n�cht k�nfo:m e:kannt wurd� . . - (Ab�. D�. MU8-
Glase r : Unsere Leistungen sind dann umso s � l :  D�e 8�nd m der Koal�twn8ze�t meht be­

größer I) Ah, Sie meinen im Schuldenmachen, einsprucht worden I) 1962 haben wir es ja ver­
da haben Sie recht, Herr Abgeordneter Glaser. einbart, um das zu proben, nur haben Sie 
(Heiterkeit und Beifall bei der 8PÖ.) Denn es dann später nicht eingehalten. Das war 
wenn man im Jahr 1 945 keine Schulden ja die Geschichte, und daraus ist es ja ge­
gehabt hat und heute hat man welche - ich kommen. 
habe nur die Zahlen bis 1968 -, schon mehr In der Koalition haben wir der Herr 
als 12 Prozent, dann ist das ein ganz schönes Kanzler hat mich gerade daran erinnert - ver­
Tempo. einbalt, dem V mfassungsgel'ichtshof durch das 

Heu Bundeskanzler ! Ich eT"innel'e mich Land Wien das Finanzgesetz zur Prüfung vor­
an einen Finanzminister der KoaWionszei t" zulegen. E r hat Mäng<.>} festgestellt, darauf hat 
der in seiner Budgetrede, als er das Budge�. die Koalitionsregierung ein befristetes Ver­
dem Hohen Hause v01 legte, untel' andeTem fassungsgesetz beschlossen, das diese wieder 
folgenden Kernsatz gep"ägt hatte : "Die 8 '.-aa1:.s- b-;hobcn hnt, und dann kam dM Jahr 1965, wo 
sclwld soll möglichst nicht vermehrt da:-auf nicht eingegangen wurde, und dann 
we den, wenn schon eble weo;entliche Ver- haben Sie es 1 966 wieder hineingenommen. 
mi :deTung nicht möglich ist." H 3rr Bundeskanzler ! Bei einem Staat wie 

Ich zi 'ie�e nicht aus Zei�ungell, sonde�n Ö jt8�Teich, b·�i einem demokratischen Klein­
aus den s '  enog'!'aphischen P 'otokolle'1 . Der staat, iqt es lebensnotw0lldig, daß auf bestimm­
Fi" anzmi o i,i er VO'l (lama,}" hieß Jl)jef KhvB. t m  G.;bieten der Politik zwischen den gloßen 
(Bravo !-Rufe und He1'terkeit bei der SP(). - G' upp :m, zwiqchen den gi'oßen politischen 
Abg. Dr. Witha l m :  Ein Grund '?atz , der I Pa' t0i0n, zumindest der ernsthafte Versuch 
r1�ehtig igt 1 - Bundeskanzler Dr. Klaus : Sie l untm"nommen wi" d, zu einer gemeinsamen oder 
waren 1961 die niedrigsten !) Ja, Herr Bunde 3- ver wandten Auffassung zu kommen. Ich zähle 
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auf: die Außenpolitik, die Verteidigungspolitik 
und zu einem gewissen Grad auch die Wäh­
rungspolitik. 

Was ist auf dem Gebiet der Außenpolitik 
geschehen 1 Gegen unsere Warnungen, voll­
kommen überflüssigerweise, ha ben Sie den 
Boden der gemeinsamen Außenpolitik bewußt 
verlassen, weil Sie sich auf den Standpunkt 
stellten, Sie müßten , um einen Verhandlungs­
abschluß mit der EWG zu erreichen, den Aus­
tritt Österreichs aus der EFTA anbieten. Das 
war das Ende der gemeinsamen Außenpolitik 
in Österreich, zu deren Fortsetzung wir auch 
als Opposition mit gewissen Kautelen bereit 
gewesen wären. Seit der Zeit ist das vorüber. 
Das ist für einen neutralen Kleinstaat wie 
Österreich in der heiklen Lage wirklich ein 
ernstes Problem. Und wozu ? Heute hält der 
da.malige Hauptredner des Parlaments für den 
EFTA-Austritt als Handelsminister im Inland 
und im Ausland Reden über die Vortrefflich­
keit der Zugehörigkeit Österreichs zur EFTA. 
Wozu also ? Wozu etwas Gemeinsames preis­
geben, um dann in eine Situation zu geraten, 
die ein einheitliches Auftreten Österreichs und 
seiner politischen Kräfte gegenüber dem Aus­
land und im Ausland zumindest erschwert 1 

Hohes Haus ! Ich habe einige Beispiele des 
Stils der Regierung angeführt, den man viel­
leicht bezeichnen könnte als den "Stil der 
konsequenten Inkonsequenz" oder, um das 
deutsch auszudrücken, der "kurvenreichen 
Geradlinigkeit" . Zu dieser "kurvenreichen 
Geradlinigkeit" gehört beispielsweise auch die 
Behandlung der Preisstützungen in dem Budget 
unter Ihrer Regierung. 

Ich muß, Hohes Haus, nunmehr die Er­
innerung an den am wenigsten erfolgreichen 
Finanzminister der Zweiten Republik, den 
jetzigen Nationalbankpräsidenten Dr. Schmitz, 
wachrufen und aus seiner Budgetrede für 1967 
etwas zitieren. 

Er sagte damals : "Hohes Haus ! Ich habe 
in meiner Budgetrede vom 1 1 .  Mai dieses 
Jahres bereits darauf hingewiesen, daß es bei 
der Erstellung des nächsten Budgets not­
wendig sein wird, verschiedene Ausgaben auf 
ihre Zweckmäßigkeit zu überprüfen und alle 
jene, die heute weniger dringlich sind als in der 
Nachkriegszeit, einzuschränken oder ganz abzu­
bauen. Dabei war vor allem an die Preis­
stützungen gedacht. Es ist nicht gerecht­
fertigt, daß diese Subventionen allen Personen 
auf unbeschränkte Zeit weiter zufließen, ohne 
Rücksicht darauf, wie hoch ihr Einkommen ist, 
und ohne Rücksicht darauf, ob sie Inländer 
oder Ausländer sind. Die durch den Abbau 
freiwerdenden Mittel gehen dem Staat nicht 
verloren, sondern werden für dringlichere 
Gemeinschaftsaufgaben verwendet. Die Be-

völkerung hat für diesen Abbau durchaus Ver. 
ständnis. Dies bestätigen Meinungsbefragun. 
gen anläßlich der Wien er Herbstmesse 1965 
und der Grazer Frühjahrsmesse 1966. Rund 
ein Drittel der Befragten hat erklärt, sie 
würden, wenn sie als Finanzminister für das 
Budget verantwortlich wären, weniger für 
Preisstützungen ausgeben." 

Tatsächlich hat die Regierung in diesem 
Budget für 1967 einen Teil der Preisstützun. 
gen auf die Konsumenten überwälzt - das 
war die Erhöhung des Milchpreises und der 
Preise für Milchprodukte - und hat einen 
Voranschlag vorgelegt, in dem die Preis­
stützungen mit 2348 .Millionen vorgesehen 
waren. Der Rechnungsabschluß, den wir jetzt 
in Beratung haben und demnächst auch im 
Hause beraten werden, hat jedoch bereits Aus­
gaben von 2655 Millionen, also um 300 Mil­
lionen mehr, vorgesehen. Und jetzt legen Sie 
dem Hohen Haus einen Budgetentwurf vor, 
in dem Preisstützungen mit 2804 Mi1lionen 
vorgesehen sind. 

Ja, wie soll also jetzt diese Politik der 
Regierung verstanden werden ? Innerhalb von 
nicht ganz zwei Jahren ändern Sie die Haltung 
zu einem wichtigen Kapitel, zu einem teUfen 
Kapitel des Staatsaufwandes so grundsätzlich 
und verwandeln diese Kurven in eine Poiitik 
der Geradlinigkeit. 

Dann hat der Herr Finanzminister Schmitz 
damals - und das war ja auch vorher schon 
immer so das Merkmal der Budgets - unter 
anderem gesagt : "Ebenso wie die beiden 
vorhergehenden Voranschläge ist auch der Vor­
anschlag 1967 auf dem Prinzip aufgebaut, das 
man etwas vereinfachend als währungsneutral 
bezeichnen kann. Das heißt, daß die Neu­
verschuldung etwa dem Ausmaß der Schulden­
tilgung entspricht ." 

Was hat der Herr Finanzminister Schmitz 
gemacht ? Er hat dem Haus ein Budget vor­
gelegt, in dem das Ordinarium mit einem über­
schuß von etwas über 4 Millionen verzeichnet 
wal' . Der Rechnungsabschlu ß verzeichnet ('inen 
Abgang von 4, 1 Mi1liarden Schilling. So hat es 
also ausgesehen, das währungsneutrale Budget 
der RegieTung Klaus-Schmitz aus dem Jahre 
1967, dessen Abschlußziffern wir demnächst 
im Parlament verhandeln werden . 

Wie ist es wditergegangen, Herr Bundes­
kanzler � Im Jahre 1967 war der Abgang 
7,8 Milliarden, die Tilgung 2,4, die Verschul­
dung - das Nettodefizit 5,4 Milliarden. Im 
Budget 1968 - Voranschlag, Abschluß haben 
wir nicht - 8,2 Milliarden Schilling Abgang, 
3 Milliarden Schilling Tilgung, Budgetdefizit 
- Nettoverschuldung 5,2 Milliarden. Für das 
Budget 1969 sind vorgesehen : 8 Milliarden Ab­
gang, 5 Milliarden Tilgung und 3 Milliarden 
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Nettodefizit. - Das heißt also, praktisch hat 
die Bundesregierung innerhalb kürzester Zeit 
einen Grundsatz ihrer Budgeterstellung fallen· 
gelassen. 

Und dazu kommt jetzt noch etwas, was uns 
eigentlich auch als Opposition sehr überrascht 
hat. Sie haben in Ihrer Regierungserklärung 
unter anderem für die Budgetpolitik den Satz 
geprägt : "Der Umfang des Budgets muß sich 
nach der Entwicklung der laufenden Ein­
nahmen richten." Wir waren außerordentlich 
überrascht darüber, daß entgegen dieser Er­
klärung der Herr Finanzminister Dr. Koren, 
der allerdings weder als Abgeordneter dieses 
Hauses noch als Regierungsmitglied damals 
dieser Erklärung zugestimmt hatte - auf 
einmal einen anderen Satz verkündete und 
diesen Satz als überholt bezeichnet hat. Ja, er 
hat sogar in einer Rede in Graz am 18. 1 1 .  1968 
unter anderem gesagt, daß dieser Punkt als 
eine Budgetfaustregel vom alten, braven Haus­
väterchen anzusehen ist. Nun frage ich Sie, 
Hen' Bundeskanzler Dr. Klaus, altes, braves 
Hausväterchen des Budgetkonzepts in der 
Regierung : Was gedenken Sie zu tun 1 Ge­
denken Sie dem Herrn Finanzminister beizu­
bringen, daß er genauso wie die anderen Mit­
glieder der Bundesregierung an das Regierungs­
programm gebunden ist, oder gedenken Sie, 
jetzt das Regierungsprogramm stillschweigend 
zu ändern 1 - was ich ja für das Wahr­
scheinliche halte. Ich kann Ihnen sagen, daß 
dieser Pluralismus der Konzepte innerhalb ein 
und derselben Regierung und des Regierungs­
programms offenbar jetzt nach unserem Ein­
druck der herrschende Stil geworden ist. 

Es haben hier Redner der Regierungspartei 
uns zwar nicht aufgeklärt - und das ist, Herr 
Kollege Dr. Kranzlmayr, auch bemerkens­
wert -, wie das eigentlich mit den zugesagten 
Kürzungen von 3,2 Milliarden war ; die Abge­
ordneten der Oppositionsparteien, auch der 
Freiheitlichen, haben Aufklärung verlangt, 
haben die Ziffern verglichen, aber davon ist 
nichts geredet worden. 

Geredet worden ist jedoch von anderen Din­
gen, die auch einer Richtigstellung bedürfen, 
zum Beispiel von der Pl'eisbewegung. Lassen 
Sie mich hier einen Blick auf zwei Index­
abschnitte werfen, und zwar auf den Index 
vom März 1960 mit 102,4 und den vom März 
1964 mit 1 17,  also eine Steigerung von 14,6, 
Ich nehme den März 1964, weil Sie ja damals 
Vorsitzender der Bundesregierung als Bundes­
kanzler geworden sind und daher hier eine 
Kontinuität der Bundeskanzlerschaft aus der 
Koalitionsregierung herüberreicht in die Ein­
patteienregierung, (Bundeskanzler Dr. Klaus:  
Klar, weileseinJacher ist !) -Für die Regierungs­
politik ist ja. der Regierungschef mitverant-

wortlich ; noch dazu, wenn er sich als einen 
plakatieren läßt, bei dem "Österreich in guten 
Händen" ist, Wie schauen die guten Hände auf 
dem Gebiete der Preisbewegung aus 1 März 
1960 bis März 1964 von 102,4 auf 1 17, also 
14,6 Prozent, vom März 1964, seit Klaus 
Bundeskanzler hlt, von 1 17 auf 1 36,8 - das 
sind rund 17  Prozent - und vom April 1966 
bis August 1968 rund 9 Prozent. (Abg. 
Dr. Kranzlmayr: Wa8 soll das heißen ?) -
Daß das Märchen von der besseren Stabilität 
der Preisbewegung unter der Einparteien­
regierung eben ein Mä.rchen ist und daß es in 
gar keiner Weise den Tatsachen entspricht. 
(Abg. Dr. Withalm : Entspricht auch nicht dem, 
was Sie vorgelesen haben !) 

Wenn Sie natürlich - und das habe ich ja 
schon kritisiert, als Sie den ersten Bericht vor· 
gelegt haben - die Bewegungen, die die 
Interessenvertretungen der Arbeitnehmer 
durchgeführt haben und mit denen es ihnen 
gelungen ist, eine erfreuliche Steigerung der 
Lohneinkommen herbeizuführen, als ein Er­
gebnis der Regierungspolitik in Anspruch 
nehmen, so heißt das Apfel a.us einem anderen 
Garten zu pflücken. Dort aber, wo Ihr Garten 
ist, Hert Bundeskanzler, möchte ich Ihnen 
folgendes sagen : Sie haben zugesagt, und es 
ist dann auch unter dem Druck des Gewerk­
schaftsbundes hier im Hause eine Senkung 
der Lohn- und Einkommensteuer beschlossen 
worden, um die Leistungen zu steigern. Tat­
sächlich hat das Hohe Haus das beschlossen. 

Aber die Freude hat nicht sehr lange dauern 
können, denn mit Wirkung vom 1 .  Jänner 1969 
wird ja durch die Einführung einer Sonder­
steuer ein erheblicher Erfolg dieser ursprüng­
lichen Steuersenkung wieder weggenommen. 
Sie haben hier in der Steuerpolitik einmal die 
Steuern g0senkt und haben dann dieselben 
Steuern innerhalb eines Jahres wieder erhöht, 
Hel'r Bundeskanzler, und haben beides zu­
sammen als eine Steuerpolitik bezeichnet, die 
dem Leistungsprinzip entsprechen soll. (Abg. 
Dr. Kranzlmayr:  Was macht denn Ihr 
Kollege W ilson ? ) 

Herr Abgeordneter Dr. Kranzlmayr ! Ich 
kann als Abgeordneter des österreichischen 
Parlaments nur versuchen, auf die Regierungs­
politik der Bundesregierung in Österreich Ein­
fluß zu nehmen. (Abg. Dr. K ranzlmayr: 
Vergleichsweise wäre es doch interessant !) Ver­
gleichsweise, Herr Dr. Kranzlmayr, können 
Sie auch den Präsidenten de Gaulle nehmen, 
ich verlange aber nicht von Ihnen, daß Sie 
auf seine Steuerpolitik Einfluß nehmen. (Bei­
lall bei der 8 PÖ.) 

Nun möchte ich aber auch auf etwas hin­
weisen, HeIT Bundeskanzler, was einen falschen 
Eindruck erweckt. Sicher - angeregt durch 
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die Konjunkturentwicklung, vor allem in der 
benachbarten Bundesrepublik, die, Hen Bun­

'deskanzler , dort eingesetzt hat, nachdem man 
die Ejnparteienregieiung e1 stmals dm eh eine 
Regierung der Zusammellal beit ersetzt hat -
hat sich auch die Konjunktmlage in Östell'eich 
etwas gebessert ; es wä', e aber falsch zu sagen 
oder sich einzubilden : auf allen Gebieten. Das 
ist gestern hier schon gesagt worden . 

In einem wichtigen Teil der österreichischen 
Wirtschaft, in der Bauwirtschaft, ist die Kon­
junktur noch keineswegs durchgesetzt. V\Tir 
haben weniger Beschäftigte in der Bauwirt­
schaft gegenüber 1967 und erst recht gegenüber 
1 966. Das heißt, die Maßnahmen zur Kon­
junkturbelebung haben sich in Österreich 
keineswegs auf allen Gebieten der 'Wi: tschaft 
gleichmäßig ausgewü'kt, im Gegenteil, durch 
die Rücknahme des Investitiollsaufwandes im 
Budget für 1969 ist zu befürchten , daß dort, 
wo die Konjullkturbelebullg übel wiegend vom 
Inland her angeregt werden mu ß, diesel' Zwie­
spalt, diese Schere in der KonjunktUl ent­
wicklung sich weiterhin fortsetzen beziehungs­
weise erweitern wird. 

Es liegt gerade folgendes vor mir, Herr 
Kollege Dr. Kranzlmayr, betreffend "Rassen­
schande" : "In einem Schreiben an Justiz­
minister Klecatsky protestierte nun die Aktion 
gegen den Antisemitismus dagegen, daß ein 
Vertreter der österreichischen Staatsanwalt­
schaft auch eine Verurteilung wegen Rassen­
schande als Vorstrafe gelten lassen wollte. " 

Der Pressereferent des Justizministeriums 
hat in einem Leserbrief darauf geantwortet, 
daß das dem Justizministerium bekannt sei, 
daß untersucht werde und die erforderlichen 
Schritte eingeleitet werden. 

Wir werden natürlich den Justizminister 
fragen. Ich habe es hier nur erwähnt, weil Sie 
gemeint haben, das sei wieder so eine Erfin­
dung von mir. Es ist leider keine, Herr Kollege 
Kranzlmayr. Ich glaube ,  es wäre für das 
Ansehen Österreichs besser, wenn es eine 
Erfindung wäre und keine Tatsache. (Abg. 
Dr. K ranzlmayr:  Ich teile mit Ihnen voll­
kommen diese Ansicht, aber es ist noch immer 
nicht geklärt !) Schön ! Wir werden ja beim 
Kapitel Justiz Gelegenheit haben, darauf 
zurückzukommen. (Abg. Dr. Kranz lmayr:  
Sicherlich !) 

Und nun, Herr Bundeskanzler, möchte ich 
zum Kapitel Budget abschließend fest stellen : 
Im Frühjahr haben mit Ihrer und des Herrn 
Vizekanzlers und des Herrn Finanzministers 
Bürgschaft Sie und die Mehrheitspal tei des 
Hauses sich verpflichtet, gegenüber dem da­
mals vorliegenden Budgetplan Einsparungen 
in der Höhe von 5 Milliarden, davon 3,2 Mil­
liarden durch Budgetkürzungen, vorzuneh-

men. Es ist weder in der Budgetdebatte - und 
es WUJ de, von Ihnen angefangen, jedes Mit­
glied der Bundesr egierung gefragt - noch hier 
im Hohen Haus durch die Inter vention von 
AbgeOldneten der Mehrheitspartei gelungen, 
naehzuweisen , in welchen Ressorts und bei 
welchen Kapiteln die�'e 3,2 Milliarden Schilling 
eingespart. wurden. Was bei den Pensionf>ver­
sieherungsanstalten und beim Familienlasten­
ausgleich eingespart wurde, ist bekannt. 

Herr Bundeskanzler ! Das ist eine Entwick­
lung, die auch uns als Angehödge der Opposi-
1 ion Sorge macht, denn der Weg ins Rutschen, 
den Währungen, die einst zu den Leitwährungen 
zählten, nunmehr angetreten haben, führte 
über einen st ändig wachsenden Abgang im 
Haushalt. 

Und lassen Sie mich daran auch einen 
Appell knüpfen : Es ist hier wiederholt die 
gute Situation des Schillings als das Verdienst 
der gegenwärtigen Bundesregierung dargetan 
worden. Nun, wenn wir die Zunahme der 
Gold- und Devisenguthaben unter dieser 
Bundesregierung als einzige Deckung hätten, 
dann wäre es also nichts gewesen. Es geht 
mehr an Ihre Herren, Herr Bundeskanzler. 
Ich glaube, wir tun alle miteinander dem Schil­
ling und damit dem österreichischen Volk einen 
guten Dienst, wenn wir den Schilling aus 
den parteipolitischen Auseinandersetzungen 
draußen halten (Beifall bei der SPÖ ), also weder 
auf der einen Seite den derzeitigen Schilling­
stand als einen EI folg der Regierung hir.zustellen, 
noch etwa durch eine sehr kritische Betrach­
tung auf gewisse Schwächen hinzuweisen. 

Eines möchte ich dazu mit aller Deutlichkeit 
sagen. Die Frage der Stabilität der Wä.hrung 
kann nicht die Frage einer Partei, kann nicht 
einmal die Frage nur der politischen Parteien 
sein, sondern erfordert die bereitwillige und 
tatkräftige Mitarbeit der österreichischen 
Staatsbürger im einzelnen und in ihren Ver­
bänden. 

Darum, Hohes Haus : Hoffentlich bleibt es 
uns erspart, einmal auch solche Beschlüsse 
fassen, solche Belastungen beschließen zu 
müssen, wie sie jetzt von einzelnen Parlamen­
ten gefaßt werden müssen. Um uns das zu 
ersparen, wird es zweckmäßig sein, wenn wir 
den Schilling aus den parteipolitischen Diskus­
sionen heraushalten - pro und kontra ! (Bei­
fall bei der SPÖ.j 

Und nun, Herr Abgeordneter Kranzlmayr : 
Sie haben mich ja geradezu gezwungen, zu 
einem Kapitel Stellung zu nehmen, das in die 
Verantwortung des Herrn Bundeskanzlers fällt. 
(Abg. Dr. Kranzlmayr:  Rundfunk !) Rund­
funk, sehr richtig ! 

Ich komme gleich zum Punkt eins. Es hat 
einmal eine Zeit gegeben - in der bösen Koali� 
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tionszeit -, da hat sich der Ö:�terreichische 
Runc.f.mk in den Die�1st der p.(opaganda der 
Emopaidee gest ellt , die Ihnen ja nicht, Lemcl 
ist, HelT Kollege D ·. K' anzlmayl'. Das ist 
bei de· ·  ne .... �en Intendantur des RundLmks ab�e­
schafft:· worden. Metll ist einmal am Beginn nach 
Sb aßburg hinauf:c:e�allge'l ' "  (Abg. Doktor 
K rnnz lmayr :  Nein, nein, das war heuer im 
.März, Herr Kollege !) Ja, ei:nnal ! Und seit der 
Zeit . . . (Abg. Dr. K ranzlmayr : Aber früher 
ist überhanpt niemand in Straßburg gewesen !) 
Ja, abe!' was be�'ichte! wurde, wissen Sie genau 
so wie ich, daß alles fi11sch war. Nur hat man 
früher, wenn die Verb eter des Parlaments . . .  
(Abg. Dr. K ranz lmayr ,'  Kollege Pittermann, 
der Generalsekretär des Europarates hat sich eine 
Kopie des Filmes für Archivzwecke kommen 
lasse11' !) Ja, das glaube ich. Es werden ih� 
SChO�i Leute ai ,fme; k;c:am gemacht haben, daß 
dort zum Bei::;piel drinnellsteht, der Europarat 
habe die Zollgrenzen in Europa aufgehoben. 
Ich habe es mir ja angeschaut, weil ich ihn 
prüfen wollte. Es ist nichts mehr drinnen ! 
Herr Kollege Dr. Kranzlmayr ! Mir liegt es 
fern, Ihnen daraus, weil Sie Vorsitzender de;; 
Aufsichtsrates der Rundfunkgesellschaft sind, 
einen Vorwurf zu machen. Richtig, Maßnah­
men zur Überprüfung des Unternehmens hat 
die Gesellschaf�erversammlung, Herr Bundes­
kanzler, zu beschließen. Der Aufsichtsrat kann 
sie nur durchführen. Abgeordnete, die auch 
im Aufsichtsrat der Rundfunk Ges. m. b. H. 
sitzen, die hier so laut dem Rundfunk Lob 
spenden, den sie ja als Abgeordnete eigentlich 
kontrollieren sollten, dürfen im Aufsichtsrat 
ohne Bewilligung des Parlamentsprä"identen 
nur sitzen, weil diese Art der Geschäftsführung 
einer Ges. m. b. H. im Unvereinbarkeitsgesetz 
nicht vorgesehen ist. Wissen Sie, meine Herren, 
wenn Sie da so kommen und 10 bpreisen : 
Lobe, Parlament, den Herrn Generalinten­
danten ! ,  dann kommt mir ein wenig jene Stelle 
aus Nestroys Parodie von "Judith und Holo­
fernes" in den Sinn, wo es heißt : "Weil er uns 
sonst niederhaut, darum preisen wir ihn laut." 
( Heiterkeit bei der S pO. ) 

Weisen S:e nach, daß die Auf-
sichtsratmitglieder Kreisky und Lupto­
wits in ähnliche Lobhudeleien verfallen sind, 
wie es bei einigen Herren Ihrer Fraktion der 
Fall war. (Präsident Wa llne r übernimmt den 
Vorsitz ! 

Nun noch etwas, Hohes Haus, Herr Bundes­
kanzler ! Dieses Rundfunkgesetz hat nicht die 

. Zustimmung meiner Fraktion. Aber es ist 
geltendes Gesetz, es verpflichtet. Unter ande­
rem verpflichtet es auch die Geschäftsführung 
des Österreichischen Rundfunks, gewisse 
Maßnahmen zu treffen. Es heißt in § 3 Abs. I :  
"Die Gesellschaft hat unter Mitwirkung aller 
Studios für mindestens drei Programme des 

Hö funks und mindestens zwei Programme des 
Fernsehens zu sorgen, wobei zunäch,t die Ver­
RO� gUJlg allel' 7.um Bet.rieb eines Empf<1:1gs­
ge� ätos berechtigten Bewohne�' des ge mmtell 
Bu·,dcsgebie<.es mit zwei q1lali ativ und te ';h� 
l� isch eiltwa";:.dfreicn Ptog i ammen des Höl'­
f' nks m:d einem q")alitativ und technisch 
einwandf eien P�ogramm des FeI'llsehe"lfl an­
zustreben ist, nach :Maßgabe der E füllung 
die�er Aufgabe ist für eine weitere Verbesse­
rung der pf'ogramme und Ausdehnung der 
Sendezeiten zu sorgeIl. " 

Sie wi3sen so wie wir alle, daß das Zweite 
Pl'ogI"amm ersten.s in einem erhebliche·!} Teil 
Ö �tel'l eichs nicht empfangen werden kann . . .  
(Abg. Dr. K ran z lmayr : Es heißt hier : eines 
Femsehprogramms !) Zunächst ! Zwei Fcrn­
sehprogramme war die Forderung de'> V olks­
begeh;:-ens, z wei Fernsehprogramme sind der 
AlLrag des Rundfmkge;,erzes ! (Abg. Doktor 
K ran zlmayr : Herr Kollege ! Da zitiere 
ich auch einen Spruch : Ohne Geld 
ka MU8i ! Heftige Gegenrufe bei 
der SPÖ.) HelT Abgeordneter Kranzl-
mayr ! Mit den über 900 Millionen hätten Sie 
das längst erfüllen können l Sie hä�ten zumin­
de"lt dafür sorgen können . . . (Abg. Doktor 
K ranzlmayr : Aber um Gottes willen ! Wie 
glattben Sie, daß die technischen Anlagen zum 
Beispiel dort, wo nur höchstens sechs bis acht 
Wochen im Gebirge gebaut werden kann, in einem 
J akr errichtet werden können ? Sie sind ja ein 
technischer Laie !) Ja, aber ich bin so weit kein 
technischer Laie, daß ich mir vorstellen kann, 
in Wien und in anderen Orten Österreichs 
könnte man technisch täglich ein zweites 
Fernsehprogranun empfangen, wenn die Rund­
funkgesellschaH eines machen würde ! (Ironi­
sche Heiterkeit und Beifall bei der SPO.) 

Statt dessen machen Sie nämlich ganz etwas 
anderes. (Abg. Dr. K ranzlmay r :  Das steht 
aber da nicht drinnen ! Lesen Sie I) 0 ja, zwei 
Fernsehprogramme waren im Volksbegehren 
und sind im Gesetz . Jetzt probieren Sie mit 
dem Farbfernsehen herum. Das ist ein tech­
nischer Fortschritt. Er ist halt nur dadurch 
einigermaßen etwas vergällt, daß derzeit ein 
Empfangsapparat für das Farbfe nsehen in 
Österreich noch über 20.000 S kostet und daher 
die Anschaffung . . .  (Abg. Dr. K ranzlmayr : 
Kollege Pittermann ! Der Proporzvorstand hat 
das Farbfernsehen schon für 1. Jänner 1968 
versprochen !) Aber der sogenannte Proporz. 
vorstand - mit diesem disqualifizierenden Aus­
druck meinen Sie zweifellos auch den immer 
von Ihrer Partei gestellten Vorsitzenden (Abg. 
Dr. Kranzlmay r :  Ja, aber der nur ein8tim­
mige Beschlüsse fassen konnte !) - hatte keinen 
gesetzlichen Auftrag, dafür zu Borgen, drei 
Rundfunkprogramme und zwei Fernsehpro­
gramme täglich zu senden. ( 
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magr:  Das steht nicht drinnen, das ist falsch !) 
Ich kann es Ihnen ja noch einmal vorlesen. 
(Abg. Weikhart : Rundfunktechniker Kranzl­
magr ! - Abg. Dr. Witha lm:  Da frage ich 
Sie : Warum haben Sie dann verzögert, daß 
die Bundeshaftung erst Monate später in Kraft 
getreten ist ?) Herr Vizekanzler , das kann ich 
Ihnen sehr leicht sagen : Weil ich es als meine 
Pflicht als Abgeordneter betrachte, mir, wenn 
ich einer Haftungserklärung zustimme, vor­
her ein Bild über die Gebarung der Gesell­
schaft zu macheIl. (Abg. Dr. Withalm : Er 
urgiert das zweite Prog ramm, verhindert es aber ! -
Gegenrufe bei der SPO.) So leichtfertig wie die 
Mitg1ieder der Bundesregierung, die die Haf­
tungserklärung ohne Prüfung abgegeben haben, 
bin ich nicht ! Das nehme ich auf mich. (Bei­
lall bei der SPO.) Ohne jede Prüfung : Es ist 
weder der Prüferbericht für 1966 noch der für 
1967 vorgelegen, als es die Bundesregierung be­
schlossen hat. Wir haben es hier verlangt, ent­
sprechend einer alten Übung . . . (Abg. Doktor 
K ranzlmayr:  Für 1966 doch auf alle Fälle, 
für 1967 ist er am 4. Juli beschlossen worden ! ­
Abg. Dr. Withalm: Dann dürfen Sie aber hier 
nicht so schillernd sprechen !) Herr Abge­
ordneter Kranzlmayr ! Als die Regierung das 
beschlossen hat, war der Bericht für 1966 noch 
nicht da. (Abg. Dr. Kranzlmayr :  Jawohl ! 
Selbstverständlich !) Aber nein ! Er war nicht 
da ! Das haben wir Ihnen ja vorgehalten ! Wir 
haben ihn ja dann selber bekommen ! (Abg. 
Dr. Kranzlmayr : Für 1967 !) Wir kriegen 
ihn ja auch, nicht nur Sie. Der Bericht für 1967 
ist vom Finanzministerium am Tage der Ver­
handlungen dieser Gesetzesvorlage im Aus­
schuß zugestellt worden ! So war es. (Abg. 
Dr. Kranzlmayr:  Und tür 1966 ?) Für 1966 
haben wir ihn im Mai dieses Jahres bekommen ; 
so war es, Herr Kollege Kranzlmayr. (Zwi­
schenrufe bei der SPO.) Man muß sich halt 
einigen, was man ist : Ist man Lautsprecher 
der Rundfunkbürokratie, oder ist man Abge­
ordneter, der zu kontrollieren hat. Wir sind 
trotzdem für das Kontrollieren. (Abg. Pro b s t :  
Wir sind gegen den Proporz, aber die Stimme der 
o V P ist dort ! - Abg. Dr. W i t hal  m :  Gegen den 
Proporz ist der Probst ? Das höre ich mit großem 
Interesse ! - Abg. Probs t :  Immer ! Sie haben 
den Proporz selbst vorgeschlagen ! - Zwischenruf 
des Abgeordneten Dr. Withalm. - Abg. 
Kre isky:  Aber nicht für die Alleinherrschaft 
der O VP I) 

Herr Abgeordneter Kranzlmayr ! Man hat 
Sie wieder falsch informiert. Die von mir 
kritisierte Sendung in Ö 3 über den Zeitpunkt 
der Vorlage war um II Uhr, da hat es noch 
gar keine Parlamentskorrespondenz gegeben. 

Und was Sie gesagt haben von der Fernseh­
sendung : Es gibt erstens in der Tiroler Landes­
regierung keinen Straßenreferenten, sondern 

einen Baureferenten, zweitens ist das Bau­
referat auf zwei Abteilungen geteilt. Das Bau­
referat für die Landesstraßen hat der Landesrat 
Zechtl, das Baureferat über Bundesstraßen 
und Autobahn der Landeshauptmann Wall­
nöfer. Was der Kommentator im Fernsehen 
gesagt hat, war glatt falsch. (Abg. Dr. K rand­
mayr:  Nein, es war nicht falsch !) Es war glatt 
falsch. 

Genauso gestern. Gestern war hier zum Bei­
spiel eine etwas bewegte Szene im Zusammen­
hang mit der Anfragebeantwortung des Herrn ' 
Bundeskanzlers. Sie haben im Rundfunk, im 
Fernsehen überhaupt nichts davon gehört, 
kein Wort ! Über anderes ist berichtet worden, 
aber davon kein Wort. Und das ist die "ob­
jektive Haltung" des Rundfunks und seines 
Generalintendanten. Nichts gegen eine objek­
tive Darstellung. Aber wir fassen selbst das von 
Ihnen mit Mehrheit beschlossene Gesetz über 
den Rundfunk nicht so auf, daß es ein Auftrag 
ist zur Image-Architektur für Regierungsmit­
glieder ! (Beifall bei der SPO.) 

Herr Vizekanzler Dr. Withalm hat gerade 
über ein momentan in Verhandlung stehendes 
Kapitel einen Zwischenruf gemacht. Lassen 
Sie mich das sehr offen und ruhig sagen : Wir 
werden uns in keiner Weise genieren, in der 
österreichischen Verwaltung auf Positionen 
Anspruch zu erheben, die uns kraft unserer 
Vertretung unter der österreichischen Wähler­
schaft zukommen. (Zustimmung bei der SPO.) 
Wir werden allerdings mit aller Entschieden­
heit, Herr Klubobmann Dr. Withalm, etwa 
den Anspruch bestreiten, daß 48 Prozent der 
österreichischen 'Vahlberechtigten hundert­
prozentig bestimmen, wer das österreichische 
Volk in dieser oder jener Körperschaft zu ver­
treten hat. Da werden wir uns nie einig sein ! 
(Beifall bei der SPO.) 

Lassen Sie mich sehr offen dazu das sagen : 
Die Bundespolitik kann man zwar mit einer 
absoluten Mehrheit führen, aber die Opposition 
kann man nicht ausschalten. Wir haben hier 
in der Geschäftsordnung ein Beispiel. Nie­
mandem, auch Ihnen nicht, kommt es auch 
nur im entferntesten in den Sinn, etwa zu 
sagen, daß, wenn die parlamentarische Ge­
schäft.sordnung Vertretung in den Ausschüs­
sen nach der Stärke der Fraktionen vorsieht, 
die Mehrheitspartei bestimmt, wen die Minder­
heitspartei in den Ausschuß schickt. Das 
kommt auch Ihnen im Parlament nicht in den 
Sinn. Im übrigen werden wir einmal auf 
das Ergebnis unserer Verhandlungen warten. 
Das ist eine Frage, die für das politische Klima 
in Österreich entscheidend ist, noch dazu in 
einer Zeit, wo wir uns erst seit kurzem von 
einer sehr kritischen Situation entfernt haben. 
Man kann sich nicht auf den Standpunkt stel-
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len - das heißt, man kann schon, nur Erfolg I auch uns gegenüber anzuerkennen, werden 
hat man keinen - :  Wenn wir etwas von der auch wir bereit sein, Gesetzen zuzustimmen, 
Opposition brauchen, dann verlangen wir ihr die oder deren Verlängerung die Regierung 
Verständnis - wenn die Opposition etwas will, für notwendig hält. Wenn Sie glauben, uns 
dann kriegt sie unser Verständnis nicht. Das das Recht verweigern zu können, das die ÖVP 
geht nicht. Es ist richtig, daß man meint, daß durch den ÖAAB für sich in Anspruch nimmt, 
im österreichischen Volk die großen Gruppen werden Sie als Regierungspolitik im National­
des österreichischen Volkes zum Zusammen- rat nur das durchsetzen können, wozu die ein­
leben gezwungen sind und daß es ihre Pflicht fache Mehrheit genügt. Wir verlangen von 
ist, die R,eibungsflächen so gering wie möglich Ihnen nichts anderes als das, was Teile Ihrer 
zu gestalten. Aber dann bedeutet das auch Partei für sich in Anspruch nehmen, und wir 
Verstä.ndnis für die gegenseitigen Standpunkte. konzedieren diesen Anspruch. Aber wir werden 

Ich möchte zu diesem berühmten Ausspruch, uns nicht damit abfinden, daß Sie glauben, 
den der Herr Klubobmann jetzt getan hat, d.ann uns gegen!iber einen anderen Ans�ruch, 
etwas zitieren : Fachmann. - Ich bin mit eme andere Memung durchsetzen zu konnen, 
"Fachmann" einverstanden, aber ich bin als was be� Ihnen selbst als recht und billig 
nicht einverstanden damit, daß die Mehrheit erachtet Wlrd. 
für sich das Recht in Anspruch nimmt, zu be- Hohes Haus, zuallerletzt : Ich habe ein­
stimmen, wer ein Fachmann ist, und sich die leitend gerügt, daß die Bundesregierung am 
Opposition dem zu beugen hat ! (Beifall bei der Ende des Jahres schon wieder mit einer 
SPÖ.j Das ist glücklicherweise ein Standpunkt, Flut von Gesetzen ins Haus gekommen ist. 
den auch Teile Ihrer Partei nicht einnehmen. Es ist mittlerweile, wie ich hier gesehen habe, 

Lassen Sie mich aus der Rede, die der Herr das zu.gestellt worden, und es haben auch 
Bundesgeneralsekretär des ÖAAB, der Herr andere Mitglieder des Hohen Hauses das hier 
Bundesrat Ing. Harramach, vor kurzem in gerügt. 
Salzburg gehalten hat, dazu einen Passus zitie- Ich bringe daher namens der sozialistischen 
ren, der dann später in verdrehter Form sogar Fraktion einen E ntsc hließ u n g s a n t r a g  ein, 
Gegenstand einer "Watschenmann"-Sendung der folgenden Wortlaut hat : 
geworden ist. Ich werde ihn natürlich im vollen Der Nationalrat stellt mit Befremden 
Wortlaut hier zitieren. Harramach sagt : fest, daß die Bundesregierung wenige Wochen 

"Die Tatsache, daß der ÖAAB sich bemüht, vor Jahresschluß - und noch dazu während 
auch in Entscheidungen über die personelle der Budgetdebatte im Plenum des National-
Besetzung von Führungspositionen, insbeson- rates - eine Flut von Regierungsvorlagen 
dere in der verstaatlichten Industrie, einzu- vorlegt, die zu einem beträchtlichen Teil 
greifen, ist vielen ein Dorn im Auge. " - Herr noch vor Jahresende verabschiedet werden 
Klubobmann ! - "Im ÖAAB denkt man sollen. Eine solche Vorgangsweise macht 
darüber anders als in liberalen Wirtschafts- eine sachgerechte und verantwortungsbe-
kreisen. " - Da treffen wir uns mit dem wußte Vorberatung dieser Vorlagen un-
ÖAAB. "Mir kommt es" sagt möglich. 
Harramach - "auf den ÖAAB an. Woher Der Nationalrat verurteilt diese unkoordi-
sollen die Vorstandsmitglieder in der Industrie nierte und den Erfordernissen der parlamen-
kommen, wenn nicht aus den qualifizierten tarischen Arbeit nicht entsprechende Vor-
Persönlichkeiten in der zweiten Führungs- gangsweise der Bundesregierung und fordert 
ebene im Betrieb. Ich bekenne mich dazu," den Herrn Bundeskanzler Dr. Klaus auf, 
- sagt Harramach - "daß ich in erster dafür Sorge zu tragen, daß Regierungs-
Linie solche Persönlichkeiten fördere, die vorlagen dem Nationalrat so zeitgerecht 
neben ihrer fachlichen Eignung sich unserer vorgelegt werden, daß eine gründliche und 
Gesinnung, unserer Organisation verbunden sachliche Vorberatung möglich ist. Dabei 
fühlen. Wir geben, das sei offen bekannt, ist auch auf die Tätigkeit des Bundesrates 
Gesinnungsfreunden den Vorzug vor ,Nur- Rücksicht zu nehmen. 
Managern' und Geschäftemachern. 

Niemals aber haben wir es unterlassen, 
zuerst die fachlichen Voraussetzungen unserer 
Kandidaten zu überprüfen. " 

Soweit Herr Bundesgeneralsekretär Bundes­
rat Ing. Harramach. 

Wir Sozialisten nehmen für uns das gleiche 
Recht in Anspruch wie der ÖAAB in der 
ÖVP. Wenn Sie in der öVP bereit sind, 
dieses Recht auch nach wie vor anzuerkennen, 

Wir haben hier eine Resolution eingebracht, 
von der wir überzeugt sind, daß sie einem 
Recht des Nationalrats auf Respektierung 
seiner Arbeit entspricht. Wir laden die anderen 
Fraktionen des Hohen Hauses ein, sich dieser 
Entschließung anzuschließen. Sollte die eine 
oder andere Formulierung dabei als Hindernis 
empfunden werden, so sind wir gerne bereit, 
darüber zu reden. Denn wir sind überzeugt, 
Hohes Haus, daß bei allem Willen und bei 

658 
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aller Stoßkraft einer kräftigen Opposition das erleichtern, um eine echte Budgetberatung 
Schicksal des österreichischen Parlamentaris- herbeizuführen. 
mus, die Verteidigung der Rechte der Volks- Es ist aber - ich möchte fast sagen - etwas 
vertretung auch die aktive Teilnahme der überraschend in den Mittelpunkt der Dis­
Abgeordneten der Mehrheitspartei verlangt ! kussion über das Kapitel Oberste Organe - und 

Vielleicht nehmen Sie sich diese offenen das ist genau zum Budgetkapitel Oberste 
Worte zu Herzen. Vielleicht helfen Sie auch Organe gehörig das Fragerecht der 
mit dazu, daß die Abgeordneten des National- Abgeordneten, mit anderen Worten die Freiheit 
rats, die gewählten Vertreter des Volkes, ihre des Fragerechtes gerückt. Interessanterweise 
Arbeit SO leisten können, wie die Wähler es geht es jetzt nicht mehr um Zweckmäßigkeit 
von ihnen erwarten ! (Lebhafter Beifall bei der oder um Nichtzweckmäßigkeit, sondern es 
SPÖ.) geht bereits um die Freiheit des Fragerechtes. 

Präsident Wallner : Der von Herrn Abge- Herr Bundeskanzler ! In dem Moment, wo 
ordneten Dr. Pittermann und Genossen einge- Ihre Partei beginnt und wo Sie beginnen, in 
brachte Entschließungsantrag ist genügend der Öffentlichkeit an dieser Freiheit des 
unterstützt und steht mit zur Verhandlung. Fragerechtes der Abgeordneten zu nagen, ist 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge- es selbstverständlich, daß sich jene Abgeord­
neten, die noch ein Interesse am Funktionieren ordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 
dieser demokratischen Einrichtungen haben, 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes dagegen zur Wehr setzen müssen. 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Die Es ist selbstverständlich nichts dagegen zu 
Wortmeldung des Herrn Bundeskanzlers, der sagen, daß Sie dem Parlament vorrechnen 
sich erfreulicherweise mit der Diskussion hier _ das ist Ihr Recht -, was ein Teil, ein kleiner 
in diesem Hause beschäftigt hat, veranlaßt Teil der Arbeit dieses Hauses kostet. Man kann 
auch uns Freiheitliche, dazu noch einmal eine dies auch in der Form machen - diese 
Stellungnahme abzugeben. Form haben Sie bedauerlicherweise gewählt -, 

Der Herr Bundeskanzler meinte kritisch, daß in der Öffentlichkeit der Eindruck ent­
daß während der bisherigen Diskussion haupt- stehen muß, die ganze Verwaltungsreform, 
sächlich nicht vom Budget geredet worden sei. die Klaus und seine Mannen einmal versprochen 
Herr Bundeskanzler ! Dieser Ansicht sind 'wir haben, scheitere jetzt daran, daß die Abge­
nicht. Es ist sehr viel vom Budget geredet ordneten so neugierig sind, weil sie soviel 
worden. Aber es ist mir aufgefallen, daß Sie fragen. Es hat ja bereits der Abgeordnete 
in Ihrer Stellungnahme gerade dort, wo die Glaser laut Parlamentskorrespondenz seinem 
Abgeordneten vom Budget und wo sie vom Unmut Ausdruck gegeben, indem er von einer 
Kapitel Oberste Organe gesprochen haben, Überbeanspruchung durch das Fragerecht ge­
die dabei aufgeworfenen Fragen nicht beant- sprochen hat. Ganz auf dieser Linie lag auch 
wortet haben, obwohl gerade diese Beant- die Antwort, mit der ich mich gestern hier 
wortung nur in diesem Kapitel möglich gewesen beschäftigt habe. 
wäre. Aber sehen Sie, Herr Kanzler, da nun durch 

Sie haben unter anderem darauf hingewiesen, Ihr Verhalten und durch Ihre Äußerungen die 
daß wichtige Schwerpunkte - Wohnbau, Debatte um dieses demokratische Grundrecht 
Bildung und so weiter - da sind ; das ist der Abgeordneten so entbrannt ist, darf ich 
richtig. Aber gerade das, Herr Bundeskanzler, meinen gestrigen Ausführungen noch einen 
gehört ja zu den entsprechenden Budget- Satz hinzufügen. Wenn Sie Ihren eigenen 
kapiteln und nicht zum Kapitel Oberste Brief studieren, müssen Sie doch eigentlich 
Organe. Bei den Obersten Organen hat man darüber nachdenken, warum Sie mit Abstand 
sich zum Beispiel mit der Tätigkeit der der komplizierteste und teuerste Minister bei 
beiden - nicht anwesenden - Staatssekretäre . der Beantwortung der Fragen sind. Wenn Sie 
in Ihrem Kanzleramt beschäftigt. nämlich - und ich habe mir in der Nacht die 

Dabei habe ich mich zum Beispiel mit der Mühe gemacht, das auf Grund Ihres Briefes 
Praxis der Erläuternden Bemerkungen, die auszurechnen - berechnen, welche Zeit eine 
den Abgeordneten eine Arbeit nahezu unmög- Anfrage an die Bundesregierung beansprucht, 
lich machen, auseinandergesetzt. Ich habe dann stellen Sie fest, daß eine Anfrage an die 
dabei nicht nur hier, sondern auch schon im ganze Regierung 670 Minuten, das sind 
Ausschuß die Zustimmung durch Zwischenrufe 1 1  Stunden und 10 Minuten, beansprucht. Das 
aus den Reihen Ihrer Partei bekommen. Aber ist irgendwie verständlich, weil sich mehrere 
Sie haben keine Zusage gemacht, daß Sie das Minister und auch der Ministerrat damit 
zur Kenntnis nehmen, daß Sie das über- beschäftigen müssen. Die Anfrage an einen 
prüfen werden, daß Sie sich damit beschäftigen Minister beansprucht nach Ihrer Aufstellung 
werden, hier dem Parlament die Arbeit zu 127 Minuten, das sind 2 Stunden und 7 Minuten. 
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Die Bearbeitung einer Anfrage an Sie, Herr 
Bundeskanzler, erfordert durchschnittlich 
14 Stunden und 15 Minuten. (Abg. Libal :  

wer es  macht ! (Bundeskanzler Dr. Klaus: 
Aber ich auf keinen Fall t) Herr Bundeskanzler ! 
Die Ausarbeitung dieses Briefes ist eine einzige 
Anklage gegen das Bundeskanzleramt, und 
das ist der Beweis, daß dort zuerst die Reform 
einzusetzen hat. Jetzt sitzt der Herr Staats­
sekretär hier, ich danke dafür. Dort müssen 
Sie mit der Verwaltungsreform anfangen ! Es 
gibt kein Ministerium in Österreich, das die 
Zeit und das Geld hätte, so überflüssige Arbei­
ten zu machen wie diese. (Abg. Libal: Wieviel 
hat der Brief gekostet ?) 

Drei Staatssekretäre !) Genau. 

Herr Bundeskanzler ! Denken Sie einmal 
nach, ob Sie nicht einmal Ordnung im eigenen 
Hause machen sollten. Das Resultat ist, ich 
möchte sagen, eine Anerkennung für die ande­
ren Minister, denn im Durchschnitt zwei Stun­
den für die Vorbereitung der Beantwortung 
einer Frage ist ein Zeitabschnitt, den ich auch 
als Oppositioneller durchaus angemessen finde. 
Wenn Sie aber in Ihrer eigenen Aufstellung 
selber zugeben, daß das - es wird oft derselbe 
Wortlaut auch an Sie gerichtet -, was bei 
einem Minister zwei Stunden dauert, bei 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, 14 Stunden und 
15 Minuten dauert, dann müßten Sie einmal 
selber . . .  (Der Redner wendet sich zur Minister­
bank, die leer ist. - Allgemeine Heiterkeit.) 
Ich darf jetzt aufhören zu reden, nachdem 
momentan überhaupt niemand da ist. - Da 
ich zum Bundeskanzler spreche, werden Sie 
verstehen, daß ich warte, bis er wieder zurück­
kommt, das heißt, ich werde weiterreden, damit 
mir nicht das Wort entzogen wird. ( Bundes­
kanzler Dr. K lau s nimmt wieder auf der 
Regierungsbank Platz.) 

Herr Bundeskanzler ! Ich glaube, es wäre 
höchste Zeit, daß Sie einmal im Bundeskanzler­
amt nach dem Rechten sehen und nicht an die 
Opposition Zensuren erteilen, nicht kritisieren, 
daß hier zuviel gefragt wird. 

Ich wiederhole, �as ich gesagt habe : Seien 
wir froh, daß gefragt wird, Herr Bundeskanzler ! 
Wenn dieses Parlament einmal das wird, was 
Sie wollen, ein Parlament des Schweigens, 
dann ist es zu spät. Das ist dann wesentlich 
teurer, denn das ist Diktatur ! Dann wird ge­
schwiegen, das kostet wesentlich mehr Mil­
lionen, das kostet die Freiheit, die Sicherheit 
und alles, wofür wir heute kämpfen. 

Daher weisen wir Freiheitlichen mit Nach­
druck den Hintergedanken, der in Ihrem kriti­
schen Brief steht - Sie erklären : Fragt nicht 
soviel, ich komme zu keiner Arbeit. ich 
komme zu keiner Verwaltungsreform, es kostet 
zuviel Geld ! -, zurück. Herr Bundeskanzler ! 
Sie können sich das ausrechnen. Ich darf 
Ihnen, da auch Sie den Brief in der Hand 
haben, sagen : Ich verweise auf den Punkt B). 
Er beginnt auf Seite 2 unten und endet auf 
Seite 3 in der Mitte. Wenn Sie dort die 
Ziffern bei den Verwendungsgruppen A, B, C 
und D zusammenrechnen, wenn Sie sich schon 
die Arbeit machen, die Tätigkeit Ihrer Amts­
sekretäre mit der Stoppuhr zu messen und 
nachzuschauen, wielange der braucht, um 
einen Brief . . .  (Bundeskanzler Dr. Klaus: 
Habe ich ja nicht gemacht /) Ich weiß nicht, 

Herr Bundeskanzler ! Wir stellen fest, daß 
bei Ihnen mit dem eisernen Besen zuerst 
ausgekehrt werden muß.  Denn wenn Sie 
14 Stunden und 15 Minuten brauchen, um 
eine einzige Anfrage in Ihrem Amte zu 
erledigen, und die anderen Minister nur 
2 Stunden ' "  (Bundeskanzler Dr. Klaus: 
Lesen Sie den vorletzten Absatz ! Das ist ein 
Mißverständnis, Herr Abgeordneter /) Nein, 
Herr Bundeskanzler, ich habe die Minuten 
addiert. Herr Bundeskanzler ! Lesen Sie 
Ihren eigenen Brief, dann werden Sie das 
sehen. Der vorletzte Absatz lautet : 

"Abschließend wäre noch darauf hinzu­
weisen, daß bei den übrigen Ressorts für die 
von ihnen zu beantwortenden Anfragen be­
ziehungsweise für die von · ihnen abgegebenen 
Stellungnahmen Sach- und Personalaufwand 
entstanden ist, dessen Höhe von hier aus nicht 
festgestellt werden kann. " ( Bundeskanzler 
Dr. Klaus: Nicht !) 

Herr Bundeskanzler ! Das ist doch selbst­
verständlich. Wollen Sie im Bundeskanzler­
amt jetzt auch schon feststellen, welchen 
Aufwand der Verteidigungsminister und der 
Landwirtschaftsminister brauchen, um einen 
Amtsboten von da nach dort zu schicken � 
Das haben Sie eigentlich ohnehin festgestellt, 
denn Sie haben ja unter Punkt C) auch bei 
den anderen Ministerien diese Erhebungen 
gemacht. 

Ich kann nur sagen, Herr Bundeskanzler : 
Es taucht da die Frage auf: Haben Sie wirk­
lich keine anderen Sorgen � Haben Sie nichts 
anderes zu tun � Brauchen wir dafür Hunderte 
und Tausende Beamte, die nichts anderes 
als das tun � Wir reden von der Verwaltungs­
reform. Es gibt keinen Kanzler der Welt 
- Herr Bundeskanzler, nehmen Sie das zur 
Kenntnis !  -, der ein solches Papier erarbeiten 
und dem Parlament vorlegen würde. (Beifall 
bei FPO und SPO.) 

Herr Bundeskanzler ! Beschäftigen Sie sich 
- das ist eine Kritik, die ich übe - mit den 
Dingen, die Ihnen als Bundeskanzler in erster 
Linie zukommen, und nicht mit der Dauer 
des Weges des Amts boten vom Zimmer 233 
im ersten Stock ins Zimmer 405 im zweiten 
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Stock. Das Ergebnis ist, daß wir feststellen 
müssen, daß bei Ihnen im Kanzleramt das 
alles 14 Stunden und bei den anderen Ministern 
2 Stunden dauert. 

Herr Kanzler ! Es ist dabei auch die Frage 
der Zweckmäßigkeit der mündlichen Anfragen 
aufgetaucht. Ich habe Ihnen vorhin schon 
gesagt : Wir halten sie für zweckmäßig. Wir 
machen manchmal auch Zwischenrufe, wenn 
eine andere Partei Anfragen stellt, auch bei 
der Regierungspartei. Aber ich möchte fest­
stellen, daß wir jede Frage für berechtigt 
halten. 

Damit kein Irrtum entsteht, habe ich mir 
drei Anfragen aus letzter Zeit herausgeschrie­
ben ; ich werde sie ohne Namen vorlesen. 
Ich möchte vorausschicken, daß auch diese 
Fragen berechtigt waren. Aber Sie sollen 
nicht so tun, als ob nur die Opposition über­
flüssige Fragen stellte und Sie stellten lauter 
staatswichtige Fragen. 

So hat zum Beispiel ein Abgeordneter der 
Regierungspartei gefragt : Welche finanziellen 
Mittel stehen der Österreichischen Fremden­
verkehrswerbung für das Jahr 1968 zur Ver­
fügung � - Ich halte diese Frage für be­
rechtigt. Er hätte natürlich das Budget 
aufschlagen können und hätte die Ziffer 
gesehen : ohne eine Anfrage zu stellen, ohne 
dem Herrn Kanzler schlaflose Nächte zu 
bereiten und ohne ihm die Stoppuhr in die 
Hand zu zwingen, hätte er die Ziffe:r: gewußt. 
Ich möchte kein Wort gegen diese Frage sagen . 
Aber, Herr Bundeskanzler, Sie sind ja auch 
Abgeordneter, sagen Sie halt einmal in Ihrem 
Abgeordnetenklub, daß Sie der Ansicht sind, 
daß man sich eine solche Frage, wenn man das 
Budget in die Hand nimmt, selbst beantworten 
könnte. 

Ein anderer Abgeordneter der Regierungs­
partei hat an Sie, Herr Bundeskanzler, die 
Frage gerichtet : Auf welche Weise ist die 
österreicmsche Bevölkerung über die von der 
Bundesregierung eingenommene Haltung und 
die von der Bundesregierung getroffenen Maß­
nahmen im Zusammenhang mit den Vor­
gängen in der ÖSSR informiert worden ? -
Also wie ist das Volk informiert worden ? 

Darauf haben Sie geantwortet, daß Sie 
eine Rundfunkrede am 21 . , 22. und 23. August 
sowie auch am 14. September gehalten haben, 
Sie haben Ihre Erklärung vor dem Nationalrat 
am 18.  September erwähnt ; zwei Kommuni­
quas über die Ministerratssitzungen, zwei 
Erklärungen des Außenministers beziehungs­
weise des Propagandastaatssekretärs. 

Das hätte an und für sich der Abgeordnete 
wissen können. Er muß ja eigentlich ein 
schlechtes Gewissen bekommen, wenn er sich 
vorstellt, daß Sie 14 Stunden gebraucht 

haben, Herr Bundeskanzler, um das Ihrem 
Parteifreund ausrichten zu können. 

Oder : Es hat ein anderer Abgeordneter 
einen Minister gefragt : Hat sich das im Mai 
1965 an der Theresianischen Militärakademie 
in Wiener Neustadt errichtete Realgymnasium 
mit naturwissenschaftlicher Oberstufe be­
währt 1 - No na ! Der Minister wird sagen, 
es hat sich nicht bewährt ! (Allgemeine Heiter­
keit.) Der Herr Minister ist aufgestanden 
und hat gesagt : Jawohl, es hat sich bewährt. 
Darauf hat der Abgeordnete "Danke schön" 
gesagt und hat sich wieder niedergesetzt. 

Ich halte diese Frage fÜl' durchaus be­
rechtigt und kritisiere sie nicht. Aber dann 
sollen Sie, Herr Bundeskanzler, sich einmal 
im eigenen Klub erkundigen, woran die 
Abgeordneten Ihrer eigenen Partei Interesse 
haben I Sie sollen sich einmal die Fragen an­
schauen. Sie werden feststellen, daß die 
Kritik, die Sie hier anscheinend an die Oppo­
sition gerichtet haben, eigentlich von Ihnen 
ausgeht. Von uns aus kommt da keine 
Kritik, denn wir stehen auf dem Standpunkt, 
daß auch diese Fragen ihre Berechtigung 
haben. 

Wenn der Abgeordnete eine Budgetpost 
erfahren will und sie nicht findet im Budget, 
steht ihm das Recht zu, ein Regierungsmitglied 
zu fragen. Es steht der Regierung nicht 
zu, vor den Augen der Öffentlichkeit den 
Eindruck zu erwecken : Ja wir könnten in 
Österreich viel sparsamer wirtschaften, ich 
wäre ja so ein guter edler Kanzler, aber die 
bösen Abgeordneten belästigen mich andauernd 
mit so unwichtigen Fragen ! - Herr Bundes­
kanzler ! Setzen Sie einmal als Abgeordneter 
in Ihrer eigenen Fraktion Ihre Wünsche 
durch, und erst dann können Sie der Opposi­
tion Vorhaltungen machen. 

Herr Kanzler ! Es kommen ja nicht alle 
Fragen so teuer. Wenn wir lesen, daß Sie 
Zusatzfragen vorbereiten müssen, darf ich 
Sie bitten : Sie brauchen sich dort, wo an Sie 
der eigene Parteimann eine bestellte Anfrage 
richtet, auf keine fünf Zusatzfragen vorzu­
bereiten, denn auch der Abgeordnete in Ihrer 
eigenen Partei, der Sie vielleicht nicht mag, 
wird bestimmt die Zusatzfragen stellen, die 
Sie oder Ihre Ministerkollegen ihm aufge­
schrieben haben. Wir haben folgenden Fall 
erlebt : Von dieser Regierungsbank aus hat 
einmal versehentlich ein Minister die Antwort 
auf eine Zusatzfrage verlesen, bevor die 
Zusatzfrage gestellt worden war. Auch das 
kommt in diesem Hause vor. (Abg. S oronics: 
Aber das war noch in der Koalition ! - Ruf 
bei der O VP. - Abg. Dr. Gruber: Das war 
der Proksch / - Abg. Weikhart: Wir leugnen 
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es nicht I) Das war zur Zeit der Koalition. 
Herr Minister, unser Standpunkt hat sich 
ja nicht geändert. Wir Freiheitlichen kämpfen 
um das Fragerecht, wir kritisieren . . .  (Zwi­
schenruf des Abg. Soronics.) Herr Minister ! 
Sie sind in einem Irrtum begriffen, wenn Sie 
das glauben. Wir Freiheitlichen haben immer 
für das freie Fragerecht gekämpft, und wir 
werden weiterkämpfen. Nur jetzt plötzlich 
ist durch die Frage eines Abgeordneten der 
Regierungspartei und durch die Erklärung 
des Kanzlers der Eindruck entstanden, daß 
in diesem Parlament zuviel "gequatscht", 
zuviel gefragt und zuviel geredet wird. Da­
gegen wenden wir uns, denn es wird dort 
gefragt, wo es der einzelne Abgeordnete für 
notwendig hält. Ich wollte Ihnen mit meinen 
Beispielen nur die Grenzen zeigen, die bei den 
einzelnen Fraktionen gesteckt sind, was der 
einzelne Abgeordnete für notwendig hält. 

Herr Kanzler ! Wenn Sie von Verwaltungs­
reform oder vom Einsparen reden, darf ich 
Ihnen einige Tips geben, die Sie ohne weiteres 
verwenden können. Sie haben beispielsweise 
- und damit ist ja Ihre Nebenabsicht ge­
klärt - hier der Öffentlichkeit vorgerechnet, 
daß diese Neugierde der Fragenden Hundert­
tausende Schillinge kostet. Herr Bundes­
kanzler ! Das ist ein Bruchteil dessen, was Sie 
und Ihre Regierungsmitglieder ohne gesetz­
liche Deckung Monat für Monat als "Körberl­
geld" beziehen. Sie wissen, daß Sie einmal in 
einem Regierungsbeschluß ein Körberlgeld 
festgelegt haben, das Sie und in abgewandelter 
Form die Minister und Staatssekretäre be­
ziehen, und daß das neben dem Amtspauschale, 
das Sie bereits haben, ein Betrag ist, den Sie 
sozusagen nicht verrechnen müssen. Damit 
die Öffentlichkeit nichts erfährt, wurde dieser 
Beschluß nicht kundgemacht. Sie wurden 
vom Verfassungsdienst darauf aufmerksam 
gemacht, daß das rechtswidrig ist, Sie wurden 
auch einmal vom Rechnungshof, glaube ich, 
darauf aufmerksam gemacht. Die Regierung 
wurde darauf aufmerksam gemacht. Herr 
Bundeskanzler ! Sie beziehen da Monat für 
Monat 7 000 S.  

Ich erzähle Ihnen wieder den Fall jenes 
Richters, der durch ein Versehen der Über­
weisungsstelle 300 S im Monat zuviel be­
kommen hat. Man hat gesagt, er müsse als 
juristisch Gebildeter das von selbst erkennen, 
und der Mann mußte den ganzen Betrag 
zurückzahlen. Der Mann hat gegen sich 
selbst eine Strafanzeige erstattet, weil er 
sich gesagt hat : Wenn man mich verdächtigt, 
daß ich wider besseres Wissen zuviel bezogen 
habe, dann bin ich strafbar. - Das Verfahren 
ist dann von der Staatsanwaltschaft eingestellt 
worden. Er mußte trotzdem zurückzahlen. 

Herr Bundeskanzler !  Sie haben keine 
Deckung für diese 7000 S monatlich. Sie 
sagen : Wir haben zwar keine Deckung dafür, 
daß wir uns im Monat 7000 S aneignen, 
aber wir haben beschlossen, daß diese 7000 S 
mit 10 Prozent Politikersteuer belegt werden. 
Diese Konstruktion ändert nichts an der 
Grundtatsache, daß dieser Bezug rechtlich 
nicht gedeckt ist. Denn wenn ich heute 
widerrechtlich etwas beziehe, kann ich es 
nicht deswegen behalten, weil ich davon 
10 Prozent freiwi1lig dem Finanzamt wieder 
zurückzahle. Wenn so etwas Gesetz würde, 
wäre es sicherlich sehr interessant, es wäre 
revolutionär, aber es ist vorläufig eben noch 
nicht Gesetz in Österreich. (Heiterkeit.) 

Herr Kanzler ! Rechnen Sie nach, was 
Sie und Ihre RegierungsmitgIieder bis zum 
heutigen Tag bezogen haben ! - Ich habe 
mich überzeugt, Sie haben auch noch im 
November diese Beträge ohne gesetzliche 
Deckung bezogen. Würden Sie diese Beträge 
nicht beziehen, dann könnten die Abgeordneten 
ein Mehrfaches fragen, und der Staat würde 
sich noch immer etwas ersparen. Halten 
Sie uns also nicht vor, daß eine mündliche 
Anfrage eines Abgeordneten 1000 S kostet, 
wenn Sie selbst im Monat 7000 S ohne gesetz­
liche Deckung beziehen, obwohl Sie vom 
Verfassungsdienst und vom Rechnungshof 
zurechtgewiesen wurden. Als das im Parlament 
kritisiert und von der Öffentlichkeit - fest­
gestellt worden ist, sagten Sie : Ich bin bereit, 
10 Prozent davon zu bezahlen, aber 90 Prozent 
dieses widerrechtlichen Bezuges beziehe ich 
weiter. 

Herr Bundeskanzler ! Sie wissen, daß das, was 
Sie und Ihre Ministerkollegen auch schon 
in der Koalitionszeit bezogen haben, in viele 
Mi1Iionen geht. Wenn man selbst solche 
Beträge auf dem Kopf hat, dann soll man 
nicht in die Sonne parlamentarischer An­
fragen gehen und soll nicht die Frage auf­
werfen, ob es nicht billiger wäre, wenn etwas 
weniger gefragt würde. 

Wir Freiheitlichen sehen Ihren Brief als 
einen eindeutigen Angriff auf ein parlamen­
tarisches Grundrecht in der Demokratie, auf 
das Fragerecht der Abgeordneten, an. 

Ich möchte mich noch ganz kurz einem 
anderen Thema zuwenden : Es ist das Thema, 
das heute vom Sprecher der Regierungspartei, 
vom Dr. Kranzlmayr, erwähnt worden ist. 
Es ist das Thema jenes ehemaligen Mit­
arbeiters des Bundeskanzlers und Angehörigen 
der Regierungspartei, Euler, der nun wegen 
des Verdachtes irgendwelcher strafbarer Tat­
bestände verhaftet werden mußte. Leider ist 
Herr Kollege Kranzlmayr, der Staatsanwalt 
ist, nicht hier. (Abg. Dr. Kranzlmayr: Hier 
bin ich !) 
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Herr Kollege ! Es wird Ihnen aufgefallen 
sein, daß ich gestern darüber nicht gesprochen 
habe, weil ich rechtliche Bedenken hatte, 
die Grenze des Eingriffes in ein sch we bendes 
Verfahren zu überschreiten. Aber nur bis 
zu dem Augenblick, in dem Sie hier sagten, 
er sei niemals verdächtigt worden, Mob-Pläne 
verraten zu haben. Wenn das eine Zeitung 
schreiben würde, dann würde jeder Staats­
anwalt sie in der Voruntersuchung beschlag­
nahmen lassen, denn ob er verdächtigt oder 
nicht verdächtigt wird, ob eine Untersuchung 
oder eine Zeugenaussage dieses oder jenes 
ergeben hat, das sind die typischen und mehr­
mals auch in höchster Instanz festgestellten 
unerlaubten Eingriffe in ein Strafverfahren. 

Natürlich, Herr Kollege Kranzlmayr, hat 
der Abgeordnete das Recht, über alles zu 
reden. über alles ! Das kann niemand be­
streiten. Es gibt nur gewisse Fragen der 
Selbstdisziplin. Wenn Sie natürlich feststellen 
müssen, daß die Opposition sich selbst 
Grenzen auferlegt und Sie diese Grenzen 
überschreiten . . . (Abg. Dr. Kranzlmayr 
schlägt die Hände zusammen.) Sie brauchen 
gar nicht die Hände zusammenzuschlagen, denn 
das würde, was ich nicht bei Ihnen voraus­
setze, mangelnde juristische Kenntnisse zeigen. 
(Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Sie kennen 
die Grenzen des Eingriffes in ein sch we bendes 
Verfahren, Herr Staatsanwalt . Ich wollte 
nicht über den Fall Euler reden, aber wir 
Freiheitlichen haben eben im Klub besprochen : 
Wenn der Regierungssprecher hier über ein 
schwebendes Verfahren soviel spricht , wird 
die Opposition das auch tun. Das wollte 
ich nur zur Kenntnis bringen, damit Sie sehen, 
warum wir bisher nicht gesprochen haben 
und warum wir in Zukunft darüber sehr wohl 
sprechen werden. 

Nun zur Frage der Sicherheit. Nicht nur 
im Zusammenhang mit dem Fall Euler, 
sondern auch hinsichtlich der militärischen 
Sicherheit hat der Herr Bundeskanzler heute 
hier eine Erklärung abgegeben. Der Herr 
Bundeskanzler hat nochmals erklärt, er sehe 
keinen Widerspruch zwischen seinen Erklärun­
gen und den Erklärungen, die ein Minister­
kollege, in diesem Fall der Verteidigungs­
minister, im Namen der Regierung abgegeben 
hat. Der Herr Bundeskanzler hat selbst 
erklärt und heute wiederholt, daß eine De-facto­
Bedrohung auch anläßlich der Überflüge nicht 
vorgelegen war. Ich bitte Sie noch einmal, 
mit Ihrem Verteidigungsminister zu sprechen 
- Sie können es auch aus der "Parlaments­
korrespondenz" ersehen -, er hat sich selber 
davon distanziert, indem er erklärte, er habe 
nie gesagt, daß dies keine militärische Be­
drohung sei. Darin Hegt schon die Distan-

zierung von Ihrer Erklärung. Er hat dann 
von Navigationsfehlern gesprochen und hat 
gesagt, es sei selbstverständlich, daß alles 
andere zweifellos eine militärische Bedrohung 
sei. 

Herr Bundeskanzler ! Hier liegt ein Wider­
spruch vor zwischen Ihnen, der Sie sagen, 
Österreich war de facto nie bedroht, und 
der Erklärung des Verteidigungsministers, der 
sagt : Selbstverständlich sind diese Einflüge, 
diese Aufklärungsflüge der Ostblockstaaten 
nach Österreich eine militärische Bedrohung 
gewesen. 

Der gleiche Widerspruch ist vorhanden, 
wenn Sie erklären, es habe keine der Signatar­
mächte Österreich in seine strategischen Über­
legungen einbezogen. Herr Bundeskanzler I 
Wer nur einigermaßen die militärischen Pläne 
kennt - ich nehme an, daß Sie als Kanzler 
das wissen -, der weiß, daß es keine Militär. 
macht der Welt gibt, die nicht die nächst· 
liegenden Großräume von Hunderten und 
Tausenden Kilometern selbstverständlich auf­
geklärt hat, alles ausspioniert hat und für alles 
die Aufmarschpläne hat. Es würde weder 
Rusk noch Moskau eine solche Erklärung 
abgegeben haben, wenn nicht beide sehr genau 
wüßten, daß unter Umständen auch Öster­
reich vielleicht einmal in ihre militärischen 
Operationen einbezogen werden kann. 

Wir sagen das, weil wir gegen die Ver­
niedlichungsabsichten sind : uns Österreichern 
kann nichts passieren, wir sind neutral, daher 
brauchen wir das alles nicht, wir können 
ruhig weiter die Dienstautos lassen, wir 
brauchen nicht mehr Geld zum Beispiel für 
die Landesverteidigung, denn wir sind neutral , 
uns kann nichts passieren ! 

Das haben wir am 2 1 .  August um 7 Uhr 
früh aus Ihrem Mund gehört und haben es 
als höchst gefährlich bezeichnet. Wir hören 
es heute noch. Wenn Sie zum Beispiel erklären, 
aus der Tschechenkrise seien keinerlei Kon­
sequenzen zu ziehen - das kam aus dem 
Munde der Regierung -, dann ist es natürlich 
Aufgabe der Parlamentarier, sich damit zu 
beschäftigen. 

Nun darf ich noch einen Punkt hier be­
sprechen. Kollege Kranzlmayr hat im Zu­
sammenhang mit dem Fall Euler von einer 
versuchten Einflußnahme auf den Rundfunk 
gesprochen. Ich muß offen gestehen, daß 
j eder Versuch - und gerade des Aufsichts­
ratsvorsitzenden -, auf den Rundfunk, ob 
er etwas bringt oder nicht bringt, einzu­
wirken, im höchsten Grade verdächtig und 
von vornherein abzulehnen ist ; denn einmal 
wird der Versuch im Falle Euler unternommen, 
wo es allenfalls noch zu rechtfertigen wäre, 
und ein anderes Mal wird der gleiche Versuch 
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dann in einer höchst politischen Frage unter­
nommen. Ich muß sagen : Hut ab vor dem 
ORF, wenn er in diesem FalJe eine Einfluß­
nahme abgelehnt hat. 

Bei diesem Thema taucht überhaupt das 
Problem des Rundfunks und Fernsehens auf. 
Ich darf bei dieser Gelegenheit eine Fest­
stellung treffen : Die heutige Parlamentssitzung 
zeigt doch an und für sich die ganze Proble­
matik der Rundfunk- und Fernsehübertragun­
gen aus diesem Hohen Hause. Wie immer 
man zu diesem Problem stehen mag - ich 
weiß, eS sind Gegensätze vorhanden : wir 
FreiheitJichen fordern das freie übertragungs­
recht des Rundfunks und Fernsehens aus dem 
Parlament, die anderen Parteien haben da­
gegen Bedenken bis zum Ablehnen -, aber 
wir müssen doch al1e zugeben, daß es so 
nicht geht. Heute wartet seit 9 Uhr früh 
das Rundfunk- und Fernsehteam im Hause 
auf die Aufnahmen, die für das Abendprogramm 
angekündigt sind. Das Kapitel Unterricht 
konnte bis zur Stunde nicht begonnen werden. 
Es ist überhaupt fraglich, ob es in der für 
das Fernsehen möglichen Zeit zur Diskussion 
über das Kapitel - Unterricht kommt. Nach 
5 Uhr sind Aufnahmen nicht mehr möglich, 
weil das Fernsehen eine bestimmte Zeit, etwa 
sechs Stunden, bis zur Sendung braucht. 
Das heißt mit anderen Worten, daß Sie mit 
diesen starren, bindenden Beschlüssen, die 
sich in der Wirklichkeit als undurchführbar 
herausgestellt haben, einfach die übertragun­
gen gewisser Kapitel an die Öffentlichkeit 
verhindern. Ich glaube, daß der freiheitliche 
Standpunkt für freie übertragungen gerecht­
fertigt ist, wobei es dann dem Rundfunk 
und Fernsehen überlassen bleibt, dafür Sorge 
zu tragen, daß das Team eventuell um 4 Uhr 
nachmittags kommt ; ob sie übertragungen 
abends, in der Nacht oder am nächsten Tag 
vormittag oder nachmittag in ihr Programm 
einbauen können, um aktuel1 zu bleiben, 
das ist dann ihre Sache. 

Ich möchte gerade den . heutigen Fall, der 
das Parlament in ein Dilemma gebracht hat, 
zur Diskussion stellen. Meine Herren ! Das 
wird sich fortsetzen, denn für morgen abend 
ist das nächste Kapitel angekündigt. Ich 
glaube, niemand zweifelt daran, daß wir 
heute mit dem Kapitel Unterricht, das um 
9 Uhr früh beginnen sollte, wahrscheinlich 
bis 9 Uhr abends nicht fertig sein werden. 
Das heißt, wir sind morgen wieder fünf bis 
sechs Stunden im Rückstand. Wir werden 
heute nicht zum Unterricht und morgen nicht 
zum Sozialen kommen. Damit sind aber 
die Rundfunk- und Fernsehübertragungen aus 
diesem Hause ad absurdum geführt. (Abg. 
Hartl: Wer ist denn schuld daran ?) Das 
kann ich Ihnen sagen. Schuld ist nicht der, 

der auf eine Provokation antwortet, sondern 
schuld ist derjenige, der eine Diskussion 
provoziert. Herr Kollege Hartl l Wenn Ihnen 
der Bundeskanzler sagt : Fragen Sie nicht 
soviel ! ,  dann sagt der Hartl : Jawohl, Fragen 
eingestellt ! ( Allgemeine Heiterkeit. - BeifCf'll 
bei der FPO und bei Abgeordneten der SPO.) 
Wir Freiheitlichen haben dazu eben eine 
andere Auffassung. Wir Freiheitlichen stellen, 
wenn der Bundeskanzler so eine Diskussion 
aufwirft, dem unsere Meinung entgegen. 

Ich möchte noch zusammenfassend zum 
Punkt Rundfunkübertragung aus diesem Hause 
sagen : Wir sollten diese Verzögerung, die 
sich wahrscheinlich fortsetzen wird, zum Anlaß 
nehmen, raschest, und zwar noch heute, 
das ganze Problem zu überdenken. Ich bin 
beauftragt, namens der freiheitJichen Fraktion 
die bei den anderen Fraktionen dazu einzu­
laden, daß wir uns noch heute zusammen­
setzen, um die Rundfunk- und Fernsehüber­
tragungen aus dem Parlament neu zu be­
sprechen und neu zu organisieren, denn die 
Rundfunkhörer und Fernseher haben einen 
Anspruch darauf. Es gibt Leute, die sich 
Gott sei Dank noch für Politik interessieren. 
Man soll diese Leute nicht vor den Kopf 
stoßen. Es gibt Leute, die bis 10 Uhr, 1 1  Uhr 
nachts aufbleiben, um noch die Diskussionen 
und Debatten aus dem Parlament zu hören. 
Diese Leute hören dann aber um 1 1  Uhr, 
daß die übertragung nicht möglich sei, weil 
im Parlament ein Rundfunk- und Fernseh­
übertragungssystem herrscht, das heute eine 
Sendung verhindert hat. 

Namens der Freiheitlichen darf ich die 
beiden anderen Fraktionen einladen. noch 
heute zu einer Besprechung zusammenzu­
treten, um die Rundfunk- und Fernseh­
übertragungen neu zu besprechen, wobei wir 
zu unserem Vorschlag, dem Rundfunk und 
Fernsehen sofort das freie übertragungsrecht 
aus dem Parlament zu gewähren, stehen. 

Auch wir haben Grund zur Klage ! Im 
"Morgenjournal" ist zum Beispiel der Herr 
Abgeordnete Machunze und der Herr Doktor 
Fischer von der SPÖ über die Budgetdebatte 
interviewt worden, und wir Freiheitlichen 
sind so, als ob es uns nicht gäbe, einfach 
übersehen worden. Wir werden uns dagegen 
zur Wehr setzen, weil wir auf dem Standpunkt 
stehen : Wieso kommt eine Partei, die im 
Hause weniger Redner ans Pult schickt 
- gestern haben wir Freiheitlichen genau 
soviel Redner gestellt wie die Regierungs­
partei -, zu diesem Interview 1 Die Regie­
rungspartei bekommt dann aber Gelegenheit 
- im Haus reden Sie nicht, wo Sie reden 
müßten -, im Rundfunk dazu Stellung zu 
nehmen. Das ist undemokratisch, das kriti-
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sieren wir, das werden wir auch in entsprechen­
der Form dem ORF sagen. Ich zweifle nicht 
daran, daß man dort unseren Standpunkt 
auch verstehen wird, denn es soll eine echte 
übertragung der politischen Tätigkeit aus 
dem Hause sein. Es soll nicht so sein - vor 
dem warnen wir auch den ORF -, daß 
die Regierungsabgeordneten im Hause schwei­
gen, weil sie wissen, daß sie eine Sonder­
stellung ha ben, und am nächsten Tag im 
"Morgenjournal " zu dem SteUung nehmen 
können, was sie hier im Hause verschwiegen 
haben, noch dazu, wenn wir Freiheitlichen 
keine Möglichkeit haben, dazu Stellung zu 
nehmen, wie bei den Äußerungen des Herrn 
Abgeordneten Machunze, obwohl wir sehr 
viel dazu zu sagen hätten. Wir können höch­
stens wütend sein und das Radio abdrehen, 
aber wir haben keine Möglichkeit, darauf zu 
antworten. 

Ich möchte daher offen sagen : Das war 
undemokratisch, Herr Kollege ! Sie haben 
die Gelegenheit ergriffen ! Dennoch laden wir 
Sie zu einer Besprechung ein. Es ist ver­
ständlich, daß Sie gegen freie übertragungen 
aus dem Parlament sind, denn sonst könnte 
man feststeHen, daß die ÖVP im Parlament 
kaum redet, aber dann die Gelegenheit ergreift, 
im Rundfunk zu reden. Vor einer Unter­
stützung dieses höchst bedenklichen und un­
demokratischen Spiels wollen wir von unserer 
Sicht aus den Rundfunk warnen. 

Ich möchte abschließend noch ganz kurz 
zu dem Entschließungsantra g, den mein Vor­
redner namens der SPÖ vorgetragen und 
überreicht hat, Ste]]ung nehmen. Da sich 
der Entschließungsantrag in seiner Richtung 
im wesentlichen mit dem deckt, was wir 
gestern bereits zu dieser neu einbrechenden 
Flut von Regierungsvorlagen festgestellt haben, 
werden wir Freiheitlichen diesem Ent­
schließungsantrag, wenn er zur Abstimmung 
kommt, unsere Unterstützung geben. Die 
Berechtigung ist vorhanden, denn, wie Sie 
gesehen haben, bekommen wir mitten unter 
der Diskussion ununterbrochen die Beilagen 
zugeteilt, die jetzt ins Haus kommen. 
(Zwischenruj.J Herr Kollege ! Ihnen macht 
das nichts aus, Sie lesen das alles nicht. 
( Ruf bei der Ö V P: Doch, doch ! J Sie lesen das 1 
Sind Sie damit einverstanden 1 Darf ich 
Ihnen sagen, daß ich bei Ihnen einen Nach­
hilfeunterricht im Freisprechen und Schnell­
lesen nehmen möchte. (Allgemeine Heite�keit.) 
Hier müssen Sie mir weit voraus sein. Ich 
bin nicht in der Lage - das muß ich Ihnen 
ehrlich sagen -, das in so kurzer Zeit zu 
bewältigen. 

Abschließend möchte ich noch einmal sagen : 
Uns scheint die Frage, die der Herr Bundes-

kanzler hier in den Mittelpunkt der Dis­
kussion gestellt hat, nämlich das Verhältnis 
des Parlaments zur Regierung und insbesondere 
das uneingeschränkte und auch nicht in der 
Öffentlichkeit mit einer Nebenabsicht kriti­
sierte Fragerecht, bedeutungsvoll genug zu 
sein, daß wir bei jeder Gelegenheit, wenn 
wir einen Versuch feststeHen, dieses Fragerecht 
in der Öffentlichkeit schlechtzumachen 
oder irgendwie zu beschneiden, uns dagegen 
stellen werden. 

Herr Bundeskanzler ! Ich kann Ihnen eines 
versichern : Die Schillinge, die ausgegeben 
werden, um Licht in Ihre unklare Politik zu 
bringen, sind wertvoll genug, ausgegeben zu 
werden. Sie, Herr Bundeskanzler, unkon­
trolliert wirtschaften zu lassen, wäre nach 
unserer Meinung wesentlich teurer. (Beifall 
bei der FPÖ und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Präsident WalIner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Lanc. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Lane (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! In dem Fa]) auch : Herr Bundes­
kanzler ! Sie haben heute in Ihrer Wort­
meldung versucht, über die von mir 
gestern angeschnittene Problematik Bund­
Wien vor allem dadurch hinwegzuturnen, daß 
Sie einen Schlußabsatz eines Schreibens des 
Wiener Bürgermeisters vom 13. August ver­
lesen haben. 

Es ist bekannt, daß der Wiener Bürgermeister 
als Repräsentant echten guten Österreicher­
turns ein sehr höflicher und verbindlicher 
Mensch ist. Ebenso ist es verständlich, daß 
der Herr Bürgermeister in einem Brief an 
den Herrn Bundeskanzler in seiner offiziellen 
Eigenschaft als Wiener Stadtoberhaupt natür­
lich seinen Schlußabsatz möglichst angenehm 
formulieren wird ; noch dazu, wenn er in der 
Position desjenigen steht, der vom Herrn 
Bundeskanzler als Repräsentanten der Bundes­
regierung etwas haben will, nicht für sich, 
sondern für die von ihm repräsentierte Bundes­
hauptstadt. Es wäre doch traurig, hätte 
Wien einen Bürgermeister, der nicht einen 
so angenehmen Schluß für sein Schreiben an 
den Herrn Bundeskanzler fände. 

Aber, meine Damen und Herren und Herr 
Bundeskanzler, ich möchte dasselbe für mich 
in Anspruch nehmen, was Sie heute für 
sich in Anspruch genommen haben, und 
zitieren, was im ersten Absatz desselben 
Briefes des Herrn Bürgermeisters an Sie steht : 

"Wenn ich mich trotz dieser positiven 
Aspekte genötigt sehe, neuerHch auf die ein­
zelnen Punkte des Wiener Memorandums 
einzugehen, so vor allem deswegen, weil einer 
Reihe von für die Bundeshauptstadt besonders 
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wichtigen und dringlichen Anliegen bisher 
noch nicht entsprochen wurde." 

Das war auch der Tenor meiner Aus­
führungen. 

Mit der aber in dieser Generaldebatte für 
Sie nicht eben glücklichen Art haben Sie 
auch in Ihren Ausführungen zu meinen 
Stellungnahmen offenbar auf Grund einer 
Fehlinformation etwas behauptet; was nicht 
den Tatsachen entspricht und was ich hiermit 
richtigstellen möchte. Sie haben in bezug 
auf das U-Bahn-Finanzierungsproblem für 
Wien laut vorläufigem stenographischem Pro­
tokoll gesagt : 

"Ich darf übrigens sagen, daß das Projekt 
der U-Bahn am 18. Oktober 1968 vorgelegt 
worden ist. Also alle Kritiken, man tue nichts, 
gehen deshalb ins Leere : Bevor man nicht 
selber weiß, was das Projekt beinhaltet, was 
es kostet, ist es natürlich auch schwer, über 
die Finanzierung zu sprechen." 

Herr Bundeskanzler ! Wenn trotz Ihrer 
angeblichen Bemühungen um die Verwaltungs­
reform Ihre Ab]age so schlecht beisammen 
sein sollte, daß Sie wirklich nichts anderes 
über die Kosten der Wiener U-Bahn gefunden 
haben, dann darf ich Ihnen in dem Fall, 
ohne daß mir ein Verwaltungsapparat zur 
Verfügung steht, insofern beispringen, daß 
ich Ihnen sage, daß Sie am 14. Mai und nicht 
erst am 18. Oktober dieses Jahres einen Brief 
des Herrn Bürgermeisters bekommen haben, 
der nebst einem Zeitplan für die Baujahre 
1968 Ms 1980 eine Kostenaufstellung für den 
Ausbau der Linien U 1 ,  U 2 und U 4 enthielt. 
Auf der Preisbasis des Jahres 1967 sieht der 
bauliche Teil - falls Sie den Brief nicht gleich 
zur Hand haben, möchte ich Ihnen noch 
die wesentlichsten Punkte des Inhaltes sagen -

4292 Millionen Schilling und für den Wagen­
park 771 Millionen Schilling vor. 

So sieht also die Behandlung der Wiener 
Probleme durch den Bundeskanzler aus, und 
solches hat das Haus von den Äußerungen 
des Herrn Bundeskanzlers zu halten. (Beifall 
bei der S PO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete KuJhanek. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kulhanek (ÖVP) : Herr Bun­
deskanzler ! Hohes Haus ! Ich freue mich, daß 
es mir heute zufällt, als dem Kleinen in der 
Wirtschaft, als dem kleinen Mann, jene wo­
gende See, die sich heute von früh bis jetzt 
gezeigt hat, einer gewissen Glättung zuzu­
führen. Ich freue mich, daß es möglich ge­
worden ist, den Antrag, den Dr. Pittermann 
in einer Aufforderung an den Bundeskanzler 
wegen der noch eingelangten Gesetzesfiut 

stellen wollte, nunmehr zu einem Dreipatteien­
antrag zu machen. Ich darf die Gedanken kurz 
begründen, die auch uns von der Österreichi­
sehen Volkspartei dazu bewogen haben, ihm 
beizutreten beziehungsweise ihn gemeinsam 
zu stellen. 

Wir lernen es ja stündlich kennen : Wo es 
mehr als einen gibt, wo ein Partner vor­
handen ist, sei es auch nur ein einziger, hat man 
mit ihm das Einvernehmen zu suchen, hat man 
mit ihm einen Kompromiß zu finden ; denn das 
Leben ist so, daß sich der einzelne vom andern 
im Denken und in den Absichten unterscheidet. 
Es ist erfreulich , daß dieser Weg begangen 
wird, daß wir in einem Verständnis zueinander 
diesen Antrag nunmehr zeichnen werden. 

Ich darf ganz realistisch feststellen, daß die 
Arbeit von heute gegenüber der vergangenen 
Zeit doch für den Abgeordneten eine wesent­
lich andere geworden iElt . Wir lesen es ja und 
hören immer wieder, daß man heute vom Abge­
ordneten nicht nur verlangt, daß er ein Poli­
tiker ist, daß er die Interessen der Gruppe, der 
er entstammt, vertritt, sondern daß er dabei 
auch ein Fachmann ist. Er muß es ja sein, will 
er die Materie halbwegs mit Verantwortungs­
bewußtsein behandeln. So kommt es dazu, 
da ß die Beratungen für die einzelnen Gesetze 
heute wesentlich mehr Zeit beanspruchen als 
früher einmal. 

Ich möchte dabei aber nicht verkennen, daß 
seitens der Bundesregietung und des Bundes­
kanzlers ebenso keine schlechte Absicht vor­
liegt, wenn sich gegen Ende des Jahres oder ­
es gibt ja einen zweiten Termin - zu Ende der 
Frühjahrssesdion die Vorlagen häufen. Darf 
ich bitten, zu dem Verständnis, zu dem wir ge­
funden haben, zu kommen und begreifen zu 
wollen, daß hier der Wunsch der realen Mög­
lichkeit eben nicht ganz nachkommt oder ihr, 
umgekehrt, vorauseilt, daß also hier mehr ge­
wollt wird, als die Realität für die Erledigung 
zuläßt. Darau s ist es zu erklären, daß manche 
V orIage als noch erträglich befunden und zut 
Beratung dem Parlament vorgelegt wird. 

Wir wollen aber künftighin doch unsere 
Zeiteinteilung und Arbeitseinteilung so treffen, 
daß wir tatsächlich jene Zeit und Mühe zur 
Vorbereitung haben, die so kompljzierte Ma­
terien verlangen. Deswegen darf ich im 
Namen der drei Parteien folgenden E n t­
sc  h l i  e ß u  ng s a n  tr ag stellen : 

Der Herr Bundeskanzler wird aufge­
fordert, dafür Sorge zu tragen, daß Regie­
rungsvorlagen dem Nationalrat so zeit­
gerecht vorgelegt werden, daß eine gründ­
liche Vorberatung möglich ist. Dabei ist 
auf die Belange des Bundesrates Rücksicht 
zu nehmen. 
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Im Namen meiner Partei darf ich die Zusage 
geben. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner : Es hat sich zum Wort ge­
meldet der Herr Abgeordnete Weikhart. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Weikhart (SPÖ) : Im Namen 
der Sozialistischen Partei darf ich dem Hohen 
Haus mitteilen, daß auch wir den gemein­
samen Antrag, der soeben durch den Abge­
ordneten Kulhanek eingebracht wurde, be­
grüßen und deswegen unseren Antrag Dok­
tor Pittermann zurückziehen. 

Präsident Wallner: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter 
das Schlußwort 1 - Damit ist die Aussprache 
über die Gruppen I und II beendet. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m m u ng. 
Ich lasse zunächst über die Beratungs­

gruppe I, Oberste Organe, abstimmen. Diese 
umfaßt : Kapitel 01 : Präsidentschaftskanzlei, 
Kapitel 02 : Bunde sgesetzgebung , Kapitel 03 : 
Verfassungsgerichtshof, Kapitel 04 : Verwal­
tungsgerichtshof, Kapitel 06 : Rechnungshof. 

Zunächst ist getrennte Abstimmung über 
das Kapitel 01 ,  Präsidentschaftskanzlei, ver­
langt. 

Ich habe diesem Verlangen gemäß § 63 
Absatz 6 Geschäftsordnungsgesetz Folge zu 
geben und bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Kapitel in der Fassung der Regierungs­
vorlage ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
An g e n o m m e n. 

über die übrigen Kapitel der Beratungs­
gruppe I - das sind die Kapitel 02, 03, 04 
und 06 - werde ich unter einem abstimmen 
lassen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den 
Kapiteln 02, 03, 04 und 06 in der Fassung der 
Regierungsvorlage ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
die Mehrheit. An g e n o m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
die Beratungsruppe H. Diese umfaßt : Kapi­
tel 10 : Bundeskanzleramt mit Dienststellen, 
Kapitel 70 : Staatsdruckerei. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
beiden Kapiteln in der Faf:'ElUng der Regie­
rungsvorlage ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. A n g e n o m m e n .  

Wir kommen nunmehr zum E n t s c hl i e ­
ß u n g a n  t r a g der Abgeordneten Dr .Oskar Weihs 
und Genossen, demzufolge festgestellt werden 
soll, daß die versprochenen Einsparungen im 
Budget nicht durchgeführt wurden. 

Der Antrag ist als Entschließungsantrag 
bezeichnet. Entschließungsanträge sind im 
Sinne des Artikels 52 Bundes-Verfassungs­
gesetz beziehungsweise § 70 Geschäftsordnungs­
gesetz solche Anträge, die an die Bundes­
l:'egierung oder an eines i&er Mitglieder gerich­
tet sind und in denen Wünsche über die Aus­
übung der Vollziehung zum Ausdruck gebracht 
werden. - Dies trifft im vorliegenden Falle 
nicht zu. 

Da aber in der Vergangenheit einige Male 
solche nicht an ein Mitglied der Bundes­
regierung gel:'ichtete Anträge als Entschlie­
ßungsanträge eingebracht wurden und darüber 
abgestimmt wurde, werde ich auch diesen 
Antrag, ohne dadurch eine Bindung fm die 
Zukunft zu schaffen, zur Abstimmung bringen. 

Ich werde a.ber auch diese Angelegenheit 
in der nächsten Präsidialsitzung zur Sprache 
bringen. 

Es ist namentliche Abstimmung begehrt 
worden. Die namentliche Abstimmung ist 
von 25 Mitgliedern des Nationalrates verlangt 
worden. Ich habe sie daher durchzuführen. 

Ich bitte jene Abgeordneten, die für den 
Antrag der Abgeordneten Dr. Oskar Weihs und 
Genossen stimmen, "Ja" -Stimmzettel, jene, 
die gegen den Antrag stimmen, "N ein"­
Stimmzettel abzugeben. 

Ich bitte die Abgeordneten, ihre Plätze 
einzunehmen. Die Beamten des Hauses ersuche 
ich, die Stimmzettel in den ihnen zugewiesenen 
Bankreihen einzusammeln. (Beamte 8ammeln 
die Stimmzettel ein.) 

Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche 
die Beamten des Hauses, jeder für sich, die 
Stimmenzählung vorzunehmen und mir das 
Ergebnis sofort bekanntzugeben. 

(N ack A u8zäklen der Stimmen :) 
Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt : 

Abgegebene Stimmen 159, davon Ja-Stimmen 
75, Nein-Stimmen 84. Damit ist der Antrag 
der Abgeordneten Dr. Oskar Weihs und 
Genossen a b g e l e hn t. 

Mit "J a" stimmten die Abgeordneten 
Androsck, Baba-n·itz, Benya, Brauneis, Broda, 

Ozettel, Eberkard, Exler, Firnberg, Frükbauer, 
Fux, Gratz, Haas, Haberl, Häuser, Heinz, 
Hellwagner, Hofstetter Erick, Horejs, Horr, 
Jungwirtk, Kleiner, Klein-Löw, Konir, 
Kostelecky, Kratky, Kreisky, Kunst, Lanc, 
Libal, Lukas, Luptowits, Meißl, Metter, Mistin­
ger, Mondl, Moser, Müller, Murowatz, Pansi, 
Pay, Peter, PfeDer, Pfeifer, Pichler Adam, 
Pickler Franz, Pittermann, Pölz, Probst, 
Radinger, Robak, Sckeibengraf, Scklager Josef, 
8crinzi, Skritek, Spielbückler, Staribacker, 
8teinkuber, Steininger, Ströer, Tkalkammer, 
van Tongel, Troll, Tull, Ulbrick, Waldbrunner, 

116. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)170 von 171

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 16. Sitzung - 27. November 19 68 941 1 

Präsident 
Weih8, Weikhart, Weisz, Wielandner, Wodica, schließungsantl'ag der Abgeordneten DDr. Pit-
Wondrack, Zankl, ZeilUnger, Zingler; termann, Kulhanek, Dr. van Tongel und Ge-

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten nossen, betreffend Einbringung von Regierungs­
vorlagen. Altenburger, Bassetti, Bayer, Brandstätter, 

Breiteneder, Deutschmann, Fachleutner, Fiedler, 
Fin.�, Fritz, Frodl, Gabriele, Geischläger, Geißler, 
Glaser, Gorbach, Graf Robert, Graf Rudolj, 
Gram, Grießner, Gruber, Grundemann, Guggen­
berger, Hagenauer, Haider, Halder, Hämmerle, 
Hartl, Harwalik, Hauser, Helbich, Hetzenauer, 
Hofstetter Karl, Kabesch, Kern, Kinzl, Klaus, 
Kotzina, Kranebitter, Kranzlmayr, Krempl, 
Krottendorfer, Kulhanek, Landmann, Lei8ser, 
Leitner, Linsbauer, Machunze, Maleta, Mar­
berger, Marwan-Schlosser, Mayr, Minkowitsch, 
Mitterer, MUS8il, Neumann, Nimmervoll, Ofen­
böck, Piffl, Prader, Prinke, Regen8burger, 
Rehor, Sallinger, Sandmeier, Scherrer, Schlager 
Anton, Schleinzer, Schrotter, Solar, So ronics , 
Spindelegger, Staudinger, Steiner, Stahs, Suppan, 
Titze, Tödling, Tschida, Vollmann, Weidinger, 
Wiesinger, W ithalm, Zittmayr. 

Präsident Wallner: Wir gelangen nunmehr 
zur Abstimmung über den gemeinsamen Ent-

Ich bitte jene Frauen und Herren, die diesem 
Entl3chließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
einstimmig a n g e n o m m en. 

Die Tagesordnung ist e r s c höpft.  
Ich b r e c h e  die Verhandlungen ab .  
Die nächste  Sitzung berufe ich für heute, 

den 27. November, um 14 Uhr 20 mit folgender 
Tagesordnung ein : 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (990 und Zu 990 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1969 (1040 der Beilagen), Spezial­
debatte über die Beratungsgruppe VI. Diese 
umfaßt : Kapitel 12 : Unterricht, Kapitel 13 : 
Kunst, Kapitel 14 : Kultus, Kapitel 71 : 
Bundestheater . 

Die Sitzung ist g e s c hl o s s en. 

SchlUß der Sitzung : 14 Uhr 10 Minuten 
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